


SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

von Thomas Westphal 

Es ist einer dieser Montage, an de- 
nen heftig über die Folgen der 
Wahlniederlagen der SPD speku- 
liert wird. 

In der SPD herrscht Katerstim- 
mung. M i t  den niederschmettern- 
den Zahlen aus allen Wahllokalen 
in Ost- und Westdeutschland steigt 
innerhalb der Partei der Eindruck 
von der Götterdämmerung für die 
Politikstrategie der ,,neuen Mitte" 
auf. Bei allen Durchhalteparolen, 
die auch an diesem Montag wieder 
zu hören sind, ist allen Beteiligten 
und Beobachtern längst klar, dass 
die SPD zur nunmehr dritten Neu- 
ausrichtung ihrer Regierungspolitik 
gezwungen ist. 

Die im Koalitionsvertrag nach- 
zulesende erste Startausrichtung 
war noch beseelt vom Wahlerfolg 
und von der siegreichen Politikstra- 
tegie, die den Gleichklang von In- 
novation und Gerechtigkeit in Sze- 
ne setzte. 100.000 Job-Programm, 
Steuerbereinigungsgesetz, Doppel- 
te Staatsbürgerschaft und die Ord- 
nung auf dem Arbeitsmarkt, das 
waren die bestimmenden Themen 
dieser Zeit. 

Operative Hast, Zerfall des in- 
szenierten Gleichklangs in diversen 
Klientelpolitiken, Fehleinschätzun- 
gen hinsichtlich des Konfliktpoten- 
tials, das in der Einwanderungsfra- 
ge steckt, die Wahlniederlage in 
Hessen und schließlich der Rücktritt 
von 0 .  Lafontaine haben diese er- 
ste Strategieausrichtung politisch 
erledigt. 

Nach den Anfeuerungsrufen 
aus der Wirtschaft, nun die zweite 
Chance zu nutzen, und persönlich 
gestärkt durch den Kosovo-Krieg, 
krempelte Schröder die innenpoliti- 
sche Tagesordnung komplett um. 
Rentenanpassung, Sparpaket und 
das SchröderIBlair- Papier zur Zu- 
kunft der europäischen Sozialde- 

mokratie rückten in den Vorder- 
grund. Diese Ausrichtung ist nun 
ihrerseits durch die Wahldesaster 
bei der Europawahl, in Branden- 
burg, dem Saarland, Thüringen, 
NRW und Sachsen höchst plebiszi- 
tär von den Wählern umgekegelt 
worden. 

Kurzum: Die Rückkehr von Franz 
Müntefering als Zentrums-Manager 
der Partei signalisiert zweierlei: 1 .  
Allen ist klar: Die dritte Strategiean- 
Passung der Regierungsarbeit ist 
fällig. 2 .  Die Strecke führt bis zur 
Landtagswahl in NRW im kommen- 
den Mai. Entweder bis dahin exi- 
stiert ein auch in der Substanz halt- 
barer neuer Regierungskurs oder 
aber Schröder wird nach Kiesinger 
der zweite Übergangskanzler in der 
Geschichte der (erweiterten) Bun- 
desrepu blik. 

Aber ein einfaches Remake der 
Wahlkampfschlager aus dem letz- 
ten Jahr ist nicht die Antwort auf 
diese Situation. Dafür ist der ent- 
standene Glaubwürdigkeitsverlust 
zu nachhaltig und die Kluft zwi- 
schen dem Innovationsdiskurs, der 
Austerititätspolitik und dem An- 
spruch nach sozialer Gerechtigkeit 
zu groß, um durch politisches Mar- 
keting zugedeckt werden zu kön- 
nen. 

Die beteiligten Matadoren müs- 
sen schon genauer klären, worin der 
,,dritte Kurs" nun bestehen soll. 

So wie die Dinge derzeit liegen, 
müssen mindestens drei Kernstücke 
bearbeitet werden, um ein schlüssi- 
ges Ganzes zu ergeben: 

1 .  Wenn es der Sozialdemokratie 
nicht gelingt, die notwendigen öko- 
nomischen und sozialen Verände- 
rungen. in einer historischen Linie 
mit  den sozialen Integrationserfol- 
gen der Nachkriegsgeschichte zu 

verbinden, dann wird sie kaum in 
der Lage sein, ihre Kernkompetenz 
der sozialen Gerechtigkeit wieder 
glaubhaft vertreten zu können. Mit  
den Metaphern des Bruchs und der 
Diskreditierung der eigenen histori- 
schen Politikleistungen, wie sie noch 
im Schröder/Blair-Papier auftauch- 
ten, wird für morgen nichts gewon- 
nen, aber die Leistung von gestern 
geschmäht. 

2 .  Der Innovations-Kurs muß 
mit vorwärtsgerichteten Reformen 
der sozialen Sicherungssysteme 
(Rentenstruktur) und der Steuerge- 
rechtigkeit verbunden werden und 
darf nicht länger als Klientelismus- 
Politik für das junge Unternehmer- 
tum und die Kultur der Selbstän- 
digkeit daherkommen. Wenn je- 
doch weiterhin die notwendige 
Modernisierung etwa in den Sozial- 
versicherungen vom geistigen 
Blickwinkel der Kultur der Selbstän- 
digkeit aus betrieben wird, dann 
werden Einzelinteressen zum Ge- 
meinwohl erhoben. Das politische 
Ergebnis ist der Verlust des Volks- 
parteicharakters der SPD, wie in 
Sachsen. 

3. Das Konzept-Karussell rund 
um den Aspekt des Niedriglohnsek- 
tors, Billigjobs usw. muß angehalten 
werden. Stattdessen ist eine solide 
Untersetzung des Bündnisses für Ar- 
beit mit konkreten Brancheninitiati- 
ven zur Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen dringend gebo- 
ten. 

Kurzum: Nur wenn dauerhaft der 
Eindruck vermieden werden kann, 
der Kanzler betreibe eine Politik nach 
dem Drehbuch des Films ,,Lola 
rennt" und seine Politikansätze seien 
immer das Ergebnis zufälliger Ereig- 
nisketten, ist es überhaupt möglich, 
den Trend zu stoppen. Also: ,,Demo- 
kratische Modernisierung" statt 
,,Schröder rennt"! SPW 

schäftsleute gruppieren. Weder Ge- 
schäftsleute noch islamische Würden- 
träger denken an eine Abkehr von 
Russland. Auch die rasche Aufstel- 
lung von Freiwilligenverbänden (zu 
den Initiatoren zählt u.a. der Chef der 
Ölgesellschaft Dagneft) zum Kampf 
gegen die Aufständischen zeigt, daß 
Basajew mit erbittertem Widerstand 
aus der Bevölkerung rechnen müßte. 
Fremden Boden zu erobern - und sei 
es unter der Losung einer ,,Befreiung 
von den Ungläubigen" - gilt im Kau- 
kasus von jeher als schweres Verbre- 
chen. 

Der Widerstand könnte aber 
auch umschlagen und sich nicht nur 
gegen Eindringlinge, sondern eben- 
so gegen die Zustände und ihre Ver- 
antwortlichen im eigenen Land rich- 
ten. Schließlich sind die Wurzeln für 
die blutigen Unruhen nicht nur bei 
den Wahhabiten, sondern gerade 
auch in der katastrophalen wirt- 
schaftlichen und sozialen Schieflage 
Dagestans zu suchen. So sind Drei- 
viertel der erwerbsfähigen Bevölke- 
rung arbeitslos! Zugleich wird das 
kleine Land durch unkontrollierte 
Binnenwanderung, starke Flücht- 
lingswellen aus Tschetschenien und 

wachsende Kriminalität erschüttert. 
Das könnte zum Flächenbrand füh- 
ren, wenn die militärische ,,Hau- 
drauf-Mentalität" der derzeit poli- 
tisch führenden Elite Russlands nicht 
durch diplomatische Geschmeidig- 
keit (wie im Falle Tschetscheniens 
durch Ex-General Lebed) und lei- 
stungsfähige Wirtschaftshilfe abge- 
löst wird. Die Militäraktionen treffen 
schließlich immer wieder viele un- 
schuldige Bewohner in den Kampf- 
gebieten und zerstören deren müh- 
selig erworbenes Hab und Gut sowie 
die Landwirtschaft als wichtigem Er- 
werbszweig. Die Überreaktion Mos- 
kaus ist natürlich nicht ausschließlich 
geopolitischen Empfindlichkeiten 
und energiewirtschaftlichen Interes- 
sen geschuldet, sondern hat dane- 
ben zugleich handfeste innenpoliti- 
sche Gründe. Schließlich stehen am 
19. Dezember diesen Jahres die Par- 
lamentswahlen an. Und solch ein 
Konflikt Iäßt sich eben immer auch 
nutzen, um dem politischen Gegner 
Wählerstimmen abzujagen. Die Fort- 
setzung dieser Politik Russlands wird 
im Kaukasus den Widerstand nur 
noch steigern. Das oberste Ziel in der 
Kaukasus-Region kann nur darin be- 

stehen, in einem ersten Schritt einen 
umfassenden Gewaltverzicht durch- 
zusetzen. Er ist überhaupt Voraus- 
setzung dafür, dass das Tor zum Frie- 
den geöffnet werden kann. Ob hier- 
für nach den Parlamentswahlen bes- 
sere Voraussetzungen vorliegen, 
bleibt abzuwarten. SPW 

Literatur 
Bimboes, D.: Zundstoff Öl und Gas. Alter und 

neuer Krisenherd am Kaspischen Meer, in: 
spw Nr. 107. 3/99 

FR vom 24.08.1 999: Beitrag ,,Die Rebellen 
ziehen angeblich aus Dagestan ab" 

Hessischer Rundfunk (HR1): Beitrag zu Dage- 
stan in der Sendung .,der Tag" vom 
24.08.1999 

Heyden, U.: Basajews offene Rechnungen. 
Freitag Nr. 34 vom 20.08.1 999 

Heyden, U.: Bürgermeister im Rollstuhl, Frei- 
tag Nr 37 vom 10.09.1 999 

Koch. 8.: Öl bedeutet Leben - neue Pipeline 
von Baku zum Schwarzen Meer eroffnet. 
in: FR vom 10.05.1 999 

Kreikemeyer, A : Die Muhsal der Selbstbe- 
hauptung: Russische Außen- und Sicher- 
he~tspolitk in der ausgehenden Ara Jelzin, 
in: Friedensgutachten 1999, LIT-Verlag, 
Münster 1999 

Maaß, E.: Ein zweites Tschetschenien?, dieTa- 
geszeitung vom 31.08.1 999 

A. R.: Verflogene Erdöl-Euphorie am Kaspi- 
schen Meer, in: Neue Zurcher Zeitung Nr. 
89 vom 19.04.1 999 

Arno KlönneIEckart Spool rlnnen gemeinsam einen Kongreß „Jahrhun- 
Rainer Butenschön (Hrsg.) dertbilanz Sozialdemokratie'' durch. Jetzt ist 

226 Seiten; D M  32,80 
ISBN 3-87975-752-6 

Eine Jahrhundertbilanz der SPD Mit Beiträgen von Günter Benser, Joachim 
Bischoff ,  Michael  Buckmil ler,  Chr i s toph  
But terwegge,  Konrad  Gilges, Wo l fgang  
Haible, Karl-Heinz Hansen, Eike Hennig, 
Arno Klönne, Johannes Klotz, Ralf Krämer, 
Horst Peter, Karsten Rudolph, Till Schelz- 
B r a n d e n b u r g ,  H a n s  S e e ,  H o r s t  
Schmitthenner, Uli Schöler, Rolf Schwendter, 
Eckar t  Spoo,  Peter  Strutynski,  M ichae l  
Vollert, Andreas Wehr, Wolfgang Wipper- 
mann, Jörg Wollenberg. 

Das Buch kann versandkostenfrei bei uns 
bestellt werden: 
spw-Verlag, 
Fresienstr. 26, 
44289 Dortmund,  
Tel. 0231 -40241 0, Fax 0231 -40241 6, 
eMail: Verlag Q spw.de 



SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG I N HALT 

eiträge zur 
~zialistischen Politik 

Flüchtlinge, Migration 
und lnteqration 
Europäische Fiüchtlingspolitik und der Kosovo-Krieg; 
Demontage des Asylrechts; Exportwirtschai? und Ver- 
treibung in Kurdistan; Arbeitsmigration Mexiko - USA; 
Personenfreizügigkeit und Sozialdumping Schweiz - 
EU; Integration, Staatsbürgerrecht; Frauenhandel und 
Illegalisierung von Migrantinnen; Ausländerpolitik und 
Apartheid in der Schule 

H. Dietrich, C. Roth. M. Holzberger, Ch. Parnreiter, 
M.-C. Caloz-Tschopp, J. Dietziker, B. Lüthje, A. Sancar, 
Ch. Scherrer. H. Baumann, M. Le Breton, S. Prodolliet, 
I. Wallerstein, H. Heinoid, G. D'Arnato, U. Loppacher 

Diskussion 

P. Hug: Friedens- und Sichheitspolitik statt NATO-Krieg 
S. Kappeler: Militärmachismo und Frauenbewegung 
P. Lock: Nachkrieg in Südosteuropa 

Marginalien / Rezensionen / Zeitschriftenschau 

Rolle im internationalen Pipeline-Po- 
ker. Durch die Pipeline wird schließlich 
Öl von am Kaspischen Meer tätigen 
internationalen Ölkonsortien (s.u.) 
gepumpt. Das und ein insgesamt dro- 
hender Einflußverlust in der gesamten 
Region erklärt die Heftigkeit der russi- 
schen Reaktion auf den Einmarsch 
der Islamisten. So ist seit der Eröff- 
nung der Ölpipeline von Baku zum 
georgischen Schwarzmeerhafen Sup- 
sa (Westroute) im Frühling diesen Jah- 

Die Loyalitäten in res ist die Abhängigkeit von Ölliefe- 
Dagestan -anders rungen durch russisches Territorium 

als in Tschetschenien erheblich gesunken. Bekanntlich ge- 
- liegen bislang hören Aserbeidschan und Georgien 

weitestgehend auf nicht mehr zu Russland. Hinzu 
Seiten der russischen kommt noch, dass die Transportge- 

Föderation. bühren auf dieser Nordroute zehnmal 
höher als entlang der Westroute sind. 
Allerdings bleibt die neue Westroute 
nur so lange ein Trumpf im Gerangel 
von Macht und Preisen, als sie die 
steigenden Fördermengen des von 
BP-Amoco dominierten AlOC ÖIkon- 
sortiums (an dem elf internationale 
Konzerne, darunter die russische Lu- 
koil mit 10% beteiligt ist) aufnehmen 
kann. Sollte die Leitungskapazität 

nicht ausreichen, wird das AlOC wie- 
der auf die russische Nordroute ange- 
wiesen sein. 

Bislang hat sich das AlOC dafür 
entschieden, das Öl über diese bei- 
den Pipelines an die Schwarzmeerkü- 
ste zu pumpen. Würde der Abtrans- 
port über die Nordroute aber dauer- 
haft gefährdet, könnte dies den 
Druck erhöhen, die von den USA und 
Aserbeidschan favorisierte Route von 
Baku über Georgien nach Ceyhan an 
der türkischen Mittelmeerküste doch 
früher als angedacht zu bauen. Sie 
wird bislang als unwirtschaftlich an- 
gesehen. Sollte sie vor diesem Hinter- 
grund nun doch bald gebaut wer- 
den, wäre erreicht, was die USA 
schon so lange wollen. Nämlich die 
Energierohstoffe des Kaspischen 
Meeres und ganz Mittelasiens unab- 
hängig von Russland auf die Welt- 
märkte gelangen zu lassen. 

Der Einmarsch der Guerilla in Da- 
gestan ist deshalb möglicherweise 
nicht zufällig in dieser Situation er- 
folgt. In jedem Fall hat er Russland an 
einer national und geopolitisch hoch 
empfindlichen Stelle getroffen. Eine 
Abspaltung Dagestans würde Rus- 
sland größtenteils vom Kaspischen 
Meer und den dortigen ÖI- und Gas- 
vorräten abschneiden und zudem sei- 
ne territoriale Integrität in hohem 
Maße treffen. Nur vor diesem Hinter- 
grund kann die heftige militärische 
Reaktion Moskaus und der enge 
Schulterschluß von Politik und Militär 
(was im tschetschenischen Konflikt 
ganz anders war) verstanden werden. 
Die Abspaltung Dagestans von Rus- 
sland würde den Druck erhöhen, die 
Ölroute nach Ceyhan bald zu bauen. 

Ausländische Geldgeber für die 
lslamisten 
2. Angaben des russischen Geheim- 
dienstes scheinen der Wahrheit zu 
entsprechen, wonach die lslamisten 
von Saudi-Arabien und anderen isla- 
mischen Ländern unterstützt werden. 
Immerhin sind die Kämpfe in  Dage- 
stan in Gebieten begonnen worden, 
in denen die Wahhabiten an Einfluß 
gewonnen haben. Diese ultrakonser- 
vative islamische Bewegung mit be- 
sonders harter Auslegung der Scha- 
ria-Gesetze ist über Söldner während 
des Krieges nach Tschetschenien ge- 
langt. Ihr Oberhaupt ist der bereits er- 
wähnte, aus Jordanien stammende 
Millionär al Chattab, der verschiedene 
Ausbildungslager für die Anhänger 
der Bewegung finanzierte. Da der 
Wahhabismus die Staatsreligion Sau- 
di-Arabiens ist, liegt es nicht fern, 

dass von dort auch Unterstützung für 
die lslamisten kommen könnte. Im 
übrigen fehlen noch Beweise dafür, 
dass Basajews Truppen über ver- 
schwiegene Kanäle aus den USA und 
England finanziert werden. Das ist 
nicht völlig auszuschließen. Schließ- 
lich hat Basajew für die Durchsetzung 
seiner Ziele mehr das Öl als den lslam 
im Kopf und scheint sich der Wahha- 
biten eher zu bedienen. Inzwischen 
ist diese Glaubensrichtung in Dage- 
stan verboten worden. 

Dagestan und Rußland 
3.  Dagestan heißt übersetzt ,,Berg- 
land" und charakterisiert damit die 
Geländeverhältnisse in der föderati- 
ven russischen Republik im Nordkau- 
kasus. Sie bieten ideale Voraussetzun- 
gen für den Guerillakrieg. Auf einem 
Gebiet von der Größe Niedersachsens 
und etwa 1,8 Mio Einwohnern leben 
über 30 Völker in unterschiedlichen 
Siedlungsgebieten. Den wichtigsten 
Identifikationsfaktor bildet der lslam 
sunnitischer Ausrichtung. Radikale 
Formen des lslam wie die Lehre der 
Wahhabiten sind den Gläubigen im 
Nordkaukasus fremd. Der Anteil der 
Russen beträgt lediglich etwa neun 
Prozent der Bevölkerung. Dennoch ist 
die Umgangssprache russisch. Die 
Loyalitäten liegen bislang weitestge- 
hend auf Seiten der russischen Föde- 
ration. Das war bereits so zu Zeiten 
der Sowjet-Union. Ein wesentlicher 
Grund dafür ist, daß Dagestan im Ge- 
gensatz zu Tschetschenien nach der 
Rückeroberung des Kaukasus durch 
die Rote Armee im Jahre 1944 nicht 
Stalinschem Terror ausgesetzt und 
von brutalen Zwangsumsiedlungen 
nach Mittelasien betroffen war. Die 
Deportationen erfolgten, weil Tschet- 
schenien bis in die vierziger Jahre 
nicht ganz in den Sowjetstaat inte- 
griert werden konnte und eine Hoch- 
burg des islamischen Nakschbandiye- 
Ordens (ein Derwischorden) war. Das 
ganze Volk wurde vertrieben, obwohl 
sich die überwiegende Mehrheit am 
Verteidigungskrieg gegen den Fa- 
schismus beteiligte und nur ein klei- 
ner Teil mit ihm kollaborierte. Dieses 
düstere Kapitel der stalinschen Natio- 
nalitätenpolitik erklärt im Gegensatz 
zu Dagestan den starken Willen der 
Tschetschenen nach Unabhängigkeit 
von Russland. Vor diesem Hinter- 
grund ist es derzeit schwer vorstellbar, 
das in Dagestan eine Entwicklung wie 
in Tschetschenien droht. Zudem glie- 
dert sich die dagestanische Gesell- 
schaft noch in Clans, die sich um na- 
tionale Führer und einflußreiche Ge- 
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Notizen und 
Hinweise zu 
Veranstaltungen 
und Materialien 

SPD-Linke im Frankfurter Kreis 
wollen stärker eingreifen 

Das Herbsttreffen des Frankfurter 
Kreises am 17.11 8.09.99 in Berlin dis- 
kutierte kritisch über das Sparpaket 
der Bundesregierung und verabschie- 
dete eine,, Berliner Erklärung: Die drit- 
te Phase sozialdemokratischer Regie- 
rungspolitik einleiten: Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit und neuer 
Gesellschaftsvertrag", in der mehr so- 
ziale Gerechtigkeit und Initiativen 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit sowie 
zur Verbesserung der öffentlichen 
Einnahmen gefordert werden. Der 
Text steht auf unserer Website bereit 
(http://www.spw.de) und kann beim 
Büro Detlev von Larcher MdB ange- 

Fachhochschulverlag 
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fordert werden (Tel. 030-22773659, 
eMail: detlev.larcher@bundestag.de). 
Um die inhaltliche und organisatori- 
sche Modernisierung der SPD-Linken 
voranzubringen, soll in Kürze ein ein- 
getragener Verein ,, Forum 2 1 " ge- 
gründet werden. Auf der Frühjahrsta- 
gung 2000 soll erste Bilanz gezogen 
und das weitere Vorgehen beraten 
werden. 

Zu einem bundesweiten Seminar 
,,Für ein linkes Projekt: Zukunft" la- 
den bayerische Parteilinke für den 
23.124.10.99 i n  die Frankenakade- 
mie Schloß Schney bei  Lichtenfels 
ein. Inhaltliche Diskussionspunkte 
sind die Aufgaben der Linken in der 
SPD und die Perspektiven sozialde- 
mokratischer Friedenspolitik. Weitere 
Info und Anmeldungen bei Uwe 
Hiksch MdB, Tel. 09261 -9541 7, 
eMail: uwe@hiksch.de 

spw-Herbsttagung zur Zukunft 
des Sozialstaats 

Der inhaltliche Schwerpunkt der dies- 
jährigen Herbsttagung der Zeitschrift 
spw lautet ,,Dritter Weg und neue 
Mitte - Sozialstaatliche Gestaltung im 
Jahr 1 der rot-grünen Bundesregie- 
rung". Sie wird am 30.131.10.99 in 
Hattingen an der Ruhr stattfinden. In- 
teressierte sind herzlich eingeladen. 
Weitere lnformationen zur Tagung 
und Anmeldung bei Joachim Schu- 
ster, d o  ispw, Brokstr. 58, 28203 Bre- 
men, Tel./Fax 0421 -74923, eMail: 
Schuster@bremnet.de. 

3. Kongress der Gewerkschafts- 
linken 3.14.12.99 in Stuttgart 

Der 3. Kongress der Initiative für Ver- 
netzung der Gewerkschaftslinken fin- 
det am 03.104.1 2.99 in Stuttgart zu 
den Themen Mitbestimmung, Sozial-, 
Tarif- und Arbeitzeitpolitik statt. Der 
erste Kongress dieser längerfristig an- 
gelegten Initiative fand am 15.1 
16.04.99 in Oberursel/Frankfurt mit 
Ca. 140 Gewerkschafterlnnen aus der 
ganzen Republik statt und vereinbarte 
weitere gemeinsame Arbeit: Genaues 
Programm und weitere Infos bei: 
Heinz-Günter Lang, Tannenburger Str. 
15, PF 1201, 64660 Alsbach-Haehn- 
lein, Tel.: 06257-1468. Im lnternet 
gibt es umfangreiche lnformationen 

MAGAZIN 

unter der Adresse http://www. 
la bournet.de 

Tagung ,,Der Krieg -Analyse 
eines Exempels" 
Veranstalter dieser Tagung, die unter 
verschiedenen Gesichtspunkten eine 
Bilanz des Kosovo-Krieges und seiner 
medialen und politischen Behand- 
lung ziehen sowie friedenspolitische 
Perspektiven diskutieren soll, ist ein 
breites Spektrum friedenspolitisch 
engagierter Organisationen und In- 
itiativen. Sie findet statt am 
08.10.99, ab 19.00 Uhr, und 
09.10.99, 09.30 - 16.30 Uhr, in der 
Hochschule für Wirtschaft und Poli- 
tik, von-Melle-Park 5 in Hamburg. 
Kontakt: Naturwissenschaftlerlnnen- 
Initiative, Tel. 0231 -575202, eMail: 
ines-nat@t-online.de 

Tagung ,,Ein Jahr Rot-Grün - 
Neue Chancen für die Jugend?" 

Unter diesem Titel führt des Bundes- 
verband der Jungsozialistinnen und 
Jungsozialisten in der SPD am 
24.10.99 eine Tagung in Berlin durch. 
Mehr lnformationen und Anmeldun- 
gen beim Juso-Bundessekretariat, 
Wilhelmstr. 140, 10551 Berlin, Tel. 
030-25991 -365, eMail: jusos@ 
spd.de 

Frauennetzwerk diskutiert zu 
,,Frau und Beruf" 

Bitte schon mal vormerken: Das 
Frauennetzwerk veranstaltet am 
Samstag, den 13.11.99, 13 - 18 
Uhr im Jugendgästehaus Berlin ein 
,,Werkstattgespräch Frau und Be- 
ruf". Bei der Tagung sollen die von 
Juso- und spw-Frauen erarbeiteten 
Konzepte der ,,Doppelten Umvertei- 
lung" mit  den von Gewerkschafte- 
rinnen und Wissenschaftlerinnen 
entwickelten Vorstellungen und 
Strategien zur gleichberechtigten 
Teilnahme von Frauen am Erwerbs- 
arbeitsmarkt ausgetauscht und zu- 
sammengeführt werden. Zugesagt 
haben bereits Vertreterinnen der IG 
Metall und HBV, angefragt sind dar- 
überhinaus eine Vertreterin der ÖTV 
sowie Heide Pfarr und Margaretha 
Steinrücke. Weitere lnformationen 
über Büro Andrea Nahles, Platz der 
Republik 1, 11 01 1 Berlin, Tel.: 0301 
22777682, eMail: andrea.nahles@ 
bundestag.de 
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S eit kurzem eskalieren bewaffne- 
te Auseinandersetzungen zwi- 
schen der islamistischen Guerilla 

und der russischen Armee im Grenz- 
gebiet der russischen Kaukasus-Repu- 
blik Dagestan zu Tschetschenien. Erst- 
mals seit Ende des Tschetschenien- 
Krieges 1996 sind starke russische Mi- 
litärverbände in diese abtrünnige 
Kaukasus-Republik einmarschiert. Sie 
sind auch als Antwort auf verheeren- 
de Bombenanschläge in Moskau zu 
verstehen, für die Tschetschenen pau- 
schal verantwortlich gemacht wer- 
den. Als Reaktion auf die Bombardie- 
rung tschetschenischer Dörfer hat de- 
ren Präsident Maschadow inzwischen 
die Generalmobilmachung angeord- 
net. In Dagestan selbst dehnen sich 
die Kämpfe auf immer mehr Landes- 
teile aus. 

Begonnen haben die Kämpfe 
durch den Einmarsch bewaffneter 
Einheiten des selbsternannten Kom- 
mandeurs der dagestanischen Erhe- 
bung, Schamil Basajew, aus Tschet- 
schenien. Unterstützt wird er von 
dem militanten jordanischen Glau- 
benskämpfer und Wahhabiten al 
Chattab. Basajew ist Ex-Kommunist 
und ein ehemaliger, enger Mitstreiter 
des gemäßigten tschetschenischen 
Präsidenten Aslarn Maschadow. Ge- 
gen dessen erklärten Willen brach Ba- 
sajew diesen Konflikt vom Zaun. Das 
dürfte kaum Folgen haben, weil Ma- 
schadow sein Land auch nur noch 
halb unter Kontrolle hat. 

Was wollen die Aufständischen, 
wo liegen die Gründe für den Ein- 
marsch und die überaus heftige mili- 
tärische Reaktion Moskaus? 

Islam und Öl in Dagestan 
1. Die lslamisten um Schamil Basajew 
wollen die Abspaltung von Russland. 
Sie streben einen heiligen islamischen 
Bund der Kaukasusprovinzen an und 
träumen von einem Gottesstaat, der 
wie zu Zeiten des legendären Na- 
mensvetters Schamil im 19. Jahrhun- 
dert Tschetschenien und Dagestan 
umfassen soll. Awar Schamil war der 
bedeutendste Führer des antirussi- 
schen Widerstandes im 19. Jahrhun- 
dert. Die Losungen des Heiligen Krie- 
ges und der Durchsetzung der Scha- 
ria verband er mit  egalitären Zielset- 
zungen, die auch gegen die zum Teil 
mit Russland kooperierenden kaukasi- 
schen Eliten gerichtet waren. Im Jahre 
1834 errichtete er eine revolutionäre 
Diktatur, die den Feudalherren jegli- 
che Macht entriß und Tausende von 
Bergbewohnern aus der Sklaverei 
oder Hörigkeit erlöste. Karl Marx 
nannte ihn deshalb den ,,Garibaldi 
des Kaukasus". Sein Porträt hängt 
heute in jeder dagestanischen Amts- 
Stube. 

Der Traum von einem wirtschaft- 
lich halbwegs überlebensfähigen 
Gottesstaat Iäßt sich nur dann erfül- 
len, wenn die lslamisten über die ÖI- 
und Gasvorräte in diesem Teil des 
nordkaukasischen Erdölgürtels verfü- 
gen oder zumindestens in großem Stil 
daran teilhaben können. Mit  Tschet- 
scheniens Vorräten könnte die Eigen- 
Versorgung sichergestellt und zudem 
erheblich beim Export verdient wer- 
den. Demgegenüber sind Dagestans 
Vorräte, die vor allem am Küstenstrei- 
fen des Kaspischen Meeres ausgebeu- 
tet werden, nicht so bedeutend. Da- 

Unruhen 
in Dagestan 

Zu den Hintergründen der Konflikte 
im Nordkaukasus 

von Detlef Bimboes* 

gegen scheint es auf dem Meeres- 
grund vor Dagestans Küste reiche 
Vorkommen zu geben. Für diese be- 
sitzt der russische Ölkonzern Lukoil 
eine Lizenz und plant den Bau einer 
Pipeline durch Dagestan an Tschet- 
schenien vorbei. Aktuell und wichti- 
ger und von strategischer Bedeutung 
ist aber für die lslamisten etwas ganz 
anderes in Dagestan: nämlich Rus- 
sland die Kontrolle über die von Baku 
in Aserbeidschan zum russischen 
Schwarzmeerhafen Noworssijsk füh- 
rende Erdölleitung zu entreißen. Die- 
se Ölpipeline, auch als Nordroute be- 
kannt, führt ab der Grenze Aserbeid- 
schans zu Russland durch ganz Dage- 
stan über Tschetschenien nach No- 
worssijsk. Zugleich ist sie mit der da- 
gestanischen Hauptstadt Machatsch- 
kala am Kaspischen Meer und ihrem 
Ölhafen sowie der tschetschenischen 
Ölraffinerie in Grosny verbunden. Da- 
mit ist klar, was die lslamisten brau- Ohne Teilhabe an 
chen, wenn sie ihre Ziele verwirkli- den Ölvorräten der 
chen wollen: eine Pipeline für den Region ist ein 
ÖItransport (auch zur Erhebung lu- islamischer Gottes- 
krativer Gebühren bei der Durchlei- staat nicht überle- 
tung kaspischen Öls aus Baku!) und bensfähig. 
Lager-/Umschlagskapazitäten, die zu- 
gleich für den Import und Export ge- 
nutzt werden können, sowie Verar- 
beitungskapazitäten. All das würde 
die industrielle Basis für den Gottes- 
staat abgeben können. 

Gerade diese Ölpipeline ist aber 
auch von hoher strategischer Bedeu- 
tung für die russische Außenwirt- 
schaftspolitik und spielt eine wichtige 

* Dr Detlef Birnboes, Wiesbaden 
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mit dem Besitz von Kernwaffen verbun- 
den ist, ziehen die Entscheidungsträger 
in Neu Dehli hier eine entsprechende 
Parallele. Der Aufbau einer indischen 
Kernwaffenoption datiert seit der er- 
sten chinesischen Atomexplosion. Hin- 
zu tritt die historische Erfahrung einer 
militärischen Niederlage während des 
indisch-chinesischen Grenzkonflikts. In- 
dien sieht sich durch die Stationierung 
von atomar bestückten Kurzstreckenra- 
keten in Tibet und die Entwicklung von 
mobilen Langstreckenraketen bedroht. 
Die Errichtung einer chinesischen Mari- 
nebasis in Myanmar unterstreicht, dass 
der Indische Ozean nicht der südasiati- 
schen Macht überlassen werden soll. 
Weiterhin erkennen indische Politiker in 
der nukleartechnischen und militäri- 
schen Zusammenarbeit zwischen der 
VR China und Pakistan ein weiteres Be- 
drohungsmoment. 

Letztlich waren es aber innenpoliti- 
sche Gründe, die die Machthaber in 
Neu Dehli veranlassten, die nuklearen 
Kernsprengungen zu verlassen. Beglei- 
tet von einem innergesellschaftlichen 
Konsens zugunsten einer offenen Nu- 
klearisierung ordnete die von der hin- 
duistisch-nationalistischen BJP geführte 
Koalitionsregierung die Tests an. Paki- 
stan wiederum reagierte angesichts der 
konventionellen Überlegenheit Indiens 
mit dem Aufbau einer Nuklearrüstung. 

Es ist zu Die Kernsprengungen und der Test von 
tun, sei die Trägersystemen folgten der bekannten 

Verhaltensweise des Nullsummenspiels. 
kung in Südasien der Beide Staaten, verfangen in einem 
Weg der Konfliktbe- mehrschichtigen Konfliktgeschehen 

arbeitung. und einem innenpolitisch instrumenta- 
lisierten Glaubenskampf, haben also ih- 
rem umfangreichen konventionellen 
Rüstungspotential eine nukleare Kom- 
ponente beigefügt. Sie schließen im Fall 
eines weiteren Krieges auch den Einsatz 
von Nuklearwaffen nicht aus. Derjüng- 
ste Konflikt in Kaschmir hat die Eigendy- 
namik derartiger Konfliktmuster ein- 
dringlich vor Augen geführt. Die Ge- 
fahr, dass Akteure, die nicht in militäri- 
sche Befehlsstrukturen eingebunden 
sind, einen Krieg provozieren können, 
ist groß. 

Neben den regionalen Aspekten 
wiegen die internationalen Folgen der 
Atomwaffentests ähnlich schwer: Ande 
re Proliferationskandidaten könnten sich 
ermutigt fühlen, vergleichbare Schritte 
zu unternehmen. Für die Rüstungskon- 
trolle stellen sich Fragen und Herausfor- 
derungen. Bisher wurde lediglich auf b e  
stehende internationale Regime, wie 
den Nichtweiterverbreitungs-Vertrag 
(NVV) und den Vertrag über das Umfas- 
sende Verbot von Nuklearversuchen 
(CTPT) verwiesen. Derartige Regelwerke 

sind wichtig. Ob sie allerdings der Ver- 
trauensbildung in Südasien dienen, 
bleibt zu bezweifeln. Wichtiger wäre das 
direkte Gespräch zwischen den asiati- 
schen Kernwaffenstaaten. An dessen 
Ende müsste eine rüstungskontrollpoliti- 
sche Verabredung stehen. lndien und 
Pakistan versuchen erst seit wenigen 
Monaten einen solchen Dialog, der im- 
mer wieder von gewaltsamen Auseinan- 
dersetzungen am Siachem-Gletscher 
unterbrochen wird. Auch der indisch- 
chinesische Dialog hat erst begonnen, 
offensichtlich erfolgreicher. Die Gesprä- 
che könnten eine Voraussetzung für eine 
notwendige Vertrauensbildung sein. 
Zum Prozess der Verständigung und des 
Aufbaus von Verfahren, Verhaltensmu- 
stern und Institutionen gibt es auch in 
Südasien keine Alternative. 

Abschreckung als Lehrmeister? 
Lehren aus dem Entstehen internatio- 
naler Regime während des Ost-West- 
Konflikts könnten daher förderlich wir- 
ken. Politische Entscheidungsträger 
sollten entsprechende Erkenntnisse 
weitergeben. Allerdings zeichnet sich 
in der Gemeinde der westlichen Sicher- 
heitsexperten eine ganz andere Ten- 
denz ab: Die aus der Macht- und Sy- 
stemkonfrontation bekannte Ab- 
schreckungsdoktrin wird einfach auf 
das Konfliktgeschehen in Asien über- 
tragen. Gerald Segal, Direktor des ein- 
flussreichen Internationalen Instituts 
für Strategische Studien, fragte ein 
Jahr nach den Kernwaffentests in 
,,Newsweek, ob nukleare Waffen die 
Abschreckung und Stabilität in regio- 
nalen Konflikten steigern können. In- 
direkt bejaht er die Frage und schließt 
mit der Feststellung, dass von den 
südasiatischen Demokratien (!) keine 
Gefahr drohe. Theo Sommer zog in 
der Wochenzeitung „Die Zeit" ver- 
gleichbare Schlussfolgerungen. 

Derartige Erwägungen sind ein- 
seitig, spekulativ und tollkühn: 
1. Eine Theorie der Abschreckung im 
Ost-West-Konflikt wurde erst entwik- 
kelt, nachdem beide Seiten durch die 
Kuba-Krise an den Rand eines Nuklear- 
krieges geraten waren. Es dauerte Jah- 
re, bis ein Abschreckungssystem er- 
richtet und alle Komponenten aufein- 
ander abgestimmt waren. 
2. Das Abschreckungskonzept be- 
stand aus einer Vielzahl von militäri- 
schen und politischen Reaktionsebe- 
nen. Es gab ,,Heisse Drähte" und eige- 
ne ,,Aufklärungssysteme" Entschei- 
dend war die Möglichkeit, im Fall eines 
Nuklearkrieges noch genügend eigene 
Systeme zu besitzen, um den Gegner 
ebenfalls zu erreichen. 
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3. Die atomare Abschreckung wurde 
durch eine nukleare Rüstungskontrol- 
le und den Aufbau internationaler Re- 
gime gestützt. 
4. Die Konzepte beachteten dieTren- 
nung zwischen nuklearer und kon- 
ventioneller Kriegsfü hrung. 
5. Die Akteure und die Gesellschaf- 
ten wussten um die Zerstörungskraft 
atomarer Waffen. Es gab eine anti- 
nukleare Bewegung in zahlreichen 
westlichen Staaten. 
6. Die Konfliktformation des Ost- 
West-Konflikt bestand in einem 
Macht- und Systemantagonismus. 
Territorialkonflikte gab es keine. 
7. Die nukleare Absckreckung fand in 
einer zweiseitigen Bedrohungswahr- 
nehmung statt. Die Führungsmächte 
der Blöcke waren Gestaltungsmächte 
der internationalen Politik. 

Keines der genannten Kriterien fin- 
det in Südasien seine Entsprechung. 
Zwischen den Konfliktbeteiligten wird 
es niemals ein Abschreckungsgleichge- 
wicht geben. Neben der VR China wird 
voraussichtlich nur lndien demnächst 
über die Fähigkeit zum atomaren 
Zweitschlag verfügen. Das pakistani- 
sche Potential wird dagegen immer ver- 
letzbar bleiben. Militärische und politi- 
sche Entscheidungsträger könnten 
dann frühzeitig zum Einsatz nuklearer 
Mittel greifen. Die Bedrohungsvorstel- 
lungen sind ganz unterschiedlich. Indi- 
en bezieht dies auf die VR China, wäh- 
rend Pakistan allein lndien als Gegner 
betrachtet. Zwischenstaatliche Abkom- 
men zur Rüstungskontrolle und Ver- 
trauensbildung gibt es so gut wie keine. 
Und wichtige regionale Regime schlie- 
ßen alle Beteiligten bisher aus. Darüber 
hinaus gibt es einen innergesellschaftli- 
chen Konsens zur militärischen Nuklea- 
risierung in allen drei Staaten. 

Fazit 
Es ist also einfältig so zu tun, als sei die 
nukleare Abschreckung in Südasien 
der Weg der Konfliktbearbeitung. Das 
Ziehen von Parallelen ist fragwürdig. 
Gleichzeitig wird die Weiterverbrei- 
tung der Atomwaffen schöngeredet, 
anstatt Abrüstung auch von den 
Atomwaffenmächten einzufordern. 
Im übrigen bleibt die Ungewissheit, ob 
die Abschreckung tatsächlich das sta- 
bilisierende Element der Ost-West-Be- 
Ziehungen war. Bis zum Zeitpunkt, wo 
andere Dokumente der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden, ist die 
Vermutung naheliegender, dass die 
Abgrenzung und Anerkennung der 
Einflusszone das entscheidende Mo- 
ment war, weshalb der Welt ein Nukle- 
arkrieg erspart blieb. SPW 
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SPD 2000 - NRW 2010: ,,Die 
Zukunft der Arbeit" 

Zum Diskussionsforum „Die Zukunft 
der Arbeit" lädt der Einladerlnnen- 
Kreis SPD 2000 - NRW 2010, dem 
u.a. Svenja Schulze MdL, Christoph 
Zöpel MdB, Jürgen Schmitter (GEW 
NRW) und Sebastian Jobelius (Juso- 
Landesvorsitzender) angehören, ein. 
Das Forum findet am 23. Oktober, 
von 10.30 bis 16.00 Uhr in  der Zeche 
Zollverein in  Essen statt. Im Vorder- 
grund steht die Suche nach Sozialde- 
mokratische Antworten auf Erwerbs- 
losigkeit und  Jugendarbeitslosigkeit 
in  NRW. Die Teilnehmerlnnen sind 
eingeladen, die Politik der Landesre- 
gierung kritisch in den Blick zu neh- 
men, Anforderungen an das Land- 
tagswahlprogramm zu formulieren 
und mit Jugendlichen über ihre An- 
forderungen an Arbeit und Leben 
diskutieren. An der Abschlußdiskus- 
sion nehmen u.a. Andreas Schmidt 
(DGB-Jugend NRW) und Roland 
Mecklenburg (Landesjugendring 
NRW) teil. Kontakt: Jusos NRW, Bar- 
bara König, Tel.: 021 1 / 136 22 - 
323, eMail: Barbara.Koenig.nrw@ 

Leitfaden (nicht nur) für Arbeits- 
lose 

Am 1. August 1999 ist das 2. Ände- 
rungsgesetz zum Sozialgesetzbuch I11 
in Kraft getreten. Dadurch hat sich im 
Arbeitslosenrecht viel verändert. Mit 
dem lnkrafttreten der Änderungen ist 
die 16. Auflage des Leitfadens für Ar- 
beitslose erschienen. Durch ihn infor- 
miert die Fachhochschule Frankfurt 
am Main Arbeitslose verständlich und 
auf dem allerneuesten Stand. Arbeits- 
losenprojekt TuWas: Leitfaden für Ar- 
beitslose, 16. Aufl., 508 Seiten, 20,- 
DM (inkl. Versandkosten). Bestellung 
(mit Postkarte oder Fax) gegen Rech- 
nung beim Fachhochschulverlag, 
Kleiststr. 31, 6031 8 Frankfurt am 
Main, Tel. 069-1 5332820, Fax 069- 
15332840, eMail: fhverlag@verlag. 
fh-frankfurt.de 

Noch ein Zusatztipp: Im lnternet 
gibt es eine frei zugängliche Daten- 
bank zum Personal- und Arbeitsrecht, 
die von der AOK zur Verfügung ge- 
stellt wird und über die vielfältige Ge- 
setzestexte und andere Vorschriften, 
Kommentare und Urteile in tiefer 
Gliederung verfügbar sind und ge- 
sucht werden können. Leider bisher 
nur Stand Ende April 1999, aber 
trotzdem unbedingt markieren. Die 

Adresse ist http://www.sbb.aok.del 
cgi-binlcntaok 

Arno KlönnelEckart Spool 
Rainer Butenschön (Hrsq.) 

Buch ,,Der lange Abschied vom 
Sozialismus" 

Am 16.-18.04.99 führten die Bürger- 
initiative für Sozialismus, die Zeit- 
schriften Sozialismus und spw und 
Kasseler Hochschullehrerlnnen ge- 
meinsam einen Kongreß ,,Jahrhun- 
dertbilanz Sozialdemokratie" durch. 
Jetzt ist im VSA-Verlag das Buch auf 
Grundlage der Beiträge zu diesem 
Kongress erschienen: Arno Klönnef 
Eckart Spoo/Rainer Butenschön 
(Hrsg.): Der lange Abschied vom So- 
zialismus. Eine Jahrhundertbilanz der 
SPD, Paperback, 226 Seiten; DM 
32,80. Inhaltliche Schwerpunkte sind 
die SPD und der Krieg, die SPD und 
die Linke, die SPD und die Wirtschaft, 
die SPD in Geschichte und Ge- 
schichtsschreibung. Das Buch kann 
versandkostenfrei bei uns bestellt 
werden: spw-Verlag, Fresienstr. 26, 
44289 Dortmund, Tel. 023 1-40241 0, 
Fax 0231 -40241 6, eMail: Verlag@ 
spw.de 

Eine Jahrhundertbilanz der SPD 

Kritik und Alternativen zum Sparpro- 

gramm und zum ,.Schröder-Blair-Papier" 

Dazu sind in den letzten Wochen eine Reihe interessanter und materialreicher Papiere erschienen, 
auf die wir hinweisen möchten. Auf alle genannten Papiere, bei denen keine Internet-Adresse da- 
beisteht, gibt es Links auf der Internet-Seite http://www.jusos.org, über die man die Texte bequem 
finden und runterladen kann. Das Sparprograrnm im Original findet sich unter http:// 
www.bundesfinanzministerium.de, das Schröder-Blair-Papier unter http://www.spd.de/politik/er- 
neuerung/perspektiven/ 

Das Papier ,,Soziale Gerechtigkeit bleibt unsere Aufgabe - Kurshalten statt Neoliberalismus" der 
acht SPD-MdBs Barthel, Hiksch, Richter, Röspel, Rossmann, Skarpelis-Sperk, Veit und Wiesehügel, 
das insgesamt ca. 40 MdBs unterschrieben, erhältlich bei: Uwe Hiksch MdB, Tel. 030-2279 4017. 

Benjamin MikfeldfUwe Krerner/Thomas Westphal haben vorgelegt: ,,Linke Angebotspolitik. In- 
novationsstrategien für den Strukturwandel", dokumentiert in der FR, über http://www.spw.de 

Die Antwort von Gregor Gysi auf SchröderfBlair: ,,Gerechtigkeit ist modern", http://www.pds- 
online.de/partei/aktuelI/9908/gysi-thesen.htm 

Das Papier der Grundwertekommission beim SPD-Parteivorstand: Dritte Wege - Neue Mitte. So- 
zialdemokratische Markierungen für Reformpolitik im  Zeitalter der Globalisierung, http:// 
www.spd.de/politik/erneuerung/grundwerte/ 

Das Sondermemorandurn der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (Postfach 330447, 
28334 Bremen): ,,Arbeit, Umwelt, Gerechtigkeit - Beschäfiigungspolitik statt Sparbesessenheit". 

Die Beurteilung des DGB zum Sparprogramrn findet sich unter http://www.dgb.de/idaten/ 
wipo7-99.doc 

Der Juso-Bundesausschuss hat einstimmig ein umfangreiches Papier verabschiedet: ,,Esgibteine 
Alternative! Neuer Gesellschafisvertrag statt Secondhand-Neoliberalismus". 
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II Gegen die CDU 
wäre es leichter 
gewesen." 
Ein Rückblick auf die Saarlandwahl 
am 5. September 1999 

von Ulrich Commercon* 

G erhard Schröder konnte am 1. 
März 1998 bei der Wahl des 
Niedersächsischen Landtages 

einen grandiosen Wahlsieg erringen. 
Mit 47,9 Prozent lag er stolze 3 Punk- 

Gegen den Bundes- 
trend, gegen 

Gerhard Schröder 
und gegen Oskar 

Lafontaine zugleich 
ist keine Wahl zu 

gewinnen. 

* Ulrich Commercon, Politikvi 
Stands Saarland 

te über den Umfragewerten der Bun- 
des-SPD. Reinhard Klimmt musste am 
5. September 1999 bei der Wahl des 
Saarländischen Landtages eine ver- 
nichtende Niederlage einstecken. Mit  
44,4 Prozent lag er schwache 12,5 
Punkte über den Umfragewerten der 
Bundes-SPD. 

Am 27. September 1998 wurde 
Helmut Kohl nach 16-jähriger Kanz- 
lerschaft abgewählt. Die saarländi- 
sche SPD hatte mit 52,4 Prozent bun- 
desweit mit großem Abstand das be- 
ste Ergebnis aller Parteien aller Bun- 
desländer erzielen können. 

Alles wird gut 
Gerhard Schröder wurde Bundes- 
kanzler, der Parteivorsitzende Oskar 
Lafontaine Bundesfinanzminister und 
Reinhard Klimmt endlich Ministerprä- 
sident. Die saarländische SPD war sich 
gewiss, die nächste Landtagswahl sei 
bereits gewonnen. 

Auch die Saar-CDU glaubte bis im 
Frühjahr 1999 nicht im Entferntesten 
daran, die absolute SPD-Mehrheit an 
der Saar zu brechen. Ihr stellvertre- 
tender Landesvorsitzender gab sogar 
öffentlich bekannt, die CDU müsse 
sich auf das Jahr 2004, die übernäch- 
ste Landtagswahl vorbereiten. Jetzt 
sei nicht der Hauch einer Chance zur 
Machtübernahme da. 

Kurz: Alles wird gut. 
Doch es kam anders: „Die Saarland- 
partei" - so selbstbewusst die SPD 
Saar über sich selbst - lag am 5. Sep- 
tember 1999 mit 1 , I  Prozentpunkten 
knapp hinter der CDU. Aber knapp 

/issenschaftlel; Mitglied des SPD-Landesvor. 

vorbei ist auch daneben. Gewonnen 
hatte niemand: In absoluten Stim- 
rnenzahlen ausgedrückt verloren die 
CDU rund 12.000 oder 10 Prozent, 
die Grünen rund 20.000 oder die 
Hälfte, aber die SPD rund 90.000 
oder mehr als ein Viertel ihrer Stim- 
men von 1994. 

Zweieinhalb Faktoren der 
Niederlage 
Die beiden großen Sieger der Bundes- 
tagswahl, Gerhard Schröder und Os- 
kar Lafontaine, zwischen die nach ei- 
genem Bekunden ,,kein Blatt Papier" 
passte, hatten den Grundstein für die 
Folge von Wahlpleiten gelegt. Es 
braucht nicht viel Analysefähigkeit, 
um zu erklären, was an der andert- 
halb Jahrzehnte lang ,,rotenu Saar ge- 
schah. Im Wesentlichen waren es 
zwei Faktoren, personifiziert durch 
die beiden September-Sieger des Jah- 
res 1998, plus die halbe Portion des 
damaligen CDU-Oppositionschefs: 

Zum einen schlug der schlechteste 
Bundestrend seit den fünfziger Jahren 
durch. Zwar konnte Reinhard Klimmt 
mit dem Kampf gegen den Wortbruch 
der Bundesregierung bei Rente und 
Vermögensteuer die Hälfte der bei der 
Kommunal- und Europawahl im Juni 
des Jahres ,,AbtrünnigenJ' zurückge- 
winnen. Möglich war dieses Stemmen 
gegen die eigene Bundesregierung nur 
durch die unbestrittene Glaubwürdig- 
keit, durch das hohe Ansehen Klimmts 
und durch einen unglaublich engagier- 
ten Wahlkampfeinsatz der gesamten 
Partei vom Landesvorsitzenden bis zu 
den Ortsvereinen. Der Wind drehte 
sich spürbar zu Gunsten der SPD. Die 
erneute Verteidigung der absoluten 
Mehrheit schien trotz aller widrigen 
Umstände zu gelingen. Als in der letz- 
ten Wahlkampfwoche jedoch bekannt 
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Fragwürdige 
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Atomare Abschreckung in Südasien 

Von Rolf Mützenich * 

wurde, dass Schröder nun auch noch 
Schreiner - den letzten Saarländer im 
,,Reich" - vor die Tür setzen werde, 
war alle Mühe vergebens. 

Zum anderen kostete der Rücktritt 
Lafontaines gerade an der Saar viel 
Vertrauen. ,,Enttäuschte Liebe" be- 
schreibt wohl am besten das Verhält- 
nis vieler ehemaliger Bewunderer des 
,,großen Zampano" nach dessen ver- 
antwortungslosem und selbstsüchti- 
gem Eintritt in den vorzeitigen Ruhe- 
stand. Schlimmer noch als der Rück- 
tritt selbst waren jedoch die stets zün- 
gelnden Gerüchte und Episoden aus 
dem ,,Exil". Angefangen bei den ersten 
Auftritten auf dem SPD-Landespartei- 
tag und der Saarbrücker Maikundge- 
bung über die Ankündigung des „Bu- 
ches der großen Abrechnung mit 
Schröder" zur Frankfurter Herbstmesse 
bis hin zum Züricher Gourmet-Vortrag 
- w o  auch nur sein Name auftauchte, 
stahl Lafontaine Klimmt die Show und 
riss Wunden wieder auf. 

Vor diesem Hintergrund hat die 
saarländische SPD noch das Bestmögli- 
che herausgeholt. Im Vergleich mit den 
Landtagswahlen in Brandenburg, Thü- 
ringen und Sachsen, aber vor allem mit 
der NRW-Kommunalwahl ist das der- 
zeitige Optimum erreicht worden. Aber 
das reicht eben nicht. Gegen den Bun- 
destrend, gegen Gerhard Schröder und 
gegen Oskar Lafontaine zugleich ist kei- 
ne Wahl zu gewinnen. Allein gegen die 
Saar-CDU wäre es leichter gewesen. 
Aber auch das ist ein schwacher Trost. 

Was bleibt? Ein kurzer Ausblick 
Die Genossen konnten die Saar zum 
wiederholten Mal nicht halten. Die 
CDU hat trotz, nicht wegen ihres 
,,jungen Milden" Müller die Mehrheit 
der Mandate. Und dennoch sind die 
Aussichten nicht schlecht. Die Er- 

m Ende des Jahrhunderts A steht fest: Das Zeitalter.der 
Großen Kriege wird in Euro- 

pa nicht mit einer Abrüstungsdekade 
enden. Vielmehr waren die vergange- 
nen Jahre eine Phase der verpassten 
Abrüstungschancen. Nach dem Zu- 
sammenbruch des Warschauer Pakts ist 
der Abrüstungsprozess praktisch zum 
Erliegen gekommen. Rüstungskontrolle 
und Abrüstung sind aus den Schlagzei- 
len der Tageszeitungen verschwunden. 
Heute wird das Für und Wider militäri- 
scher Eingriffe in zwischen- und inner- 
staatliche Konflikte erörtert. Kein Tabu 
wird mehr ausgeklammert: Der Gene- 
ralinspekteur der Bundeswehr philoso- 
phiert öffentlich über die Einsatzmög- 
lichkeit der Streitkräfte in der Kriminali- 
täts- und Terroristenbekämpfung. Die 
Remilitarisierung der Sicherheits- und 
Innenpolitik ist in vollem Gang. Gefor- 
dert werden größere Mobilität der 
Streitkräfte, punktgenaue Waffenwir- 
kung und höhere Offensivfähigkeit. 
Qualitative Kriterien für den Rüstungs- 
kontrollprozess oder Konzepte zur De- 
fensivorientierung sind von der Tages- 
ordnung genommen. 

Tücken der Rüstungsbegrenzung 
Selbst günstige Entwicklungen bei der 
Rüstungsbegrenzung haben ihreTücken: 

Zwar werden in Europa Waffen- 
bestände aus Zeiten des Kalten Krie- 
ges vernichtet; ein Teil wird allerdings 

in andere Länder exportiert, wo Krie- 
ge oder Bürgerkriege wüten. 

Die USA und Russland beginnen 
mi t  den START Ill-Gesprächen, 
während das START Il-Abkommen 
noch gar nicht vom russischen Par- 
lament ratifiziert worden ist. Und 
die USA verknüpfen die Gespräche 
mi t  einer Aufkündigung des ABM- 
Vertrages. 

Der von Nicht-Regierungsorgani- 
sationen initiierte Vertrag zum Verbot 
von Landminen ist ein großer Erfolg. 
Problematisch bleibt dagegen, dass 
die großen Produzenten dem Ab- 
kommen nicht beitreten wollen. 

Die Chemiewaffen-Konvention ist 
in Kraft getreten. Allerdings verfügt 
die Kontrollbehörde noch über wenig 
Kompetenzen und Daten. 

Gelungene Beispiele 
Es gibt nur wenige rundum positive 
Beispiele: 

Der Abrüstungsvertrag zwischen 
den Konfliktparteien im ehemaligen 
Jugoslawien ist ein Modell dafür, wie 
Rüstungsverrninderung und Rü- 
stungsbegrenzung die Friedenskon- 
solidierung stärken und wie Rü- 
stungskontrolle von außen erfolgreich 
angeregt werden kann. 

Die Vernichtung von Kleinwaffen 
kann, wie irn Falle EI Salvadors, den 
innerstaatlichen Befriedungsprozess 
unterstützen. 

Während in Europa über Eingreif- 
konzepte und die (Neu)Ausrüstung 
der Streitkräfte debattiert wird, findet 
in anderen Weltregionen klassische 
Aufrüstung statt. 

Hervorzuheben ist Asien, das von 
ganz verschiedenen Prozessen berührt 
ist. Die Staaten der südostasiatischen 
ASEAN-Gemeinschaft zählten bis zur 
Wirtschaftskrise zu den Ländern mit der 
höchsten Steigerungsrate im Bereich 
Militär und Rüstung. Die nationalen 
Verteidigungsbudgets wuchsen jährlich 
zwischen 10 und 20 Prozent. Auch die 
VR China rüstete alle Teilstreitkräfte in 
großem Umfang auf. Auf der koreani- 
schen Halbinsel kann jederzeit ein be- 
waffneter Konfliktausbrechen. Letztlich 
vollzogen auch lndien und Pakistan in 
den vergangenen Jahren einen umfas- 
senden Aufrüstungsprozess. Gemein- 
sam ist allen vier Regionen ein Mix aus 
Territorial- und Ideologiekonflikten. 

Der südasiatische Konfliktraum 
Der südasiatische Konfliktraum ragt aus 
dem Bild heraus: lndien und Pakistan 
dokumentierten im Mai 1998 durch 
Kernsprengungen und den Test von Trä- 
gersystemen ihre Atomwaffenfähigkeit. 
Ein nukleares Wettrüsten infolge der 
Entwicklung, Produktion und Dislozie- 
rung von Sprengköpfen und Trägerwaf- 
fen steht bevor. Im Gegensatz zum b e  
kannten Ost-West-Konflikt handelt es 
sich in Südasien um einen mehrdimen- 
sionalen Konflikt. Das zentrale Motiv in 
lndien ist die Rivalität mit China. lndien 
beansprucht aufgrund seiner Geschich- 
te, Größe, Bevölkerungszahl und öko- 
nomischen Entwicklung einen Status 
als Ordnungsmacht über den Subkonti- 
nent hinaus. Es fordert einen ständigen 
Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Na- 
tionen und eine entsprechende Be- 
handlung als Atomwaffenmacht durch 
benachbarte Staaten. Da die internatio- 
nale Rangordnung auch heute noch 

Das Zeitalter der 
Großen Kriege wird 
in Europa nicht mit 
einer Abrüstungsde- 
kade enden. 
Vielmehr waren die 
vergangenen Jahre 
eine Phase der 
verpassten Abrü- 
stungschancen. 

* Dr. Rolf Mützenich, Politologe, Lehrbeauftragter für internationale 
Beziehungen an der Universitat Koln 
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Ist das Tafelsilber 
einmal verscherbelt, 

richtet wieder 
,,Master Schmal- 

hans" i m  Namen der 
Regierung das letzte 
Wort an  die ,,kleinen 

Leute": ,,Die 
Gentlemen bitten 

zur Kasse." 

3. Zwölf Monate an einer 
Vollzeit(aus)bildungsmaßnahme teil- 
nehmen. 

In einer Einführungsphase sollen 
die Teilnehmer die Wahl zwischen 
den verschiedenen Angeboten tref- 
fen. Wer sich für keines entscheidet, 
erhält zunächst zwei, dann vier und 
schließlich bis zu 26 Wochen keine 
Unterstützung mehr. Laub fegen, 
Müll sammeln oder ähnliche Tätigkei- 
ten in einer,, Environment Task Force" 
tragen nichts dazu bei, die ,,Employa- 
bility" zu erhöhen. Dies ist Pflicht-Ar- 
beitsdienst, nichts anderes. Eine 
sechsmonatige Beschäftigung in ei- 
nem privaten Betrieb birgt die Gefahr 
hoher Mitnahmeeffekte, d.h. damit 
Personen zu fördern, die ohnehin Ar- 
beit gefunden hätten. Bis Ende Au- 
gust 1998 haben 148.100 junge Ar- 
beitslose an ,,Welfare to work" teilge- 
nommen. Davon sind noch 100.000 
in der Einführungsphase. 42% haben 
sich für eine subventionierte Beschäf- 
tigung in einem Betrieb entschieden, 
23% wählten eine der Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen und 34% be- 
suchen die Bildungs- und Ausbil- 
dungskurse. Alle drei Angebote sind 
keine neuen Instrumente der Arbeits- 
marktpolitik. Sie hießen unter den To- 
ries nur anders: ,,Training for work", 
,,Community Action" oder ,,Project 
Work". 

New Labour hält damit an der 
Politik der Konservativen fest, die 
den Bezug von Sozialleistungen an 
eine aktive Arbeitssuche koppelte, 
um die ,,Selbstverantwortung" des 
Arbeitslosen zu stärken. Im Oktober 
1996 ersetzten die Tories das Ar- 
beitslosengeld (,,Unemployment Be- 
nefit") und die Arbeitslosenhilfe 

(,,lncome Support'') durch die 
,,/obseeker's Allowance" (JSA = 

Vergütung für Jobsuchende). JSA 
erhalten Arbeitslose nur, wenn sie 
einen Arbeitssuchvertrag, das sog. 
,,Jobseeker's Agreement", mit ihrem 
Arbeitsamt abschließen. Der Ar- 
beitslose stimmt in diesem Vertrag 
,,selbstverantwortlich" einer bis zu 
26 Wochen dauernden Bezugssper- 
re seiner JSA zu, sollte er ein Ar- 
beitsangebot ablehnen. 

New Labour geht aber doch neue 
Wege. Auf diesen simplen, wie genia- 
len und billigen Einfall sind die Tories 
nie gekommen: Das Arbeitsministeri- 
um verkauft seit Anfang April 1998 
Wecker an junge Arbeitslose, damit 
sie Bewerbungsgespräche am frühen 
Morgen nicht mehr verpassen. „Wir 
tun alles, damit es keine faulen Ausre- 
den bei der Arbeitssuche mehr gibt", 
sagte ein Mitarbeiter dem Boulevard- 
blatt The Sun (FR; 8.4.98, 5.2). - Der 
Schlaf der Vernunft gebiert die Unge- 
heuer. 

Tony Blair im Abschwung - 
Wohltaten für's Image 
Ob die Angst vor einer sozialen Ex- 
plosion Tony Blair bewogen haben 
mag, Ende Juli 1998 von seinem 
Sparkurs abzuweichen? Die Schere 
zwischen Arm und Reich weitet sich 
immer mehr. Reiche und Arme be- 
nutzen unterschiedliche Schulen, 
Krankenhäuser und Verkehrsmittel. 
Jedes dritte Kind lebt in Armut. In je- 
dem fünften Haushalt lebt kein einzi- 
ger Arbeitnehmer. In den Arbeitslo- 
senghettos von Newcastle oder Liver- 
pool hat keiner eine Chance auf ei- 
nen Job. l ,2 Millionen Menschen ha- 
ben seit ihrem Abgang von der Schu- 

Solarenergie für 
Cubas Schulen 

Ein Solidaritätsprojekt des  Vereins zur 
Förderung der politischen Kultur e .V.  und 

des  spw-LeserInnenforums Rheinland 

Kontakt: Kulturverein, Postfach 210606, 50531 Köln 

Mit den Spenden wird die polytechnische Oberschule "Georgii Dimitrov" unter- 
stützt. Sie liegt etwa 40 km westlich von Havanna. Die gesamte Gegend ist von 
Stromabschaltungen betroffen; auch in der Schule fehlt mehrmals pro Woche für 
Stunden der Strom. Wir wollen daher eine Photovoltaikanlage finanzieren. Sie wird 
eine Leistung von 1.000 Watt haben und die Beleuchtung der Schule sicherstellen. 
Mitarbeiter von EUROSOLAR montieren z.Zt. in Deutschland die zentrale elektro- 
nische Einheit; in Kürze wird sie nach Cuba transportiert und installiert werden. 

le noch nie gearbeitet. Jeder vierte 
Haushalt erhält einkommensabhän- 
gige Sozialleistungen. Denn Arbeit 
schützt vor Armut nicht: 22% aller 
Beschäftigten verdienen weniger als 
50% des Durchschnittseinkommens 
von 1993, meldet ,,The Guardian" 
am 28. April 1997. Nach der Ar- 
mutsdefinition der EU-Kommission 
gehört damit jeder fünfte britische 
Arbeitnehmer zu den ,,working 
poor". 

Fast täglich ist im  angeblichen 
Jobwunderland von Arbeitsplatzver- 
lusten die Rede. Die Gasgruppe Bloc 
will 500 Leute entlassen. Siemens feu- 
ert über 1.000 Arbeitnehmer einer 
Chip-Fabrik in Tyneside. Rover setzt 
1.500 Leute auf die Straße. 

Tony Blair sitzt in der Klemme. 
Und was macht ein Regierungschef, 
der in der Klemme sitzt? Er Iäßt Köpfe 
rollen und tut 'was für's Image. Am 
27. Juli 1998 hat Blair sein Kabinett 
umgebaut. Frank Field mußte gehen. 
Der Schotte Alistair Darling übernahm 
den Posten von Sozialministerin Har- 
riet Harman. 

Der ,,eiserne1' Schatzkanzler Gor- 
don Brown hatte plötzlich etwas fürs 
murrende Volk übrig: 19 Milliarden 
Pfund sollen bis zum Jahr ZOO2 in das 
Bildungssystem fließen, 21 Milliarden 
in den staatlichen Gesundheitsdienst, 
2.5 Milliarden in die Rente. Die Polizei 
soll höher dotiert werden, der soziale 
Wohnungsbau auch. Es soll etwas 
mehr Entwicklungshilfe geben, Be- 
schäftigungsprogramme für struktur- 
schwache Regionen und einen ko- 
stenlosen Sehtest für Pensionäre. 

Die laufenden Ausgaben für die 
neuen Wohltatsollen preisbereinigt 
um 2,3% pro Jahr steigen; schneller 
als die Wirtschaft wächst. Brown be- 
kommt also Probleme mit der Ge- 
genfinanzierung. New Labour rnuß 
deshalb in großem Stil staatliches Ei- 
gentum privatisieren. Zum Verkauf 
stehen Beteiligungen an der nationa- 
len Luftraumüberwachung, an der 
Münzpresse und am öffentlichen 
Pferdetoto sowie der Hafen von Bel- 
fast. Schließlich könne man weder 
die Steuern erhöhen, noch die Reser- 
ven schröpfen oder gar neue Schul- 
den machen. Der Abschwung der 
Wirtschaft macht einen Strich durch 
diese Milchmädchenrechnung. New 
Labour wird die Steuern erhöhen 
und neue Schulden machen müssen. 

Ist das Tafelsilber einmal verscher- 
belt, richtet wieder ,,Master Schmal- 
hans" im Namen der Regierung das 
letzte Wort an die,,kleinen Leute": „Die 
Gentlemen bitten zur Kasse. " SPW 

neuerung der Fraktion ist mit  Heiko Sen. Erleichtert wird dies auch durch P.S.: Napoleon verlor als Kaiser bei 

Maas als Fraktionsvorsitzendem, vie- den Wegfall eines schwierigen The- Leipzig, wurde nach Elba verbannt, 
len frischen und jungen Kräften auf mas des verlorenen Wahlkampfs: kehrte für 100 Tage zurück und erleb- 

gutem Wege. „Die Saarlandpartei" Über den Bergbau wird beim näch- te Waterloo. Auf St. Helena blieb er 

wird sich einen neuen Namen geben sten Mal nicht mehr zu reden sein. bis zum Schluss. Zum Wohle seines 

und neu einen Namen machen müs- Der Blick richtet sich auf 2004. Landes. SPW 

I m November letzten Jahres war die 
SPD-Welt in Dortmund noch in 
Ordnung. Hatte man doch bei der 

Bundestagswahl gerade erst - auch 
für heimische Verhältnisse - ein 
Traumergebnis erzielt. Die Vorberei- 
tungen für die Kommunalwahl liefen 
bereits auf Hochtouren. Die Wahl- 
kreiskandidaten für den Stadtrat wa- 
ren in den Stadtbezirken bereits no- 
miniert und auch für den ersten direkt 
zu wählenden Oberbürgermeister 
hatte sich eine Lösung gefunden. 
Sollte doch der bundesweit bekannte 
Oberbürgermeister Günter Samtlebe 
aus Altersgründen abgelöst werden. 
Um die neue hauptamtliche Doppel- 
spitze war die Schlacht schon 1997 
abschließend geschlagen. Der Sieger 
und zukünftige Kandidat, Franz Josef 
Drabig, hatte erfolgreich alle seine 
Gegner ausgeschaltet oder anderwei- 
tig versorgt. Drabig erreichte daher 
ohne Mühe eine eindeutige Nominie- 
rung durch den Unterbezirksparteitag 
in Dortmund. 

Skandale in Serie 
Nach den Plänen sollte er schon An- 
fang Dezember 1998 den Oberbürger- 
meister und Oberstadtdirektor ablösen 
und den Wahlkampf aus der neuen 
Position heraus bestreiten. Eine nächt- 
liche Polizeistreife durchkreuzte jedoch 
seine Pläne, als er im Sperrbezirk mit 
einer Prostituierten erwischt wurde. 
Seine Erklärungsversuche, es handele 
sich nur um eine Anhalterin, belustig- 
ten das Publikum und zeigte fehlende 
Sensibilität in Problemsituationen. Auf- 
grund des Rotlichtvorfalles ordnete der 
Dortmunder Parteichef Bernhard Rap- 
kay Probeabstimmungen in der Rats- 
fraktion an. Gleich zwei Probeabstim- 
mungen gingen schief. Dennoch wur- 
de die Wahl des neuen Oberbürger- 
meisters nicht von der Tagesordnung 
der Ratssitzung Anfang Dezember 98 
gestrichen. Prompt fiel Drabig auch 
hier durch. Mindestens fünf SPD Rats- 
verteterlnnen hatten nicht für ihn ge- 
stimmt. Der nächste öffentliche Skan- 
dal war da. Der dritte folgte sogleich. 
Denn die Amtseinführungsfeier für 
den designierten Drabig, neues Brief- 
papier und neue Möbel waren bereits 

Wochen vorher geordert worden. Die 
Rechnungen ergaben schließlich 
300.000 bis 400.000 DM Aufwand für 
Oberbürgermeister Drabig, der keiner 
wurde. 

Die Dortmunder SPD hatte jetzt ein 
weiteres Problem. Neun Monate vor 
den Wahlen war der Kandidat abhan- 
den gekommen (dass es für die Kölner 
noch schlimmer kommen sollte, wus- 
sten wir noch nicht), denn die große 
Mehrheit der Partei war zur Überzeu- 
gung gekommen, dass man nun mit 
Drabig nicht mehr antreten konnte. Er 
sollte jedoch den Fraktionsvorsitz be- 
halten. Nun kam es doch noch zu ei- 
ner Kampfabstimmung. Der bisherige 
Stadtdirektor und Kämmerer Dr. Lan- 
gemeyer setzte sich knapp mit 152 zu 
142 gegen Günter Wegmann, Rechts- 
anwalt und stellvertretender Parteivor- 
sitzender durch. Dies war auch eine 
Entscheidung zwischen dem Weiter so 
und einem neuen Politikansatz. Dass 
Langemeyer kein Kandidat der Partei 
war und auch keine Kenntnis vom Zu- 
stand der Parteiarbeit in den Ortsverein 
hatte, zeigte er während des gesam- 
ten Wahlkampfes. Ungeschickte Äu- 
ßerungen des Kandidaten förderten 
genauso wenig die Stimmung der Par- 
tei wie die Politik und Öffentlichkeitsar- 
beit der neuen Bundesregierung. 

In dieser Situation wurde Anfang 
August bekannt, dass der Fraktionsvor- 
sitzende Drabig seit Jahren keine Steu- 
ererklärung abgegeben und wohl sei- 
ne Aufsichtsratsvergütungen nicht ver- 
steuert hatte. Dass in dieser Situation 
der Parteivorsitzende nicht auf einen 
sofortigen Rücktritt Drabigs drängte, 
sondern genau das Gegenteil versuch- 
te, vergrößerte den Schaden. Da wun- 
dert es kaum, wenn eine repräsentati- 
ve Umfrage den CDU-Unternehmer 
Geers zu diesem Zeitpunkt bei 55% für 
die OB Wahlen ausmachte. Ein Schock 
für die Genossen, die doch sonst im- 
mer sichere Mehrheiten hatten. Dass 
letztendlich am 12. September Lange- 
meyer auf immerhin 42% und Geers 
,,nur" auf 45% kam, war schon ein Er- 
folg. Das jedoch im Stadtrat die Frakti- 
on der CDU um 0,7% vor der SPD- 
Fraktion lag, war noch ein größerer 
unerwarteter Schock. 

Debakel in der 
I I  Herzkammer 

der SPD" 
von Andreas Bach* 

Konsequenzen stehen noch aus 
Die ersten Analysen des Wahlergebnis- 
ses zeigen, dass nur 100.000 Bürgerln- 
nen die SPD gewählt hatten gegen- 
über 200.000 bei der Bundestagswahl 
98 und 177.000 bei der letzen Kom- 
munalwahl, die zusammen mit einer 
Bundestagswahl stattfand. Die Wäh- 
lerwanderungen bestätigen weiterhin, 
dass die SPD im Wesentlichen an die 
Nichtwähler verloren und nur unbe- 
deutende Abgaben an CDU und Grü- 
ne aufzuweisen hat. Die Grünen ha- 
ben geringere Verluste zu verzeichnen 
und die CDU konnte ihr gesamtes Po- 
tential mobilisieren. Da in Dortmund 
noch eine Stichwahl ansteht (nach Re- 
daktionsschluss), hat innerhalb der 
Dortmunder Partei noch keineausführ- 
liche Analyse stattgefunden. Viele Ge- 
spräche zeigen jedoch, dass drei 
Hauptgründe der Wahlniederlage in 
Dortmund diskutiert werden. Erstens: 
Die Politik der neuen Bundesregierung, 
von der ein bedeutender Teil der 
Stammwähler tief enttäuscht ist. Zwei- 
tens: Die Drabig-Affären und der da- 
zugehörige Filz zwischen SPD und Ver- 
waltung. Drittens: Ein sehr unprofes- 
sioneller Wahlkampf gegenüber einer 
Marketingglanzleistung von CDU - 

Mann Geers. 
Für die Zeit nach der Stichwahl 

wird eine Diskussion vielleicht sogar 
eine Zerreissprobe zwischen den Akti- 
ven, die einen neuen Politikanfang in 
Dortmund durchsetzten wollen, und 
der Fraktion, die trotz Mehrheitsver- 
lust ohne grundlegende Änderungen 
weiter machen will. SPW 

Drei Hauptgründe 
der Wahlniederlage: 
1. die Politik der 
neuen Bundesregie- 
rung, 2. die Drabig- 
Affären u n d  der Filz 
zwischen SPD und 
Verwaltung, 3. ein 
sehr unprofessionel- 
ler Wahlkampf. 

* Andreas Bach ist Vors~tzender eines SPD-Ortsvereins in Dortmund. 
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MAGAZIN DRITTER WEG -WOHIN? 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 

Warum überhaupt 
noch Wählen 
gehen? 
von Barbara König u n d  Reinhold Rünker* 

B ei den nordrhein-westfälischen 
Kommunalwahlen durften 
nicht nur erstmals EU-Auslän- 

,,Ich b in  über die 
Liste gewählt 

worden und nun das 
jüngste Mitglied im 
Bonner Stadtrat. Es 

g ib t  für die SPD jetzt 
viel z u  tun: Die neue 

CDU-Mehrheit hat 
schon angekündigt, 

viele Fahrradwege 
wieder abzubauen. 

Ich möchte versu- 
chen, diesen 

Rückschritt zu 
verhindern und  
hoffe dabei auf  

massive Unterstüt- 
zung von vielen 

Schülerinnen u n d  
Schülern. " 

Angelo Vallone, 22 
Jahre, Ratsmitglied 

in Bonn 

derlnnen, sondern auch 16jährige 
wählen gehen. Vorausgegangen war 
ein mehrjähriges innerparteiliches En- 
gagement vor allem der Jusos, das 
erst mit der rot-grünen Koalition von 
Erfolg gekrönt wurde, weil auch die 
Bündnisgrünen in NRW auf die Aus- 
weitung des Wahlrechts drängten. 
Die Skepsis in der politischen Land- 
schaft blieb jedoch. Die CDU plädierte 
sogar für eine Rücknahme des Wahl- 
rechts. 

Wählen gehen? 
Das Ergebnis für die NRW-SPD war 
niederschmetternd, zum Teil vernich- 
tend. Nicht nur, dass ehemalige 
Hochburgen geschleift wurden, auch 
in der Fläche wurde die SPD auf den 
Stand der 60er Jahre zurückgewor- 
fen. So verwundert es auch nicht, 
dass die Jusos, die kandidiert haben, 
es nur in Ausnahmefällen schafften, 
in die Kommunalparlamente gewählt 
zu werden. Insgesamt dürften es bei 
über 300 Gemeinden in NRW viel- 
leicht etwas mehr als hundert aktive 
Jusos sein, die ein Mandat erhalten 
haben - insgesamt verfügt die SPD 
über fast 4200 Sitze - 1300 weniger 
als bislang. 

Landesweite Zahlen lagen bei Re- 
daktionsschluß für NRW nicht vor. 
Aus dem Ergebnis der Stadt Düssel- 
dorf Iäßt sich aber eine deutliche 
Tendenz feststellen: die Wahlbeteili- 

* Barbara König, geb. 1969, Politikwissenschaftlerin, lebt in Bonn, 
Reinhold Rünker; geb. 1964, Historiker; lebt in Leichlingen, beide arbeiten 
im Juso-Landesbüro NRW und sind Mitglied der spw-Redaktion 

gung von Jung- und Erstwählerlnnen 
lag nochmal mindestens 15 Prozent- 
punkte unter der allgemeinen Wahl- 
beteiligung, obwohl wir den Ein- 
druck haben, dass die Düsseldorfer 
Jusos einen engagierten Wahlkampf 
gemacht hatten. 

Schon bei den hessischen Kom- 
munalwahlen, wo ebenfalls 1 6jährige 
erstmals wählen durften, war 1998 
die Wahlbeteiligung deutlich niedri- 
ger ausgefallen als bei anderen Alters- 
gruppen. Dass dies kein Einzelfall war, 
belegen Erstwählerlnnen-Analysen 
fast aller Wahlen in den 90er Jahren 
sowie aktuell der Landtagswahlen im 
Saarland, Brandenburg und Thürin- 
gen. 

Die größte Jugendpartei ist die 
der Nichtwählerlnnen 
Ebenso wie bei älteren Wählerlnnen 
gibt es eine bewusste Wahlenthal- 
tung als souveräner, demokratischer 
Akt (z.B. als Protest gegen die herr- 
schende Politik, aktuell gegen die 
Bundespolitik) oder aber aus der 
Überzeugung heraus, dass Politik so- 
wieso nichts verändert (verändern 
kann oder gar will). Diese resignativ- 
bewusste Wahlenthaltung scheint 
unter Jugendlichen zuzunehmen. Sie 
wird unseres Erachtens auch da- 
durch gefördert, dass Politik wahl- 
weise Versprechungen macht, die sie 
anschließend schleichend wieder 
kassiert, um doch die Politik der ab- 
gewählten Regierung wieder aufzu- 
greifen (siehe Schröders Regierungs- 
politik), oder aber den Jugendlichen 
wird suggeriert, dass sie selbst 
schuld an der eigenen Misere (Aus- 
bildungsplatzmangel, Jugendar- 
beitslosigkeit, etc.) sind, weil sie 
nicht flexibel genug sind - so Cle- 
ment nach den Kommunalwahlen in 
einer Rede in Bielefeld . 

Aber es gibt auch verstärkt eine 
unbewusste Wahlenthaltung, weil 

keine politischen Alternativen zwi- 
schen den Parteien erkennbar sind; 

Jugendliche in dieser Altersphase 
nach Orientierung suchen und mit ih- 
rem eigenen Leben voll auf beschäf- 
tigt sind; 

Jugendliche (insbesondere bei 
Wahlalter 16) in Schulen, etc. nicht 
umfassend informiert wurden; 

Jugendliche keinen Bock auf Par- 
teienpolitik haben. 

Kommunal ist nicht egal ... 
Natürlich hat sich der Juso-Landesver- 
band im Vorfeld der Kommunalwah- 
len bemüht, überzeugende Angebote 
zu entwickeln, um möglichst viele Ju- 

gendliche zur Stimmabgabe zu über- 
zeugen und nicht zuletzt die eigenen 
Aktiven für ein entsprechendes Enga- 
gement zu rüsten. Das Angebot be- 
stand aus drei Elementen: 

Erstmals wurde das lnternet of- 
fensiv als lnformationsmedium einge- 
setzt. In Zusammenarbeit mit der KöI- 
ner Internet-Agentur barracuda wur- 
de die homepage www.ab16.de ent- 
wickelt, auf der sich Jugendliche um- 
fangreich über die Kommunalwahl, 
junge Kandidatlnnen, aber eben auch 
über lokale Projekte von Jusos infor- 
mieren konnten. Die Seiten wurden 
sehr gut angenommen, von der Fach- 
presse gelobt und erzielten zeitweise 
über 50.000 Hits pro Woche. Ähnli- 
che Seiten wurden durch den Landes- 
jugendring NRW (www.ab-I 6.de) 
und von der Landeszentrale für politi- 
sche Bildung (www.16plus.de) ange- 
boten. Die anderen Parteien in NRW 
hatten keine vergleichbaren Initiati- 
ven. 

Mehr an die ,,interne1' Ziel- 
gruppe Jusos richtete sich die Neu- 
gestaltung des Web-Angebotes 
,,www.nrw.jusos.org". Neben einem 
völlig neuen Layout wurde u.a. ein 
,,Werkzeugkasten" im Testlauf ein- 
gerichtet, aus dem sich die Userln- 
nen bedienen können, um maßge- 
schneiderte Druck-Vorlagen (Flyer, 
Broschüren, etc.) erstellen zu kön- 
nen. Verfügbar ist zur Zeit ein Arti- 
keldienst, der als Steinbruch für lo- 
kale Materialien dienen kann. Im 
ausgebauten Zustand soll der Werk- 
zeugkasten zudem gängige Juso- 
Schriftarten, Formatvorlagen, lcons 
und Gestaltungsraster beinhalten. 
Außerdem soll eine Aktionsdaten- 
bank aufgebaut werden. 

Das zweite Element bestand aus 
der Produktion eines ,,Pocketheftes", 
d.h. einer 8seitigen Broschüre im 
Postkarten-Format in einer Auflage 
von 150.000 Stück. Inhaltlich be- 
schäftigte sich dieses Heftchen mit 
den Möglichkeiten der lokalen Mit- 
bestimmung für Jugendliche, d.h. 
also auch über den Wahltag hinaus. 
Das Neue des Mediums bestand dar- 
in: in Kooperation mit Parteigliede- 
rungen wurden die Hefte über eine 
Agentur an Cafes, Kneipen und Ju- 
gendzentren verteilt - Orte mithin, 
die von Jugendlichen besucht wer- 
den und in denen Zeit sowie Muße 
vermutet werden darf, angebotene 
Informationen anzunehmen. Die 
Restauflage wurde bei Juso-Veran- 
staltungen eingesetzt. 

Als drittes Element wurde mit 
dem Bezirk Westliches Westfalen und 

Hungerlohn zusammen und aus einer 
,,Negativen Einkommensteuer". Neu 
ist diese Idee nicht. Der WFTC löst den 
,,Family Credit" ab, den die Tories ein- 
geführt haben. 

Wer einen Billiglohnjob hat, min- 
destens sechzehn Stunden in der 
Woche arbeitet und wenigstens ein 
Kind hat, kann Family Credit beantra- 
gen. Zur Zeit erhalten etwa 750.000 
Haushalte Family Credit. Das sind 
etwa 70% der Berechtigten. Viele 
scheuen aus Scham oder wegen des 
umständlichen Antragverfahrens 
den Gang zum Sozialamt, das den 
Family Credit auszahlt. WFTC soll da- 
her der Arbeitgeber zusammen mit 
dem Lohn auszahlen. New Labour 
will WFTC großzügiger gewähren. 
Experten nehmen an, daß WFTC 
fünfzig Prozent mehr Briten erreicht 
als der Family Credit. Deshalb werde 
WFTC pro Jahr vier Milliarden DM 
mehr kosten; der Aufwand für Fami- 
ly Credit liegt bei sieben Millarden 
DM. (vgl. Die ZEIT; 20.8.98, S. 18) 
Wieviel WFTC tatsächlich kosten 
wird, hängt von der Höhe des Min- 
destlohns ab. Je niedriger der ist, de- 
sto weniger mussen die Arbeitgeber 
zahlen und können ihre Lohnkosten 
externalisieren, sprich: der Gemein- 
schaft aufdrücken. 

Einen Ausweg aus der Armutsfal- 
le bieten weder Family Credit noch 
WFTC. ,,Der Family Credit macht es 
interessant, einen Billigjob für genau 
7 6 Stunden in  der Woche anzuneh- 
men, denn da ist der Zuschuß hoch. 
Je mehr der Betroffene durch längere 
Arbeitszeiten verdient, desto gerin- 
ger der Zuschuß des Staates und de- 
sto weniger rechnet es sich", erläu- 
tert Klaus Jürgen Gern vom Kieler In- 
stitut für Weltwirtschaft. (FR; 
17.8.98, 5.7) 

Geringverdienende Familien ha- 
ben keinen Anreiz, besser bezahlte 
Jobs anzunehmen, die sie von Family 
Credit oder später WFTC unabhängig 
machen. Denn bei steigendem Ein- 
kommen muß der Kredit zurückge- 
zahlt werden. Mi t  WFTC spielt Blair 
den Arbeitgebern in die Hände. De- 
ren Arbeitnehmer bleiben in der Ar- 
muts-, und Großbritannien bleibt in 
ihrer Billiglohnfalle. 

From welfare to work 
Schade, dabei hatte sich der inzwi- 
schen gegangenwordende sozialpoli- 
tische Chefideologe Blairs, Frank Field, 
noch im März 1998 Britanniens Zu- 
kunft so hübsch ausgemalt. Unter 
dem Titel ,,Neue Ambitionen für un- 
ser Land: Ein Neuer Wohlfahrtskon- 

trakt" hat er einen Plan für die näch- 
sten zehn bis zwanzig Jahre vorge- 
legt. Zuckerbrot und Peitsche sollen 
die Arbeitslosen von der ,,Kultur der 
Abhängigkeit" befreien. 

,,From welfare to work - aus der 
Wohlfahrt in  die Arbeit" lautet die 
Botschaft des ,,Fjeld-Reports". New 
Labourzwingt den Arbeitslosen einen 
,,New Deal" auf; einen Handel, der 
sich für die Betroffenen wohl als win- 
diges Geschäft erweisen wird. Der 
Staat verpflichtet sich in diesem New 
Deal, genug Arbeit zu schaffen, für 
die, die arbeiten können. Er fordert 
vom einzelnen dafür die Eigenverant- 
wortung ein, unabhängig vom Staat 
seine Familie zu unterhalten und für 
sein Alter vorzusorgen. Das klingt 
nicht nur nach Sozialabbau; genau 
das hat Field gemeint: Sozialausga- 
ben reduzieren, Hilfe auf die,,wirklich 
Bedürftigen" konzentrieren, Sozial- 
mißbrauch bekämpfen und mit Druck 
und stärkeren Anreizen Arbeitslose in 
die Billigjobs drängen. 

Das haben wir doch schon 'mal ir- 
gendwo gelesen, sagten sich Großbri- 
tanniens Arbeitslose, Renter und So- 
zialhilfebeziehende. Richtig: Field hat 
bei Margaret Thatcher abgekupfert. 
In einem ,,Green paper" von 1985 
hatte die lron Lady den Vollversor- 
gungswohlfahrtsstaat als ,,Gleichma- 
cherei" gegeißelt, weil ihm ein Bür- 
gerrecht auf Sozialleistungen zugrun- 
delag. 

Wenn es den Tories schon nicht 
gelungen war, ihren Teil des Deals zu 
erfüllen - vorausgesetzt, sie wollten 
das überhaupt-, darf man bezweifeln, 
daß es New Labour mit derselben Po- 
litik gelingen wird, Arbeitsplätze in 
ausreichender Anzahl zu schaffen. 

Die Rentner-Verbände kritisierten, 
sie hätten eine Rentenerhöhung und 
das Versprechen einer soliden Alters- 
sicherung erhofft. 

Die Behinderten-Verbände arg- 
wöhnten, daß die Erwerbsunfähigen 
als Sparpotential herhalten müßten, 
indem neue Antragsteller stärker als 
bisher durchleuchtet werden. Ihr 
Mißtrauen ist berechtigt. (Ex-)Sozial- 
ministerin Harriet Harman hatte 
schon Ende 1997 keine mickrigen 
11 5 sondern - sage, und schreibe - 
250.000 Inspektoren in Marsch ge- 
setzt, um die Empfänger von Behin- 
dertenhilfe auf tatsächliche Bedürftig- 
keit zu überprüfen. Harman wollte 
nämlich die Behindertenhilfe besteu- 
ern oder zeitlich begrenzen. 

Alleinerziehende Sozialhilfeemp- 
fängerinnen sollten nach diesem Kon- 
zept ab April 1998 auf 30 DM pro 

Woche verzichten, wenn sie ein Ar- 
beitsangebot wegen ihrer Erzie- 
hungspflichten ablehnten. New La- 
bour wollte im Gegenzug dafür sor- 
gen, daß gemeinnützige Einrichtun- 
gen zusätzlich 50.000 Kindergärtne- 
rinnen ausbilden und beschäftigen, 
die sich um die lieben Kleinen küm- 
mern, während Mutti für 3,93 DM 
die Stunde wieder im Salon von Mon- 
tag bis Samstag schneidet, wäscht 
und legt. 

Siebzig Labour-Abgeordnete des 
linken Parteiflügels haben in einem 
offenen Brief gegen diese Maßnah- 
men protestiert. 

Zauberwort ,,Employabilityn 
Der Zwang zur Arbeit gehört zum 
Kern der Sozialpolitik von New La- 
bour. , Employability" heißt das Zau- 
berwort, das zu mehr Beschäftigung 
führen soll - ,, Beschäftigungsfähig- 
keit ". 

,,Welfare to work", dies ist auch 
der Name eines Beschäftigungspro- 
gramms für Arbeitslose unter 25 Jah- 
ren, die Iänger als sechs Monate ar- 
beitslos sind und für ältere Arbeitslo- 
se, die Iänger als zwei Jahre nicht be- 
schäftigt waren. Unter dieses Pro- 
gramm fallen 500.000 Menschen. Es 
wird 10 Milliarden DM kosten, die 
eine Sondersteuer auf Privatisierungs- 
profite einbringen soll. Teilnehmer 
müssen eines der folgenden Angebo- 
te annehmen: 
1. Sechs Monate in einem privaten 
Betrieb arbeiten. Der Arbeitgeber er- 
hält einen Lohnkostenzuschuß von 60 
Pfund (1 80 DM) in der Woche. 
2. Sechs Monate in einer gemeinnüt- 
zigen Einrichtung arbeiten oder in ei- 
ner Umwelt-Initiative (,,Environment 
Task Force"); will heißen, Vater Staat 
Iäßt Bataillone von Sozialhilfebezie- 
henden in Wald und Flur Spaten und 
Rechen schwingen. 

Der Zwang zur 
Arbeit gehört zum 
Kern der Sozialpolitik 
von New Labour: 
,, Employability" heißt 
das Zaubenuort, das 
z u  mehr Beschäfti- 
gung führen soll - 
, Beschäftigungsfä- 
higkeit". 
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W a h l b e t e i l i g u n g  b e i  de r  Europawahl 1999 in Deutsch land  n a c h  

A l te rsg ruppen  und Geschlecht  

schaften oder Arbeitslosenversiche- 
rung. 

Arbeitnehmer; höchstens droht eine 
Gesamtbuße von 5.000 Pfund. In- 

Blair definiert sein Verhältnis zu spektoren sollen darüber wachen, 
daß die Arbeitgeber sich auch brav 
ans neue Gesetz halten. ~ o n y '  Blair 
bietet dafür gerademal 11 5 Ord- 

ElmarAltvater/Birgit Mahnkopf 
Grenzen der Globalisierung 
1999 - ca. 550 S. 
DM 58,OO - OS 423 - SFR 52,50 
ISBN 3-929586-75-4 

den Gewerkschaften mit den Worten: 
,,Fairness not favours". - Keine Gefäl- 

Altersgruppen 
70 und mehr k9,2 

ligkeiten, also 
nungshüter auf; sie können jeden Ar- 
beitsplatz im Schnitt nur einmal in 
dreißig Jahren kontrollieren. Die Auf- 

Mindest löhne - Hungerlöhne 
Seit dem 1. April 1999 gibt es einen ,,Elmar Altvater und Birgit Mahnkopf 

setzen gegen den Zeitgeist vom Ende 
der Geschichte eine beeindruckende 

gesetzlichen Mindestlohn. Britische lage, daß jeder Unternehmer seine 
~n~este l ' l ten schriftlich auf den Min- 
destlohn hinzuweisen habe, ließ er 

Arbeitnehmer haben, wenn sie älter 
als 21 sind, Anspruch auf mindestens 
3,60 Pfund (1 0,80 DM) die Stunde; 
18- bis 21 jährige auf lediglich 3 Pfund 

Analyse der Weltentwicklung und tre- 
ten dafür ein, ein neuartiges Verständ- 
nis von wissenschaftlichem wie politi- 

wieder streichen. Eine überflüssige 
Maßnahme, welcher Arbeitnehmer 
pocht schon auf seinen Mindestlohn, 
solange das Kündigungsunrecht der 
~hatcher-Ära (siehe oben) gilt? 

schem Handeln zu entwickeln." 
Reinhard Grienig Utopie kreativ 

(9 DM) -vorausgesetzt, sie wissen um 
ihr neues Recht, ihr Arbeitgeber hält ,,Den Wahlkampf 

habe ich eigentlich 
als sehr positiv 
erlebt. Die meisten 
Jugendlichen haben 
mir gesagt, dass sie 
es gut finden, daß 
auch mal  eine junge 
Frau für den Rat 
kandidiert. Vor allem 
bei  Jugendlichen, 
die selbst aktiv sind, 
z.B. irn städtischen 
lugendrat oder in  
der Schülerarbeit - 
hat meine Kandida- 
tur für Interesse 
gesorgt. " 
Britta Lenz, 20 Jahre, 
Ratskandidatin in 
Meckenheim 

sich daran und zahlt. 
Noch während die Low-Pay- 

Commission aus Vertretern der Re- 
gierung, der Arbeitgeber und Ge- 

Gewerkschaftsvertreter aus der 
Low-Pay-Commission schätzen, daß 
deshalb 200.000 Briten nicht in den Claudia Fröhlich/ 

Michael  Kohlstruck (Hrsg.) 
Engagierte Demokraten 
Vergangenheitspolitik in  
kritischer Absicht 

1999-314 S. 
DM 48,OO - ÖS 350 - SFR 44,50 
ISBN 3-89691 -464-2 

werkschaften über den Mindestlohn Genuß ihrer neuen Rechte kommen 
werden. Professor George Bain, Chef 
dieser Expertenrunde, erwartet „mi- 

verhandelte, verkündete Tony Blair, 
keiner Vorlage zuzustimmen, welche 
die Arbeitgeber als Wettbewerbshin- nimale" Auswirkungen auf Beschäf- 
dernis ansehen. Nicht die beste Ver- 
handlungsposition für die Gewerk- 
schaften, es gleich mit drei Gegnern 

tigung, Löhne oder gar das Zinsni- 
veau. (FR; 3 1.3.1999, 5.14). Unison, 
die Gewerkschaft des öffentlichen -- -- - + 

0,o 10,O 20,O 30,O 40,O 

Wahlbeteiligung in % 

aufnehmen zu müssen: Kapital, Kon- 
junktur und Kabinett. Die Gewerk- 
schaften hatten vier Pfund ( I  2 DM) 
die Stunde gefordert. Die Einkom- 

Dienstes, nennt den neuen Mindest- 
lohnsatz einen ,,Hungerlohn" (FR, 
ebenda). 

1999 - 50 Jahre Bundesrepublik. Der 
Umgang mit dem Nationalsozialismus 
ist seit 1945 ein Thema, an dem sich 
stets aufs Neue Konflikte über das de- 
mokratische Selbstverständnis der Re- 
publik entzünden. Dieser Band stellt in 
einer Reihe von Portraits Personen vor, 
die - in den 50er und 60er Jahren als 
„Nestbeschmutzer" beschimpft - mit 
ihren Initiativen zur Durchsetzung der 
demokratischen Kultur beigetragen 
haben. 
Es schreiben z.B. Thorsten Bonacker 
über Theodor W. Adorno, Angelika 
Ebrecht-Laermann über Margarete und 
Alexander Mitscherlich, Erika Wein- 

mensuntergrenze für einen Vollzeit- 
beschäftigen hätte damit bei 160 
Pfund (480 DM) in der Woche gele- 

Kombilöhne au f  brit isch 
Mindestlohn or not - Großbritanni- 
ens Arbeitsmarkt hat unter den To- 

einigen Unterbezirken eine Erstwähle- 
rlnnenbrief-Aktion organisiert, durch 
die Ca. 100.000 Jugendliche direkt 
angeschrieben wurden. 

der Jugend favorisierte Partei war, 
konnte sie bei den jüngsten Wahlen 
ihre größten Zugewinne bei Jung- 
wählerlnnen z.B. im Saarland und 
Brandenburg verbuchen. Für Nord- 
rhein-Westfalen wird erwartet, dass 
deutlich mehr als 50% der Erstwäh- 
lerlnnen CDU gewählt hätten - und 
das, obwohl die CDU ihr Wahlrecht 
demnächst wieder beschneiden 
wird, sollte sie die Landtagswahl im 
Mai 2000 gewinnen. 

Noch bei der Bundestagswahl ha- 
ben Jungwählerlnnen verstärkt rot- 
grün gewählt, weil sie sich einen Poli- 
tikwechsel v.a. bei den Themen Bil- 
dung, Ausbildung, Arbeitslosigkeit er- 
hofften - dieser ist nach einem Jahr 
Schröder ausgeblieben: 

Jungwählerlnnen wandern nicht 
zur CDU, sondern enthalten sich der 
Wahl; 

sozialdemokratisch orientierte 
Jungwählerlnnen sind besonders kri- 
tisch, anspruchsvoll, wählerisch und 
entscheiden sich bewußt gegen die 
Wahl. 

Die CDU hat z.B. in NRW die Kom- 
munalwahlen nicht mit besseren poli- 
tischen Alternativen gewonnen, son- 
dern auch im Jugendsegment besser 
ihr Wählerpotential mobilisiert. In 
manchen rot-grün regierten Städten 
werden hingegen Radwege zurück- 

gebaut, Schülerfahrkarten wieder ab- 
geschafft, Jugendzentren geschlos- 
sen, Leistungen in der Jugendarbeit 
insgesamt reduziert. Das alles ist für 
Jugendliche wenig attraktiv - warum 
also sollen sie SPD wählen? 

Die Ursache für diesen scheinba- 
ren Konservativ-Trend bei Jugendli- 
chen liegt deshalb wohl darin, dass 
die SPD auch hier /hr Potential in kei- 
ner Weise ausgeschöpft hat. Eine 
weitere These, die künftig mal einer 
qualitativ-empirischen Untersu- 
chung unterzogen werdne sollte, ist 
die, dass auch Jugendliche in einer 
biographischen Orientierungsphase 
nach einem ideologischen ,,Anker8' 
der Bewahrung des Vorhandenen 
suchen, nach ,,Kontinuität und 
Schutz im Wandel",wenn sich schon 
eine deutliche Verbesserung ihrer 
persönlichen Situation nicht realisie- 
ren lässt. 

Es gibt heute also keine eindeuti- 
ge ,,Jugendpartein, auch weil sämtli- 
che Parteien die Zielgruppe Jugend 
sträflich vernachlässigt haben und 
kein glaubwürdiges Personalangebot 
aufweisen. Diese Entwicklung kön- , 
nen auch Jugendorganisationen der 
Parteien nicht auffangen. Eine Partei, 
die wie die CDU den 16 - 17jährigen 
die Wahl-Reife und politische Beteili- 
gung abspricht, wird zudem niemals 

gen. Kate Barker, Chefökonomin des ries ein ausgeprägtes Billiglohnseg- 
ment entwickelt. Die Renditen stie- 
gen, weil die Löhne fielen. Der Stun- 

Unternehmervekbandes CBI, konter- 
te Ende August 1998 mit einem neu- 
en ,,Wettbewerbshindernis": „Wir er- denlohn für Jobs in diesem Bereich 

liegt häufig unter zehn DM. Eine Fa- 
milie Iäßt sich davon nicht ernähren. 

Es g ibt  keine Jugendpartei! 
Im Folgenden wollen wir uns ab- 
schließend mit zwei Fragen beschäfti- 
gen: 1. Welche parteipolitischen Prä- 
ferenzen lassen sich erkennen? 2. Wie 
können Jugendliche für ein stärkeres 
(partei)politisches Engagement ge- 
wonnen werden? 

1. Das Thema „Jugendr' verbin- 
den 44% der Jugendlichen zw. 14 U. 
18 Jahren mit der SPD, nur 16% mit 
der CDU (Grüne: 25%, FDP: 5%, 
BRAVO-Emnid-Umfrage, Juni 1999). 
Auf die Frage, „Wer vertritt die Inter- 
essen der Jugendlichen am besten?" 
nennen 36% der 14 - 18jährigen die 
SPD, nur 16% die CDU (Grüne: 1 OOh, 
FDP: I%, BRAVO, Juni 1999) interes- 
sant: Das heißt: Jugendliche erwar- 
ten am ehesten von der SPD, dass sie 
v.a. in den Feldern Bildung, Ausbil- 
dung und Arbeit ihre Interessen ver- 
tritt. Die Grünen, die mit  dem Um- 
welt-Thema in den 80er Jahren zur 
Jugendpartei avancierten, haben da- 
gegen das Vertrauen der Jugendli- 
chen verloren. 

Obwohl die CDU gemäß Umfra- 
gen und Jugendstudien nie die von 

warten, daß das Wirtschaftswachs- 
turn in  den nächsten drei Quartalen 
zu einem Stillstand kommt. " (Frank- 
furter Rundschau = FR; 28.8.1 998, 
5.1 3) Seit fünfeinhalb Jahren habe 
die Industrie keine niedrigere Auf- 
tragslage gehabt. 

Mit  Sozialhilfe stehen sich viele bes- 
ser. Sie stecken in der ,,poverty trap", 
zu deutsch: Armutsfalle. New Labour 
will dagegen vorgehen. - Hurra, zier1 über Hermann Langbein, Andreas 

Nachama über Heinz Galinski, Helmut 
Tony zwingt die Arbeitgeber also 
doch, ihre Beschäftigten anständig 
zu entlohnen. - No, Sir; die Gemein- 

Kramer über Barbara Just-Dahlmann, 
Claudia Fröhlich über Fritz Bauer, 
Hanno Beth über Rolf Hochhuth, Al- 
fons Söllner über Peter Weiss, Andreas 
Wö11 über Wolfgang Staudte, Rita 
Thalmann über Beate Klarsfeld, Joa- 
chim Perels über Eugen Kogon, Eckart 
Spoo über Otto Köhler, Bernd Rother 
über Willy Brandt. 

Tony parierte, zögerte die Ver- 
handlungen heraus und drückte ge- 
meinsam mit den Unternehmern ein ,,Wahlniederlage hin schaft soll blechen 

oder her; 6s geht 
weiter!!! Ich bin 
zwar nicht i m  Rat, 
aber zumindest als 

sehr niedriges Niveau durch. Zwar be- Schatzkanzler Gordon Brown hat 
eine britische Variante des Kombi- 
lohns konzipiert, bei der die Steuer- 

günstigt das neue Gesetz etwa zwei 
Millionen Arbeitnehmer, die bis zum 
1. April weniger verdienten, doch Pa- zahler - überwiegend Arbeitnehmer - 

den größten Teil des Unternehmerrisi- 
kos tragen, den ,,Working Families Tax 
Credit (WFTC)". Ab Oktober 1999 sol- 

Sachkundige 
Bürgerin in ein bis 
zwei Ausschüssen 

pier ist bekanntlich geduldig: Viele 
Gastronomen verbieten ihren Kell- 
nern, Trinkgelder wie bisher selbst zu 

und  Fraktionsmit- behalten. Stattdessen werden die 
,,TipsU, die zehn bis fünfzehn Prozent 
ausmachen, in einen Topf eingezahlt 

len Arbeitnehmerfamilien mit einem 
niedrigen Einkommen eine Art Steu- 
ergutschrift erhalten, die mit ihrer 

glied. Damit kann 
ich erstmal eine 

WESTFALISCHES 
DAMPFBOOT 

Menge Erfahrung für und später verteilt. So werden Trink- 
gelder Teil des Gehaltes. Waiter und 
waitress verdienen de facto zwar kei- 
nen Penny mehr, de iure allerdings 

Einkommenssteuer verrechnet wird. 
Der WFTC soll so zusammen mit Kin- 
derfreibeträgen und Erleichterungen, 

die nächste Kommu- 
nalwahl sammeln. " 
Sabine Kuhl, 19 die sich aus der geplanten Steuer- Dorotheenstr. 26a.  48145 Münster 

Tel. 025116086080 . Fax 0251 I6086020 
e-mail: dampfbootQ loginl .com 

http://www.loginl .com/dampfboot 

Jahre, Ratskandida- steigt ihr Einkommen. Arbeitgeber, 
die nicht so tricky sind, haben wenig 
zu befürchten: Die Strafe für Verstöße 
beträgt nur 7,20 Pfund pro Tag und 

und Sozialversicherungsreform erge- 
ben, ein Familieneinkommen von 520 tin in Viersen 

DM in der Woche garantieren. Das 
Einkommen setzt sich also aus dem 
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,,Leider habe ich es 
am 7 2. September 

nicht geschafft, 
einen Ratsposten i m  

'schwarzen Büren ' 
z u  erobern. Zumin- 

dest ist es mir gegen 
den Trend gelungen, 

ein paar Prozent 
zuzulegen. " 

Dirk Witthaut, 19 
Jahre, Ratskandidat 

in Büren 

eine ,,JugendparteiU werden. Doch 
das kann für die SPD nur ein sehr 
schwacher Trost sein. 

Das ,,Persönliche" muss wieder 
,,politisch" werden 
2. Die Beteiligung an Wahlen ist nur 
eine (die niedrigschwelligste) Form 
des politischen Engagements, zu- 
dem eine sehr diskontinuierliche, da 
sie an unterschiedlichen Terminen 
auf unterschiedlichen Ebenen statt- 
finden. Zudem hat der Wahlkampf 
der Parteien seine öffentliche Son- 
derstellung längst eingebüßt, da in 
der Werbegesellschaft die potentiel- 
len Kunden immer und überall um- 
worben werden. Und da ist das Ge- 
schäft klar: Cash gegen Ware, wenn 
die nicht gefällt, kann sie umge- 
tauscht werden. Eine einmal abge- 
gebene Stimme legitimiert für vier 
bis fünf Jahre Politik im Namen derer, 
die die Stimme abgegeben haben - 
und das ohne Umtauschrecht. 

Gerhard und TINA 
oder die Alternativlosigkeit sozialdemokratischer 
Regierungspolitik 

von Arno Brandt* 

,,Natürlich ist es 
richtig, langfristig 

den Haushalt zu 
sanieren. Kurzfristig 
wird Eichels Konsoli- 

dierungspolitik die 
Arbeitslosigkeit aber 

nicht beseitigen, 
sondern erhöhen." 

Paul Krugman 

* Arno Brandt, Hannover 
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NA steht für ein Stereotyp aus 
den Tagen der Maggy Thatcher T -Ära: ,,There Is No Alternative". 

Damit sollte sich jede gesellschaftliche 
Diskussion über den offiziellen Regie- 
rungskurs erübrigen. Politik galt als 
Sachzwang, Regierungshandeln als 
Naturgesetz. 

Ganz ähnlich Gerhard Schröder 
zu seinem Sparprogramm heute: 
,,Dazu gibt es keine, aber auch gar 
keine Alternative." Nach den Wahlde- 
bakeln in Brandenburg, Saarland, 
Thüringen und NRW gehört schon ei- 
niger Mut  dazu, alle Weisheiten die- 
ser Welt im Bundeskanzleramt zu wis- 
sen. Da wir es in Deutschland zur Zeit 
mit einer stotternden Wirtschaftskon- 
junktur zu tun haben, kommen ande- 

In den Vordergrund müssen 
andere Formen (gesellschafts)- 
politischen Engagements gerückt 
werden: Jugendstadtteilarbeit, Ju- 
gendparlamente, Internetprojekte, 
Sportprojekte, etc. Das ,,Private", 
das ,,Persönliche" muss wieder po- 
litisiert und der gesellschaftlichen 
Egomanie entrissen werden. Je- 
doch: das ist fast eine Herausfor- 
derung kulturrevolutionären Aus- 
maßes. Das verweist aber darauf, 
dass wir Jusos stärker denn je un- 
sere eigene Verankerung in den 
unterschiedlichen Jugend-Milieus 
zum Ausgangspunkt auch unserer 
politischen Reflexion und des Han- 
delns machen müssen. ,,Juso-Sein" 
darf nicht eine ,,ausser-private" 
Sphäre sein (oder im schlimmsten 
Falle völlig damit zusammenfal- 
len), sondern muss aus dem per- 
sönlichen Umfeld heraus immer 
wieder motivieren und verknüpft 
werden. 

re Beobachter der wirtschaftspoliti- 
schen Szene in Deutschland zu einem 
ganz anderen Schluß. Nobelpreisträ- 
ger Robert Solow, einer der eher fort- 
schrittlichen Ökonomen in den USA, 
formuliert seine Kritik hart: ,,Deutsche 
Politiker handeln falsch, wenn sie nun 
den Haushalt konsolidieren, ohne die 
aktuelle wirtschaftliche Situation zu 
berücksichtigen. Es gibt für den Staat 
eine gute Zeit zum Sparen und eine 
schlechte Zeit. Nun ist dafür ein 
schlechter Zeitpunkt." 

Der künftige Nobelpreisträger 
und zur Zeit wohl meist zitierte Wirt- 
schaftswissenschaftler Paul Krugman 
sieht die Dinge auch nicht anders: 
,,Natürlich ist es richtig, langfristig 
den Haushalt zu sanieren. Kurzfristig 
wird Eichels Konsolidierungspolitik 
die Arbeitslosigkeit aber nicht besei- 
tigen, sondern erhöhen." Auch Os- 
kar Lafontaine hatte eine andere Vor- 
stellung von Finanzpolitik. Zuerst 
wollte er die Konjunktur in Schwung 
bringen, um anschließend mit einer 
längerfristig angelegten Konsolidie- 
rungsstrategie anzusetzen. Im Ge- 
gensatz zur prozyklischen Politik 
Schröders und Eichels nennt man 
das eine antizyklische Haushaltspoli- 
ti k. 

Die jetzige Bundesregierung hat 
voraussichtlich nur noch bis zur Land- 
tagswahl in Nordrhein Westfalen Zeit, 
auf der Basis von politischen Erfolgen 

Trotzdem: Parteien müssen ihre 
Attraktivität für Jugendliche stei- 
gern und moderne, zielgruppenge- 
rechte Anspracheformen finden. 
Dabei geht es wohl in erster Linie 
nicht einmal darum, massenhaft 
Jugendliche als neue Mitglieder zu 
gewinnen. Authentizität und 
Glaubwürdigkeit stehen als ,,Orien- 
tierungswerte" bei Jugendlichen al- 
len Unkenrufen zum Trotze hoch 
im Kurs - sie sind ein Maßstab, an 
dem sie Politik messen. Nicht zu- 
letzt deshalb äußern Jugendliche in 
einer der bereits zitierten BRAVO- 
Umfragen, dass sie erwarten, dass 
die Parteien mehr auf ihre Jugend- 
organisationen hören sollten. Erst 
dann folgt in der Rangfolge, dass 
Politiker direkt mit  Jugendlichen re- 
den sollten. Verzweifeltes Zucken 
von Alt-Politikern in Discos wirkt 
eher lächerlich bis abstoßend. In 
der Umfrage wird davon mit Nach- 
druck abgeraten. SPW 

die Mehrheitsfähigkeit der SPD unter 
Beweis zu stellen. Ohne eine deutli- 
che Senkung der Arbeitslosigkeit wird 
dies nicht gelingen. Die jetzigen Wei- 
chenstellungen in der Haushaltspoli- 
tik machen es wenig wahrscheinlich, 
daß der Arbeitsmarkt positiv reagie- 
ren wird. Weder Beschwörungsfor- 
meln noch Machtworte helfen da 
sonderlich weiter. 

Nachfrage: Wie will die SPD ei- 
gentlich die nachdenklichen Teile der 
Neuen Mitte für sich gewinnen, wenn 
der politische Kurs ohnehin für alter- 
nativlos erklärt wird SPW 

Die Premierministerin schrieb Ur- 
abstimmungen vor Streiks vor und 
verpflichtete die Gewerkschaften, 
Streiks vorher den Arbeitgebern anzu- 
kündigen. Konflikte um staatliche Un- 
ternehmen, die privatisiert werden 
sollen, gelten als politische Streiks 
und sind verboten. Solidaritätstreiks 
sind strafbar, ebenso die Aufstellung 
von Streikposten. Arbeitgeber kön- 
nen illegal Streikende ohne Schwie- 
rigkeiten entlassen. Sie können sogar 
die Gewerkschaften haftbar machen, 
wenn durch Streiks Schäden und Pro- 
duktionsausfälle entstehen. Seit Mitte 
der neunziger Jahre hat Großbritanni- 
en eine der niedrigsten Streikraten in 
Europa. 

Arbeitgeber sind nicht verpflich- 
tet, mit Gewerkschaften oder ande- 
ren Arbeitnehmervertretern zu ver- 
handeln, sei auch der größte Teil der 
Mitarbeiter eines Betriebes organi- 
siert. Ein Arbeitgeber braucht weder 
mit ihnen über Löhne und Arbeits- 
bedingungen zu debattieren, ge- 
schweige denn, daß er Tarifverträge 
abschließen muß. Betriebsräte sind 
nicht üblich. Nur 48% aller Betriebe 
(1 998) erkennen die Gewerkschaf- 
ten als Verhandlungspartner an. Für 
nur 47% aller Arbeitnehmer (1 995) 
gelten Tarifverträge. Jeder zweite 
Chef setzt also die Höhe der Löhne 
autonom fest; seine Beschäftigten 
geniessen weder Schutz noch Re- 
präsentation. Die Arbeitsbedingun- 
gen regelt die Unternehmensfüh- 
rung in Kollektivverträgen mit der 
Belegschaft, oder der Arbeitgeber 
handelt sie individuell mit  seinen Ar- 
beitnehmern aus. Großbritannien 
ist das einzige Land in Europa ohne 
ein Gesetz, das die Arbeitzeiten be- 
schränkt. 

Funktionäre des britischen Ge- 
werkschaftdachverbandes TUC (Trade 
Union Congress) schildern der Süd- 
deutschen Zeitung (SZ) einige Fälle, 
die die Folgen dieser Politik illustrie- 
ren: ,,Eine 19jährige Friseuse ... arbei- 
tet nun schon seit 13 Monaten ohne 
Unterbrechung 42 Stunden die Wo- 
che für 1,31 Pfund (3,93 DM) die 
Stunde. Sie bittet um zwei Wochen 
bezahlten Urlaub. Gewährt wird ihr 
eine Woche, aber am Samstag muß 
sie arbeiten. Eine Verkäuferin in ei- 
nem Sportgeschäft muß sich seit sie- 
ben Jahren mit einem unveränderten 
Stundenlohn von 3,06 Pfund begnü- 
gen. Eine andere Verkäuferin be- 
kommt seit Jahren gar nur drei Pfund. 
Nun droht ihr die Entlassung, weil sie 
sechs Wochen krank war. " (SZ; 4. 4. 
1997, S. 23) 

Ist es ein Wunder, daß sich die Ge- 
werkschaftsphilosophie unter diesen 
Umständen ändert? TUC schreibt seit 
1991 allen Mitgliedsgewerkschaften 
,,Social partnership at work" vor. Die 
Gewerkschaften begreifen sich mehr 
und mehr als Ratgeber und helfende 
Hand der Beschäftigten in allen Fra- 
gen der täglichen Arbeit. Sie sehen 
sich nicht als Gegenspieler der Arbeit- 
geber, sondern als deren Partner (SZ; 
ebenda). 

Gewerkschaften und Labour 
,,Union exclusion" war und ist auch 
die Politik der Labour-Party. Noch in 
Oppositionszeiten distanzierte sie sich 
von den Gewerkschaften. Tony Blair 
brauchte Stimmen aus der middle 
class. Im Buhlen um die ,, Neue Mitte" 
hält die Labour-Party ihr Image eher 
für hinderlich, eine Gewerkschaftspar- 
tei zu sein. 

Seit 1989 nahm Labour eine For- 
derung der Gewerkschaften nach der 
anderen aus dem Programm, z.B. das 
Bekenntnis zur Verstaatlichung von 
Industrien oder die Rücknahme der 
gesamten Arbeitsgesetzgebung der 
Konservativen. Die Gewerkschaften 
beugten sich diesem ,,Emanzipations- 
prozeß". Seit 1993 gibt es in der La- 
bour-Party keine,, Block-Votes" mehr. 
,, Block-Votes" bedeuteten ein Kollek- 
tivstimmrecht der Gewerkschafts- 
funktionäre, das ihnen enormen Ein- 
fluß auf die Auswahl von Parlaments- 
kandidaten innerhalb der Partei si- 
cherte. 

Die Arbeitnehmer liefen den Ge- 
werkschaften scharenweise davon. 
1995 waren nur noch 32% aller Ar- 
beitnehmer Mitglied einer Gewerk- 
schaft, weniger als je zuvor in der 
britischen Geschichte. Verständlich, 
was sollen Arbeitnehmer in einer 
Gewerkschaft, die in der Labour-Par- 
ty das Handtuch wirft, kein Ver- 
handlungsrecht in den Betrieben 
hat und nur noch im Auftrag der Ar- 
beitgeber als Gouvernante tatig ist, 
die sich um die alltäglichen kleinen 
Sorgen der Beschäftigten kümmern 
darf? Der Strukturwandel tat sein 
übriges. Der Arbeitsplatzabbau be- 
traf größtenteils Männer, die in der 
Industrie arbeiteten. Die ,,neuen" 
Beschäftigten sind überwiegend 
Frauen im Dienstleistungsbereich, 
die oft  nur in Teilzeit oder befristet 
erwerbstätig sind. Kaum die Klien- 
tel, die eine Gewerkschaft für sich 
gewinnen kann. 

Die Gewerkschaften konnten nur 
auf eines hoffen: New Labour muß an 
die Regierung. Nur so ließen sich viel- 

leicht ihre Forderungen eines Tages 
umsetzen: Wir wollen wieder einen 
Mindestlohn, und wir wollen, daß Ar- 
beitgeber uns in allen Betrieben als 
Verhandlungspartner anerkennen 
müssen. 

Die Gewerkschaften übten sich 
damit schon in der neuen Tugend 
,,Bescheidenheit". Dafür, daß sie sich 
aus der Partei zurückgezogen hatten, 
um deren Wahlchancen zu erhöhen, 
hätten sie mehr verlangen können; 
Wiederherstellung ihres Streikrechts 
zum Beispiel. Blair gehen schon diese 
Minimalansprüche etwas zu weit. 

,,No favours" - Keine Gefälligkei- 
ten unter Freunden 
Ende Mai 1998 legte Tony Blair ein 
Papier vor mit dem Titel ,,Fairness am 
Arbeitsplatz". Danach erhalten die 
Gewerkschaften zwar ihr Vertre- 
tungs- und Verhandlungsrecht in den 
Betrieben zurück, jedoch nur, sofern 
mindestens 40% der Belegschaft dies 
befürworten oder die Hälfte der Be- 
schäftigten Mitglied der Gewerk- 
schaft ist. Pferdefuß Nummer zwei: 
Unternehmen mit bis zu zwanzig Be- 
schäftigten fallen nicht unter das 
neue Gesetz. 

Tony Blair stellte schon im Vorfeld 
klar, daß es das Repräsentationsge- 
setz nur geben werde, wenn die Ar- 
beitgeber dieses mittragen. TUC solle 
sich um Konsens mit den Arbeitge- 
bern bemühen. Außerdem sollten die 
Gewerkschaften vorher glaubhaft si- 
gnalisieren, daß sie ihre neue Macht 
weder zu starken Lohnforderungen 
noch zu Arbeitskämpfen nutzen wer- 
den. ,,Fairness am Arbeitsplatz" be- 
deutet also: Die Gewerkschaften ha- 
ben zwar Rechte, sollen aber weitge- 
hend darauf verzichten, diese wahr- 
zunehmen, gar mit Streiks einzufor- 
dern. Blairs Botschaft an die Arbeit- 
nehmer ist die gleiche wie die Maggie 
Thatchers: ,,Kusch!" 

Wenigstens für einen Punkt, in 
dem Margaret Thatcher Arbeitneh- 
mer um ihr Recht brachte, heißt es 
bald, ,,Es war einmal". Beschäftigte 
sollen in Zukunft schon nach einem 
Jahr und nicht erst nach zwei Jahren 
Betriebszugehörigkeit Einspruch ge- 
gen eine ,,unfaire" Kündigung erhe- 
ben können. Bis 1980 konnten sie 
dies bereits nach einem halben Jahr. 
Von den über 5,5 Millionen Teilzeit- 
kräften bleiben etwa zwei Millionen 
ohne Kündigungsschutz und haben, 
wenn sie höchstens sechzehn Stun- 
den in der Woche arbeiten, erst nach 
fünf Jahren Rechte auf Mutterschafts- 
und Krankengeld, Rentenanwart- 

,,Fairness am 
Arbeitsplatz" 
bedeutet für Blair: 
Die Gewerkschaften 
haben zwar Rechte, 
sollen aber weitge- 
hend darauf 
verzichten, diese 
wahrzunehmen, gar 
m i t  Streiks einzufor- 
dern. 
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I I Decent Society" 
Tony Blair will Großbritannien zu ,,Anstandn und 
,,Bescheidenheitn erziehen 

von Uwe Wiedenstried* 

,,Wir brauchen ein System, das denen 
hilft, die es brauchen, und das gene- 
rell Leuten hilft, sich selbst zu helfen. " 
So umschrieb Tony Blair nach seinem 
Wahlsieg im Mai 1997 die Gesell- 
schaft, die die Briten unter der Regie- 

Die lron Lady 
erklärte die ,,Lösung 
des Gewerkschafts- 

problems" zur 
Hauptaufgabe ihrer 

Regierung. Wirt- 
schaft und  Politik 

finden seitdem ohne 
die Gewerkschaften 

statt. 

rung von New Labour zu erwarten 
hätten - die ,,decent society". Zu 
deutsch: die bescheidene, anständige 
Gesellschaft. Deren zentrale Werte 
seien Eigenverantwortung und ge- 
genseitige Pflichterfüllung. 

,,Ihr müßt euch bescheiden!" - 
Das haben die ,,kleinen Leute" acht- 
zehn lange Jahre unter den Tories 
immer und immer wieder zu hören 
und zu spüren bekommen. Hatte 
man dafür Labour gewählt, um vom 
Regen des Thatcherismus in die Trau- 
fe des Blatcherismus zu kommen? 
Die Tories haben Armut, Wohnungs- 
not und Obdachlosigkeit hinterlas- 
sen, dem Gesundheitswesen harte 
Bandagen angelegt und die Bildung 
den Profitinteressen der Wirtschaft 
ausgeliefert. 

Kein Jobwunderland 
Das Vereinigte Königreich ist alles an- 
dere als ein Jobwunderland. Die Ar- 
beitslosenquote von derzeit nur 6,1% 
haben die Tories mit statistischen Ta- 
schenspielertricks herbeigegaukelt. 
1997 habe es demnach nur 1,7 MiI- 
IionenErwerbslose gegeben; elf Jahre 
vorher sollen es mit 3,l Millionen fast 
doppelt so viele gewesen sein. Ar- 
beitslosigkeit halbiert, also? - Mit- 
nichten. Die Arbeitslosigkeit ist mehr 
als doppelt so hoch, wie die amtliche 
Statistikweismacht. Nach Berechnun- 
gen der größten britischen Geschäfts- 
bank, der HSBC, liegt sie bei 14 Pro- 
zent, sprich vier Millionen Arbeitslo- 
sen. Auf diese Zahlen kommt auch 
eine Studie von Stephen Fothergill, 

* Uwe Wiedenstried, Munstei; Politikwissenschaftler und Journalist 
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Professor an der Universität Sheffield 
Hallam. 

Seit 1979 haben die konservativen 
Regierungen das Statistik-Gesetz 
32mal geändert. Das Ergebnis ihrer 
Schönrechnereien fiel jedesmal niedri- 
ger aus. Mittlerweile zählt jeder, der 
auch nur eine einzige Stunde pro Wo- 
che arbeitet, nicht mehr zu den Ar- 
beitslosen. 

Darshini David, Autor der HSBC- 
Studie, hat deshalb alle Part-Time- 
Jobs zu Vollzeitäquivalenten addiert. 
Ergebnis: In Großbritannien sind nur 
78% der Erwerbsfähigen vollzeitäqui- 
valent beschäftigt, in Frankreich 81% 
und in Deutschland 84%. Andersher- 
um: Die Arbeitslosenquote Großbri- 
tanniens ist - ,,JobwunderU hin oder 
her - höher als im vielgeschmähten 
Standort D. 

Die Bank von England hatte schon 
im August 1996 fast den gesamten 
Rückgang der ,,offiziellen" Arbeitslo- 
sigkeit mit zunehmender ,,wirtschaft- 
licher Inaktivität" erklärt; Hunderttau- 
sende hätten es aufgegeben, nach 
Arbeit zu suchen. Ergo: Es mangelt 
nicht am Willen, sondern an der Gele- 
genheit. 

Ein Arbeitnehmerparadies ist die 
Insel schon gar nicht. Die Unterneh- 
men streichen traumhafte Renditen 
ein, nämlich 78 Pfennig Gewinn auf 
jede Mark Arbeitskosten, weil Marga- 
ret Thatcher und John Major Arbeit- 
nehmer und Gewerkschaften syste- 
matisch entrechtet und mundtot ge- 
macht haben. Hier ist der eigentliche 
Reformbedarf. Doch der neue Premier 
hält sich dezent zurück und tut nur 
das, was er unbedingt tun muß. 

,,Union exclusion" 
Die starke Position der Gewerkschaf- 
ten sei mitverantwortlich für die Krise 

der britischen Ökonomie, hatte Mar- 
garet Thatcher behauptet. Die lron 
Lady erklärte deshalb die ,,Lösung des 
Gewerkschaftsproble,ms" zur Haupt- 
aufgabe ihrer Regierung. Diesen Ge- 
neralangriff auf die Arbeitnehmer- 
rechte umschreiben die Briten mit  
höflichem Understatement als,,Union 
exclusion" - Gewerkschaftsausschluß. 
Wirtschaft und Politik finden seitdem 
ohne die Gewerkschaften statt. 

Die Tories boxten die Kommunen 
aus den Selbstverwaltungsgremien 
des ,,National Health Service (NHS)" 
und der ,,Personal Social Services 
(PSS)" unter anderem deshalb heraus, 
weil in ihnen viele Gewerkschafter 
vertreten waren. 

Sie lösten die ,,Manpower Senke 
Commission (MSC)" auf, in der neben 
Vertretern der Arbeitgeber und der 
öffentlichen Hand auch Gewerkschaf- 
ter über We~terbildungs- und Be- 
schäftigungsprogramme entschie- 
den, und ersetzten sie durch ,,Training 
and Enterprise Councils (TECs)". Das 
Gesetz garantiert Gewerkschaftsver- 
tretern keine Reprasentation mehr, so 
daß diese an vielen TECs gar nicht 
oder nur in geringer Zahl partizipie- 
ren. 

Seit 1 993 gibt es keine ,, Wages 
Councils" mehr, in denen Arbeitgeber 
und Gewerkschaften die Mindestlöh- 
ne in verschiedenen Industrien aus- 
handelten. Damit öffnete sich nicht 
nur die Bandbreite von Löhnen weiter 
nach unten; die Tories hoben auch 
jegliche Beschränkungen für befriste- 
te Arbeitsverträge auf. 

Thatcher schaffte das ,,Closed- 
shop"-System faktisch ab. Das ,,Clo- 
sed-shop"-System verpflichtete die 
Beschäftigten vieler Unternehmen, 
sich in einer Gewerkschaft zu organi- 
sieren. 

Is die rot-grüne Koalition im Stand des Jahres 1990 festzuschrei- A Oktober 1998 das gemeinsa- ben, ist die Zielmarke der internatio- 
me Regierungsprogramm er- nalen Klima-Konvention. Beide Ziel- 

arbeitete, gab es schnel Übereinstim- marken werden mit Sicherheit weit 
munq der Reqierunqsparteien dar- verfehlt. Deshalb wittern die Atom- 
uber, daß ein Konsens der Regierung kraftbetreiber Morgenluft, indem sie 
mit den Atomkraftbetreibern zu ei- ihre CO,-freie Stromproduktion ins 

Konsens über 
II Atomausstieg" - 
ein Bumerana für 

J 
nem Ausstieg aus der Atomenergie Feld führen und einen raschen Atom- 
gesucht werden soll. ausstieg aus Klimagründen als unver- 

Beide Regierungsparteien haben antwortlich erklären. Da aber die Be- den Einstieg in die 
unabhängig voneinander den Aus- 
stieg aus der Atomenergie seit Jahren 
in ihrem Programm: die SPD seit ih- 
rem Bundesparteitagsbeschluß von 
1986, der dies innerhalb von zehn 
Jahren nach Regierungsantritt vorsah; 
die Grünen seit ihrer Parteigründung 
als ultimative Forderung ohne Wenn 
und Aber. Die Unterschiede zwischen 
den beiden nunmehrigen Regie- 
rungsparteien und innerhalb beider 
Parteien lagen darin, wie schnell ein 
solcher Ausstieg realisiert werden 
könnte. Zwei Fragen sind dabei von 
Interesse: 

1 .  Die erste ist, wie lange man 
brauche, um den ein Drittel der deut- 
schen Stromversorgung ausmachen- 
den Atomstrom durch andere Ener- 
gieträger zu substitutieren, also die 
Frage nach der Alternative. Einigkeit 
besteht darin, daß das Abschalten der 
Atomkraftwerke nicht zu einer Steige- 
rung von CO,-Emissionen führen 
darf. Etwa zeitgleich mit der pro- 
grammatischen Forderung der SPD 
nach Beendigung der Atomenergie- 
nutzung hatte weltweit die Debatte 
über die globalen Klimaschäden 
durch Verfeuerung fossiler Energien 
begonnen. Nach dem GAU des 
Atomreaktors Tschernobyl im April 
1986 war die Atomenergie in der öf- 
fentlichen Meinung erledigt; der Aus- 
stieg aus der Atomenergie wurde 
mehrheitsfähig. 

Spätestens seit der Weltklimakon- 
ferenz 1988 in Toronto ist aber auch 
die fossile Energienutzung weltweit 
im Verruf. Die Weltzivilisation, so die 
globale Message dieser Konferenz, 
praktiziere mit ihrem weit überdimen- 
sionierten fossilen Energieverbrauch 
ein Klima-Experiment, das in seinen 
Folgen denen eines globalen Atom- 
kriegs gleichkomme. Seitdem geht es 
auch um den Ausstieg aus fossilen 
Energien: zwar nicht mit Ausstiegsfri- 
sten, aber dafür mit zeitlich festgeleg- 
ten Zielen, die Treibhausgase zu redu- 
zieren. 

Eine Reduktion von 25% bis 2005 
war die offizielle Zielmarke der Kohl- 

treiber atomarer und fossiler Kraft- 
werke weitgehend identisch sind, ha- 
ben sie sich die Begründung selber or- 
ganisiert, warum ein Atomausstieg 
aus okologischen Gründen nicht zu 
verantworten sei: Je erfolgreicher sie 
die Einführung von Kraft-Wärme- 
Kopplung und Erneuerbaren Energien 
blockieren, desto mehr hoffen sie auf 
eine neue Akzeptanz in der Öffent- 
lichkeit und bei politischen Entschei- 
dungsträgern für eine Weiterführung 
der Atomenergienutzung - zumin- 
dest dafür, daß ein Abschalten der 
Atomenergie kurzfristig nicht möglich 
sei. 

Offensichtlich hatte diese Strate- 
gie der Stromwirtschaft einen Teiler- 
folg: Der Ausstieg aus der Atomener- 
gie wird immer noch in der Öffent- 
lichkeit mehrheitlich befürwortet, 
aber mit mehr Verständnis für lange 
Ausstiegsfristen. Die Grünen sind von 
ihrer Forderung nach Sofortausstieg 
Iängst abgerückt; die SPD hat ihre 
Zehn-Jahres-Forderung längst ad acta 
gelegt. 

2. Die zweite Frage ist, welche 
rechtlichen Möglichkeiten eine Regie- 
rung und Parlamentsmehrheit hat, 
ein Abschalten von Atomreaktoren zu 
erwirken - bevor diese aus Gründen 
der Betriebssicherheit ohnehin abge- 
schaltet werden müssen, wofür als 
Faustregel eine Laufzeit von etwa 30 
Jahren gilt. Wie kann man einen 
Atomkraftwerksbetreiber, der eine 
unbefristete Betriebsgenehmigung 
hat und alle Sicherheitsauflagen er- 
füllt, zu einem vorzeitigen Abschalten 
veranlassen? Eine diesbezügliche poli- 
tische Entscheidung ist zwar jederzeit 
möglich, aber die sichere Folge wäre, 
daß dann Entschädigungsleistungen 
in vielfacher Milliardenhöhe auf den 
Staat zukommen, die von den Atom- 
kraftwerksbetreibern auf dem Ge- 
richtsweg erzwungen würden. 

Konsensgespräche: die Lösung 
des gordischen Knotens? 
Das Regierungsprogramm der Rot- 
Grünen hat sich den Atomausstieg 

ökologische Ener- 
giewende? 

Der politische Preis eines Konsenses über den 
Atomausstieg ist unbezahlbar 

von Hermann Scheer* 

aktoren erfolgen, und selbstverständ- 
lich soll es keine neuen Atomreakto- 
ren mehr geben. Der Ausstieg selbst 
soll so organisiert werden, daß keine 
Entschädigungsforderungen auf die 
Staatskasse zukommen können. 

Dies sind die beiden Eckwerte des 
Atomausstiegs der neuen Bundesre- 
gierung. Da aber die Stromwirtschaft 
an der Atomkraft festhält -teilweise 
prinzipiell, teilweise mindestens bis 
zum Ende der ,,Normallaufzeit" ihrer 
Reaktoren -, ist die scheinbar logische 
Konsequenz, daß diese beiden Eck- 
werte nur über einen Konsens mit 
den Atomkraftbetreibern erreichbar 
sind. Deshalb bestand Einhelligkeit 
zwischen beiden Regierungparteien, 
daß Verhandlungen mit der Strom- 
wirtschaft über Ausstiegsfristen statt- 
finden müßten. Daneben ist es Regie- 
rungsprogramm, den Einstieg in Al- 
ternativen zu forcieren. 

Mittlerweile liegt, nach monate- 
langen zähen Verhandlungen, ein 
Zwischenergebnis der Konsensver- 
handlungen vor, das im wesentlichen 
von Bundeswirtschaftsminister Müller 
mit vier von fünf Atomkraftbetreibern 
ausgehandelt wurde: eine maximale 

Die entscheidende 
Frage ist, ob  der 
hohe politische Preis 
für den Atomkon- 
sens bezahlt werden 
darf. Meine Antwort 
ist: Der politische 
Preis ist entschieden 
zu hoch. 

Regierung, die Ende der 80er Jahre ,,so schnell wie möglich" vorgenom- 
* Hermann Scheer Mdß ist Präsident der europäischen Sonnenenergieverei- 

für Deutschland festgelegt wurde; men. Der Ausstieg soll vor dem Ende nigung Eurosolar und Mitglied im SPD-Parteivorstand. Der Text erschien 
globale CO,-Emissionen auf dem der ,,normalenM Laufzeit der Atomre- zuerst in der Zeitschnft ,,Solarzeitalter", Nr 2/1999. 
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Die Marktexpansion 
der Stromkonzerne 

kostet in  den 
Stadtwerken in 1 

Jahr mehr Arbeits- 
plätze, als es in 

Atomkrahverken 
insgesamt gibt. 

Laufzeit von 35 Jahren. Dies würde 
bedeuten, daß der erste Atomreaktor 
im Jahr 2006, der letzte 2024 abge- 
schaltet würde, sofern alle in der Zwi- 
schenzeit die Sicherheitsauflagen er- 
füllen. Noch haben nicht alle Atom- 
kraftbetreiber zugestimmt. Abgesi- 
chert werden soll der Ausstieg mit 
den Laufzeitfristen in Form eines öf- 
fentlich-rechtlichen Vertrages: Wer 
diesen bricht, hebt alle Vereinbarun- 
gen auf. 

Innerhalb der Koalition - und hier 
auch innerhalb der beiden Koaltions- 
parteien - konzentrierten sich die For- 
derungen darauf, die Frist wenigstens 
auf 30 Jahre zu verkürzen. Auf die- 
sem Weg könnte 2001 der erste Re- 
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aktor offiziell abgeschaltet werden, 
um vor der nächsten Bundestagswahl 
den ersten Vollzugsschritt des Atom- 
ausstiegs der Öffentlichkeit präsentie- 
ren zu können. Diese Diskussion iiber 
die Fristen beherrscht die Schlagzei- 
len. 

Über das sehr viel schwerwiegen- 
dere Problem des Konsens-Entwurfs 
wird dagegen kaum angemessen dis- 
kutiert. Dieses findet sich in den er- 
gänzenden Vereinbarungen über den 
,,Energiewirtschaftlichen Ordungs- 
rahmen"; u.a. soll sich die Bundesre- 
gierung verpflichten: 

„Der mit dem Energiewirtschafts- 
gesetz ab Frühjahr 1998 eingeführte 
Wettbewerb. im Strommarkt wird 
grundsätzlich nicht geändert, insbe- 
sondere kein mono~olartiaer Ge- 
bietsschutz restituiert." Dies bedeu- 
tet: Eine Stärkung der bedrohten 
Stadtwerke durch eine Novelle des 
Energiewirtschaftsgesetzes darf es 
nicht mehr geben. 

,,Sollte aus übergeordneten 
Gründen die Zwangseinspeisung 
besonderer Stromerzeuqunqen un- - - 
abweisbar geregelt werden müssen, 
so wird die Summe aller Quoten auf 
maximal 10% der jährlichen Netto- 
stromerzeugung in der Bundesrepu- 
blik beschränkt." Dies bedeutet: Ab 
10% Anteil im Strommarkt nach 
den Regeln des Stromeinspeisege- 
setzes für Erneuerbare Energien 
wäre das Ende dieser Einspeisung 
erreicht. 

,,Mit der Einführung des Wettbe- 
werbs, sprich mit der Abschaffung 
der Gebietsmonopole für den Strom- 
absatz, ist der Strommarkt mit ande- 
ren Märkten vergleichbar und unter 
europäischen Maßstäben zu be- 
trachten. Deshalb wird die Bundesre- 
gierung darauf hinwirken, daß die 
Kartellrechtspraxis stromwirtschaftli- 
cher Unternehmen dieser Entwick- 
lung angepaßt wird." Dies bedeutet: 
Fusionen und Konzentrationen von 
Stromkonzernen - und damit ein 
Trend weg von dezentralen Erzeu- 
gungsstrukturen - sollen erleichtert 
werden. 

,,Mit lnkrafttreten der Vereinba- 
rung werden die energiewirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen der Kern- 
energienutzung nicht durch einseiti- 
ge, nur die Kernenergie betreffende 
Maßnahmen, insbesondere im Steu- 
errecht beeinträchtigt." Dies bedeu- 
tet wohl, daß die auf 70 Milliarden 
DM angewachsenen steuerfreien 
Entsorgungsrückstellungen, mit de- 
nen die Stromkonzerne ihre Unter- 
nehmensaufkäufe tätigen und ihre 
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Marktstellung ausbauen, nicht weiter 
angetastet werden sollen. 

Dies alles wären dann Vereinba- 
rungen, die bis zur vorgesehenen Ab- 
schaffung des letzten Reaktors im 
Jahr 2024 gelten müßten, um den 
Atomausstieg nicht aufkündbar zu 
machen. 

Es ist naiv zu erwarten, daß ein 
Konsens zwischen denen, die den 
Ausstieg wollen und denen, die ihn 
nicht wollen, ohne politischen Preis 
vereinbart werden könnte. Die ent- 
scheidende Frage ist, ob - allen voran 
wegen des Ziels einer ökologischen 
Energiewende - dieser politische Preis 
gezahlt werden darf. Diese Frage 
müssen sich alle Koalitionsparteien 
und alle ihre Abgeordneten stellen. 
Sie ist von wesentlich größerer Bedeu- 
tung als die, ob aus symbolischen 
Gründen der erste noch laufende 
Atomreaktor vor oder nach der näch- 
sten Bundestagswahl abgeschaltet 
wird. 

Ausstiegskonsens: Bumerang für  
den Einstieg 
Meine Antwort ist: Der politische Preis 
ist entschieden zu hoch, der einer Re- 
gierung oder einem Parlament ir- 
gendwelche Fesseln auferlegt, den 
Einstieg in eine ökologische Energie- 
Versorgung ohne Rücksicht auf die 
Stromkonzerne zu realisieren. Da es 
aber ohne politischen Preis keinen 
Konsens gibt, müssen sich SPD und 
Grüne fragen, ob der einvernehmlich 
eingeschlagene Weg, den Atomaus- 
stieg über konsensual festzulegende 
Fristen zu vollziehen, weiterverfolgt 
werden soll. Diese Frage stellt sich 
nicht nur durch das vorliegende Zwi- 
schenergebnis der Konsensverhand- 
lungen, sondern durch die energiepo- 
litischen Entwicklungen seit dem Re- 
gierungswechsel. 

Schon für den bisherigen Kon- 
sensversuch zum Atomausstieg ist 
nämlich ein unerträglich hoher Preis 
bezahlt worden: Beide Regierungs- 
parteien haben die Novellierung des 
erst seit April 1998 geltenden neuen 
Energiewirtschaftsgesetzes auf ihre 
Fahnen geschrieben. Dieses hat den 
Spielraum der Stromkonzerne deut- 
lich vergrößert. So wie der Strom- 
markt gesetzlich konzipiert ist, führt 
er zu beschleunigten Konzentrati- 
onsprozessen und zur Verdrängung 
von Stadtwerken. Mit  gezielten, indi- 
viduell vereinbarten Dumpingpreisen 
- ihrer Hauptwaffe - brechen die 
Stromkonzerne in lokale Strommärk- 
te ein und nehmen Stadtwerken de- 
ren Großkunden weg. Auf der Strek- 
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nung nach dem KHG gibt es keine 
rechtlichen Änderungen. Der Gesetz- 
entwurf knüpft vielmehr an einen an- 
deren Sachverhalt an: Die Automatik 
des geltenden Rechts, wonach ein in 
einem Landeskrankenhausplan auf- 
genommenes Krankenhaus (,,Plan- 
krankenhäuser") auch zwangsläufig 
von den GKV-Trägern belegt werden 
muss, entfällt ab 2003. Eine GKV-Fi- 
nanzierungspflicht setzt vielmehr ab 
diesem Zeitpunkt zwingend voraus, 
dass ein Versorgungsvertrag mit den 
Krankenkassen abgeschlossen wor- 
den ist. Dabei gelten Krankenhäuser, 
die Anfang 2003 in den Kranken- 
hausplan eines Landes aufgenommen 
sind, zunächst als weiterhin durch 
Versorgungsvertrag zugelassen. 
Grundsätzlich werden damit Ab- 
schluss, Änderung oder Kündigung 
eines Versorgungsvertrages Verhand- 
lungsgegenstand von Krankenkassen- 
verbänden und Krankenhausträgern, 
ohne dass staatlicher Dirigismus wei- 
terhin Selbstverwaltungshandeln be- 
hindert. 

Als Grundlage für Abschluss, Än- 
derung oder Kündigung von Versor- 
gungsverträgen schliesst das Land mit 
den Krankenkassenverbänden bis 
Mitte 2002 einvernehmlich einen lei- 
stungsorientierten Strukturplan für 
Versorgungsverträge. Die Kranken- 
hausträger haben ein Anhörungs- 
recht. 

Zugleich mit lnkrafttreten der 
Rahmenvorgaben und mit der Ein- 
führung des Preissystems ab 
1 . I  ,2003 fällt der Kontrahierungs- 
zwang für die Kassen. Preise und Lei- 
stungsmengen der Krankenhäuser 
sind vertraglich zu vereinbaren. Das 
Land prüft  den Vertrag hinsichtlich 
der Einhaltung der in den Rahmen- 
vorgaben festgelegten Kriterien. Falls 
eine Kündigung eines bestehenden 
Versorgungsvertrages bzw. der 
Nichtabschluss die Rahmenvorgaben 
verletzen, hat das Land der Kündi- 
gung zu widersprechen bzw. den 
Versorgungsvertrag mit Wirkung für 
die Krankenkassen abzuschliessen. 

5.3 Übergang zur Monistik 
Mit  dem neuen Preissystem ab 2003 
erfolgt die Einbeziehung der heutigen 
Pauschalen, so dass ein Preis erzielt 
wird, der den gesamten Aufwand für 
eine Leistung mit Ausnahme der lang- 
fristigen Anlagegüter umfasst. 

Die Finanzierung der Pauschalin- 
vestitionsanteile in den Preisen erfolgt 
2003 durch die Länder (2,3 Mrd. DM) 
entsprechend ihrer Gesamthöhe im 
Jahre 1998 und wird in den Folgejah- 

ren um jeweils 20% abgeschmolzen 
(Endzeitpunkt 2007). Das leistungs- 
orientierte Preissystem, die verstärkte 
ambulante Leistungserbringung, der 
Abbau von Fehlbelegungen, die Öff- 
nung für Rehaabteilungen und die 
Rückführung stationärer Überkapazi- 
täten werden dazu führen, die Pau- 
schalen im Zeitablauf zu refinanzie- 
ren. 

Ab 2008 wird schließlich die Mo- 
nistik tatsächlich erreicht. Auch die 
großen Investitionen werden im Preis- 
system abgebildet. Die Zusatzbela- 
stung für die Krankenkassen (1998 
4,5 Mrd. DM) wird abgefedert durch 
die dauerhafte Übernahme der (versi- 
cherungsfremden) Leistungen für 
Sterbegeld und Mutterschaftsgeld 
durch die Länder (1998 2,84 Mrd. 
DM). 

VI. Gesundheitsreform, Sozial- 
staat u n d  Pressure groups 
Mi t  dem Übergang zu einem voll- 
ständigen leistungsorientierten Preis- 
system in einem durchaus ehrgeizi- 
gen - aber realisierbaren -Zeitraum 
bis Anfang 2003 und dem Übergang 
zu einer GKV-Kapazitätsplanung 
durch Länder und  Krankenkassen 
zum gleichen Zeitpunkt fällt der Kon- 
trahierungszwang des geltenden 
Rechts. Krankenkassen und Kranken- 
häusern werden auf diese Weise we- 
sentliche Instrumente zur ökono- 
misch rationalen Zukunftsgestaltung 
des stationären Sektors an die Hand 
gegeben. Die Länder bleiben recht- 
lich und faktisch dauerhaft ,,am 
Ball". Sie leisten über einen Zeitraum 
von rd. 10 Jahren über ihr finanziel- 
les Engagement bei der Kranken- 
hausfinanzierung einen Beitrag 
dazu, Beitragssatzstabilität in der 
GKV zu sichern. Es ist zu erwarten, 
dass 2008 alle Beteiligten soweit 
sind, dass die lnvestitionsfinanzie- 
rung der Länder, auch was die Finan- 
zierung der großen Investitionsvor- 
haben angeht, endet und die Kran- 
kenhäuser sich am Markt zu ver- 
gleichbaren Bedingungen bewegen 
können. 

Auch wenn sich die Krankenhaus- 
landschaft zu diesem Zeitpunkt mit 
erheblich mehr Flexibilität und Ratio- 
nalität weitgehend vom heutigen Bild 
abheben wird, muss die gleichwohl 
absehbare finanzielle Wucht dieses 
Übergangs in der GKV finanziell an- 
gemessen refinanziert werden. Dies 
zu nutzen, um die Frage der Bereini- 
gung der GKV von versicherungs- 
fremden Leistungen nach langen Jah- 
ren der Diskussion einer Lösung zuzu- 

führen, ist genauso sachgericht wie 
pfiffig. 

So wie durch das GKV-SolG die 
konstitutiven Prinzipien der sozialen 
GKV revitalisiert wurden, wird nun- 
mehr versucht, durch erheblich mehr 
Kompetenzen und Verantwortung für 
die unmittelbar Beteiligten im Kran- 
kenhausbereich das korporatistische 
Verhandlungsmodell als GKV-Struk- 
turelement endlich umfassend im Sy- 
stem zu etablieren. Wenn dies öffent- 
lich immer wieder als ,,Marsch in den 
Krankenkassenstaat" diffamiert wird, 
dokumentiert dies exemplarisch wie 
wenig in der aktuellen Debatte noch 
In halte zählen. Leistungsan bieter- 
gruppen - und vor allem deren Funk- 
tionäre - verwechseln die Verfolgung 
pekuniärer Partikularinteressen mit 
dem dringenden öffentlichen Interes- 
se an einer dauerhaften Stabilisierung 
des sozialstaatlichen Auftrags der so- 
zialen GKV. 

Die konkrete ~ e s t a l t u ' n ~  der Re- 
formprojekte Krankenhausneuord- 
nung und - ebenso demagogisch an- 
gegriffen - Globalbudget entscheidet 
deshalb nicht nur über Qualität und 
Halbwertzeit der GKV-Reform, sie ent- 
scheidet auch darüber, ob in dieser 
Wahlperiode sozialstaatliche Neuju- 
stierung durch eine SPD-geführte 
Bundesregierung gegen öffentlich 
massiv auftretende Pressure groups 
überhaupt durchsetzbar ist. S ~ W  

' Vgl. OECD, Wirtschaftsberichte Deutsch- 
land. 1997 
Interview in der Suddt. Zeitung, 22.1 
23.3.1 997, 5.  9 
Näher etwa Kruse, Sozialer Fortschritt 
1997, 5. 33 ff. 
BT-Drucksache 1411 245 
Eckpunkte zur Gesundheitsreform 2000 
vom 2.3.1999, Kap. 10 

V a h l e n  nach Gräb, in ArnoldIPaffrath 
(Hg.) Krankenhaus-Report '98, 1998, S. 
213 ff 

Die konkrete 
Gestaltung der 
Re formprojekte 
entscheidet auch 
darüber, ob sozial- 
staatliche Neujustie- 
rung gegen öffent- 
lich massiv auftre- 
tende Pressure 
Groups überhaupt 
durchsetzbar ist. 

spw. Zeitschrtft für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 109. 1999 
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3.3 Neuordnung der Vergütung: 
Durchgängige Leistungsbezogen- 
heit 
Über Sonderentgelte und Fallpau- 

Detaillistische 
staatliche Planung ist 

nicht nur als 
gesellschaftlicher 

Systementwurf 
historisch geschei- 

tert. 

schalen zu leistungsgerechten Vergü- 
tungen zu kommen, ist zum Schei- 
tern verurteilt. Auf diese Weise ist kei- 
ne wirklich durchgreifende Reduktion 
des ,,Restbudgets" absehbar. Die 
Selbstverwaltung ist nicht zuletzt in- 
stitutionell überfordert, die immer 
wieder angekündigte Systement- 
scheidung tatsächlich treffen zu kön- 
nen. Krankenhausleistungen brau- 
chen umfassende Transparenz und 
Vergleichbarkeit. 

3.4 Neuordnung des Versorgungs- 
auftrags: Mehr Flexibilisierung 
Die Krankenhäuser müssen sich 
(mehr) öffnen können für integrierte 
Versorgungsformen, für die verstärkte 
Aufnahme von ambulanten Tätigkei- 

ten, für die Übernahme umfassender 
gesundheitlicher Versorgungsaufga- 
ben. 

4. Operationalisierung von 
Problemhaushalt und  Zielvorgaben 
Aus den Vorgaben für eine Kranken- 
hausstrukturreform wird vor allem 
deutlich, dass es um inhaltlich und 
zeitlich synchron zu regelnde Komple- 
xe geht, die als Problembereiche 
schon 1988 vom Gesundheitsreform- 
gesetz (GRG) angesprochen wurden: 
Übergang zur Monistik, Entgeltsy- 
stem, veränderte Krankenhauspla- 
nung. Diese Komplexe dürfen nicht 
isoliert und weitgehend ohne die not- 
wendige prozesshafie Verknüpfung 
nebeneinander gestellt oder gar ge- 
trennt werden. Wer dies tut oder her- 
beiredet, wird insgesamt scheitern. 

Einesog. Strukturreform auf ,,klei- 
nem Karo" kann das Klassenziel nicht 
erreichen. Wird die Entwicklung der 
stationären Krankenhausausgaben 
nicht in rationalere Bahnen gelenkt, 
wird die soziale GKV insgesamt unfi- 
nanzierbar, da Beitragssatzstabilität 
und Lohnnebenkosten weiter steigen 
und damit zunehmend Akzeptanz 
und Legitimität des GKV-Systems un- 
terminiert werden. 

Notwendig ist deshalb ein konse- 
quenter Übergang zum Leistungsbe- 
zug für dieTätigkeit von Krankenhäu- 
sern und die Steuerung der konkreten 
Leistungserbringung durch transpa- 
rente Vergütungsregelungen. Den 
Ländern obliegt dabei allgemein dau- 
erhaft die Aufgabe, die Gesamtver- 
antwortung für die ausreichende und 
zweckmäßige Versorgung der Men- 
schen mit stationären Kapazitäten 
wahrzunehmen; dies ist Teil der öf- 

Krankenstand: Die Quote sinkt i__i____/-ph5,64r ,____.- Anteil krank gemeldeter 
Arbeitnehmer 
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fentlichen Aufgabe der Daseinsvor- 
sorge. 

Eine in sich stimmige, konsistente 
Gesamtkonzeption des Gesetzge- 
bers, die ein zeitlich und inhaltlich 
aufeinander abgestimmtes Vorge- 
hen erreicht, wird von den Regelun- 
gen des auf den Weg gebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur GKV-Ge- 
sundheitsreform 2000 grundsätzlich 
realisiert. 

Das Vorgehen führt zu grundle- 
genden Änderungen zwischen 2000 
und 2008 über vier Schritte bei der 
Neustrukturierung des Finanzierungs- 
Systems, über sechs Schritte beim Ver- 
gütungssystem und über drei Schritte 
bei der Neustrukturierung der Pla- 
nung. 

5. Eckpfeiler der Krankenhausre- 
form 

5.1 Vergütungssystern 
Was der Regierungsentwurf zur Ein- 
führung eines leistungsorientierten 
Vergütungssystems vorgibt, verspricht 
einen konsequenten Weg. Wesentli- 
che gesetzliche Kriterien für die Sy- 
stementscheidung sind die Schaffung 
eines umfassenden leistungsorientier- 
ten Vergütungssystems, wobei die Fall- 
gruppen insbesondere Komplexitäten 
und Komorbiditäten berücksichtigen 
müssen (aufwandsbezogene Darstel- 
lung) und der Differenzierungsgrad 
praktikabel sein muß. 

Die Selbstverwaltung hat die Sy- 
stementscheidung bis 31.10.2000 zu 
fällen. Erfolgt dies nicht, wird der 
BMG gesetzlich verpflichtet, Ersatz- 
vornahme bis zum~31.12.2000 vorzu- 
nehmen. 

Im Jahre 2001 hat die Selbstver- 
waltung die Bewertungsrelationen 
der Fallgruppen zu vereinbaren. 2002 
läuft dieses Svstem als Probelauf ne- 
ben der bisherigen Vergütungsrege- 
lung. Ab 2003 ist es grundsätzlich 
verbindlich für alle Krankenhäuser. 

Kassen und Krankenhäuser verein- 
baren prospektiv feste Preise für ver- 
einbarte Leistungsmengen (kein floa- 
tender Punktwert wie im ambulanten 
Bereich). Für Mehrerlöse wird auf Lan- 
desebene durch die Krankenkassen ein 
gesondertes Budget in Höhe von maxi- 
mal 7 O h  der landesweiten Vergütung 
gebildet. Mehrerlöse sind so zu bewer- 
ten, dass monetäre Anreize für Mehr- 
leistungen nicht entstehen. 

/ 1993 1 1994 I 1995 1 5.2 Krankenhausplanung i m  GKV- 
Bereich 
An den bestehenden Kompetenzen 

1 der Länder bei der Krankenhauspla- 

ke bleiben dabei zahlreiche Anlagen 
der Kraft-Wärme-Kopplung. Eine 
Vorrangregelung für umweltfreund- 
lich erzeugten Strom kennt das neue 
Energiewirtschaftsgesetz nicht. Auf 
eine Wettbewerbsbehörde, die ge- 
gen unlautere Praktiken vorgehen 
kann, wurde ebenso verzichtet wie 
auf eine öffentliche Netzzugangsre- 
gelung. 

Doch die überfällige Novelle des 
Energiewirtschaftsgesetzes liegt auf 
Eis. Dies hängt eng zusammen mit 
den Konsensbemühungen der Regie- 
rung mit der Stromwirtschaft für ei- 
nen Atomausstieg. Um zu einem er- 
folgreichen Abschluß zu kommen, die 
Stromkonzerne dafür gesprächsbereit 
zu machen und zu halten, wurde still- 
schweigend das praktiziert, was man 
bei Tarifverhandlungen ,,Friedens- 
pflicht" zwischen den Beteiligten 
nennt - und zwar weit über das The- 
ma Atomkraft hinaus. 

Schon die stillschweigende Stor- 
nierung der Energiegesetznovelle hat 
die Position der Stromkonzerne im 
Strommarkt massiv gestärkt: Was 
durch deren Marktexpansion in Stadt- 
werken an Arbeitsplätzen schon in- 
nerhalb eines Jahres verlorengegan- 
gen ist, geht schon jetzt über die Zahl 
der Arbeitsplätze in Atomkraftwerken 
hinaus. Die versprochene Verbesse- 
rung des Stromeinspeisungsgesetzes 
für Erneuerbare Energien stockt eben- 
falls - nicht zuletzt wegen des Atom- 
konsensversuchs. 

Wenn aber ein Konsensversuch 
über den Atomausstieg nicht nur 
dazu führt, daß neue Einstiege in Al- 
ternativen aufgeschoben werden, 
sondern sogar bereits erfolgte Einstie- 
ge wieder zerstört werden, dann ist 
der Konsensansatz widersinnig. Er 
würde noch widersinniger, wenn der 
Preis des Ausstiegs eine Friedens- 
pflicht über zwei Jahrzehnte hinweg 
wäre, die den Entfaltungsspielraum 
der Stromkonzerne ungehindert Iäßt 
und einer neuen Rahmengesetzge- 
bung für ökologische Alternativen 
Schranken setzt. Die Folge wäre, daß 
der Preis für den Ausstieg erschwerte 
Einstiege wären. 

Dieser Preis ist unbezahlbar. Er 
kann weder von der SPD noch von 
den Grünen bezahlt werden -dafür, 
daß einige Reaktoren vielleicht fünf 
Jahre früher abgeschaltet werden, 
als sie ohnehin abgeschaltet wür- 
den. Die breite atomkritische Öf- 
fentlichkeit, die auf ökologische Al- 
ternativen setzt, wird und kann das 
zu Recht nicht akzeptieren. Die rot- 
grüne Koalition wird für einen sym- 

bolischen Ausstiegserfolg, der mit 
einer Einstiegsbremse erkauft ist, 
keinen Beifall bekommen. Im Ge- 
genteil muß sie mit prasselnder Kri- 
tik rechnen. 

Ein neuer realistischer Weg zum 
Atomausstieg 
Mein Rat ist deshalb: Nicht ständiges 
Nachverhandeln in der Erwartung 
oder Hoffnung auf bessere Konsens- 
ergebnisse führt weiter, sondern die 
Erkenntnis, daß ein Ausstiegskonsens 
die Ziele zum Einstieg in eine neue En- 
ergiepolitik konterkariert. Die rot-grü- 
ne Koalition sollte den Konsensver- 
such beenden - und den Ehrgeiz auf- 
geben, unbedingt konkrete Aus- 
stiegsfristen vorzeigen zu konnen. 
Dafür müssen beide über den Schat- 
ten ihres bisherigen Atomausstiegs- 
konzepts springen. Sie sollten sich 
nicht länger zum Sklaven eines zeit- 
lich fixierten Ausstiegstermins ma- 
chen, um einen dann zweifelhaften 
Erfolg zu verbuchen, der die eigene 
Handlungsfähigkeit für Alternativen 
lähmt und deshalb nur zur Lähmung 
einer neuen Energiepolitik werden 
kann. 

Dies bedeutet nicht, das Ziel eines 
Atomausstiegs aufzugeben. Der na- 
heliegende Weg ist stattdessen, den 
weiteren Betrieb von Atomkraftwer- 
ken für deren Betreiber wirtschaftlich 
uninteressant zu machen, ohne dabei 
Entschädigungen zu riskieren, etwa 

durch die Besteuerung des Atom- 
brennstoffs, 

durch die Erhöhung der Dek- 
kungssumme für die Schadenshaf- 
tung bei Reaktorunfällen von gegen- 
wärtig maximal 500 Millionen DM auf 
mindestens fünf Milliarden DM, also 
den Baukosten eines neuen Reaktors, 

das Verbot der Wiederaufarbei- 

tung, korrespondierend mit der paral- 
lelen Auflage und der praktischen Be- 
reitstellung von Zwischenlagerkapazi- 
taten 

vor allem durch die Bildung eines 
Fonds für die Entsorgungsrückstellun- 
gen, die inzwischen 70 Milliarden DM 
betragen. In diesem müssen dann die 
Rückstellungen deponiert werden, bis 
die Entsorgungskosten anfallen. Da- 
mit sind diese Mittel der freien Ver- 
fügbarkeit der Stromkonzerne zum 
Ausbau ihrer Marktstellung entzo- 
gen. Schon aus Gründen der Siche- 
rung der Entsorgungsrückstellungen 
für den zugedachten Zweck sowie 
aus Gründen der Wettbewerbsgleich- 
heit im Strommarkt ist dies zwingend 
geboten. 

Wird dieser Weg verfolgt, kommt 
es wahrscheinlich zu einem fruheren 
Abschalten, als es durch einen Kon- 
sens vereinbart werden könnte. Man 
muß dafür nur auf einen jetzt kon- 
kret benennbaren Termin verzichten 
- also auf eine aktuelle Erfolgsmel- 
dung, die zu einem Pyrrhus-Erfolg 
würde. 

Gleichzeitig muß eine Energiege- 
setzgebung, die den Vorrang für um- 
weltfreundlich erzeugten Strom aus 
Kraft-Wärme-Kopplung im Strom- 
markt sichert, durch die Novellierung 
des Energiewirtschaftsgesetzes und 
des Stromeinspeisungsgesetzes für 
Erneuerbare Energien zügig eingelei- 
tet werden. 

Mit  anderen Worten: Der Schritt 
weg vom bisherigen Atomausstiegs- 
ansatz, der niemanden mehr befrie- 
digt, macht frei für große Schritte 
zugunsten der Alternativen und zur 
Einleitung eines - allerdings jetzt 
nicht formalisierbaren und zeitlich fi- 
xierbaren - Prozesses zum Atomaus- 
stieg. SPW 

Die rot-grüne 
Koalition sollte den 
Konsensversuch 
beenden - und den 
Ehrgeiz aufgeben, 
unbedingt konkrete 
Ausstiegsfristen 
vorzeigen zu 
können. Dies 
bedeutet nicht, das 
Ziel eines Atornaus- 
stiegs aufzugeben. 
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Volle Kraft für unser 
Land? 
Schleswig-Holstein 5 Monate vor der 
Landtagswahl 

von Kai Burrneister 

D ie 1987 enthüllte Barschel-Af- 
färe katapultierte Björn Eng- 
holm und die SPD auf die 

schleswig-holsteinische Regierungs- 
bank und im strukturkonservativen 
Norden herrschte Aufbruchstim- 
mung. Der damalige Reformschub 
(Gesamtschule, Atomausstieg, erstes 
Frauenministerium u.a.) ist mittler- 
weile ebenso aufgebraucht wie die 
absolute SPD-Mehrheit, seit der 96er 
Landtagswahl versuchen sich nun 

Die Chancen der 
SPD, den Wahlter- 
min i m  Februar zu 

überstehen, werden 
derzeit i n  einem 

One-Women- 
Wahlkampf gese- 

hen. 

SPD und Grüne mehr oder minder ge- 
meinsam in der Landespolitik. Im Fe- 
bruar 2000 steht wieder eine Land- 
tagswahl auf der Tagesordnung, die 
mit den Sympathieumfragen zwi- 
schen Heide Simonis und Volker Rühe 
bereits eingeläutet wurde. Der fol- 
gende Beitrag soll einen Ausschnitt 
auf die aktuellen landespolitischen 
Auseinandersetzungen unter Berück- 
sichtigung der Perspektiven von Rot- 
Grün zeigen und auf die derzeitige Si- 
tuation in der SPD Schleswig-Holstein 
eingehen. 

Rot und Grün - im Norden (k)ein 
Erfolgsmodell? 
Die Bilanz der seit drei Jahren regie- 
renden Koalition aus SPD und den 
aus der außerparlamentarischen Op- 
position direkt auf die Regierungs- 
bank katapultierten Grünen ist weit 
von den selbst gesteckten Zielen 
stecken geblieben. Gerade nach dem 
geplatzten lmmobiliendeal zur Si- 
cherung des Haushalts ist das Land 

* Kai Burmeister; Lübecker Jusos, Student 
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von finanziellen Engpässen betrof- 
fen. Der Bildungsbereich ist gekenn- 
zeichnet von einem Ausstieg bei der 
Einrichtung von Gesamtschulen1. 
Auch wenn das fächerübegreifende 
Lernen in den neuen Lehrplänen pro- 
pagiert wird, so fehlen doch Hand- 
lungsanweisungen an die Lehrkräfte, 
die Weiterbildung wird rigoros zu- 
sammen gestrichen, die Einführung 
integrativer Fächer im vorherrschen- 
den Schulmodell nicht angepackt. 
Die eingeführte Drittelparität in der 
Schulkonferenz bleibt Symbolik, da 
im gleichen Schritt wichtige Ent- 
scheidungspunkte wieder alleinig 
den Lehrern zugeschrieben wurden. 
Die Schulstruktur in Schleswig-Hol- 
stein bleibt - abgesehen von der 
Grundschule - ein Flickenteppich. 
Regional unterschiedliche Bildungs- 
angebote in den Sekundarstufen I 
und II führen zu Disparitäten - und 
damit zu Chancenungleichheiten in- 
nerhalb Schleswig-Holsteins. 

In der Wirtschafts- und Technolo- 
giepolitik entwickelte sich mit der 
Ansiedlung von Telefonanbietern 
(Mobilcom u.a.) und Callcentern ein 
gewisses Profil, das durch einige 
quer durch das Land verteilte Tech- 
nikzentren noch ergänzt werden 
konnte. Prägend bleibt dennoch die 

gespaltene Wirtschafts- und Be- 
schäftigungsstruktur mit  dem Ham- 
burger Speckgürtel einerseits und 
der ländlichen Idylle nördlich des 
Nord-Ostsee-Kanals, Von dem aus 
der Staatskanzlei gern vermittelten 
Bild des ,,Fisch and Chips" ist Schles- 
wig-Holstein noch weit entfernt. Ge- 
rade die als Erfolge dargestellten 
Technologieprojekte erweisen sich 
als wenig erfolgreich, die vermeintli- 
chen Stärken sind so die eigentlichen 
Schwächen. Potentiale liegen weiter- 
hin im Energiebereich, in der Hafen- 
wirtschaft sowie im Tourismus. An- 
statt die benannten Potentiale mit al- 
len Knoten anzusteuern, übte sich 
der mittlerweile nach NRW berufene 
Ex-Wirtschaftsminister Steinbrück 
eher als neoliberaler ,,Hau-auf-alles- 
drauf". Sein Nachfolger, der von Bri- 
tish American Tobacco in die Landes- 
regierung gewechselte Horst Bülck, 
knüpft ohne Abstriche an diese Poli- 
tik an. 

Die Bilanz der Koalition fällt dem- 
entsprechend ernüchternd aus. Inso- 
fern profiliert sich Heide Simonis ger- 
ne mit dem bundesweiten Ruf nach 
einem Niedriglohnsektor, auf Kosten 
des kleben Koalitionspartners oder 
aber wie jüngst mit dem Aufgreifen 
der Forderung nach einer Vermö- 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

heisst im Ergebnis, dass ,,Budgethal- V. Reformprojekt Krankenhaus- 
ter" nur die Einzelkasse sein kann; sie bereich - Ziele und Inhalte 
allein hat in unserem GKV-System 
Haushalts- und Beitragssatzautono- 1. Warum ist die Krankenhausre- 
mie. Daneben werden die Kranken- form zwingend? 
versicherunasverbände zwingend in Seit 1970 sind die Ausgaben der 
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das Budgetmanagement einbezogen 
(Vertragskompetenz). 

3. Welcher Entwicklung folgt das 
Globalbudget? 
Grundsätzlich bestehen mit einer 
Anbindung an die Grundlohnent- 
wicklung oder mit  der Anbindung 
an die Entwicklung des BIP Alterna- 
tiven. Bleibt das Arbeitsentgelt - wie 
nach der Reform vorgesehen - die 
zentrale Finanzierungsbasis der 
GKV, garantiert nur die Anbindung 
an die Entwicklung der beitrags- 
pflichtigen Einnahmen (Grundlöh- 
ne) Beitragssatzstabilität. Eine An- 
bindung an das BIP sichert sie nicht, 
da die Lohnquote seit Anfang der 
80er Jahre kontinuierlich sinkt 
(1 982 bis 1994: minus 6% Punkte 
auf 70,7%). Die GKV-Ausgaben 
müssen folglich mit  immer weniger 
Aufkommen am BIP finanziert wer- 
den - mit der Konsequenz, dass die 
GKV-Beitragssätze steigen, obwohl 
der GKV-Anteil am BIP insgesamt 
weitgehend konstant geblieben ist 
(Westdeutschland). 

Auch wenn die Einnahmenseite 
der GKV mittelfristig kein Tabu sein 
darf, führt auch eine solche Anbin- 
dung keineswegs zur Stagnation in 
der GKV-Ausgabenentwicklung. Bei 
einem prognostizierten Grundlohn- 
anstieg 1999 von 2,2% würde das 
Ausgabenniveau der GKV um rd. 5,5 
Mrd. DM angehoben. 

4. Globalbudget versus solidari- 
scher Wettbewerb? 
Das Globalbudget ist wesentliches In- 
strument zur Steuerung der GKV auf 
der Makroebene. Die mit  der Imple- 
mentierung intendierten Effekte kön- 
nen indessen nur zum Ziel führen, 
wenn innerhalb des Globalbudgets 
Krankenkassen und Leistungserbrin- 
ger einen flexiblen Einsatz der vorhan- 
denen Finanzmittel vereinbaren kön- 
nen, um 

Rationalisierungspotentiale zu er- 
schließen, 

Leistungen dort zu finanzieren, 
wo Versicherte sie sinnvoll in An- 
spruch nehmen (,,Geld folgt der Lei- 
stung"), 

neue integrierte Versorgungsfor- 
men (Managed-Care-Strukturen) zu 
schaffen, so wie es der Gesetzentwurf 
grundsätzlich vorsieht. 

Krankenkassen für den Krankenhaus- 
bereich doppelt so schnell gestiegen 
wie ihre Einnahmen. Derzeit geben 
die Krankenkassen 85 Mrd. DM 
(1 998) für den Krankenhausbereich 
aus, dies entspricht einem Anteil an 
den Gesamtausgaben in der GKV von 
36,4% (West 36,1%, Ost 37,8%) und 
stellt historischen Höchststand dar. 

Trotz relativ stringenter Kosten- 
dämpfungsgesetze erhöhten sich die 
GKV-Ausgaben für stationäre Leistun- 
gen auch im Zeitraum 1992 bis 1998 
um 26%, während die Grundlohne 
pro Mitglied nur um 15% stiegen. 

Auch wenn im Zeitraum 1991 bis 
1996 1 1 O/O der Betten abgebaut wor- 
den sind, ist die Bettendichte in 
Deutschland im internationalen Ver- 
gleich weiterhin ausserordentlich 
hoch. Auf 10.000 Einwohner entfal- 
len 72 Betten (Frankreich 46, Nieder- 
lande 39, Großbritanien 20). Eben- 
falls international sehr hoch ist nach 
wie vor die Verweildauer mit durch- 
schnittlich 1 1,4 Tagen (Frankreich 5,9 
Tage, Niederlande 9,9 Tage6). 

Gleichzeitig vollzieht sich der zu- 
nehmende Funktionsverlust des klas- 
sischen Akutkrankenhauses, bedingt 
durch den Wandel in Krankheitspan- 
orama, Multimorbidität, steigende 
Lebenserwartung und den medizi- 
nisch-technischen Fortschritt. Neue 
Operationsmethoden, mehr ambu- 
lante Behandlungen und Verweildau- 
erverkürzungen sind möglich. 

Die duale Finanzierung wird we- 
der diesen noch den damit verbunde- 
nen Anforderungen an das Kranken- 
haus als einem modernen Dienstlei- 
stungsunternehmen gerecht. Sie 
reisst vor allem den Zusammenhang 
zwischen lnvestitionsentscheidungen 
und daraus resultierenden Folgeko- 
sten willkürlich auseinander. Schlies- 
slich werden 80% der Budgets weiter- 
hin über völlig intransparente tages- 
gleiche Pflegesätze abgerechnet. 

2. Welche Ziele hat eine Kranken- 
hausreform? 
Wirksame Möglichkeiten zur eigen- 
verantwortlichen Ausgabensteuerung 
durch die gemeinsame Selbstverwal- 
tung von Krankenkassen und Kran- 
kenhäusern sind eine wesentliche 
Voraussetzung für Beitragssatzstabili- 
tät in der GKV. Daraus folgt, dass die 
Krankenkassen als Finanziers des Lei- 

stungsgeschehens wesentlichen Ein- 
fluss auf die Versorgungsstrukturen 
und -kapazitäten im Krankenhaus be- 
nötigen und die Krankenhäuser als 
Unternehmen die notwendige be- 
triebswirtschaftliche Eigenverantwor- 
tung. Nur so ist eine flexible Anpas- 
sung an die sich ändernden medizini- 
schen und ökonomischen Umfeldbe- 
dingungen möglich. Zudem gilt es 
eine zukunftsorientierte Definition der 
Rolle des Staates bei der Sicherung 
notwendiger Versorgungskapazitäten 
zu finden. Detaillistische staatliche 
Planung ist nicht nur als gesellschaft- 
licher Systementwurf historisch ge- 
scheitert. 

3. Eckpunkte einer Krankenhaus- 
reform 

3.1 Neuordnung der Finanzierung: 
Monistik 
Die Krankenhäuser als Gesundheits- 
unternehmen müssen im Wettbe- 
werb mit vergleichbaren Einrichtun- 
gen agieren können, ohne Abhängig- 
keit von staatlichen, insbesondere 
haushaltsimmanenten Restriktionen 
und ohne Gängelung durch bisheri- 
ges ,,Schlange stehen" bei der Investi- 
tionsfinanzierung. Was durch das gel- 
tende Recht erfolgt, ist Züchtung ei- 
ner Subventionsmentalität, obwohl 
lediglich Bruchteile der (berechtigten 
und weniger berechtigten) Investiti- 
onsanforderungen der Krankenhäu- 
ser durch ein Land bedient werden 
können. 

3.2 Neuordnung der Planung: 
Wegfall staatlicher Detailvorgaben 
Je mehr sich die öffentliche Hand aus 
der lnvestitionsfinanzierung zurück- 
zieht, desto weniger gibt es auch auf 
dieser Ebene eine Begründung für die 
alleinige Deteilplanungshoheit der 
Länder. 1972 war die öffentliche Fi- 
nanzierung überhaupt erst Grundla- 

Eine rationale 
Strukturierung des 
unablässig expandie- 
renden medizini- 
schen Versorgungs- 
angebotes bildet 
deshalb die zentrale 
gesundheitspoliti- 
sche Steuerungsauf- 
gabe. 
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2. Adäquate Antworten auf verän- 
derte gesundheitliche Bedarfslagen 
erfordern ebenfalls eine Steuerung 
des Gesamtsystems. 

Ein Mangel an politisch admini- 
strativer Steuerung führt ansonsten 
zu fatalen gesellschaftlichen Ergeb- 
nissen mit unverantwortlich hohem 
volkswirtschaftlichen Ressourcenver- 
brauch im Gesundheitswesen und 
mangelndem Schutz vor Gesund- 
heitsrisiken für weite Teile der Bevöl- 
kerung. 

Das markanteste Beispiel in dieser 
Richtung bilden nach wie vor die USA 
mit einem Anteil der Gesundheitsaus- 
gaben am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
von 13,6% in 1998 bei gleichzeitig 30 

Anbieterdominanz Mio. Menschen ohne jeden Kranken- 
und  Marktversagen versicherungsschutz und 30 Mio. Un- 

im Medizinbetrieb terversicherter~~. 
haben für die Ziele Eine rationale Strukturierung des 

der GKV-Strukturre- unablässig expandierenden medizini- 
form maßgebliche schen Versorgungsangebots bildet 

Konsequenzen. deshalb die zentrale gesundheitspoli- 
tische Steuerungsaufgabe. Prioritär ist 
die Gestaltung des Versorgungs- und 
Leistungsangebots der GKV insbeson- 
dere durch 
1. eine bessere Strukturierung des 
quantitativen und qualitativen Zu- 
gangs zum System, 
2. die Öffnung von Handlungsfel- 
dern der Selbstverwaltung zur Opti- 
mierung der Wirtschaftlichkeit im Sy- 
stem und 
3. die gleichzeitige Begrenzung der 
enormen Ausgabendynamik. 

Vor diesem Hintergrund geht der 
Gesetzentwurf zur GKV-Gesundheits- 
reform 20004 in deutlicher Distanz 
zum systemsprengenden Ansatz der 
Vorgängerregierung die systemischen 
Probleme der GKV konsequent über 
Eingriffe auf der Anbieterseite an. 
Wenn ertrotz der aufgrund der Land- 
tagswahlergebnisse in diesem Herbst 
deutlich schwieriger gewordenen Be- 

dingungen parlamentarisch durchge- 
setzt werden kann, hängen Erfolg 
oder Mißerfolg von Inhalt und Zu- 
schnitt einer Reihe von Instrumenten 
ab (Verzahnung, integrierte Versor- 
gung; Stärkung der Hausärzte, Quali- 
tätssicherung, präventive Ausrichtung 
u.a.). 

Letztlich entscheidend werden 
aber vor allem die Regelungen in zwei 
Schlüsselbereichen, beim Globalbud- 
get und im Krankenhausbereich sein. 

IV. Reformprojekt Globalbudget 
- Ziele und Inhalte 

1. Warum ein Globaldbudget? 
Das maßgeblich von der SPD beein- 
flußte Gesundheitsstrukturgesetz 
(GSG) hat insbesondere 1993 bis 
1995 gezeigt, dass ohne Transparenz 
in die objektive Knappheit der GKV- 
Ressourcen Rationalisierungsreserven 
nicht erschlossen, sondern Ineffizien- 
Zen und Fehlallokationen begünstigt 
werden. Rationalisierung ist dabei in 
einem dynamischen Wirtschaftszweig 
eine selbstverständliche Daueraufga- 
be. Das Globaldbudget ist deswegen 
und vor dem Hintergrund der beste- 
henden Anbieterdominanz maßgeb- 
lich ein Instrument zur Optimierung 
einer effizienteren Zuordnung der 
vorhandenen Ressourcen. 

Sektorale Budgetierung nach 
GSG-Muster bedeutet aber auch 
Strukturkonservatismus. Bestehende 
Fehlsteuerungen, falsche Prioritäten 
und Unwirtschaftlichkeiten werden 
fortgeschrieben. An den veränderten 
gesundheitlichen Problemlagen ori- 
entierte Versorgungsformen werden 
erst vom Globalbudget nicht mehr 
verhindert, da es alle Krankenkassen- 
ausgaben umfaßt. 

Finanzwirtschaftliche Budgetie- 
rung und Zielorientierung als alltägli- 
che Managementaufgabe gilt eben 
auch für das ,,Gesamtunternehmen 
GKV". Das Globalbudget gibt den 
Handlungsrahmen für einen funkti- 
onstüchtigen Wettbewerb im Solidar- 
system ab. 

2. Wo wird das Globalbudget 
angesiedelt? 
Die ersten Ausführungen der Koaliti- 
onsfraktionen verunklarten mehr als 
sie erhellten. Beschrieben wurden le- 
diglich einige lntrumente auf der Ver- 
tragsebene, mit denen Krankenkas- 
sen ein wie auch immer definiertes 
Globalbudget gestalten können soll- 
ten5. Völlig nebulös blieb, was ein 
Globalbudget eigentlich konkret sein 
soll und vor allem, wer ist Budgethal- 
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ter - bzw. gibt es überhaupt einen - 
und wem obliegen eigentlich Verant- 
wortlichkeiten bei Budgetüberschrei- 
tungen? Globalbudget war letztlich 
nicht mehr als die Beachtung des be- 
kannten Grundsatzes der Beitrags- 
satzstabilität. Damit rezipierte das Pa- 
pier den Erkenntnisstand der GKV-Po- 
litiker aus Ehrenbergs' Globalsteue- 
rungszeiten. Die Reform kann ihre 
Ziele aber nicht erreichen, wenn sie in 
einer Schlüsselfrage in den 70er Jah- 
ren bereits Gekochtes nochmals auf- 
wärmt. 

Das Gesamtunternehmen GKV 
braucht kein diffuses Zuständigkeits- 
wirrwar, bei dem sich die Verantwor- 
tung für das Globalbudget im Zweifel 
in Wohlgefallen auflöst, sondern klare 
Zielorientierung. Dazu notwendig 
sind eindeutige Verantwortlichkeiten 
auch gerade für die Budgeteinhal- 
tung und -haftung. Andererseits darf 
ein Globalbudget nicht quasi als „Ne- 
benprodukt" das gegliederte System 
gleich mit aus den Angeln heben. 

Das wäre aber die Folge gewesen, 
wenn man das Globalbudget, wie im 
Arbeitsentwurf des BMG vom 
30.4.1 999 vorgesehen, hinsichtlich 
der Budgetverantwortung kassenar- 
tenspezifisch landes- oder bundes- 
weit angesiedelt hätte. Würde etwa 
dem Verband der Angestellten Kran- 
kenkassen (VdAK) die Budgetverant- 
wortung für die im gegenseitigen 
Wettbewerb stehenden Ersatzkassen 
übertragen, bliebe er ein Papiertiger 
gegenüber den Einzelkassen. Dann 
änderte sich gegenüber dem Status 
quo im Prinzip nichts und das Global- 
budget würde in der GKV allenfalls 
soviel Durchschlagskraft entfalten wie 
früher Beschlüsse der Konzertierten 
Aktion - also letztlich keine. Oder 
aber der VdAK erhielte tatsächlich die 
Instrumente zur Budgetsteuerung 
und -einhaltung, dann würden Bar- 
mer Ersatzkasse, DAK und andere de 
facto unselbständige Ableger des 
VdAK. Die Einheitsersatzkasse VdAK 
und analoge Entwicklungen bei an- 
deren Kassenarten ließen Wettbe- 
werb und Wahlfreiheit zur Farce ver- 
kommen. Das GKV-Gefüge würde bü- 
rokratisch erstarren, anstatt es in der 
gebotenen solidarischen Form zu fle- 
xibilisieren. 

Den Anstieg der Krankenkassen- 
beiträge zu stoppen und die Beiträge 
dauerhaft zu stabilisieren, geht weder 
mit einem bloß „virtuellen Globalbu- 
det" noch mit dem nochmaligen An- 
ziehen administrativer Detailschrau- 
ben, sondern nur mit  dem Rückzug 
auf klare Rahmenvorgaben. Dies 
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gensbesteuerung. Die Grünen verhal- 
ten sich hierzu im hohen Maße unge- 
schickt. Durch die allmonatlichen Dis- 
kussionen auf Kleinen Grunen Partei- 
tagen um das Fortbestehen der Koali- 
tion (Autobahn A20, Pallas-Unglück) 
wurde das Bild einer zerstrittenen und 
handlungsunfähigen Grünenpartei 
verfestigt. 

One-Woman gegen One-Man 
Die Chancen, den Wahltermin im Fe- 
bruar zu überstehen, werden derzeit 
in einem One-Women-Wahlkampf 
gesehen. Simonis zeigt deshalb gerne 
SPD und Grünen die kalte Schulter 
und will irgendwie durchkommen - 
sei es nun mit den Grünen, der FDP 
oder dem SSW. Das Rennen scheint 
offen wie nie. 

Schließlich konnte der als ,,Kandi- 
dat auf Durchreise" gescholtene 
Rühe die letzten Wochen nutzen, um 
die SH-CDU aus ihrem traditionell- 
rechtslastigen Kurs heraus zu führen 
und einen modernen Anstrich zu ver- 
passen. Zwar möchte Rühe im Falle 
eines Wahlsiegs das Frauen- und das 
Umweltministerium abschaffen. Je- 
doch spricht er sich eindeutig für die 
Schwangerschaftskonfliktberatung 
und für Frauenhäuser aus und auch 
in der Drogenpolitik soll die harte Li- 
nie geräumt werden. Der ehemalige 
CDU-Landesvorsitzende Würzbach 
wurde durch Rühe kurzerhand in die 
Ecke gestellt und so bildet sich mit 
der im Bundesvergleich eher starken 
Kubicki-FDP ein ernst zu nehmendes 
konservativ-liberales Lager im prokla- 
mierten Kampf um die Mitte. 

SPD - nicht mehr links oben! 
Entsprechend ist die Stimmung an 
der sozialdemokratischen Basis ak- 
tuell eher mau, derzeit gibt es nur 
verhaltene Diskussionen u m  Anfor- 
derungen an ein Wahlprogramm. 
Der Diskussionsentwurf der Landes- 
SPD stellt unter der Überschrift 
,,Aufbruch der Mitte" kaum ambi- 
tionierte Programmpun kte heraus, 
allenfalls soll das Abitur nun schon 
in 12,5 Jahren möglich sein und der 
Kombi-Lohn2 soll landesweit aus- 
probiert werden. Auf Funktionärs- 
konferenzen wird dem Wechsel der 
Wählerbasis das Wort geredet, frei 
nach dem Mot to „Was nützt uns 
eine Karstadtverkäuferin, wenn wir 
im Gegenzug zwei junge Internet- 
unternehmer gewinnen können". 

aus Brandenburg und dem Saarland 
zu lernen und ein regionales Profil 
hervorzuheben, leidet die SPD an ei- 
ner intellektuellen Stagnation. Dem- 
entsprechend fokussieren sich die 
sozialdemokratischen Funktionsträ- 
ger auf die Frage, ob denn die kecke 
Heide oder aber der sachlich-seriöse 
Volker die Menschen zwischen den 
beiden Meeren für sich gewinnen 
werden können. 

Trotzdem findet im kleineren 
Kreise eine Auseinandersetzung um 
die künftige Ausrichtung der SPD 
statt. Kurz nach der öffentlichen 
Manifestation der neuen Mitte er- 
öffnete ein kleiner Kieler SPD-Zirkel 
mit seinem Ruf nach ,,Neoliberalis- 
mus in der SPD" die Debatte um die 
Neupositionierung der SPD. Alte So- 
zialstaatsromantik und Verteilungs- 
fragen sollen endlich in der Ge- 
schichtsvitrine abgestellt werden, 
denn schließlich herrsche nun das 
Faktum der allumfassenden Globali- 
sierung und darauf habe man sich 
einzustellen. Eckart Kuhlwein rea- 
gierte mit  seinem Entwurf für die 
,,linke Volkspartei SPD" und be- 
schwor die Renaissance der Mitglie- 
der- und Programmpartei der 70er 
Jahre unter Erweiterung des Agen- 
da-21 -Aspekts. 

Um dem gefährlichen Bild einer 
Auseinandersetzungslinie linker Tra- 
ditionalisten versus rechtssozialde- 
mokratische Modernisierer gegen- 
überzutreten, erweiterten einige lin- 
ke Jusos die Diskussion durch einen 
weiteren Beitrag. Hier wurden die 
sozioökonomischen Umbrüche ana- 
lysiert und ein Ansatz für linke Poli- 
tikansätze (regenerative Energien 
und regionale Wirtschaftskreisläufe 
i.V.m. Bildungs- und Qualifizie- 
rungspotentialen) gesucht. Aller- 
dings kann diese Diskussion nicht 
über die aktuelle Handlungsunfä- 
higkeit der Jusos hinweg täuschen. 
Der Landesverband ist zutiefst ge- 
spalten und bringt deshalb nicht die 
Kraft für eine Strategiediskussion 
von links sowie für tagespolitische 
Interventionen auf. 

Unverbindliche Mitte oder 
Profilbildung? 
Wie maßgeblich die 0.g. kleinen 
Diskussionskreise sein könnten, 
zeigte der letzte SPD-Parteitag Ende 
April in Reinbek. Bei der Wahl des 
stellvertretenden Landesvorsitzen- 

Landeszeitung3 bemerkte hierzu un- 
ter dem Titel Erneuerung nach Kie- 
/er Rezept:,,Diesmal machte sich 
eine Handvoll Kieler Sozialdemokra- 
ten auf, um ihrer programmatisch 
erstarrten Partei neuen Wind einzu- 
hauchen (...). Der Urheber dieses 
Manövers ist leicht auszumachen. 
Es ist der Kieler MdB Bartels, der sich 
selbst als Verfechter der neuen Mit-  
te versteht." Später heißt es weiter: 
,,Interessant dabei ist die Methode, 
mit  der die Erneuerung betrieben 
wurde. Thesenpapiere lösten patei- 
interne Diskussionen über bis dahin 
geheiligte Positionen der Sozialde- 
mokratie hinaus aus", und im Resul- 
tat konnte die Partei immer ein 
Stück zur unverbindlichen Mitte be- 
wegt werden. 

Die parteiinternen Differenzen 
werden bis zum Wahlabend nicht 
mehr ausgefochten werden. Einige 
Parteiteile bereiten sich bereits heu- 
te auf die Claimaufteilung nach ei- 
ner eventuellen Wahlniederlage vor. 
Die Linke sollte nicht auf dieses Spiel 
hereinfallen und statt dessen eigene 
Ansätze entwickeln. Ein Ansatz bie- 
tet die aktive Entwicklung von re- 
gionalspezifischen Wirtschafts- und 
Beschäftigungskonzepten, die von 
der Rechten äußerst unzureichend 
bearbeitet wird. Aufmerksamkeit 
verdienen hier junge Unternehmen 
wie die Lübecker DeWind, die im 
Bereich Windrotoren große Wachs- 
tumsraten aufweisen. ,,Mittel- 
standspolitik von links" in Verbin- 
dung mit einer solaren Energiewen- 
de könnte hier erfolgreich durchge- 
spielt werden. 

Fazit: Die Substanz von Rot-Grün 
im Norden scheint derzeit gering 
und eine Anti-Rühe-Wahl wird bei 
den bundespolitischen Vorzeichen 
nicht reiche. Insofern muss die Zeit 
bis zum 27. Februar zur rot-grünen 
Profilbildung genutzt werden und 
die trübe Stimmung der SPD-Basis 
für eine ,,Rückkehr zur Politik" ge- 
bündelt werden Andernfalls wird die 
Wahl im Norden die Kräfteverhältnis- 
se in der Länderkammer weiter ver- 
schieben. Aber noch soll Ebbe und 
Flut nicht mit Wechselstimmung ver- 
wechselt werden. SDW 

I Die neue Bildungsministerin Ute Erdsik- 
Rave lehnte einen kommunalen Um- 
wandlungsantrag für ein Gymnasium in 
eine Gesamtschule ab, diese Entschei- 
dung symbolisiert dabei die neue Ge- 

Diese modische Nischendiskussion den setzte sich der unbekannte Kie- sarntschulpolitik der Landesregierung. 

soll während des Wahlkampfs durch ler ExAStA-Vorsitzende Schmoll ge- ' ZU müller den in SimOnis-VOrschlägen Sozialismus 9-99 sieheTeich 

8 Kanzlerauftritte unterstützt wer- gen den Kandidaten des neuen Lan- , NordschleswigerZeitung vom 4, Mai 99 
den. Anstatt aus den Erfahrungen desvorsitzenden Thönnes durch. Die 

Anstatt aus den 
Erfahrungen aus 
Brandenburg und 
dem Saarland zu 
lernen und ein 
regionales Profil 
hervor zu heben, 
leidet die SPD an 
einer intellektuellen 
Stagnation. 
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Alles wie gehabt - 
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1 Ausbildung: Welche Betriebe machen mit? 

zur Ausbildungs- 
platzsituation 1999 
von Beti~na Kohlrausch* 

Der Trend der 
Aushöhlung des 
dualen Systems 

durch die Verstaatli- 
chung der Berufli- 

chen Bildung wird, 
wie die Erfahrungen 

in den Bundeslän- 
dern zeigen, durch 
die ,,Ausbildungs- 

konsense" noch 
verstärkt. 

Ausbildungsbetriebe nach GröBe und ihr Anteil an Auszubildenden. 
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vorlagen. Dennoch lassen sich auch 
Mitte September einige Tendenzen 
schon deutlich vorhersagen. 

In dem Koalitionsvertrag der er- 
sten rot-grünen Bundesregierung der 
Bundesrepublik Deutschland einigten 
sich die Koalitionspartner darauf, das 
im Wahlkampf gegebene Lehrstellen- 
versprechen im Rahmen eines Bünd- 
nisses für Arbeit, Ausbildung - und 
später auch Wettbewerbsfähigkeit - 
umzusetzen. Im Lichte der Ergebnisse 
dieses Bündnisses solle die Regierung 
dann entscheiden, ob weitere gesetz- 
liche Maßnahmen zur Sicherung ei- 
nes ausreichenden Ausbildungsplatz- 
angebotes nötig sein. Nun ist sowohl 
das erste Regierungsjahr als auch das 
erste Ausbildungsjahr unter der Ob- 
hut der rot-grünen Bundesregierung 
fast vorüber und es ist Zeit, etwas 
Licht in das Dunkel der Ausbildungs- 
Statistik zu bringen. 

Probleme des ,,Ausbildungskon- 
sens" 
Am 06.07.1999 einigte sich das 
Bündnis auf einen sogenannten Aus- 
bildungskonsens, der vorsah, daß 
jedelr Jugendliche,, dielder ,,kann 
und will", ausgebildet werden soll. 
Um dies umzusetzen, versprachen die 
Unternehmen, den demographisch 
bedingten Nachfrageanstieg zu kom- 
pensieren und 10.000 weitere Stellen 
anzubieten. Jusos haben damals 
schon darauf hingewiesen, daß selbst 
wenn es gelänge, diese 10000 Lehr- 
stellen zu schaffen, dies völlig unzu- 
reichend wäre, da bereits im Jahr 
1998 eine Ausbildungsplatzlücke von 
200.000 Jugendlichen existierte, die 

Politikwissenschafien in Bonn, Mitglied des 

Quelle: Institut der deuischen Mrtschafi 

zwar teilweise in Warteschleifen un- 
tergekommen, aber dennoch keines- 
wegs als erledigt zu betrachten seien. 

Es lohnt sich aber auch, einen ge- 
naueren Blick auf die Formulierung 
des Ausbildungskonsenses zu richten: 
Die im Rahmen von anderen Ausbil- 
dungskonsensen in den Bundeslän- 
dern, wie z.B. NRW, schon fast kam- 
pagnenartig genutzte Formulierung, 
,,jeder Jugendliche, der kann und will 
,,bekommt einen Ausbildungsplatz", 
bereitet die Erklärung des möglichen 
Scheiterns des Ausbildungskonsenses 
bereits vor: Wer keinen Ausbildungs- 
platz gefunden hat, der konnte oder 
wollte eben nicht. 

Deshalb setzt das Sofortprogramm 
gegen Jugendarbeitslosigkeit auch fast 
ausschließlich auf Qualifizierungsmaß- 
nahmen, wie Ausbildungsjahre in au- 
ßerbetrieblicher Ausbildung für im Fe- 
bruar1März noch nicht vermittelte Be- 
werberinnen und Bewerber und ggf. 
Fortsetzung der außerbetriebliche 
Ausbildung bis zum Berufsabschluß, 
das Nachholen des Hauptschulab- 
schlusses oder Arbeit und Qualifizie- 
rung für noch nicht ausbildungsgeeig- 
nete Jugendliche, anstatt auf die 
Schaffung von langfristigen und quali- 
fizierten Beschäftigungsverhältnissen 
für Jugendlichen. Diese Qualifizie- 
rungsmaßnahmen drohen zu Warte- 
schleifen zu ,,verkommenn, in denen 
auch Jugendliche aufgefangen wer- 
den, die diese Qualifizierungen gar 
nicht nötig haben. So besitzen 62.71 2 
der 108.561 Jugendlichen, die insge- 
samt an dem Sofortprogramm teilge- 
nommen haben, einen mittleren oder 
höheren Schulabschluß, 77.435 einen 
Hauptschulabschluß, 3.776 besitzen 
einen Sonderschulabschluß und ledig- 
lich 25.029 sind ohne Abschluß. 

Immer mehr staatlich finanzierte 
Ausbildung 
Darüber hinaus nimmt der Anteil der 
staatlich finanzierten Ausbildung ste- 
tig zu, während sich die Unterneh- 
men der Verantwortung entziehen. 
Allein in Ostdeutschland zahlen Bund, 
Länder und Arbeitsämter jährlich 500 
Millionen DM für betriebliche Ausbil- 
dung. 24.460 Jugendliche befinden 
sich im Rahmen des Sofortpro- 
gramms in überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstellen, davon 14.383 im Bun- 
desgebiet West und 10.077 im Bun- 
desgebiet Ost. Dieser Trend der Aus- 
höhlung des dualen Systems durch 
die Verstaatlichung der Beruflichen 
Bildung wird, wie die Erfahrungen in 
den Bundesländern zeigen, durch die 
,,Ausbildungskonsense" noch ver- 
stärkt. So erklärten die Unternehmen 
in der Konsensrunde NRW, sie hätten 
jetzt ihrer Verantwortung für die 
Schließung der Ausbildungslücke ge- 
nügend Rechnung getragen; jetzt sei 
es an der Regierung, ihren Anteil 
dazu beizutragen. Unter dem enor- 
men Erfolgsdruck, unter den sich die 
Landesregierung selber gestellt hatte, 
blieb ihr nichts anders übrig, als von 
der Rolle des Moderators die Rolle des 
Akteurs zu schlüpfen und unter der 
Aufwendung enormer Summen au- 
ßerbetriebliche Ausbildung zu schaf- 
fen. Ausbildungskonsense birgen die 
Gefahr in sich, Politik handlungsunfä- 
hig zu machen, weil sie ausblenden, 
daß unterschiedliche Interessen im 
Spiel sind, die im Widerspruch zuein- 
ander stehen und sich nur schwer im 
Konsens auflösen lassen. 

Kampf um die Definitionsmacht 
Der Ausbildungskonsens sieht weiter- 
hin vor, daß ab Oktober 1999 regio- 

Im Arzneimittelsektor sind einer- 
seits eingeleitete Massnahmen zur 
Strukturierung von Qualität und Men- 
gen nicht konsequent verfolgt wor- 
den. Andererseits sind preisregulie- 
rende Steuerungsregelungen abge- 
schwächt worden. 

Im Krankenhausbereich sind die 
Grenzen zur ambulanten Versorgung 
weiterhin viel zu starr. Es fehlt insge- 
samt an Eigenverantwortlichkeit, 
Transparenz und Flexibilität für die 
Akteure. 

Zusammenfassend kommt die 
OECD zu dem Schluss, dass das deut- 
sche Krankenversicherungssystem 
zwar nach wie vor Beachtliches leiste, 
aber der dafür mittlerweile eingesetz- 
te volkswirtschafiliche Ressourcenver- 
brauch zu hoch sei. Der dadurch ent- 
stehende Problemdruck hat sich in 
den letzten Jahren deutlich erhöht, da 
in der letzten Wahlperiode die alte 
Bundesregierung diesen Problem- 
haushalt gerade nicht bearbeitet hat. 

Ausgangspunkt für die neue Poli- 
tikmehrheit auf Bundesebene im letz- 
ten Herbst war deshalb insbesondere 
folgendes: 

Zunehmend ins Zentrum gerückt 
waren zum einen altbackene Vorstel- 
lungen wenig origineller Kosten- 
dämpfung (Krankenhaus-Stabilisie- 
rungsgesetz 96, Beitragsentlastungs- 
gesetz) und zum anderen solche sy- 
stemschwächender Deregulierung 
und Privatisierung gesundheitlicher 
Nachfrage (Leistungsausgrenzungen, 
Zuzahlungserhöhungen, Elemente 
der Privaten Krankenversicherung vor 
allem im 2. GKV-Neuordnungsge- 
setz). Die konstitutiven Prinzipien der 
sozial orientierten GKV gerieten einer- 
seits zunehmend unter Druck, ohne 
dass andererseits dauerhaft Beitrags- 
satzstabilität erreicht wurde. Die Bei- 
tragssatzsteigerung 1994 bis 1998 
betrug im Mittel 0,5-%-Punkte in 
West-, und mehr als I-%-Punkt in 
Ostdeutschland; sie erreichte histori- 
schen Höchststand. 

III. Problembearbeitung durch 
Richtungswechsel 

1. GKV-Solidaritätsstärkungsge- 
setz 
Die SPD-geführte Bundesregierung 
hat mit dem GKV-Solidaritätsstär- 
kungsgesetz (GKV-SolG) vom 
1 . I  . I  999 Maßnahmen getroffen, um 
der Hinterlassenschaft der alten GKV- 
Politik kurzfristig zu begegnen. Das 
als Vorschaltgesetz angelegte GKV- 
SolG enthält zur Revitalisierung der 
sozialen GKV eine Reihe sozial- und 

verteilungspolitisch unabweisbarer 
Regelungen (Absenkung Arzneimit- 
telzuzahlungen, Abschaffung Koppe- 
lungsautomatismus Beitragssatz-/Zu- 
zahlungserhöhung, Rücknahme sy- 
stemfremder ,,Steuerungselemente"), 
aber auch Maßnahmen, die den Cha- 
rakter eines Vorschaltgesetzes deut- 
lich überschreiten. 

Daneben tritt ein dritter, höchst 
sensibler Aspekt: Das GKV-SolG ist 
trotz der Mehreinnahmen durch die 
Neuregelung zu den geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen ab 
1.4.1 999 nur scheinbar solide finan- 
ziert (Unterdeckung 1999 rund 2 
Mrd. DM). Dieses Menetekel kann nur 
dann abgewendet werden, wenn 
eine grundlegende GKV-Strukturre- 
form zum 1 . I  ,2000 tatsächlich ge- 
lingt. 

2. GKV-Strukturreform 2000 
Wesentliche Prämisse der GKV-Struk- 
turreform muss es sein, den von der 
OECD aufgezeigten Problemhaushalt 
zu bearbeiten und die GKV als Eck- 
pfeiler der sozialstaatlichen Ordnung 
dauerhaft zu stärken. Im weiteren ist 
angemessen auf die sich ändernden 
gesundheitlichen Bedarfslagen der 
Menschen sowie auf die verschärften 
ökonomischen und verteilungspoliti- 
schen Zwänge zu reagieren. Dabei 
gilt es einige grundlegende gesund- 
heitsökonomische Zusammenhänge 
in Erinnerung zu rufen. 

Das Gesundheitswesen bildet ei- 
nen Wirtschaftszweig, der besonde- 
ren Gesetzmäßigkeiten unterliegt und 
dessen volkswirtschaftlicher Ressour- 
cenverbrauch deshalb grundsätzlich 
nicht begrenzt ist. Ärzte definieren 
Gesundheit undloder Krankheit. Sie 
entscheiden über Behandlungsbe- 
dürftigkeiten und Behandlungsarten. 
Sie steuern die Nachfrage nach Ge- 
sundheitsleistungen im weiten Um- 
fang autonom. Demgegenüber tritt 
der Patient nicht als der souveräne 
Konsument auf, den die ökonomische 
Lehre ansonsten präsentiert. Oder wie 
es der katholische Sozialethiker und 
Jesuit Friedhelm Hengsbach aus- 
drückt: ,,Gesundheit ist keine Ware, 
die wie ein Gebrauchtwagen behan- 
delt wird"2. 

Anbieterdominanz und ,,Markt- 
versagen" im Medizinbetrieb haben 
für die Ziele der GKV-Strukturreform 
und deren Umsetzung zwei maßgeb- 
liche Konsequenzen: 
1. Ordnungspolitisch und ökono- 
misch ist die demokratisch legitimier- 
te Steuerung des Gesamtsystems un- 
a bweisbar. 

PROKLA 
Zeitschrift für kritische 
Sozialwissenschaft 

PROKLA 1 16 
,,Rot-Grüner" Absturz 
1999 - 160 5 .  - DM 20.00 
lSBN 3-89691-316-6 

Gerade ein Jahr ist es her, daß „Rot-Grün" einen 
glänzenden Wahlerfolg erlebte. Nicht nur wurde 
zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesre- 
publik eine Bundesregierung tatsächlich ahge- 
wiihlt, mit den Grünen war in der Regierung erst- 
mals eine Partei vertreten, die ihre Gründung und 
ihrpn Aufstieg den außeroarlamentarischen Pro- ... AV.. . . 
testbewegungen der späten 60er und 70er Jahre 
sowie der Friedensbewegung der 80er Jahre zu 
verdanken hatte. In diesem einen Jahr ist es der 
rot-grünen Regierung allerdings gelungen, auch 
noch die minimalsten Erwartungen, die man in sie 
gesetzt hatte, zu unterbieten."Rot-Grün" befindet 
sich nicht nur in den letzten Umfragewerten im 
Sturzflug, ,,Rot-Grün", verstanden als Projekt ei- 
ner wenigstens ansatzweisen Alternative zur kon- 
servativ-neoliberalen Politik der Vorgängerre- 
gierung, ist bereits in diesem ersten Regierungs- 
jahr abgestürzt - und bei den Landtagswahlen in 
Thüringen wie auch bei den Kommunalwahlen in 
Nordrhein-Westfalen bei den Wählerinnen und 
Wählern entsprechend durchgefallen. 

Es schreiben z.B. 
Frieder Otto Wolf über „Zukunft und Gegenwart 
einer Illusion", 
Achim Brunnengräberlchristian Sock über ,,Global 
Governance: ein neues Jahrhundertprojekt'?", 
Stephan Lessenich über „Die neue deutsche Sozial- 
staatsdebatte und die Dialektik sozialpolitischer 
Intervention", 
Jan PrieweIThoinas W. Sauer über ,,Grüne Wirt- 
schaftspolitik ohne Reformprojekt", 
Heiner Buyh über „Das polizeigrüne Europa" und 
warum eine „rot-grüne" Regierung nicht viel verän- 
dert; 
Michael HeineIHansjörg Herr über „Die beschäf- 
tigungspolitischen Konsequenzen von „Rot-Grün". 

Die PROKLA erscheint 
vierteljährlich und ko- 
stet im Abo DM 64,OO 
(zzgl. Porto) im Jahr. 

Probehefte und 
Abo-Unterlagen bei: 
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DAMPFBOOT 

Dorotheenstr. 26a. 481 45 Münster 
Tel. 025116086080 . Fax 025116086020 

e-rnail: darnpfbootQlogin1 .com 
http://www.loginl .corn/darnpfboot 
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Bei genauerem 
Hinsehen entpuppen 

sich praktisch alle 
Argumente, die 

gegen die Wieder- 
einführung einer 
Vermögensteuer 

vorgebracht werden, 
als fadenscheinig 

u n d  wenig robust. 

für das Familiengebrauchsvermögen 
(selbstgenutztes Wohneigentum) be- 
rücksichtigt; außerdem bleibt je Per- 
son ein für alle Vermögensarten an- 
wendbarer Freibetrag von 200.000 
DM. 

Diese Freibeträge würde von gut 2 
Millionen Haushalten überschritten; 
das Aufkommen der Vermögensab- 
gabe würde gut 200 Mrd. DM, also 
zehn Jahre lang mehr als 20 Mrd. DM 
jährlich betragen. Damit würde ein 
echter Konsolidierungsbeitrag von 
den Besitzern großer Vermögen ver- 
langt. 

Die Einmaligkeit der Abgabe führt 
dazu, daß der Erhebungsaufwand im 
Verhältnis zum Aufkommen sehr ge- 

ring bleibt. Der Rückgriff auf einen 
bereits vergangenen Stichtag ge- 
währleistet darüberhinaus, daß Ge- 
staltungen und Umgehungen wei- 
testgehend unterbunden werden. 
Eine nachträgliche Steuerflucht ins 
Ausland ist ebensowenig möglich wie 
die Umdeklaration von Privat- zu Be- 
triebsvermögen. 

Für den Fall, daß die verfassungs- 
rechtlichen Bedenken gegen eine sol- 
che Vermögensabgabe erhärten, 
könnten die genannten Eckpunkte 
natürlich ebenso für eine jährlich zu 
erhebende einprozentige Vermögen- 
steuer zugrundegelegt werden. De- 
ren Aufkommen würde jedoch den 
jeweiligen Ländern zufließen. 

Die Gesetzliche Kran kenversiche- 
rung am Ende der 90er Jahre 
Reformnotwendigkeiten und Reformziele 

von Christopher Herrnann * 

I. Prämissen f ü r  d ie  Gesundheits- 
po l i t ik  in Deutschland 

G esundheitspolitik in hochent- 
wickelten Industriestaaten 
vollzieht sich prinzipiell vor al- 

lem auf drei Ebenen: einer medizini- 
schen, einer ordnungspolitischen und 
einer ökonomischen. Dabei geht es 

medizinisch um die bestmögliche 
In historischer Qualität und Effektivität bei der Ge- 

Dimension wie im sundheitsversorgung, 
internationalen ordnungspolitisch um die Organi- 

Vergleich war und  ist sation eines monetär freien oder ein- 
die GKVein angese- geschränkten Zugangs der Menschen 

henes Erfolgsmodell. zu den erforderlichen gesundheitli- 
chen Versorgungsleistungen, 

ökonomisch um eine moglichst 
kostengünstige Bereitstellung von 
Gesundheitsleistungen, also die mög- 
lichst optimale Verbindung von Effek- 
tivität mit Effizienz bei der Versor- 

gung. 

* Dr ChristopherHermann, Gruppenleiter im nordrhein-westfälischen 
Gesundheitsministerium 

Gerade der letzte Aspekt verdeut- 
licht, dass alle drei Zielfelder in einem 
dauerhaften und schwierigen Konflikt 
miteinander stehen. Zielkonflikte tre- 
ten auf verschiedenen Handlungsebe- 
nen auf (zwischen Effizienz und Qua- 
litätsoptimum, professionellem Han- 
deln und Patientenautonomie, Versi- 
cherungs- und Bedarfsprinzip, Kran- 
kenkassen und Leistungserbringern 
usw.). Abhängig von jeweiligen Parti- 
kularinteressen sind auch die Prioritä- 
ten bei der angestrebten Verwirkli- 
chung der Ziele höchst unterschied- 
lich. 

Auf dieser Bühne vollzieht sich all- 
gemein und speziell auch Gesund- 
heitspolitik und die Bearbeitung ihrer 
Probleme in Deutschland. 

Dabei ist folgendes von entschei- 
dender Bedeutung: Trotz sich bereits 
seit Ende der 70er Jahre verschärfen- 
der Konflikte folgt aus den Zielkonflik- 
ten für die Gesetzliche Krankenversi- 
cherun'g (GKV) als zentralem Funda- 
ment des Gesundheitswesens nicht 
die ,,Systemfrage". Im Gegenteil: In 
historischer Dimension wie im inter- 
nationalen Vergleich war und ist die 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

Natürlich muß mit erheblichem ' 

Widerstand gegen diese Vermögens- 
abgabe gerechnet werden. Aber 
gleichzeitig kann die SPD so Vertrauen 
in ihre Steuer- und Finanzpolitik zu- 
rückgewinnen. Die Vermögensabgabe 
könnte verdeutlichen, daß die oben 
beschriebenen Gesetzgebungsvorha- 
ben nicht einer für die SPD neuen Lo- 
gik der Umverteilung von unten nach 
oben folgen, sondern im wesentlichen 
Strukturreformen sind, die für sich ge- 
nommen nicht ohne Verteilungswir- 
kungen sein können. Es muß jedoch 
unmißverständlich klar sein, daß die 
SPD weiterhin für eine gerechtere Ein- 
kommens- und Vermögensverteilung 
insgesamt eintritt. SPW 

GKV ein angesehenes Erfolgsmodell. 
Die tradierten Grundstrukturen 
Pflichtversicherung: ausschliessli- 

che Beitragsfinanzierung (kein staatli- 
cher Finanzierungsbeitrag), 

Solidar- und Sachleistungsprinzip: 
Einkommensproportionalität der Bei- 
träge bis zur Beitragsbemessungs- 
grenze führt zu gleichen Leistungen 
(Ausnahme Krankengeld); Abwesen- 
heit direkter Geldbeziehungen im Ver- 
sorgungsgeschehen durch Bereitstel- 
lung von Sach- und Dienstleistungen 
durch die Krankenkassen, 

Korporatistisches Verhandlungs- 
modell: Festlegung von Leistungs- 
mengen und Preisen durch Verhand- 
lungen von Krankenkassen und Lei- 
stungsanbietergruppen 
sind robust genug für die erfolgreiche 
Bearbeitung der anstehenden Aufga- 
ben. 

II. Aktuelle Probleme der GKV- 
Politik 
Worum es derzeit zentral geht, ist das 
Neujustieren der Zielfelder gesund- 
heitspolitischen Handelns für das Jahr 
2000 und darüber hinaus. Für dievor- 
urteilsfreie Analyse lässt sich auf die 
neutralen Betrachter der OECD zu- 
rückgreifen, die den Problemhaushalt 
folgendermaßen bilanzieren': 

lm ambulanten Sektor fehlt es an 
durchgreifender Steuerung von An- 
bieterstrukturen und Überkapazitä- 
ten. Es gibt keine nachhaltigen Anrei- 
ze für eine weniger technikorientierte 
gesundheitliche Versorgung. Eine 
umfassende Qualitätsorientierung 
fehlt ebenso wie das Aufbrechen 
überkommener Monopolstrukturen. 

MAGAZIN 

nale Ausbildungskonferenzen von Ar- 
beitsverwaltung, Wirtschaft, Gewerk- 
schaften und anderen Verantwortli- 
chen in der Region stattfinden. Die Ju- 
gendlichen, die sich bis zum 30.. Sep- 
tember eines jeden Jahres gemeldet 
haben, denen aber noch kein Ausbil- 
dungsplatz vermittelt werden konnte, 
soll je nach regionalen Gegebenhei- 
ten ein möglichst wohnortnahes Aus- 
bildungsverhältnis im gewünschten 
Berufsfeld angeboten werden. Im 
März sollen diese Konferenzen erneut 
zusammenkommen, um die Lehrstel- 
lenbilanz des vorangegangen Jahres 
zu bewerten und Einvernehmen über 
die Einschätzung des voraussichtli- 
chen Ausbildungsbedarfs für das lau- 
fende Jahr zu erzielen. 

Im Rahmen dieser Ausbildungs- 
platzkonferenzen wird nun zweimal 

Besprechnung zu: Sebastian Jobeliusl 
Reinhold RünkerlKonstantin Vössing 
(Hrsg.): Bildungs-Offensive, Reform- 
perspektieven für das 2 1 .  Jahrhun- 
dert, 248 S., Harnburg 1999, VSA- 
Verlag, DM 29,80. 

D er Titel des Buches hat den ap- 
pellativen Charakter, mit dem 

viele Linke - aber auch zuneh- 
mend viele Bürgerliche - gesellschaft- 
liche und politische Aktivität dort ein- 
fordern, wo wie in keinem anderen 
Bereich über die Zukunft unserer Ge- 
sellschaft entschieden wird: in der Bil- 
dung. 

Im VSA-Verlag im Sommer diesen 
Jahres erschienen, faßt das Buch 
durchaus unterschiedliche Stand- 
punkte in der bildungspolitischen De- 
batte zusammen und verschafft einen 
sowohl wissenschaftlichen wie auch 
tagespolitisch-strategischen Über- 
blick. Dies gelingt vor allem durch die 
Autorlnnenschaft, die von der amtie- 
renden Bundesbildungsministerin 
Bulmahn, über Oskar Negt, Soziolo- 
gieprofessor aus Hannover, Gisela 
Notz, Sozialwissenschaftlerin bei der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, die Schulmi- 
nisterin von NRW, Gabi Behler, bis hin 
zu aktiven Jungsozialistlnnen wie Se- 
bastian Jobelius, Konstantin Vössing 
oder Bettina Kohlrausch reicht. 

Welche Ziele ha t  Bi ldung heute? 
Zu Beginn wird der Versuch unter- 
nommen, den Bereich Bildung in Zu- 
sammenhang mit den veränderten 
gesellschaftlich-ökonomischen Rah- 
menbedingungen zu stellen. Ohne zu 

jährlich ein öffentlicher Kampf um die 
lnterpretationsmacht über die erschie- 
nenen Ausbildungsstatistiken zu er- 
warten sein. Aufgabe Gewerkschaften 
und der Linken in den Parteien wird es 
dann sein, so aufeinander abgestimmt 
in der Öffentlichkeit zu agieren, daß es 
gelingt, die Definitionsmacht darüber 
zu erlangen, wieviel Ausbildungsplätze 
tatsächlich fehlen. 

In der Veröffentlichung der vor- 
läufigen Ergebnisse der Ausbildungs- 
zahlen für den Monat August nennt 
die Bundesanstalt für Arbeit 145.000 
noch nicht vermittelte Bewerber am 
Ende des Monats. Dabei muß aller- 
dings zusätzlich berücksichtigt wer- 
den, daß 1998 neben 36.000 unver- 
mittelten Bewerberlnnen nach Schät- 
zungen der Bundesanstalt für Arbeit 
und des Bundesinstituts für Berufsbil- 

dung weitere 70.000 Jugendliche in 
schulischen Warteschleifen, in Arbeit, 
oder in Sonderprogrammen unterge- 
kommen sind, die sich weiterhin um 
einen Ausbildungsplatz bemühen 
werden. Berücksichtigt werden muß 
auch das durch das Verfassungsge- 
richt festgelegte Recht auf eine „Be- 
rufswahlentscheidung", nach dem 
12,5% mehr Ausbildungsplätze be- 
reitgestellt werden müssen als Bewer- 
berlnnen gemeldet sind. 

Offensichtlich gelingt es auch ei- 
ner rot-grünen Bundesregierung 
nicht, die Ausbildungslücke im Kon- 
sens zu schließen. Wenn sie ihren Ko- 
alitionsvertrag selber ernst nimmt be- 
deutet dies, daß für das kommende 
Jahr der bereits vorliegende Gesetz- 
entwurf zur Umlagefinanzierung um- 
setzt werden muß. SPW 

Ein wichtiger Schritt - das Buch 
zur Bildungs-Offensive 

betrachten, inwieweit sich die ökono- 
mische Basis unserer Gesellschaft ver- 
ändert hat, welche Anforderungen 
der moderne Kapitalismus an den 
Menschen stellt und welche Perspek- 
tiven er für diese bietet, kann keine 
wirklich nachhaltige Bildungspolitik 
gemacht werden. Wie diese aus der 
Sicht fortschrittlich-sozialistischer 
Kräfte aussehen muß, damit wir dem 
Ziel einer „Gesellschaft, in der die freie 
Entfaltung des Einzelnen die Voraus- 
setzung für die freie Entfaltung aller 
ist" näher kommen, wird in den bei- 
den Teilen ,,Schlüsselqualifikationen" 
und ,,Integration und Chancengleich- 
eit" entworfen. 

Oskar Negt formuliert zwei Grund- 
lagenkompetenzen, die das Funda- 
ment eines modernen Bildungswesens 
bilden. Zunächst ist die Kompetenz 
,,Selbstorganisation" Ansatz für den 
Prozeß der Bildungsoffensive selbst, wie 
auch für das angestrebte Bildungswe- 
sen, weil sie die notwendige Bedingung 
für die Ausbildung der Menschen zu 
emanzipierten und solidarischen Indivi- 
duen darstellt. Die Bedeutung dieser 
Kompetenz konfrontiert Negt mit den 
kulturellen und sozialen Zerfallsprozes- 
sen unserer sich von der Industrie- zur 
Dienstleistungs- und Informationsge- 

sellschaft wandelnden Welt: ,,Ohne er- 
kennbare Struktur, ohne geschichtliche 
Hintergründe, ohne Rückverweise auf 
vergleichbare Ereignisse werden Infor- 
mationen aneinandergereiht, die nichts 
erklären und Zusammenhänge zwi- 
schen der Situation des Fernsehzu- 
schauers und der übrigen Welt buch- 
stäblich auseinanderreißen." 

Hinderlich bei der Veränderung 
des existierenden Bildungswesens sei 
allerdings, daß ,,Selbstorganisation" 
als grundlegendes Prinzip im Prozeß 
und im Ergebnis kaum noch An- 
griffsfläche und Reibungspunkte fin- 
det. Sie könne folglich nicht mehr - 
wie noch in den 60er und 70er Jah- 
ren - als Widerstandsprinzip konzi- 
piert sein. Die alten ,,Feinde" seien 
nicht mehr klar erkennbar, politischer 
Protest und ,,eigene" Lebensweise 
sei durch das fehlende Contra kaum 
mehr greifbar. Somit müsse die 
Selbstorganisation vom Wider- 
stands- zum Gestaltungsprinzip wei- 
terentwickelt werden. Dies sei, für 

von Ole Erdrnann* 

Es ist niemandem 
geholfen, wenn er 
nur  lernt, daß ,,alles 
m i t  allem zusam- 
menhängt". Viel- 
mehr geht es darum, 
Auswirkungen auf 
gesellschaftliche 
Entwicklung zu 
erkennen und die 
eigene Person darin 
zu verorten. 

* Ole Erdmann, ist 2.Z. Zivildienstleistender, lebt in Bon und ist Schülerlnnen- 
Verantwortlicher b e ~ m  Juso-Bundesverband. 
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Politikunterricht 
stellt sich meist öde 

und realitätsfern dar. 
Sollen Schülerlnnen 

für politische 
Prozesse interessiert 
werden, müssen sie 

begeistert, provo- 
ziert und  zum 

Mitmachen animie- 
ren werden. 

die im Bildungssystem Tätigen un- 
gleich schwieriger. 

Neben der Grundlagenkompe- 
tenz ,,Selbstorganisation" definiert 
Negt zweitens die Fähigkeit, Zusam- 
menhänge herzustellen, als ein zen- 
trales Ziel von Bildung. In einer immer 
komplexer werdenden Welt sei aber 
niemandem geholfen, wenn er nur 
lerne, daß ,,alles mit  allem zusam- 
menhängt". Vielmehr gehe es darum, 
zwischen Wesen und Erscheinung ei- 
nes Sachverhaltes zu unterscheiden, 
Auswirkungen auf gesellschaftliche 
Entwicklung zu erkennen und 
schließlich die eigene Person darin zu 
verorten. 

Um diese beiden Kompetenzen 
wirksam und brauchbar zu machen, 
konkretisiert Negt mit fünf Schlüssel- 
qualifikationen die Grundzüge eines 
emanzipierenden Bildungssystems: 
Identitätskompetenz, technologische 
Kompetenz, Gerechtigkeitskompe- 
tenz, ökologische Kompetenz und hi- 
storische Kompetenz. 

Dieser Teil ist sicherlich eine der in- 
teressantesten Stellen des Buches, 
weil Negt hier die gesamte Dimension 
moderner Bildungsanforderungen 
deutlich aufreißt und Antworten zur 
Diskussion stellt. 

Politikunterricht - mal theore- 
tisch, mal praktisch 
Im Folgenden will ich noch zwei Bei- 
träge miteinander vergleichen, weil in 
ihnen aus zwei unterschiedlichen Per- 
spektiven die Frage der ,,Demokratie- 
erziehung" gestellt wird. 

Der Artikel ,,Politikunterricht und 
demokratische Kultur" von Heinz 
Schirp und Ruth Springer, beide 
vom Landesinstitut für Schule und 
Weiterbildung des Landes NRW, 
liest sich wie die phrasenhafte Ab- 
handlung eines holprig-gestalteten 
Lehrplanes, der sicherlich den realen 
Erfahrungen der meisten Schülerln- 
nen entspricht. So sehr auch einzel- 
ne Punkte inhaltlich zu unterstützen 
sind, fehlen doch gänzlich die moti- 
vierenden Instrumente. Politikunter- 
richt stellt sich an weiterführenden 
Schulen meist öde und realitätsfern 
dar. Sollen Schülerlnnen für politi- 
sche Prozesse interessiert werden, 
müssen sie begeistert, provoziert 
und zum Mitmachen animieren 
werden An einer Stelle formulieren 
die Autorlnnen selbst, was die Un- 
zulänglichkeit des Artikels aus- 
macht: ,,Entscheidend für den Lern- 
prozeß in der Schule sind die kon- 
kreten Erfahrungen, die mi t  ihr im 
Alltag gemacht werden." 

Viel interessanter ist hier der Bei- 
trag von Britta Lenz und Matthias Jo- 
belius unter dem Titel ,,Schülerlnnen- 
vertretungsarbeit neu denken und or- 
ganisieren". Auch in ihm wird die Be- 
deutung des Lernens von demokrati- 
schen Werten unterstrichen. Aber der 
logische Schluß, diese Werte auch für 
Menschen in dieser frühen und ent- 
scheidenden Lern- und Sozialisations- 
phase erlebbar zu machen, wird hier 
konkret in der Entwicklung neuer For- 
men der ,,Selbstorganisation" konse- 
quenter gezogen. 

lntegration als Leitprinzip 
Sebastian Jobelius und Konstantin 
Vössing weisen in ihrem Artikel ,,Mut 
zur Kapitalbildung" den Weg aus der 
Sackgasse der von Strukturfragen und 
Partikularinteressen bestimmten De- 
batte um lntegration und Chancen- 
gleichheit. Die Auseinandersetzung 
mit den Möglichkeiten des bestehen- 
den Schulsystems erfolgt über die Dif- 
ferenzierung nach innerem und äuße- 
rem Leitbild von Bildung. Welche Spiel- 
räume gibt es innerhalb der Schulen, 
lndividualisierungschancen zu eröff- 
nen und welchen Anforderungen muß 
Bildung als soziales Netzwerk erfüllen, 
damit sich alle Individuen mit Hilfe die- 
ses Netzwerkes in der Gesellschaft 
selbst verwirklichen können und dabei 
gleichzeitig unsere Gesellschaft ökolo- 
gisch, sozial und kulturell erneuern 
und nachhaltig gestalten können? Hier 
werden, anschaulich gemacht durch 
Beispiele aus der Praxis, die Ansätze 
der ersten Bildungsreform aufgegrif- 
fen und vor dem Hintergrund der ver- 
änderten Bedingungen weiterentwik- 
kelt. 

Beispielhaft mag an der Stelle sein, 
daß sich im Beitrag ,,Eine Schule den- 
ken, in der Qualifikationen kein Ge- 
schlecht haben" von Bettina Kohlrausch 
die Feststellung findet, daß junge Frau- 
en in den 70iger Jahren noch mit kon- 
kreten Zugangshindernissen konfron- 
tiert waren. Heute versperren ihnen vor 
allem unsichtbare Schranken innerhalb 
des Bildungssystems den Weg in ein 
gleichberechtigtes Leben versperren. 
Dennoch haben sich dank der ersten 
Reformen und der Frauenbewegung 
dieser Jahre viele Erfolge eingestellt, die 
für viele junge Frauen schon zur Selbst- 
verständlichkeit geworden sind, so daß 
die Linke hier häufig mit oberflächlichen 
,,Unterdrückungsszenarien" an den Le 
bensrealitäten junger Frauen vorbei ar- 
gumentiert. Aber auch hier wie in den 
Bereichen Migrantlnnen und Behinder- 
te werden diesen Veränderungen Rech- 
nung tragende, aktuelle Integrations- 
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konzepte von Aktiven aus dem jeweili- 
gen Umfeld anschaulich vorgestellt. 

Reformperspektiven 
Im letzten Teil des Buches werden R e  
formperspektiven dargelegt, wie eine 
konkrete Umsetzung der formulierten 
Ansprüche an ein modernes Bildungssy- 
stem umgesetzt werden können. Dabei 
müssen sich die theoretisch gemachten 
Leitsätze an ihrer ,,Handlichkeitu messen 
lassen. Sonst besteht die Gefahr, daß die 
zweite Bildungsreform keine Bildungsof- 
fensive wird, sondern in erneuten Gra- 
benkämpfen, mögen diese ideologisch 
oder interessensmotiviert sein, enden. 

Der gesamte Prozeß einer Bildungs- 
offensive wird in seiner Wirkung davon 
abhängen, inwieweit er über die Wech- 
selbeziehung zwischen der betroffenen 
jungen Generation und den Akteuren 
im gesellschaftlich-politischen Umfeld 
vorankommt. Einseitig getragen wird er 
zu keinem, demokratisch und schon 
gar nicht sozialistisch gesehen, ausrei- 
chendem Ergebnis führen. 

Einerseits werden die Lernenden 
durch die Komplexität und Wider- 
sprüchlichkeit, aber auch Unausgereift- 
heit ihrer Interessen und nicht zuletzt 
durch ihre momentane politische Le- 
thargie weder die nötige wissenschaftli- 
che Tiefe noch die nötige gesellschaftli- 
che Breite entfalten. Zum anderen gibt 
es auf Seiten der politischen, wissen- 
schaftlichen und sozialen Akteure viele 
Interessen, denen es an Nachhaltigkeit 
und überhaupt an Nachdruck mangelt, 
die nötigen Veränderungen über mo- 
mentbezogene Reparaturen hinaus an 
einem bereits absaufenden und stot- 
ternden Motor durchzuführen. Wozu 
auch, letztere, sofern sie alt undloder 
wohlhabend genug sind, müssen mit 
diesem Motor ja auch nicht mehr weit 
kommen. Die große Mehrheit der Be- 
völkerung benötigt aber das Werkzeug 
und die Orientierung, um Tempo und 
Richtung hin zu einer besseren Zukunft 
selbst bestimmen zu können. 

Insgesamt erweist sich das vorlie- 
gende Buch als logisch strukturierte 
Sammlung von Beiträgen verschiede- 
ner Autorlnnen, die demlder Leserln 
erlaubt, die verschiedenen Sichtweisen 
und Vielschichtigkeiten der drängen- 
den Probleme sowie Veränderungsvor- 
schläge kritisch zu erfassen und sich 
ein eigenes Bild zu machen. 

Es bietet außerdem eine ausge- 
zeichnete Grundlage zur theoretischen 
Vertiefung und zur praktisch-politi- 
schen Handlungsanleitung, womit ein 
wichtiger Schritt in dem Kampf für eine 
Bildungsoffensive getan ist. Weitere 
müssen nun folgen. SPW 
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lumen solcher Änderungen würde 
allerdings wohl kaum eine Senkung 
des Spitzensteuersatzes auf 45%, 
geschweige denn auf 35% finanzie- 
ren. Auch für die Zeit nach 2002 sind 
derartige finanzielle Spielräume 
kaum zu erwarten. 

Fadenscheinige Einwände gegen 
die Vermögensteuer 
Die im Zusammenhang mit dem „Zu- 
kunftsprogramm 2000" stärker ge- 
wordene Diskussion über die Wieder- 
einführung der privaten Vermögen- 
steuer zeigt deutlich, daß maßgebli- 
che Kräfte in der SPD auch ideolo- 
gisch vom Topos ,,Gerechtigkeit" Ab- 
schied nehmen, der wesentlich für 
den Wahlsieg im September 1998 
verantwortlich war. Die Forderung, 
die mit den starken Schultern mehr 
Lasten tragen zu lassen, wird heute 
mit den gleichen fadenscheinigen Ar- 
gumenten weggewischt, die in der 
Auseinandersetzung um das Jahres- 
steuergesetz 1996 von der damaligen 
Koalition angeführt wurden, um den 
Wegfall der Vermögensteuer (durch 
Nichtanpassung an das Verfassungs- 
gerichtsurteil) zu rechtfertigen. 

So wird beispielsweise der soge- 
nannte Halbteilungsgrundsatz, den 
das Bundesverfassungsgericht en 
Passant in sein Urteil zur Vermögen- 
und Erbschaftsteuer hineingeschrie- 
ben hat, herangezogen, um eine 
mögliche Neuauflage der Vermögen- 
steuer von vornherein als verfas- 
sungswidrig zu diskreditieren. Dies 
war ein bevorzugtes Argument der 
konservativ-liberalen Koalition, als 
die SPD in der Auseinandersetzung 
um das Jahressteuergesetz für eine 
verfassungskonforme Neueregelung 
der Vermögensteuer warb. Nach die- 
sem umstrittenen Grundsatz müßte 
den Steuerpflichtigen nach allen 
Steuern mindestens die Hälfte ihres 
Einkommens verbleiben. Die Frage, 
wie hoch die Gesamtsteuerbelastung 
denn sein darf, stand jedoch gar 
nicht zur Entscheidung an. Der 
„Halbteilungsgrundsatz" ist deshalb 
eher ein lässig hingeworfenes ce- 
terum censio als ein für den Gesetz- 
geber bindender Spruch. Hätte das 
Bundesverfassungsgericht sich mit 
der Frage der Gesamtsteuerbela- 
stung auseinanderzusetzen gehabt, 
hätte es auch die Verbrauchsteuern 
nicht außen vor lassen dürfen und 
darüber hinaus definieren müssen, 
was für ein Einkommensbegriff zu- 
grundezulegen ist. 

Weiter wird behauptet, bei der 
Vermögensteuer stehe das Steuerauf- 

kommen in keinem sinnvollen Ver- 
hältnis zum zu ihrer Erhebung not- 
wendigen Aufwand. In der Tat war 
die bis 1996 erhobene Vermögen- 
steuer sehr verwaltungsaufwendig, 
dies aber insbesondere wegen der 
notwendigen Pflege der Einheitswer- 
te für Grundvermögen. Da das Bun- 
desverfassungsgericht aber gerade 
deren Anwendung untersagt hat, 
liegt es nahe, ein einfacheres Bewer- 
tungssystem zu entwickeln. 

Auch die Trennung von betriebli- 
chem und privatem Vermögen, die 
für eine (entsprechend dem Wahlpro- 
gramm der SPD) ausschließlich auf 
Privatvermögen erhobene Vermögen- 
steuer ja notwendig wäre, wirft keine 
grundsätzlich unüberwindbaren Pro- 
bleme auf. Vermögensteuern in einer 
Reihe von anderen Ländern zeigen 
dies. So könnte beispielsweise die 
Freistellung betrieblichen Vermögens 
auf das tatsächlich betrieblich ge- 
nutzte Vermögen, also Sachanlage- 
vermögen und Vorräte beschränkt 
werden. Oder aber, man argumen- 
tiert pragmatisch: Wer sein Privatver- 
mögen als Betriebsvermögen aus- 
weist um der Vermögensteuer zu ent- 
gehen, muß damit zugleich jegliche 
Möglichkeit, Vermögenseinkünfte vor 
der Einkommensteuer zu verstecken, 
in den Wind schreiben. Die Vermö- 
gensteuer wäre dann quasi ein Hilfs- 
instrument, um eine möglichst Iük- 
kenlose Erhebung der Einkommen- 
steuer durchzusetzen. 

Unvermeidlich und sehr undiffe- 
renziert ist auch das Argument, eine 
Vermögensteuer würde zu Kapital- 
flucht führen. Richtig ist lediglich, 
daß ein Anreiz besteht, Vermögen 
im Ausland zu erwerben, um es dem 
deutschen Fiskus besser (illegal) ver- 
heimlichen zu können. Dies ist Steu- 
erflucht, die es natürlich mit allen 
Mitteln zu bekämpfen gilt, aber kei- 
nesfalls gleichbedeutend mit ökono- 
misch nachteiliger Kapitalflucht, die 
etwa bei der Geldanlage in Fremd- 
währungen (auch bei inländischen 
Banken) vorläge. Die Gefahr einer 
Kapitalflucht aufgrund der Vermö- 
gensteuer wäre daher nur insoweit 
gegeben, als etwa im Ausland Aktien 
ausländischer Unternehmen erwor- 
ben werden (weil ja bislang nur we- 
nige deutsche Unternehmen an aus- 
ländischen Börsen gehandelt wer- 
den) und dies nicht durch einen 
(nach Marktgesetzen eigentlich zu 
erwartenden) Kapitalzufluß von 
nicht steuerpflichtigen Ausländern 
wettgemacht würde. Im Übrigen ist 
nicht erkennbar, warum nicht auch 

1 Vermögen: Verteilt sich wie gehabt 
Anteile der verschiedenen privaten Haushaltsgruppen* am gesamten 
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eine durchaus erwünschte Flucht in 
die Bildung von produktivem Be- 
triebsvermögen stattfinden sollte. 

Sonderabgabe auf große 
Privatvermögen 
Bei genauerem Hinsehen entpuppen 
sich praktisch alle Argumente, die ge- 
gen die Wiedereinführung einer Ver- 
mögensteuer vorgebracht werden, 
als fadenscheinig und wenig robust. 
Zum Schluß bleibt nur noch eines, das 
trifft: Die Länder wollen nicht. Wenn 
die Länder aber mehrheitlich dabei 
bleiben, daß sie keine Einnahmen aus 
einer Vermögensteuer wünschen, 
könnte man daran denken, eine ein- 
malige Vermögensabgabe nach dem 
Vorbild des Lastenausgleichs zu erhe- 
ben. Deren Aufkommen stünde allein 
dem Bund zu. Es ist allerdings noch 
unklar, ob hierfür eine einfachgesetz- 
liche Regelung unter Bezugnahme 
auf die in Art. 106 Abs 1 Nr. 5 GG er- 
wähnten einmaligen Vermögensab- 
gaben, die dann auch nicht zustim- 
mungspflichtig wäre, ausreicht. Eine Auch beim Familien- 
staatliche Ausnahmesituation, die das leistungsausgleich 
Bundesverfassungsgericht für eine bleibt festzustellen: 
solche, möglicherweise in die Vermö- Die unteren Einkom- 
genssubstanz eingreifende Abgabe men werden nur in  
verlangt, liegt in Gestalt der Herstel- bescheidenem 
lung der deutschen Einheit und des Umfang entlastet, 
nach wie vor hohen Transferbedarfs Spitzenverdiener 
vor. Die Abgabe wäre in diesem Be- dagegen großzügig 
gründungszusammenhang zweckge- bedacht. 
bunden für einen Sonderfonds- etwa 
für Investitionen in den neuen Bun- 
desländern- zu erheben. 

Konkret könnte eine solche ein- 
malige Abgabe auf das am 1 . I  .I 999 
vorhandene Privatvermögen erhoben 
werden und 10% des die Freibeträge 
übersteigenden Vermögens, die in 
zehn gleichen Jahresbeträgen zu lei- 
sten wären, betragen. Je Haushalt 
wird ein Freibetrag von 300.000 DM 
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Alternativen der 
Steuerpoliti k 
von Detlev von Larcher* 

Da die Wirkung 
einiger Gegenfinan- 

zierungsmaßnahmen 
i m  Laufe der Zeit 

nachläßt, wird das 
Entlastungsvolumen 
der Unternehrnens- 
teuerreform von i m  

ersten Jahr 8 Mrd. 
D M  später weiter 

ansteigen. 

ach einem kurzen Winter mit 
beachtlichen Reformen, gera- 
de in der Steuerpolitik, 

schwenkt die rot-grüne Koalition seit 
einigen Monaten auf einen Kurs um, 
der wesentliche Fortschritte wieder 
zunichte macht. Sowohl die konkre- 
ten Schritte als auch der ideologische 
Überbau lassen kaum noch eine sozi- 
aldemokratische Handschrift erken- 
nen. Auch der gelegentliche Hinweis, 
daß der sozialen Gerechtigkeit schon 
mit dem Steuerreformgesetz 19991 
2000/2002 Genüge getan sei, kann 
dies nicht verdecken - zumal diese 
Steuerreform zuletzt von verschiede- 
nen führenden Sozialdemokraten in 
Frage gestellt worden ist. 

Unternehmensteuersenkung und 
Kinderfreibeträge 
Die beiden wichtigsten aktuellen Re- 
formvorhaben zeigen deutlich, w o  
es langgeht. Die Unternehmens- 
steuerreform soll den Unternehmen 
bereits im ersten Jahr 8 Mrd. DM 
Entlastung bringen. Da die Wirkung 
einiger Gegenfinanzierungsmaß- 
nahmen im Laufe der Zeit nachläßt, 
wird das Entlastungsvolumen später 
weiter ansteigen. Die politisch ge- 
wollte effektive Mehrbelastung der 
Großunternehmen um 10 Mrd. DM 
durch die Schließung von Steuer- 
schlupflöchern im Rahmen des 
Steuerentlastungsgesetzes wird also 
wieder an diese zurückgegeben. 
Unterdessen werden im Rahmen 
der ,,Zukunftsprogramm" genann- 
ten Operation zur Haushaltskonsoli- 
dierung umfangreiche Kürzungen 
im Sozialbereich anvisiert. Die mit  
dem Steuerentlastungsgesetz er- 

* Detlev von Larcher MdB, Weyhe b e ~  Bremen, a t  Mitherausgeber der spw, 
Koordinator des Frankfurter Kreises. 

folgte Umverteilung von oben nach 
unten wird teilweise wieder rück- 
gängig gemacht. 

Weniger dramatisch ist in der 
Gesamtbetrachtung die Neuord- 
nung des Familienleistungsaus- 
gleichs, die der Koalition durch ein 
zum passenden Zeitpunkt veröffent- 
lichtes Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts aufgezwungen wur- 
de. Grundsätzlich ist der weitere 
Ausbau der steuerlichen Familien- 
förderung ja zu begrüßen und auch 
seit jeher Bestandteil der sozialde- 
mokratischen Programmatik. Feh- 
lenden Mut  (oder Willen) zu Refor- 
men offenbart aber manches „De- 
tail". So wurde einerseits die ur- 
sprünglich im zur Finanzierung ei- 
ner weiteren Kindergelderhöhung 
ab 2002 im Steuerentlastungsge- 
setz vorgesehene (und dann wegen 
der Zusammenfassung aller famili- 
enrelevanten Punkte im Familienlei- 
stungsausgleichsgesetz wieder her- 
ausgenommene) Kappung des 
Splittingvorteils für Ehegatten ver- 
worfen, obwohl ja nun ein viel grö- 
ßerer Gegenfinanzierungsbedarf 
besteht. 

Andererseits wurde das Modell ei- 
nes Kindergrundfreibetrages auf- 
grund von verfassungsrechtlichen Be- 
denken des Justizministeriums wieder 
verworfen. Der Kindergrundfreibe- 
trag hätte die Steuermindereinnah- 
men relativ gering ausfallen lassen 
und Geringverdienern im Bereich des 
Eingangssteuersatzes eine genauso 
hohe Entlastung wie Spitzenverdie- 
nern gewährt. Die unter Verfassungs- 
rechtlern offenbar unumstrittene Ar- 
gumentation des Justizministeriums 
gegen dieses Modell war, daß auf die- 
se Weise eine Vielzahl von Steuertari- 
fen geschaffen worden wäre, und da- 
her die Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung nicht gewährleistet sei. Dennoch 
hätte politisch energischer die Frage 
gestellt werden können, warum denn 
die Existenz von bereits jetzt zwei ver- 
schiedenen Steuertarifen, nämlich 
Grund- und Splittingtarif, dann rech- 
tens, oder wie manche sogar meinen, 
von der Verfassung vorgegeben sein 
soll. 

In beiden Punkten, Splitting und 
Kindergrundfreibetrag, ist allerdings 
das letzte Wort noch nicht gespro- 
chen. Beides wird wieder aktuell, 
wenn die 2. Stufe des Familienlei- 
stungsausgleichs, die den System- 
wechsel bringen soll, zur Diskussion 
steht. Doch zunächst bleibt auch hier 
festzustellen: Die unteren Einkom- 
men werden nur in bescheidenem 

Umfang entlastet, Spitzenverdiener 
dagegen großzügig bedacht. 

Absurde Struck-Vorschläge 
Kaum auszumalen ist vor diesem Hin- 
tergrund, was der SPD passiert, wenn 
sich nun auch noch die Debatte verfe- 
stigt, die Peter Struck mit seinen öf- 
fentlichen Überlegungen zur weite- 
ren Reform der Einkommensteuer los- 
getreten hat, offenbar um die Vermö- 
gensteuerdebatte zu ersticken: Die 
I :I -Übernahme des Steuerreform- 
konzepts der FDP, das auch 2002 
fernab jeglicher fiskalischen Realisier- 
barkeit liegen wird, wird für sozialde- 
mokratische Klientel, selbst ein- 
schließlich derjenigen, die in der 
,,neuen Mitte" vermutet und so heftig 
umworben werden, kaum vertrau- 
ensbildend wirken. 

Von der Senkung des Spitzen- 
steuersatzes um weitere 13,5% ge- 
genüber dem für 2002 beschlosse- 
nen Satz würden eben nur gut ver- 
dienende Singles und sehr gut ver- 
dienende Verheiratete profitieren. 
Die schon beim Steuerentlastungs- 
gesetz nicht gerade üppig bedienten 
mittleren Einkommen könnten sich - 
ebenso wie Geringverdiener - trotz 
der optisch beeindruckenden Steuer- 
satzsenkungen nur über wenig mehr 
netto freuen, wenn sie nicht gar vom 
Tabula-rasa-machen bei den ver- 
meintlichen Steuervergünstigungen 
so stark betroffen wären, daß sie 
draufzahlen. 

Es mag dem Fraktionsvorsitzen- 
den und anderen, die ihn unterstützt 
haben, entgangen sein, daß im Rah- 
men des Steuerentlastungsgesetzes 
bereits wesentliche große Steuer- 
schlupflöcher gestopft worden sind. 
Insbesondere ist der übermäßigen 
Nutzung von Sonderabschreibungen 
durch die Mindestbesteuerung ein 
Riegel vorgeschoben worden. Ob 
dieser stabil genug ist, wird man erst 
in einigen Jahren beurteilen können. 
Auch die Bildung von Rückstellungen 
wurde, gegen erheblichen Wider- 
stand vor allem aus der Versiche- 
rungs- und Energiewirtschaft, auf 
ein vernünftiges Maß eingeschränkt. 
Darüberhinaus sind bereits zur Fi- 
nanzierung der Unternehmenssteu- 
erreform deutliche Senkungen der 
regulären Abschreibungssätze fest 
eingeplant. Weitere Möglichkeiten 
zur Verbreiterung der Bemessungs- 
grundlage ergäben sich daher vor- 
zugsweise bei der Besteuerung der 
Arbeitnehmer, so beim Arbeitneh- 
merfreibetrag und bei den Nacht- 
und Wochenendzuschlägen. DasVo- 

enn nach der Kommunalwahl in Nordrhein- 
Westfalen die Kommunalpolitiker monieren, 

daß die massenhafte Wahlenthaltung, die zu W 
dieser historischen Niederlage der SPD geführt hat, ein 
Wahlboykott gewesen sei, mit dem die Wählerlnnen die 
Politik der Bundesregierung abstrafen wollten, haben sie 
damit Recht. 

Doch in diesem Verhalten offenbart sich auch, daß die 
Kommunalpolitik es nicht verstanden hat, ein eigenständi- 
ges, kommunales Profil zu entwickeln, das die Wählerln- 
nen dazu gebracht hätte, eine profilierte sozialdemokrati- 
sche Kommunalpolitik zu wählen. 

Ist damit die in der SPD sehr verbreiteteThese bestätigt, 
daß Kommunalpolitik eher unpolitisch ist, daß auf kommu- 
naler Ebene sowieso nur pragmatisch verwaltet statt per- 
spektivisch gestaltet werden kann? 

Funktionswandel der Kommunen 
Tatsächlich haben die Kommunen seit den 70er Jahren ei- 
nen gewaltigen Funktionswandel erfahren, der allerdings 
selbst bei vielen Kommunalpolitikerlnnen noch nicht - oder 
zumindest nicht in vollem Umfang - wahrgenommen wor- 
den ist. 

Konnte man damals noch davon ausgehen, daß die 
Hauptaufgabe der Kommunen darin lag, über den Aufbau 
von sozialen und technischen Infrastrukturen und unter 
zentral koordinierten Regionalentwicklungsplänen das in 
zentral regulierten Bahnen stattfindende Wachstum dem 
Postulat der gleichwertigen Lebensbedingungen entspre- 
chend zu koordinieren, ist die Realität der Kommunen heu- 
te eine ganz andere. 

Der verlängerte Arm des Zentralstaates sind die Kom- 
munen heute schon lange nicht mehr, von der Koordinie- 
rung von Wachstum kann erst recht keine Rede mehr 
sein. Kommunen schmieden heute eigene Bündnisse für 
Arbeit, geben sich Leitbilder, betreiben aktiv ihre wirt- 
schaftliche Entwicklung und beteiligen sich an entspre- 
chenden Bündnissen mit verschiedensten gesellschaftli- 
chen Gruppen, verkaufen ihr Tafelsilber in Form von städ- 
tischen Gesellschaften oder nutzen ihre Beteiligungen für 
die strukturelle Entwicklung der Stadt. Kommunen bege- 
ben sich in Konkurrenz zu ihren Nachbarstädten oder ko- 
operieren. 

In jedem Fall können sie heute nur sehr begrenzt davon 
ausgehen, daß der Bund oder die Länder als Gewährleister 
der kommunalen Selbstverwaltung sie auch mit den ent- 
sprechenden Mitteln ausstatten, oder auch ihren eigenen 
Laden so sauber halten, daß die Kommunen sich um origi- 
när nicht kommunale Aufgaben, wie beispielsweise die Ar- 
beitsmarktentwicklung, nicht zu kümmern brauchen. 
Ganz im Gegenteil sind die Kommunen zumeist als 
schwächstes Glied in der Kette am schlimmsten von Ein- 

Kommunale Politik 
Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Stefanie Gerszewski* 

sparungen betroffen. Die ursprüngliche Kernaufgabe der 
Kommunen, der Aufbau und Unterhalt der Infrastruktur, 
kann daher häufiq noch am weniqsten von den Kommu- 
nen geleistet werden. Die Länder selbst sehen es heute 
schon vielfach als originäre Aufgabe der Städte an, lokale 
und regionale Umstrukturierungs- und Wachstumsprozes- 
se anzuschieben -wie es sich in der regionalisierten Struk- 
turpolitik verdeutlicht. 

Und es ist keineswegs so, daß den Kommunen unter 
dem Diktat der leeren Kassen nur ein Weg bleibt. TlNA 
(There is no alternative) gilt auch auf kommunaler Ebene 
nicht. Kommunales Handeln ist damit hochpolitisch. Als 
Umsetzungsebene der meisten staatlichen Programme 
können die Kommunen heute in beträchtlichem Umfang 
das ,,wieu, die Umsetzung der Politiken staatlicher Ebenen 
bestimmen. zumal Bund und vor allem die Länder 

Repolitisierung der Kommunalpolitik 
Die Frage, mit wem Politik gemacht werden soll, wird in 
den folgenden Artikeln mehrfach gestellt. Heute, wo Poli- 
tikentwicklung vielfach aus den Räten (und Verwaltungen) 
in andere Gremien und Organisationen, wie runde Tische, 
public-private-partnership-Gesellschaften oder projektori- 
entierte Zusammenhänge verlagert wird, ist dies eine ent- 
scheidende Frage. Geht es um Bürgerbeteiligung in Form 
von direktdemokratischen Elementen wie Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheid, wie Stefan Grönebaum sie anführt, 
Wilfried Klein sie für zu kurz 
greifend, technokratisch und ES ist keineswegs so, daß den Kommu- 
bürgerliche Mehrheiten ze- 
mentierend hält? Oder lautet nen unter dem Diktat der leeren Kas- 
die zentrale Frage, wie Interes- sen nur ein Weg bleibt. TlNA (There is 
sen auf kommunaler Ebene ar- 
tikuliert werden können -und no alternative) gilt auch auf kommu- 
natürlich unter welchen poiiti- naler Ebene nicht, 
schen Vorzeichen ihre Gewich- 
tung vollzogen wird? Klein plä- 
diert in seinem Thesenpapier dafür, sich der Frage nach 
dem „für wen" wieder ausführlicher zu widmen und vor 
dieser Folie kommunalpolitische Instrumentarien zu mo- 
dernisieren. 

Horst Peter setzt sich vor allem vor dem Hintergrund 
der Tatsache, daß Aufgaben zunehmend kommunalgren- 
zenübergreifend politisch gesteuert werden müssen, daß 
es häufia nicht mehr die Räte, sondern vielmehr horizonta- 
le Netzwerke sind, die Projekte verabreden und realisieren, 
mit der Frage auseinander, ob diese kooperativen Struktu- 
ren als linkes Aktionsfeld zu begreifen sind und wie ihre Le- 
gitimation organisiert werden kann. Dabei greift er Dis- 
kussionen um die Juso-Doppelstrategie wieder auf, wie sie 

* Stefanie Gerszewski, Dortmund, Raumplanerin, Mitglied des SPD-Benrksvorstands Westliches 
Westfalen und der spw-Redaktion 
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auch Stefan Grönebaum als entscheidend für eine Politisie- 
rung der Kommunalpolitik ansieht. Grönebaum sieht heu- 
te aber vor allem die Sozialdemokratische Gemeinschaft 
für Kommunalpolitik SGK in der Pflicht, über Kampagnen 
die Kommunalpolitik der SPD zu repolitisieren und die 
kommunalen lnteressen gegenüber dem Bund deutlicher 
zu artikulieren. 

Eine Repolitisierung der Kommunalpolitik, das war 
auch eine Hoffnung - neben der einer finanziellen Ent- 
lastung - die auf neuen Steuerungsmodellen lag, mit  
denen sich Olaf Schade auseinandersetzt. Die neuen 

Aufgaben der Kommunen 
machten eine strategische 

Verwal tunasreform ist schon deshalb Steuerung die 
d 

über die bisherigen Steue- 
eines der  zentralen Felder, we i l  hier rungsinstrumente nicht mehr 
w ich t ige  Weichenstel lungen vorge- zu gewährleisten war. Ver- 

waltungsreform ist schon al- 
n o m m e n  werden, d i e  z.T. n icht  wieder  lein deshalb eines der zentra- 
z u  korrigieren sind. len Felder, mit  denen sich die 

Linke auf kommunaler Ebene 
auseinanderzusetzen hat, 

weil hier wichtige Weichenstellungen vorgenommen 
werden, die z.T. nicht wieder zu korrigieren sind. Ist ein 
Amt erst einmal privatisiert, in eine GmbH, vielleicht 
noch unter privater Beteiligung überführt, der entspre- 
chende Ausschuß aufgelöst und durch einen Aufsichts- 
rat ersetzt, fällt demokratische Kontrolle schwer. Nennt 
sich eine Stadt erst einmal Konzern, Iäßt sich an der Aus- 
richtung, die dahinter steht, auch nicht mehr viel ändern. 

KOMMUNALE POLITIK 

Doch Schade will auf etwas anderes hinaus, nämlich 
auf den Wandel des Kommunalpolitikertypus, der mit den 
Elementen neuer Steuerungsmodelle wie bspw. Kontrakt- 
management einhergeht. Der klassische, vor Ort tätige 
,,Gullydeckel"-Kommunalpolitiker ist überholt. Trotzdem 
sind in die Rekrutierungsmechanismen der Kommunalpoli- 
tikerlnnen im Zuge der Einführung neuer Steuerungsmo- 
delle nicht verändert worden. Ob Wahlkreise, wie beispiels- 
weise in Nordrhein-Westfalen, noch Sinn machen, ob 
Kommunalpolitik nicht aus ihrem ehrenamtlichen Status, 
angesichts der veränderten Aufgaben, herausgeholt wer- 
den muß, wie es in München derzeit diskutiert wird, sind 
Fragen, die zukünftig - auch von links - beantwortet wer- 
den müssen. 

Abschließend widmet sich lngeborg Junge-Reyer ei- 
nem Beispiel kooperativer Politikentwicklung dort, wo 
sie am notwendigsten ist - im Bereich der Arbeitsmarkt- 
politik in Berlin-Kreuzberg. Hier wird deutlich, wie sehr 
Kommunen in die Pflicht genommen werden, gerade 
staatliche Felder wie die Arbeitsmarktpolitik anzugehen, 
wollen sie nicht, daß ihnen die soziale Kohäsion vor Ort 
völlig um die Ohren fliegt. Hier sind es zuvorderst die 
kommunalen Akteure, die entsprechende Modelle ent- 
wickeln und Strukturen aufbauen, die nah genug am 
Problem dran sind, um auf die zunehmenden Kleinteilig- 
keit der Problemlagen eingehen zu können, und in der 
Lage sind, entsprechende Kooperationen aufzubauen. 
Daß das vorgestellte Modell hier sicherlich nicht unum- 
stritten ist, zeigt: Kommunalpolitik ist politisch - also 
kümmert Euch! SPW 
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SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

giert werden. Das Argument der an- 
geblichen ,,doppelten Besteuerung" 
geht an der Realität vorbei: Besteuert 
werden ja keineswegs die aus (mögli- 
cherweise, oft  auch nicht) versteuer- 
ten Einkommen angesparten Vermö- 
gensbestände, sondern die darauf er- 
zielten Zinsen oder anderen Kapitaler- 
träge, was jeweils neu zufließende 
Einkommen sind, die das Vermögen 
erhöhen (jedenfalls soweit sie die In- 
flationsrate übersteigen). 

Allerdings reagieren oft gerade 
auch Kleinsparer besonders empfind- 
lich, wenn ihnen Teile ihrer bescheide- 
nen Zinserträge durch die Kapitaler- 
tragsteuer gemindert werden. Auch 
ist Vermögensbildung und ihre öf- 
fentliche Förderung bei Bevölkerungs- 
gruppen, die dazu bisher kaum in der 
Lage waren, zur Förderung ihrer per- 
sönlichen Sicherheit und Freiheits- 
spielräume und als Beitrag zum Ab- 
bau der Ungleichheit der Vermögens- 
verteilung, durchaus sinnvoll. Die 
Sparerfreibeträge, die die Erträge klei- 
ner Vermögen weitgehend abdecken, 
sind deshalb politisch sehr sinnvoll, 
und ihre Halbierung ab 01 .01.2000 
nicht unproblematisch (wenngleich in 
der Sache aufgrund der mittlerweile 
sehr geringen Inflation und gesunke- 
nen Zinssätze vertretbar, in der feh- 
lenden argumentativen Begleitung 
mal wieder katastrophal). Notwendig 
ist beharrliche politische Aufklärung 
der Arbeitnehmerlnnen mit kleinen 
Vermögen. Ihnen muss immer wieder 
klargemacht werden, dass sie ein In- 
teresse an einer möglichst vollständi- 
gen und angemessen hohen Besteue- 
rung von Kapitalerträgen haben, 
denn je geringer die Besteuerung von 
Kapitalerträgen ist, desto höher wird 
die Besteuerung von Arbeitseinkom- 
men und des Konsums ausfallen. 
Wenn sie sich also ärgern über ein 
paar zig oder hundert Mark an Kapi- 
talertragsteuer, ist ihnen klarzuma- 
chen, dass ihnen ansonsten wahr- 
scheinlich etliche hundert Mark mehr 
an Lohn- oder Mehrwertsteuer abge- 
zogen worden wären. 

Dies stimmt allerdings nur, wenn 
wirklich alle Kapitalerträge und nicht 
nur die Sparguthaben der kleinen 
Leute effektiv besteuert werden. Da- 
für ist also durch entsprechende Kon- 
trollen zu sorgen. Abzulehnen ist des- 
halb sozialpolitisch ziellose steuerliche 
Privilegierung beliebiger privater Ver- 
mögensbildung, die eine Subventio- 
nierung von Vermögensbesitzern zu 
Lasten der Gesamtheit der Steuerzah- 
lerlnnen darstellt und die soziale Un- 
gleichheit vergrößert. 

Quelle: Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1999 

Abgaben und Staatsausgaben *) 
I Anteile am Bruttoinlandsprodukt in % 

Ausgabenquote (1995 ohne ubernornmene Schulden der Treuhandanstalt 
und der Wohnungswirtschaft der ehern DDR) 

Abgabenquote Steuerquote Sozialabgabenq~iote (Sozialbeitrage insgesamt) 

*) in Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung: 
Früheres Bundesgebiet. ab 1991 Deutschland Quelle. Statistsrches Bi i r ideia~i i t  iind eigene Berechnungen 

Gemeinwohl und lnteressen 
Zurück zum ,,Gemeinwohl": Kanzler 
Schröder hielt gewerkschaftlichen Kri- 
tikern des Sparprogramms der Bun- 
desregierung entgegen, sie verträten 
nur Interessengruppen, aber nicht 
das ,,gemeine Wohl". Nun sollte jede 
und jeder wissen, dass ,,Gemeinwohl" 
ein typischer unbestimmter Begriff ist, 
anders ausgedrückt: eine Leerformel. 
Es kommt immer darauf an, wie er 
gefüllt wird. Alle Interessengruppen 
versuchen, ihre lnteressen als „Ge- 
meinwohl" darzustellen. Je weniger 
sie dabei von lnteressen etwas wissen 
wollen, desto mehr ist der Verdacht 
angebracht, dass sie nur ihre eigenen 
lnteressen verstecken wollen. Schon 
Marx und Engels wussten, dass herr- 
schende oder zur Herrschaft streben- 
de Klassen versuchen, „ihr Interesse 
als das aller Mitglieder der Gesell- 
schaft darzustellen" (Die deutsche 
Ideologie, MEW 3, S. 47). 

Auch das gültige Berliner Grund- 
satzprogramm der SPD weiss das 
noch und fordert: „Wir brauchen ein 

breites Reformbündnis mit möglichst 
vielen Gruppen und Kräften, weil wir 
den Widerstand derjenigen zu über- 
winden haben, die alles zum Fort- 
schritt erklären, was ihren Gewinner- 
wartungen, ihrer wirtschaftlichen 
und politischen Macht zugute 
kommt." Dass der eigene Parteivor- 
sitzende und Bundeskanzler Expo- 
nent des Versuchs ist, ein Bündnis 
aus Großkapital und ,,neuer Mitte" 
zu schmieden, um den Widerstand 
derjenigen in Gesellschaft und SPD 
zu brechen, die an sozialer Gerech- 
tigkeit und Gleichheit als Zielen fort- 
schrittlicher Politik festhalten, war da 
eigentlich nicht vorgesehen. Kein 
Wunder, dass die SPD-Spitze jetzt 
der Auffassung ist, sie bräuchte ein 
neues Grundsatzprogramm (in dem 
solche und ähnliche Sätze dann 
nicht mehr vorkommen werden). 
Auch dazu gäbe es eine Alternative. 
Um ein bekanntes SPD-Mitglied aus 
NRW zu zitieren, der damals aber 
nicht Schröder meinte: „Der Kerl 
muss weg!" SPW 

Die Mehrheit hat eir 
Interesse an einer 
möglichst vollständi. 
gen u n d  angernes- 
sen hohen Besteue- 
rung von Kapitaler- 
trägen, denn j e  
geringer diese ist, 
desto höher wird dit 
Besteuerung von 
Arbeitseinkommen 
und des Konsums 
ausfallen. 
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Die Belastung der 
sozialversicherungs- 

pflichtigen Arbeit- 
nehmer steigt u m  so 

mehr, je  mehr 
Erwerbstätige der 

Sozialversicherung 
und damit dem 

Solidarausgleich 
entfliehen und  je  

geringer ihr Anteil 
am gesamten 

Volkseinkommen 
wird. 

auf Basis eines Kapitalstocks würden 
nicht ebensosehr wie umlagefinan- 
zierte Renten von demografischen 
Veränderungen betroffen sein. 

Im Alter werden im Wesentlichen 
nicht früher mal angelegte stoffliche 
Vorräte verbraucht (etwa aus riesigen 
Lagern mit jahrzehntealten Konser- 
vendosen), sondern jeweils aktuell er- 
zeugte Güter, Dienstleistungen sowie- 
so. Es gilt der grundlegende, nach 
dem Nationalökonomen und Soziolo- 
gen Mackenroth benannte Satz, dass 
- abgesehen von Zuflüssen aus dem 
Ausland -alle Einkommen immer aus 
der Wertschöpfung der jeweiligen Pe- 
riode entstammen. Die Frage bei den 
Renten ist nur, ob sie auf dem Weg 
über Sozialabgaben oder über Trans- 
aktionen im Finanzsektor umverteilt 
werden. Immer führen sie zu real ent- 
sprechend niedrigeren für Konsum 
oder Sachinvestitionen verwendbaren 
Einkommen der jeweils Erwerbstäti- 
gen. Andererseits ermöglicht wach- 
sendes Sozialprodukt, wovon alle - 
ob zurecht oder nicht - auch für die 
Zukunft ausgehen, grundsätzlich 
wachsende Einkommen für alle Grup- 
pen der Gesellschaft, auch die Nicht- 
erwerbstätigen, ganz egal wie die de- 
mografische Entwicklung aussieht. Es 
ist ,,nur" eine Frage der Verteilungs- 
verhältnisse und -mechanismen. 

Das Problem besteht nun darin, 
dass gegenwärtig aus der individuel- 
len Perspektive angesichts der demo- 
grafischen Entwicklung eine kapital- 
gedeckte Vorsorge höhere Renditen 
erwarten lässt als die bestehende ge- 
setzliche Rentenversicherung. Das gilt 
unter der durchaus unsicheren Prä- 
misse, dass die künftige Entwicklung 
und hohe Verzinsung des Kapitals ge- 
sichert ist und dass auch zukünftig 
keine angemessene Besteuerung der 
die Masse der Versicherungsleistun- 
gen ausmachenden Kapitalerträge er- 
folgt. Vor allem aber gilt es nur, weil 
und insoweit sich diese Altersvorsorge 
an der Absicherung der ,,schlechten 
Risiken" mit hohen Anteilen an vor- 
zeitiger Erwerbsunfähigkeit und an 
der Finanzierung der diversen sozia- 
len Umverteilungsmechanismen im 
Rentensystem (zugunsten von Ar- 
beitslosen, Kranken, Familien, Hinter- 
bliebenen, Geringverdienenden etc.) 
und insbesondere auch an der Finan- 
zierung der aus demografischen 
Gründen wachsenden Zahl der Sozi- 
alversicherungsrenterlnnen auch in 
Zukunft nicht zu beteiligen braucht. 
Dies wird den verbleibenden sozial- 
versicherungspflichtigen Arbeitneh- 
mern und dem Staat überlassen. De- 

ren Belastung steigt um so mehr, je 
mehr Erwerbstätige der Sozialversi- 
cherung und damit dem Solidaraus- 
gleich entfliehen und je geringer der 
Anteil der sozialbeitragspflichtigen 
Einkommen am gesamten Volksein- 
kommen wird. 

Soziale Reformperspektiven der 
Alterssicherung 
Wenn man diese Zusammenhänge 
berücksichtigt, kann man über mögli- 
che Reformen der Alterssicherung 
sachlich diskutieren und dabei genau 
prüfen, zu welchen erwünschten und 
unerwünschten ökonomischen und 
sozialen Konsequenzen sie voraus- 
sichtlich führen würden, und wie 
man sie am ehesten solidarisch und 
demokratisch gestalten und gegen- 
über nicht vorhersehbaren Verände- 
rungen absichern kann. Auch Kom- 
promisse und schrittweises Vorgehen 
sind nötig, aber die Richtung muss 
stimmen. Dabei kann das umlageba- 
sierte System eine Menge Vorzüge 
vorweisen. Wenn es das nicht bereits 
gäbe, müsste man es als besonders 
moderne soziale Innovation erfinden. 

Der zentrale Punkt muss jedenfalls 
sein, die Trends der 90er Jahre umzu- 
kehren: den Beschäftigungsstand zu 
erhöhen, einen wachsenden Anteil, 
perspektivisch alle Erwerbstätigen so- 
zialversicherungspflichtig zu machen 
- nicht nur alle abhängig, auch ge- 
ringfügig Beschäftigten, sondern 
auch die Selbständigen und Unter- 
nehmer -, und einen möglichst ho- 
hen Anteil des Volkseinkommens, 
also auch der höheren Einkommen 
und insb. auch der Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermö- 
gen, zu Sozialbeiträgen heranzuzie- 
hen oder steuerlich stärker abzu- 
schöpfen und mit diesen Mitteln stei- 
gende Bundeszuschüsse zu den Sozi- 
alversicherungen zu finanzieren. 
Dazu kann auch eine Fortsetzung der 
ökologischen Steuerreform einen 
wichtigen Beitrag leisten. Ein weiterer 
wichtiger Punkt wäre eine rationale 
Einwanderungspolitik - ohne die Ein- 
wanderung der vergangenen Jahr- 
zehnte sähe die demografische Lage 
schon jetzt erheblich problematischer 
aus. Diese Maßnahmen würden es er- 
möglichen, auch in Zukunft wachsen- 
de Leistungen bei akzeptablen Bei- 
tragssätzen zu gewährleisten. 

An der nettolohnbezogenen Ren- 
tenanpassung kann dabei grundsätz- 
lich festgehalten werden. Diese be- 
inhaltet nämlich schon die immer ge- 
forderte Aufteilung der ,,demografi- 
schen Lasten" zwischen den Genera- 

tionen, weil notwendige höhere Ab- 
gaben oder Steuern die Steigerung 
der Nettoeinkommen und damit auch 
die Rentensteigerungen mindern. Die 
davon abrücken wollen, wollen die 
Lasten einseitig den Sozialversiche- 
rungsrentnerlnnen aufbürden. Auch 
die meisten Arbeitnehmerlnnen wer- 
den davon nichts haben, denn sie 
werden - ob gesetzlich oder durch 
die Verhältnisse - gezwungen, zu- 
sätzlich aus eigener Tasche private Al- 
tersvorsorge zu finanzieren. Denn 
Hintergrund der ganzen Hysterie ist ja 
das neoliberale Dogma - an dem 
auch Rot-Grün festhält -, dass die ge- 
setzliche Steuer- und Abgabenbela- 
stung unbedingt gesenkt werden soll. 
Dass es denjenigen besser gehen soll, 
die es am meisten nötig haben, dar- 
um geht es nicht, auch der SPD nicht 
mehr. Freuen können sich darüber 
nur die Versicherungen und Banken, 
die an der privaten Vorsorge gut ver- 
dienen werden, die Unternehmen 
insgesamt - denn Arbeitgeberbeiträ- 
ge wird es dazu nicht geben - und die 
Bezieherlnnen höherer Einkommen. 
Wobei selbstverständlich niemand et- 
was dagegen hat, dass wer private 
Vorsorge treiben will, um später hö- 
heres Einkommen zu haben oder et- 
was zu vererben, dies tun kann und 
soll, wie bisher schon. Es sollte aber 
niemand dazu gezwungen sein. Und 
globale öffentliche Förderung dieser 
privaten Vermögensbildung ist sozial- 
und finanzpolitisch nicht sinnvoll. 

Besteuerung von Kapitalerträ- 
gen 
3.  Die Behauptung - die auch unter 
Linken gelegentlich zu hören ist -, die 
Besteuerung von Kapitalerträgen sei 
,,doppelte Besteuerung schon ver- 
steuerten Einkommens". 

An dieser Stelle ist Eichel mit sei- 
nen Plänen zur Besteuerung der Erträ- 
ge von Kapitallebensversicherungen 
mal gegen Kritik zu verteidigen. Eichel 
ist allerdings nicht konsequent ge- 
nug. Denn es wäre eigentlich gebo- 
ten, auch realisierte Wertsteigerun- 
gen von Immobilien und Wertpapie- 
ren, insb. Aktien, also auch Kursge- 
winne von Fonds aller Art, ohne Spe- 
kulationsfrist angemessen zu besteu- 
ern (also bei langfristigen Anlagen 
unter Berücksichtigung eines Inflati- 
onsausgleichs). Diese Anlagen, die 
besonders bei Bevölkerungsgruppen 
mit höheren Einkommen und Vermö- 
gen konzentriert sind, sollen nach 
den Plänen der Bundesregierung aber 
auch weiterhin steuerlich in aus sozia- 
ler Sicht unvertretbarer Weise privile- 

KOMMUNALE POLITIK 

1. Die SPD und die Kommunalpolitik seit 1945 

ie SPD entstand 1945 von unten wieder: In zerstör- D. ten Städten und Dörfern gründeten die Sozialde- 
mokraten, die Diktatur, Verfolgung und Krieg über- 

lebt hatten, die Partei vor Ort wieder, kaum dass die alliier- 
ten Truppen eingerückt waren. Aber ebenso schnell setzte 
sich wieder der zentralistische Geist der alten SPD durch: 
Ob Berliner Zentralausschuß oder Büro Schumacher in 
Hannover; beide setzten auf die Übernahme der politi- 
schen Verantwortung auf zentralstaatlicher Ebene und sa- 
hen die Kommunen nur als Reservoir für die ,,höhere8' Poli- 
tik der ,,Reichspartei". 

So dauerte es bis Anfang 1949, bis der Parteivorstand 
der SPD ein kommunalpolitisches Referat einrichtete und 
die ,,Demokratische Gemeinde", das Fachorgan für sozial- 
demokratische Kommunalpolitik, erschien erst am 
1 . I  0.1 949. Kein Zufall, dass unter den Grußworten ein 
Wort des Parteivorsitzenden Kurt Schumacher fehlte. Dabei 
stellte die SPD die Präsidenten des Städtetags, des Land- 
kreistags und des Gemeindetags. Der Vorsitzende des 
kommunalpolitischen Ausschusses der SPD, Braun- 
schweigs OB Ernst Böhme, schrieb damals den program- 
matischen Aufsatz mit  dem Titel ,,Sozialistische Kommu- 
nalpolitik". Darin begrüßte er den -wenn auch späten - 
kommunalpolitischen Neuanfang der SPD und wies auf 
drei negative Rahmenbedingungen sozialistischer Kommu- 
nalpolitik hin: Das Grundgesetz verankerte die Kommunen 
als ,,Mündel der Länder", die Bundesregierung war bürger- 
lich-konservativ und die Kommunen waren durch den Wie- 
deraufbau überlastet. Daraus folgte für Böhme um so 
mehr, dass ,,Gemeindepolitik mehr bedeutet, als sich in je- 
der einzelnen Gemeinde mehr recht und schlecht mit ge- 
sundem Menschenverstand durchzulavieren. Gemeinde- 
politik heisst, der Gesamtheit der kommunalen Entschei- 
dungen Linie und Richtung zu geben ... Sozialistische Ge- 
meindepolitik aber ist es, diese Linie vom Blickpunkt sozia- 
listischer Auffassungen aus zu geben, alle Entscheidungen 
also so zu fällen, dass ihre Durchführung ein Stück Sozialis- 
mus verwirklicht. Leicht gesagt, oftmals schwieriger ge- 
tan." 

Das bewies die Nachkriegsgeschichte der SPD nach- 
drücklich. Einmal gelang es ihr nie, zu klären, was denn 
diese sozialistischen Auffassungen sein sollten. Mit  dem 
Godesberger Programm 1959 ging man endgültig zum 
voluntaristischen Handeln nach Grundwerten (,,Wir wol- 
len, wünschen etc.") über unter Absehen von einer mate- 
riellen Analyse gesellschaftlicher Bedingungen und daraus 
resultierender Handlungsoptionen. Zweitens billigte die 
Partei dem untergeordneten Politikfeld Kommunalpolitik 
nie eine eigenständige Programmdiskussion, geschweige 
denn Praxis zu. Das Kommunalreferat der Partei führte 
ebenso wie der kommunalpolitische Ausschuss ein Schat- 
tendasein. Die Nachkriegs-SPD, die mangels Erfolgen in 
Bund und Ländern v.a. eine Partei der großen Städte und 
ihrer Bürgermeister war (z.B. Reuter in Berlin, Kaisen in Bre- 
men, Weichmann in Hamburg, Burauen in Köln u.v.a.) 
wurde bundespolitisch von ihnen kaum geprägt. So blieb 
,,sozialistische Kommunalpolitik" die Sache der ,,übrig ge- 
bliebenen" Weimarer (Kommunal-) Politikergeneration. Im 
Laufe der 50er und 60er Jahre trat diese Generation zu- 
nehmend zugunsten der Flakhelfer-Generation zurück (z.B. 
Hans-Jochen Vogel in München, Günter Samtlebe in Dort- 
mund, Herbert Schmalstieg in Hannover). Die Aufbaupha- 
se der Republik wurde zunehmend von den jungen Tech- 

wohin? 
Das schwierige Verhältnis der SPD zur Kommunalpolit ik 

von Stefan Grönebaum* 

nokraten geprägt, die ihre politisch-administrativen Kom- 
petenzen überwiegend im Dritten Reich erworben hatten - 
wie z.B. den Hamburger lnnensenator Helmut Schmidt, 
dem Helden des Elbehochwassers von 1962. 

Eine Linie sozialistischer Kommunalpolitik wurde so nie- 
mals wirklich bestimmt und am Ende entwickelte sich sozi- 
aldemokratische Kommunalpolitik genau so naturwüchsig, 
pragmatisch und lokal, wie es Ernst Böhme 1949 befürch- 
tet hatte. Hinzu kommt die auch unter SPD-Kommunalpo- 
litikern verbreitete Tendenz, Kom 
munalpolitik als ,,unpolitisch" an- 
zusehen, zudem drängten die Die Partei billigte dem untergeordne- 
Aufbauerfordernisse tatsächlich ten Politikfeld nie eine eigenständige 
vielerorts zu großen Koalitionen 
und schließlich war der technokra-  pro^ rammdiskussion, geschweige 
tisch-wachstumsgläubige Kurs der denn Praxis zu ,  
kleinste gemeinsame Nenner, auf 
den sich alle Lager innerhalb der 
SPD und über diese hinaus einigen konnten. Die Vertei- 
lungsfrage schien in Zeiten permanenten Wachstum da- 
durch gelöst, dass eben alle zunehmend profitierten, wenn 
auch nach wie vor sehr ungleich. Ansonsten machten die 
gerade im kommunalen Sektor starken Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes eine massive Politik für ihre Lob- 
by und erschwerten damit alle weiteren Verteilungsexperi- 
mente. 

So führte die Kommunalpolitik ein programmatisches 
Schattendasein, bei dem in ländlich-konservativen Gegen- 
den eine Ideologie der Überparteilichkeit, in vielen Städten 
der übliche technokratische Pragmatismus, und in SPD- 
Hochburgen eine verfilzte Variante eines bürokratischen 
Munizi~alsozialismus dominierte. Sozialdemokratische 
Kommunalpolitik war eine Sache enger Zirkel aus politi- 
scher, Verwaltungs- und Gewerkschaftsspitze. Bürokrati- 
sche Effizienz, Klientelsicherung und Kontinuität waren 
Trumpf, Partizipation, lnfragestellung politischer und ge- 
sellschaftlicher Machtverhältnisse und Experimente waren 
nicht gefragt. 

Dies anderte sich mit der Linkswende der Jusos Ende der 
60er Jahre. Führende Jusos entwickelten die sog. ,,Doppel- 
strategie" systemüberwindender Reformen über die Bundes- 
politik und zugleich über eine Mobilisierung von unten ver- 
mittels ,,progressiver kommunalpolitischer Projekte". In den 
Jahren der Regierung Brandt-Scheel strömten hunderttausen- 
de v.a. junger Leute in die SPD und übernahmen zahlreiche 
Ortsvereine. In Städten wie Frankfurt und München kam es in 
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Foto: Christian Kiel (Berlin) 
den Kommunen stark. Hier wurden die ersten rot-grünen 

den 70ern zu heftigen innerparteilichen Konflikten zwischen 
,,linker Jugend" und ,,rechten Alten", die in schweren Wahl- 
niederlagen mündeten. In Reaktion darauf bildeten die prag- 
matisch-konservativen Kommunalpolitiker in NRW und Hes- 
sen sozialdemokratische Gemeinschaften für Kommunalpoli- 
tik (SGK) auf Landerebene. Weitere Gründungen auf Länder- 
ebene folgten Mitte der 70er. 1978 gründete sich die Bundes- 
SGK, deren langjähriger Vorsitzender der Dortmunder OB 
Günter Samtlebe wurde. Die SGK sollte die SPD-Kommunal- 
politiker organisieren, um sie auf Bundesebene mit anderen 
,,Arbeitsgemeinschaften" wie Jusos, Frauen, Arbeitnehmer 
etc. wettbewerbsfähig zu machen. Sie sollte aber die durch- 
aus verschiedenen lnteressen der Groß- und Mittelstädte, 
Kreise, Gemeinden etc. so weit wie möglich bündeln und In- 
formationen vermitteln, um der Offensive der CDUICSU in 
den Städten zu begegnen und natürlich, um die vielen jungen 

Mitglieder in die Politik vor Ort 
unter möglichst ,,unideologi- 

Insgesamt überwiegen die Prozesse schenl, Vorzeichen integrieren 

,,naturwüchsiger" kommunaler Kon- zu können. 
Dies gelang der SGK in der 

kurrenz, individueller Anpassung an Regierungszeit Schmidt-Gen- 
die Erfordernisse der „Globalisierung" scher recht gut, bald stiegen 

und Kommerzialisierung. die Mitgliedszahlen auf gut 30 
000 an, womit die große 
Mehrheit der kommunalen 

SPD-Mandatsträger organisiert wurde. Die SGK erwies sich 
auch als flexibel genug, um Anregungen der Jusos, der 
neuen Linken und aus den neuen sozialen Bewegungen in 
ihre Arbeit zu integrieren. So wandelte sich etwa die Kul- 
turpolitik seit Hilmar Hoffmanns ,,Kultur für alle" zum rele- 
vanten gesellschaftlichen Politikfeld, öffnete sich die Sozial- 
politik den modernen Tendenzen einer weniger fürsorgli- 
chen, denn Teilhabe ermöglichenden Betreuung (Street- 
worker) etc.. 

2. Sozialdemokratische Kommunalpolitik in den 
80er und 90er Jahren 
DieseTendenzen wurden durch den Regierungswechsel zu 
Helmut Kohl 1983 nicht unterbrochen. Die SPD blieb in 

Bündnisse geschmiedet (Eichel 1981 in Kassel), von hier 
gingen programmatische Impulse aus (Programm Arbeit 
und Umwelt in Hessen 1984). Allerdings gelang es der SGK 
weder, ihr Gewicht in der Bundes-SPD zu vergrößern, noch 
ihre programmatische Linie zu klären. Im Gegenteil: Da die 
SPD zunehmend in den Ländern regierte, gerieten die die 
Bundespartei dominierenden ,,Länderfürsten" in Gegen- 
satz zur kommunalen SPD (z.0. Oskar Lafontaine im Saar- 
land oder Gerhard Schroder in Niedersachsen). Dies führte 
nicht zu einem offenen Konflikt, sondern schlimmer zum 
schleichenden Bedeutungsverlust der Kommunalpolitik, 
die Ende der 90er Jahre in den Führungsgremien der Bun- 
despartei schwächer denn je vertreten war. 

Die ehemaligen ,,Juso-Häuptlinge" der Enkel-SPD be- 
fanden sich nämlich im Dauerwahlkampf gegen die Bun- 
desregierung und zugleich in Ausscheidungskämpfen un- 
tereinander um die Position des Kohl-Herausforderers. Da- 
bei spielte Programmatik für sie eine geringe Rolle, wie ihr 
Umgang mit dem ,,Berliner Programm" von 1989 zeigt. 
inhaltlich befassten sich die Enkel mehr mit  der Versöh- 
nung von Ökonomie und Ökologie, schon um die Grünen 
nicht allzu stark werden zu lassen. Zwar wandten sie sich 
gegen die „Zweidrittel-Gesellschaft" (Peter Glotz), ver- 
wandten aber wenig Zeit auf die Suche nach sozialintegra- 
tiven Konzepten. Die Enkel-SPD hatte keine Antwort auf 
die allmähliche Spaltung der Gesellschaft in Modernisie- 
rungsgewinner und -verlierer, dies zeigten nicht nur die 
spektakulären Erfolge der Rechten 1989/90. Auch die 
blauäugige lntegrationspolitik der SPD geriet Mitte der 
90er Jahre in die Krise. Die Partei antwortete darauf mit ei- 
nem populistischen Rechtsschwenk, der über den Asylbe- 
schluß 1993 und Lafontaines Anti-Aussiedler-Attacken 
1996 bis zum Kandidaten Schröder reichte, der 1998 mit 
,,Kriminelle Ausländer müssen raus" der DVU in Sachsen- 
Anhalt den Wahlslogan lieferte. 

Gerade die größeren Kommunen zeigten in den 90er 
Jahren deutliche Überlastungssymptome, die u.a. 1994 zu 
einem ungewöhnlichen Manifest roter und schwarzer 
Oberbürgermeister führten. Es trug den bezeichnenden Ti- 
tel: ,,Rettet unsere Städte jetzt". Aber seine Appelle zu ei- 
ner neuen, integrierten Wohnungs-, Verkehrs- und Sozial- 
politik, gerade auch durch die Länder, verhallten ungehört. 
Die zur Mitte und zur Wirtschaft, also nach rechts drän- 
genden Länderfürsten überliessen die notleidenden Kom- 
munen ihren damit überforderten Sozialpolitikern. 

Somit wurde die 1949 von Ernst Böhme geforderte 
kommunale Linie von der Bundes-SPD nicht vorgegeben. 
Die Städte blieben in ihrem Kampf gegen die Finanzkrise 
allein. Die Massenarbeitslosigkeit und die Folgen der unre- 
gulierten Einwanderung trieben die Sozialhilfekosten ra- 
sant in die Höhe, die Vereinigungskosten wurden z.T. auf 
die Kommunen überwälzt, die Gesetzgebung der Bundes- 
regierung wie der EU waren alles andere als kommunal- 
freundlich und schliesslich wälzten Bund und Länder ge- 
meinsam die Kinderbetreuungskosten auf die Kommunen 
ab. Zugleich hielten sich zahlreiche Länder an ihren Kom- 
munen schadlos. So legte beispielsweise die niedersächsi- 
sche Landesregierung mehrere Jahre hintereinander Kom- 
munalfinanzausgleichsgesetze vor, die vom Landesverfas- 
sungsgerichtshof als ,,verfassungswidrig" verworfen wur- 
den. 

In der SGK wurde dies oft, aber leise beklagt. Immer 
wieder stellten die Kommunalpolitiker ihre Kritik an sozial- 
demokratischen Landesregierungen zurück, ordneten sich 
dem Oberziel der Bundes-SPD unter, das da hiess: Wieder- 
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der Kapitalakkumulation möglich er- 
scheint, kann auch keine Demokratie 
mehr funktionieren, die den Namen 
verdient. Es bleibt vielleicht eine Pseu- 
dodemokratie, demokratisch verklei- 
dete Herrschaft des großen Geldes, 
wie wir sie in den USA erleben. Die 
immer weiter absinkende Wahlbeteili- 
gung weist bereits in diese Richtung. 
Vielleicht bleibt nicht mal das, wenn 
man den Abschied vom ,,Gleichheit- 
versprechen" weiter treibt: Wieso ei- 
gentlich gleiches Wahlrecht für alle, 
wo es doch nur auf die vorgeblichen 
Leistungsträger ankommt? Wieso 
Gleichheit vor dem Gesetz? Wieso 
gleiches Recht auf Leben und körper- 
liche Unversehrtheit? Wer sich die 
realen Ungleichheiten bei den politi- 
schen Artikulationschancen, den 
Chancen vor Gericht, der Lebenser- 
wartung in Abhängigkeit von der so- 
zialen Herkunft und Lage anguckt, 
von den Auswüchsen der globalisier- 
ten Beschaffung und des Handels mit 
menschlichen Organen ganz zu 
schweigen, weiss, dass das keines- 
wegs aus der Luft gegriffen ist. 

Finanzierungsfragen sind 
Verteilungsfragen 
Auch wo mit angeblich unhinterfrag- 
baren Fakten hantiert wird, um die ei- 
gene Politik zum ,,Sachzwanz" oder 
zum ,,Gemeinwohl" zu stilisieren, ist 
massenweise dumm-dreistes Ge- 
schwätz im Spiel. Dagegen hilft im- 
mer, sich klarzumachen, dass Finan- 
zierungsfragen immer und nichts an- 
deres sind als Verteilungsfragen und 
insoweit nichts mit  ,,Sachzwängenu 
und schon gar nichts mit  ,,unseren 
Kindern und Kindeskindern" zu tun 
haben. Sie haben auch selten etwas 
mit modern oder unmodern zu tun, 
sondern immer sehr viel mit rechts 
oder links. Dabei ist auch heute gar 
nicht schwierig, ganz allgemein zu 
definieren, was das ist: Links ist eine 
Politik, die darauf gerichtet ist, gesell- 
schaftlich bedingte Ungleichheit zwi- 
schen den Menschen, insbesondere 
Ausbeutungs- und Herschaftsverhält- 
nisse, abzubauen, rechts eine Politik, 
die sie vergrößert. Dabei reicht eine 
angebliche ,,Chancengleichheit'', die 
sich um die unterschiedlichen Aus- 
gangsbedingungen nicht kümmert - 
und also auch gar keine ist -, nicht 
aus. Andererseits machen linksradika- 
le Forderungen, für die weder objekti- 
ve noch subjektive Bedingungen ge- 
geben sind, keinen Sinn. 

Auf absehbare Zeit muss es Linken 
in Bezug auf die Verteilung darum ge- 
hen, zwischen den Aneignungsprinzi- 

pien ,,nach den Bedürfnissen" und 
,,nach der Arbeitsleistung" ein gesell- 
schaftlich akzeptables Verhältnis her- 
zustellen und die überhand nehmen- 
de Aneignung gesellschaftlicher 
Wertschöpfung im Maße des privaten 
Eigentums an Kapital wieder zurück- 
zudrängen. Rechts ist es dagegen, 
diese kapitalistische Aneigung zu för- 
dern, die auf sozialer Ungleichheit be- 
ruht und sie tendenziell immer weiter 
vergrößert. Zentrale Ursache gesell- 
schaftlich bedingter Ungleichheit sind 
also nach wie vor Eigentums- und 
Klassenverhältnisse. Aber auch Un- 
gleichheiten zwischen den Lohnab- 
hängigen, den Geschlechtern, Gene- 
rationen, Menschen unterschiedlicher 
ethnischer Herkunft usw. sind sehr 
bedeutsam und dürfen darauf nicht 
reduziert werden. Zwischen Freiheit 
und Gleichheit besteht kein grund- 
sätzlicher Widerspruch, weil es darauf 
ankommt, dass reale - nicht nur for- 
mal-rechtliche - Freiheit für alle mög- 
lich ist, nicht nur für wenige und auf 
Kosten anderer. 

Der schwadronierende Zeitgeist 
erweist sich an den dargestellten Kri- 
terien übrigens als keineswegs ,,jen- 
seits von . . . ' I ,  sondern als rechts. Ich 
will mich mit drei Behauptungen aus- 
einandersetzen, die besonders pene- 
trant vorgetragen werden: 

Das Unsoziale der Staatsver- 
schuldung 
1. Die Behauptung, die Staatsver- 
schuldung müsse durch eine rigide 
Sparpolitik abgebaut werden, weil sie 
zu Lasten der kommenden Generatio- 
nen gehe und deshalb die unsozialste 
Politik überhaupt sei. 

Das ist schon deshalb kurzsichtig, 
weil damit ja auch Investitionen fi- 
nanziert werden, die für die Lebens- 
chancen kommender Generationen 
von großer Bedeutung sind, von der 
Erneuerung maroder Abwassersyste- 
me bis zum Bildungswesen. Vor allem 
aber ist es deshalb kompletter Un- 
sinn, weil den nachfolgenden Gene- 
rationen ja nicht nur die Schulden 
und die daraus resultierenden Zins- 
zahlungsverpflichtungen vererbt wer- 
den, sondern auch die diesen spiegel- 
bildlich gegenüberstehenden Gutha- 
ben und Zinsansprüche. 

Das tatsächlich Unsoziale von 
Staatsverschuldung liegt darin, dass 
die Schulden dem gesamten Gemein- 
wesen, die Guthaben aber nur den 
Erben derjenigen Wohlhabenden hin- 
terlassen werden, die die Staats- 
Schuldtitel gekauft haben. Wenn man 
wirklich dieses Unsoziale mindern 
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wollte, müsste man dafür sorgen, 
dass die Staatsschuldtitel möglichst 
geringe Zinsen bringen (am besten 
wären zinslose Notenbankkredite), ihr 
Wert durch angemessene Inflation re- 
duziert sowie eine konsequente und 
hohe Besteuerung der Zinseinkünfte 
durchgesetzt wird. Zur Verfügung 
steht hauptsächlich der letztere Weg, 
als Element einer allgemein höheren 
Besteuerung hoher Einkommen und 
großer Vermögen, die im Wesentli- 
chen die bisher von der Staatsver- 
schuldung Profitierenden treffen wür- 
de. Dies wäre auch für die Zukunft 
der Weg, die erforderlichen öffentli- 
chen Ausgaben ohne übermäßige 
Verschuldung zu finanzieren. Wenn 
man dagegen die Staatsverschuldung 
als Argument nimmt, Sozialleistun- 
gen abzubauen, um die Reichen 
schonen zu können, bekämpft man 
nicht das Unsoziale der Verschul- 
dung, sondern treibt es in geradezu 
perverser Weise auf die Spitze. 

Umlage oder kapitalgedeckte 
Altersvorsorge 
2 .  Ähnlicher Unfug wird geredet, 
wenn die Interessen der kommenden 
Generationen gegen das umlageba- 
sierte Alterssicherungssystem und für 
eine kapitalgedeckte Altersvorsorge in 
Stellung gebracht werden. 

Zunächst würden die Generatio- 
nen, in deren Erwerbstätigkeitsphase 
der Übergang zu einer kapitalgedeck- 
ten Altersvorsorge fallen würde, dop- 
pelt blechen, weil sie neben dem An- 
sparen eines Kapitalstocks für die ei- 
gene Altersversorgung selbstver- 
ständlich trotzdem auch weiter für 
die umlagebasierten Renten der frü- 
heren Generationen aufkommen 
müssten, solange diese noch leben. 
Vor allem aber ist es eine Illusion des 
Alltagsverstands zu meinen, Renten 

Wenn man die 
Staatsverschuldung 
als Argument 
nimmt, Sozialleistun- 
gen abzubauen, um 
die Reichen schonen 
zu können, be- 
kämpft man nicht 
das Unsoziale der 
Verschuldung, 
sondern treibt es in 
geradezu perverser 
Weise auf die Spitze. 
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I [  Es gibt keine 
Alternative." - 
Dummes 
Geschwätz! 
von Ralf Krämer* 

ere is no alternative." Mit  die- 
ser Behauptung wies dereinst 
Margaret Thatcher Kritik an der T 

von ihr betriebenen neokonservativen 
Gegenreform zurück. Heute ist es - 
auf deutsch -die Standardfloskel von 
Hans Eichel, Gerhard Schröder, Franz 
Müntefering und anderen., mit der 
sie Kritik an dem von der Bundesre- 
gierung vorgelegten ,,Sozialabbau 
2000"-Programm abzubügeln versu- 
chen. Die Zeiten und Namen ändern 
sich, doch Dreistigkeit - derjenigen, 
die das behaupten - und Dummheit- 
derjenigen, die es glauben - bleiben. 

Die hohe Verschul- 
dung erklärt sich 

keineswegs aus 
ungezügelten 

Sozialansprüchen, 
sondern daraus, dass 

die effektive 
Steuerbelastung von 

hohen Einkommen 
und  Gewinnen und 
großen Vermögen 
drastisch gesenkt 

wurde. 

Der schwadronierende Zeitgeist 
Der schwadronierende Zeitgeist - der 
wie üblich ,,jenseits von rechts und 
links" und im Namen eines vorgebli- 
chen ,,Gemeinwohls" daherkommt - 
hat mit den schnöden Realitäten ja 
sowieso nichts im Sinn. So etwa in 
„Die Zeit", die in den meisten wirt- 
schafts- und sozialpolitischen Artikeln 
sowieso unerträglich ignorant gegen- 
über den Realitäten einer kapitalisti- 
schen Klassengesellschaft ist. Im Leit- 
artikel von Klaus Hartung vom 
09.09.99 wird gegen die ,,egoisti- 
schen Inländer", die zur ,,Sozialmafial' 
gerechneten Anspruchsdenker zu Fel- 
de gezogen, denen Inflationsaus- 
gleich bei Renten (und man darf ver- 
muten: auch bei Löhnen, von Arbeits- 
losenunterstützung und anderen So- 
zialleistungen ganz zu schweigen) 
nicht reicht. Ihnen schleudert er ent- 
gegen: Nicht nach ,,sozialer Gerech- 
tigkeit" sei zu fragen, sondern: ,,Was 
tust Du für Dein Land?" 

Als ob das der große Widerspruch 
wäre! In Staaten, die nicht mehr blo- 
ße Herrschaftsformen der besitzen- 
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den Klassen zu sein beanspruchen, 
wäre die wichtigste Antwort: ,,Ent- 
sprechend der finanziellen Leistungs- 
fähigkeit zur Finanzierung des Ge- 
meinwesens beitragen." Damit haben 
große Unternehmen, Großeigentü- 
mer und Großverdiener hierzulande 
aber schon lange nichts mehr am 
Hut. Sie p;edigen Anspruchsbe- 
schränkungen, solange ihr Anspruch 
auf Einkommens- und Vermögens- 
steigerung nicht beschränkt wird. Mit 
der Bescheidenheit wollen sie auch 
nicht übertreiben: nicht Inflationsaus- 
gleich, zweistellige jährliche Steige- 
rungsraten sollten es für sie schon 
sein - netto versteht sich. So war es in 
den 16 Jahren Kohl-Regierung, so hat 
es auch zu bleiben. Dann können sie 
sogar akzeptieren, dass unter ihnen 
ein sich ,,Sozialdemokrat" nennender 
Kanzler regiert. Das sind in Wirklich- 
keit die egoistischen ,,Interessengrup- 
pen", die das Gemeinwesen ruinie- 
ren ! 

Fakten zur Verteilung und  
Finanzpolit ik 
Dies sind die Fakten: Die privaten Ein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen stiegen 1980 bis 1997 
jahresdurchschnittlich um brutto 
7,2%, netto 8,2%. Die Einkommen 
aus unselbständiger Arbeit wuchsen 
(einschließlich der angeblich so exor- 
bitant gestiegenen Lohnnebenko- 
sten) nur um brutto 4,0%, netto 
3,1°/~. Gleichzeitig stiegen die Ver- 
braucherpreise um jahresdurch- 
schnittlich 2,8%, real blieb da kaum 
etwas übrig. 1998 setzte sich diese 
Auseinanderentwicklung fort. Der 
Anteil der Sozialleistungen an der ge- 
samtwirtschaftlichen Leistung betrug 
1980 32,2%, 1997 lag er bei 33,4% - 
bei massiv gestiegener Arbeitslosig- 
keit und Transfers nach Ostdeutsch- 
land. Nur auf Westdeutschland bezo- 
gen betrug die Sozialquote 1997 
31,7%. Die hohe Verschuldung er- 
klärt sich also keineswegs aus unge- 
zügelten Sozialansprüchen, sondern 
daraus, dass im gleichen Zeitraum die 
effektive Steuerbelastung von hohen 
Einkommen und Gewinnen und gro- 
ßen Vermögen drastisch gesenkt wur- 
de. Die gesamtwirtschaftliche Steuer- 
quote erreichte 1997198 einen histo- 
rischen Tiefstand und lag noch unter 
den 23% von 1960. Gestiegen ist aus- 
schließlich die Sozialabgaben- und 
Steuerbelastung der Arbeitnehmerln- 
nen. 

Die erste Stufe der Steuerreform 
hat das nur zu einem kleinen Teil zu- 
rückgedreht. Sie kann nicht als Be- 
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gründung herhalten, jetzt erneut die 
Unternehmensteuern senken und 
dies mit einem asozialen Sparpro- 
gramm von Rentnerinnen und Ar- 
beitslosen bezahlen lassen zu wollen. 
Auch beschäftigungspolitisch wird 
die Rückkehr zum Kurs der abgewähl- 
ten Bundesregierung zum alten Er- 
gebnis führen: anhaltende Massenar- 
beitslosigkeit. Befreit man sich dage- 
gen von der ,,Blockade1', höhere Be- 
steuerung hoher Gewinne, Einkom- 
men und Vermögen und konsequen- 
tere Bekämpfung von Steuerhinter- 
ziehung und Wirtschaftskriminalität 
auszuschließen, gibt es reichlich Alter- 
nativen - finanzpolitisch und zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit. Auch 
wenn die Unternehmerverbände und 
die neoliberal vernebelten Medien da- 
gegen aufheulen: aktive staatliche Be- 
schäftigungspolitik ist allemal effekti- 
ver als der interessengeleitete Wun- 
derglauben in die Wirkung niedriger 
Steuersätze. Das zeigt bei aller Be- 
scheidenheit der dortigen Politik auch 
die relativ erfolgreiche Entwicklung in 
Frankreich. 

Abschied von  der ,,Gerechtig- 
keitsideologie" u n d  von  ,,Gleich- 
heitsversprechen" 
Aber: es geht nicht um Fakten, son- 
dern ums Prinzip: u m  den Abschied 
von der ,,Gerechtigkeitsideologie" 
und von ,,Gleichheitsversprechen". 
Wer sich Zukunft nur als Rückfall vor- 
stellen kann vom sozialen Rechtsan- 
spruch und zumindest ansatzweise 
solidarisch umverteilenden Sozialstaat 
zum sich Durchschlagen oder um Al- 
mosen betteln müssen und zur Eigen- 
vorsorge - deren Voraussetzungen 
äußerst ungleich verteilt sind, und die 
solidarische Anerkennung menschli- 
cher Leistungen und Würde, die kei- 
nen Markterfolg gebracht haben, 
nicht einschließt -, dem muss das Ein- 
fordern sozialer Gerechtigkeit als 
,,Blockade" erscheinen. Dass dabei für 
große Teile der Bevölkerung auch ihre 
ohnehin begrenzte reale, alltägliche 
Freiheit unter die Räder kommt - 
denn frei ist man nur, soweit man es 
sich leisten kann -, wird nicht gese- 
hen, oder individualisiert: selber 
schuld. 

Dass dabei möglicherweise noch 
wesentlich mehr auf der Strecke 
bleibt, geht über den Horizont dieser 
,,Denkerf' - um mal nicht Schlimme- 
res zu unterstellen. Denn wenn sozia- 
le Unsicherheit und Ungleichheit zu 
groß werden und wenn keine politi- 
sche Gestaltung, sondern nur noch 
Unterwerfung unter die Imperative 
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gewinnung der Macht im Bund. Dafür erduldeten sogar 
die nordrhein-westfälischen Genossinnen und Genossen 
die kommunalfeindlichste Kommunalaufsicht aller Länder, 
ertrugen die Rheinland-Pfälzer die von der FDP diktierte 
Gemeindeordnung usw. Innerhalb der SGK vollzog sich all- 
mählich der Umbruch von der älteren, eher pragmatisch- 
konservativen Gründergeneration zu den jüngeren, eher 
technokratisch-aufgeschlossenen ,,Enkelnn vom Zuschnitt 
eines Hajo Hoffmann (OB Saarbrücken, seit 1999 Präsident 
Deutscher Städtetag). Dies gelang erstaunlich reibungslos, 
allerdings um den Preis des Verzichts auf ein konturiertes 
Profil. Ein solches hätte die Konfliktlinien innerhalb der SGK 
deutlicher hervortreten lassen, aber es hätte auch dazu 
beigetragen, die SGK ernster zu nehmen, als dies weithin 
geschehen ist. 

unter diesen Bedingungen gab und gibt es natürlich 
nach wie vor Beispiele für eine innovative und progressive 
Kommunalpolitik wie etwa die ,,Politik der sozial gerechten 
Bodennutzung" in München, bei der die Investoren an den 
Planungs- und Baukosten bei Großerschließungen beteiligt 
werden (sonst würden sie nur die Planungsgewinne ein- 
streichen, während die Stadt die Kosten bezahlt). Oder 
aber die Bodenpolitik vieler hessischer Städte, die sich ein 
Zwischenbesitzrecht bei Grundstücksverkäufen sichern, 
oder die Verpackungssteuer, die von der Stadt Kassel ein- 
geführt wurde und inzwischen wieder aufgehoben wer- 
den musste usw.. Oder die Bemühungen zu überregionaler 
Kooperation wie z.B. beim Zweckverband Ulm-Neu-Ulm 
über Ländergenzen hinweg, die Modelle zu mehr Bürger- 
freundlichkeit wie die Bürgerämter (Vorreiter Heidelberg), 
die Einführung direktdemokratischer Elemente wie Bürger- 
begehren und Bürgerentscheid etc. 

Insgesamt überwiegen aber die Prozesse ,,naturwüch- 
siger" kommunaler Konkurrenz, individueller Anpassung 
an die Erfordernisse der ,,Globalisierung" und Kommerzia- 
lisierung. Wirtschaftspolitik verkommt da rasch zum ,,rats 
race" um die wenigen Grossinvestoren, Verwaltungsre- 
form leicht zur technokratischen Veranstaltung innerhalb 
der Verwaltungen, Sozialpolitik zur bürokratischen Durch- 
reiche an ungeliebte Minderheiten, Bürgernähe ist oft Eti- 
kett für Populismus usw.. Kurz, es findet genau das statt, 
wovor Ernst Böhme 1949 warnte. Ohne Anleitung von 
oben, unter dem Druck neoliberaler EU-Richtlinien, dere- 
gulierender Bundesgesetze wie dem Energiewirtschaftsge- 
setz und ordoliberalen Gemeindeordnungen wie in NRW, 
passen sich die Kommunen der Marktlogik an, verschlan- 
ken ihren öffentlichen Sektor, suchen sich öffentliche oder 
private Partner, teilprivatisieren ihre städtischen Betriebe 
oder greifen wie das extrem verschuldete Berlin sogar zum 
radikalen Mittel des Totalverkaufs wie bei der BEWAG 1998 
zur Haushaltssanierung. 

Nun soll das nicht heissen, dass alle diese Prozesse 
schlecht oder dysfunktional wären, gewiss gibt es Beispie- 
le für sinnvolle Privatisierungen und intelligente Übernah- 
me von Marktprinzipien in schwerfällige, ineffiziente Ver- 
waltungen. Auch ist die Reorganisation politischer Steue- 
rung durch die Räte nach modernen marktwirtschaftlichen 
Prinzipien zu begrüßen. Was fehlt, ist die verbindende 
Klammer, die programmatische Linie, an der sich moderne 
sozialdemokratische Kommunalpolitik orientieren könnte. 
Dabei ist es unwahrscheinlich,.dass ein solcher Impuls von 
den zur Bundesregierung avancierten ,,Enkel-Sozis" ausge- 
hen könnte. Sie setzen eher unter den übernommenen 
Haushaltszwängen die Politik der Kohl-Regierung fort, die 
die Lasten auf die Länder und die Kommunen zu verschie- 
ben versuchte (siehe Verlagerung der Kosten für Kinderta- 

gesstätten und von Teilen des Kindergeldes, das Eichelsche 
Sparpaket mit der Verlagerung des pauschalierten Wohn- 
geldes auf die Länder, e t~ . ) .  

Was bisher völlig fehlt, ist das Bemühen um die so oft 
versprochenen Politikformen. Da wird nicht gleichberech- 
tigt miteinander geredet, dawird dekretiert und nach-in- 
formiert. Die Bundesregierung verschanzt sich hinter den 
Ländern, beide hinter der Verfassung etc.. Mittel für die 
Kommunen werden einbehalten, Lasten weitergereicht, 
entgegen allen Oppositionsversprechen liegen seit einem 
Jahr die Novelle des Abfallwirtschaftsgesetzes und des En- 
ergiewirtschaftsgesetzes auf Eis, die für sofort zugesagte 
Wohngeldnovelle kommt erst 2001, die Kommission, die 
die Finanzausgleichssysteme reformieren soll (und muss), 
wird wahrscheinlich ohne kommunale Vertreter sein etc.. 
Bei den Kommunen kommt dabei vor allem an, dass sie 
von dieser Regierung wenig Neues, und wenn, dann wenig 
Gutes zu erwarten haben. 

3. Erneuerung aus der SGK? 
Wenn also das Heil weder von der Bundesregierung 

kommt, noch von den ermatteten neuen sozialen Bewe- 
gungen -auch die Grünen scheinen kommunal ihren Ze- 
nith überschritten zu haben - kann es scheinbar nur von 
den SPD-Kommunalpolitikern selbst kommen. Dabei gibt 
es allerdings Hindernisse: Politisch-psychologische, abei 
auch handfest ökonomische, programmatische und auch 
logistische. Politisch hat es sich in der Länder- und Bundes- 
SPD eingeschlichen, dass man Kommunalpolitik häufig nur 
als Sprungbrett in die Bundes- und Landespolitik sieht. Er- 
folgreiche Kommunalpolitiker 
wie z.B. Christian Ude in Mün- 
chen wiederum hüten sich vor Was fehlt, ist die verbindende Klam- 
der riskanten Landes- mer, die programmatische Linie, an 
Bundespolitik. So fehlt der 
Kommunalpolitik das bundes. der sich die moderne sozialdemokrati- 
politische Gewicht und ihre sche Kommunalpolitik orientieren 
Vermittler ,,nach oben". Zu- 
dem ist Kommunalpolitik ins- könnte. 
gesamt in der Mediengesell- 
schaft der letzten Jahre blasser 
geworden und wird in der öffentlichen Wahrnehmung von 
bundespolitischen Trends geradezu erschlagen. Ökono- 
misch schreiten Kommerzialisierung und Orientierung an 
Marktmechanismen im kommunalen Sektor so rasant fort, 
dass die Entscheidungsspielräume für Politik immer gerin- 
ger werden. Am Ende stünde dann tatsächlich das ver- 
schlankte ,,Unternehmen Kommune", oder der ,,Konzern 
Stadt" -wie sich Essen bereits nennt -, in dem geschäftli- 
che Vorgaben alle politischen Beschlüsse vorbestimmen. 
Außerdem sind in dem sich verschärfenden regionalen, in- 
nerdeutschen und europäischen Wettbewerb der Kommu- 
nen untereinander (Strom kann demnächst überall geor- 
dert werden, ab 2002 werden Verkehrslinien europaweit 
ausgeschrieben etc.) die Kommunen immer weniger zur 
Vereinheitlichung ihrer Interessen in der Lage. 

Programmatisch ist es immer mehr umstritten, welche 
Grundlinien denn Maßstab für die konkrete Kommunalpo- 
litik vor Ort sein könnten. Die aus dem SPD-Parteipro- 
gramm scheinen ja selbst für die SPD in Frage zu stehen. 
Logistisch steht die Kommunalpolitik in der SPD auf schwa- 
chen Füssen: Im Parteivorstand gibt es - im Gegensatz zur 
CDU - nicht einmal eine kommunalpolitische Abteilung. 
Bundes-SPD und SGK verfügen bis heute nicht einmal - 
wie die CDU seit 20 Jahren - über eine kommunale Perso- 
nalbörse. Weiter befindet sich die Bundes-SGK mitten in ei- 
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sche Linie der SGK innerparteilich und 
nach draußen medial stärker und bes- 

nem Neuorientierungs- und Strukturierungsprozess, der 
kurzfristig noch durch den Umzug nach Berlin erschwert 
wurde. Ausserdem ist das Verhältnis zwischen der Bundes- 
SGK und den in der Fläche verankerten Länder-SGKen 
schwierig. Dies gilt schließlich auch für das bundesweite 
Fachorgan der SGK, die 50 Jahre alte ,,Demokratische Ge- 
meinde". Sie ist keine Mitgliederzeitschrift der rund 31.000 
SGK-Mitglieder, sondern erscheint unter dem Dach des 
Vorwärts-Verlags. Ihre Anbindung an die SGK ist durchaus 
locker, was der journalistischen Freiheit der Redaktion gut 
tut, aber die Vermittlung in die breite kommunalen Fläche 
erschwert. 

4. Was kann man in der SGK und darüber hinaus 
tun zur Aufwertung von Kommunalpolitik? 
Ohne strukturelle, personnelle und finanzielle Reformen 
ist eine Aufwertung der Kommunalpolitik nicht möglich. 

Einmal muss die Bundes-Partei 
endlich wenigstens mit der 

Wenn die SPD länger als bis ZOO2 re- CDu gleichziehen, und die 
gieren will, tun Bund, Länder und kommunalpolitische Abtei- 

lung wiedereinrichten, die sie Kommunen gut daran, ihre nächsten 
Selber in den 70er Jahren hat 

Reformen abgestimmt zu entwickeln. verschwinden lassen. Die Ar- 
beitsgemeinschaft SGK erspart 
der Bundespartei eben nicht 

eigene Ressourcen für die wichtigste untere Ebene der 
Politik. Weiter muss die Bundes-SGK kampagnenfähiger 
werden und sich stärker mit den Länder-SGK verzahnen. 
Damit verbunden ist auch eine inhaltliche Debatte, die in 
ein kommunalpolitisches Grundsatzprogramm münden 
muss. (Diese Debatte ist übrigens eingeleitet, das Pro- 
gramm soll im Laufe des Jahres 2001 beschlossen wer- 
den.) Noch wichtiger ist aber, dass dieses Programm eine 
selbstkritische Analyse der sozialen und politischen Rah- 
menbedingungen für Kommunalpolitik enthält, aus der 
handhabbare Handlungsalternativen für die Politik vor 
Ort resultieren. Weiter müsste die neue kommunalpoliti- 

ser vermittelt werden. Die momenta- 
nen Bemühungen um ,,corporate de- 
sign", mehr Öffentlichkeitsarbeit und 
Einsatz neuer Medien sind erst ein An- 
fang. Hier hätte auch die „Demokrati- 
sche Gemeinde" eine wesentliche 
Funktion. Dazu müsste sie aber stärker 
mit der SGK verzahnt werden, was 
etwa durch das Projekt einer Mitglie- 
derzeitschrift möglich wäre. 

Entscheidende Voraussetzung für 
eine Stärkung der SGK und der sozial- 
demokratischen Praxis insgesamt, ist 
eine Öffnung nach draußen, zur Ge- 
sellschaft hin. Da die SPD wie alle Par- 
teien i.d.R. auf gesellschaftliche Bewe- 
gungen wie 1968 eher reagiert und sie 
erst dann politisch verarbeitet, ist sie 
auf diese Impulse von außen angewie- 
sen, will sie auf Dauer nicht im eigenen 
Saft schmoren. Gibt es aber in der Ge- 
sellschaft eine solche klar umrissene 
Bewegung nicht, ist es Aufgabe einer 
linken Reformpartei, Angebote zu ma- 
chen, ein Forum zu bieten für die Dis- 
kussion zukunftsweisender Fragen, die 

im derzeitigen Politikbetrieb - auch der eigenen Regie- 
rung - zu kurz kommen, aber in der Gesellschaft offen- 
kundig tiefsitzenden Bedürfnissen entsprechen. Hierbei 
gilt es, an bestehende Diskurse anzuknüpfen, wie z.B. 
Bürgergesellschaft, Kommunitarismus, civil society etc.. 
Aus ihnen kann man im Dialog mit geeigneten Bündnis- 
Partnern (z.B. der Kommunalen Gemeinschaftstelle für 
Verwaltungsvereinfachung KGSt, die derzeit über die 
,,Bürgerkommune" nachdenkt) Leitbilder und Ziele ent- 
wickeln. Es gilt aber auch, an laufende Prozesse anzu- 
knüpfen, sie ernster zu nehmen als bisher: Ein Beispiel ist 
die Bürgerbeteiligung und -aktivierung im Rahmen der 
Agenda- und Leitbildprozesse, die in der Bevölkerung auf 
großes Interesse stoßen, aber von der etablierten Politik 
und Verwaltung noch zu wenig aufgenommen werden. 
Dabei liegen hier erste Ansätze auf dem Weg hin zu ei- 
nem neuen partizipativen und zugleich effektiveren Poli- 
tikmodell, das die etablierte Politik zugleich aufwertet 
und entlastet. 

In jedem Fall fatal wäre ein Eingraben in der sozialde- 
mokratischen Wagenburg als Reaktion auf die herben 
Wahlniederlagen dieses Jahres. Dann würde die Kommu- 
nalpolitik unweigerlich zerrieben zwischen dem Gegen- 
wind aus Bonn, den vielen kommunalen Problemlagen 
und der Überforderung der überlasteten ehrenamtlichen 
Amtsträger. 

Im Gegenteil, dieser Reformkurs muss von der SPD 
wie von fortschrittlichen Kommunalpolitikern unterstützt 
werden. Es ist Zeit für einen ,,Ca11 for Papers" (Susanne 
Gaschke, DIE ZEIT), der Diskussion über neue Wege und 
Ziele, weg von der überholten „positionellen Politik" 
(,,Alle mal herhören -so wird's gemacht!") hin zu einem 
neugierigen, lern- und beteiligungsfähigen, korrektur- 
freundlichen Politikstil. Am Anfang muss eine schonungs- 
lose Analyse der Bedingungen in europäischen Kommu- 
nen heute stehen. Dabei ist ein Blick über den nationalen 
Tellerrand hilfreich: Z.B. bezieht erfolgreiche Arbeits- 
marktpolitik immer die Kommunen mit ein. An die Analy- 
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können genutzt werden und ein Zugang zu den Förderun- 
gen der Arbeitsverwaltung kann unmittelbar erfolgen. 

Im Wartebereich der Agentur steht ein PC zur Verfü- 
gung, der über lnternetanschluss Zugang zum Stelleninfor- 
mationssystem der Arbeitsverwaltung ermöglicht und bei 
dessen Benutzung Stellwerk-Mitarbeiter Hilfestellung an- 
bieten. Hier können auch Briefe und Bewerbungsunterla- 
gen erstellt werden. 

Zur Kontaktaufnahme bekommt die Beschäftigungs- 
agentur aus Datenschutzgründen keine Namenslisten, das 
Sozialamt verweist die Antragsteller nach einem Vorge- 
spräch beim sozialpädagogischen Dienst auf die persönli- 
che Kontaktaufnahme zu den Mitarbeitern der Beschäfti- 
gungsagentur. 

Das Erstgespräch dauert im Durchschnitt 30-45 Minu- 
ten und beinhaltet die folgenden Schritte: 

Information über den Auftrag und die Arbeit von Stell- 
Werk, die rechtliche Situation der HE und die in Frage kom- 
menden Fördermöglichkeiten, 

eine berufsbezogene ,,Anamnesen zu schulischen und 
beruflichen Abschlüssen, Zusatzqualifikationen, bisherigen 
Tätigkeiten und Qualifizierungen, beruflich nutzbare Privat- 
interessen, gewünschten Tätigkeiten und Qualifizierungen, 
Vermittlungseinschränkungen und diversen Angaben, die 
für die individuellen Fördervoraussetzungen wichtig sind als 
Grundlage für die Erstellung eines Bewerberprofils, 

erste Vorschläge für eine lntegration. Dafür müssen die 
Beraterlnnen umfassend informiert sein über aktuell freie 
Stellen jeder Herkunft, über besetzbare Maßnahme- und 
Ausbildungsplätze und über individuelle Förderangebote, 

die feste Vereinbarung eines weiteren Termins, Festle- 
gen der in der Zwischenzeit notwendigen Schritte, wie z.B. 
das Besorgen zusätzlicher Unterlagen. 
Zentrales Moment bei der Beratung ist die Anregung und 
Unterstützung der Eigenbemühungen. Dass häufig indivi- 
duelle Lohnkostenzuschüsse bei einer Beschäftigung im 
ersten Arbeitsmarkt aktiviert und als zusätzliches Argu- 
ment bei der Stellensuche vom Sozialhilfeempfänger selbst 
angeboten werden können, ist meist unbekannt und der 
Hinweis darauf besonders wichtig. 

Die Teilnahme an der Beratung und die vereinbarten 
nächsten Schritte werden auf einem Laufzettel vermerkt, der 
beim nächsten Vorsprachetermin im Sozialamt vorgelegt 
werden muss. Dort wird der zukünftige weitere Anspruch 
auf Sozialhilfe geklärt. Es erfolgt im übrigen in den Fällen der 
unterlassenen Kontaktaufnahme zur Beschäftigungsagentur 
keine ,,automatische" Einstellung der Leistung. 

Die Mitarbeiterlnnen der Akquisitions-Abteilung von 
Stellwerk haben darüber hinaus die Aufgabe, im gesamten 
Bezirk Arbeitsplätze zu ermitteln und einzuwerben. Dazu 
gehen sie häufig ganz praktisch von Tür zu Tür bei Gewer- 
betreibenden und möglichen Beschäftigungsträgern. Sie 
unterstützen die Betriebe während des Stellenbesetzungs- 
verfahrens und bei der Antragstellung und Abrechnung 
von Fördermitteln, sie müssen Informationen über alle 
Weiterbildungsangebote, die den Hilfeempfängerlnnen 
zur Verfügung stehen, sammeln, aufbereiten und zur Ver- 
fügung stellen und auf Datenbank-Basis eine Vorauswahl 
für die Besetzung freier Stellen oder Plätze in Beschäfti- 
gungsmaßnahmen treffen, mit den Beraterlnnen abstim- 
men und Kontakt mit den Maßnahmeträgern halten. 

Möglichkeiten für ErFolge 
Innerhalb eines Jahres hat die Regionale Beschäftigungs- 
agentur Kreuzberg 2500 Menschen beraten und etwa ein 
Drittel davon in Qualifizierung unterschiedlichster Art oder 
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in Beschäftigung vermittelt, davon über 100 in den 1. Ar- 
beitsmarkt ohne jede finanzielle zusätzliche Förderung an 
den Arbeitgeber. 

Die Arbeit der Beschäftigungsagentur ist einer der Bau- 
steine in den Bemühungen der bezirklichen Sozialabtei- 
lung eines Berliner Bezirkes, Beschäftigungsförderung für 
Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger zu organisieren. 
Ständig sind 2000 Menschen im Bezirk entweder ergän- 
zend zur Sozialhilfe oder mit Sozialhilfemitteln bzw. durch 
direkte oder indirekte Vermittlung des Sozialamtes vor- 
übergehend oder auf Dauer beschäftigt. Auf diese Weise 
ist das Sozialamt größter Arbeitgeber im Bezirk Kreuzberg 
und darüber hinaus. 

Es gibt in Berlin weitere Beispiele für kommunale Stra- 
tegien. Sie sind auf bezirklicher Ebene dann erfolgreich, 
wenn es gelingt, alle mögli- 
chen Akteure auf lokaler Ebene 
und ein für Modellversuche Kommunale Strategien sind dann er- 

aufgeschlossenes Ministerium folgreich, wenn es gelingt, alle mögli- 
zu gemeinsamem Handeln 
und zum Einsatz finanzieller chen Akteure auf lokaler Ebene und 

Mittel aus unterschiedlichsten ein aufqeschlossenes Ministerium zu - 
Quellen auf ein konkretes Vor- gemeinsamem Handeln zu gewinnen. 
haben zu konzentrieren. Vor- 
aussetzung ist der politische 
Wille, dem Ziel der sozialen lntegration Priorität in kommu- 
naler Politik zu geben. 

Städte und Gemeinden können Arbeitsmarkt- und 
Strukturpolitik selbstverständlich nicht losgelöst von Glo- 
balisierungsprozessen und technischem Wandel betreiben. 
Für Stadtbezirke ist der Rahmen für politische Gestaltung 
in diesen Politikfeldern noch wesentlich enger. Die Chance 
für die untere kommunalpolitische Ebene liegt in der Ent- 
wicklung von Modellen, wenn sie das Ziel, die soziale Aus- 
grenzung Betroffener zu vermeiden, mit der Förderung 
sozialer Aufgaben und der Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen und der erlebten Umgebung der Menschen in der 
Stadt verbinden. SPW 
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am untersten Ende der Skala befindet und dass der Sozial- 
index in den letzten Jahren noch einmal um 10% gesunken 
ist. 

Das Sozialamt Kreuzberg betreut insgesamt rund 
28.000 Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunter- 
halt. Darunter befinden sich etwa 10.000 Menschen zwi- 
schen 18 und 60 Jahren, die zumeist beim Arbeitsamt ar- 
beitslos gemeldet sind und zum Teil Arbeitslosengeld oder 
-hilfe unterhalb des Existenzminimums beziehen. Jeden 
Monat werden im Bezirk durchschnittlich 400 neue Anträ- 
ge auf Sozialhilfe gestellt 

Als vor Jahren mit den Einsätzen von Sozialhilfeemp- 
fängern in gemeinnütziger und zusätzlicher Arbeit nach 5 
19 BSHG begonnen wurde, kritisierten linke Sozialpolitiker 

dies noch als Zwang zur Skla- 
venarbeit. Die Sozialhilfeemp- 

Die Vermittlung in den sogenannten fänger selbst waren es dann, 

ersten Arbeitsmarkt ist jedoch vor al- die fragten ,,warum gönnt 
man uns die 120 DM zusätz- 

lem bei Langzeitarbeitslosen ohne lich zur Sozialhilfe nicht?,,, In- 

Vorbereitung und Begleitung kaum zwischen sind 10% der Emp- 

möglich. fänger von laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt in Schulen, 
Kindertagesstätten, bei den 

Grünflächenämtern, in Kunst- und Kulturzentren oder in 
den Museen stundenweise eingesetzt. Die Möglichkeit, so- 
genannte Jahresarbeitsverträge abzuschliessen, wird seit 
Jahren genutzt. Durchschnittlich sind es 100 Mio. DM, die 
-zugeteilt durch die Hauptverwaltung -von den Bezirken 
ausgegeben werden für versicherungspflichtige, mit kor- 
rekter tariflicher Eingruppierung versehene Arbeitsverträge 
(in Kreuzberg jährlich für etwa 250 Personen). 

Die besondere Herausforderung lag für einen Bezirk 
mit schwierigster Sozialstruktur darin, über diese üblichen 
Möglichkeiten hinaus Wege zur Qualifizierung und Be- 
schäftigung zu suchen, die Vermittlungschancen geringer 
Qualifizierter zu erhöhen und Betrieben Anreize zu zusätz- 
licher Beschäftigung zu geben. 

Mit  Unterstützung der Senatsverwaltung für Arbeit, 
Berufliche Bildung und Frauen, die Mittel aus dem Europäi- 
schen Sozialfonds organisierte, wurde zum ersten Mal 
Ende 1996 für Berlin die Nutzung der Sozialhilfe als Lohn- 
kostenzuschuss vor allem in Dienstleistungs- und Bürobe- 
rufen mit dem Modell ,,Stelle statt Stütze" entwickelt. Zu- 
nächst misstrauisch beobachtet von der für Soziales zu- 
ständigen Senatsverwaltung; wird diese Form der Integra- 
tion in den Arbeitsmarkt von fast allen Berliner Bezirken 
genutzt und ist als beispielhaftes Projekt Bestandteil der 
Wahlwerbung auch der konservativen Parteien geworden. 

Die Vermittlung in den sogenannten ersten Arbeits- 
markt ist jedoch vor allem bei Langzeitarbeitslosen ohne 
Vorbereitung und Begleitung kaum - in vielen Fällen auch 
gar nicht - möglich. Die Zahlung der bisher für Sozialhilfe 
eingesetzten Mittel (bis zu 20.000 DMIJahr), genutzt als 
Kofinanzierung zu Leistungen aus dem Europäischen Sozi- 
alfonds, wurde deshalb auf die Finanzierung von Arbeit bei 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsträgern ausgedehnt, 
die bisher vor allem mit Maßnahmen der Bundesanstalt für 
Arbeit befasst waren. Die Erprobung dieser Beschäfti- 
gungsmaßnahme war zunächst begrenzt auf über 50jähri- 
ge Kreuzberger. Sie konnten vor allem mit einfacheren Tä- 
tigkeiten ihre handwerklichen Fähigkeiten und ihre persön- 
lichen Erfahrungen in sozialen Einrichtungen, bei Trägern 
der Wohlfahrtspflege oder bei Vereinen, Verbänden und 
Initiativen zum ersten Mal seit Jahren wieder anwenden. 
Inzwischen ist diese Art der Finanzierung in einem von der 
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Senatsverwaltung für Arbeit beschriebenen ,,Programm 
zur Integration durch Arbeit" nach Förderungsart und Ziel- 
gruppe sehr differenziert worden und erreicht in ganz Ber- 
lin 5000 Beschäftigte. 

Arbeit, die von der Kommune nicht finanzierbar wäre, 
wird inzwischen landesweit außerordentlich erfolgreich 
durchgeführt- als typisches Beispiel gilt die Arbeit von ehe- 
maligen Sozialhilfeempfängern zur Verbesserung des 
Wohnumfeldes in ihrer eigenen unmittelbaren Nachbar- 
schaft in den häufig als ,,soziale Brennpunkte" bezeichne- 
ten Bereichen der Innenstadt. 

Neue Instrumente der Beschäftigungsförderung 
Die Erfolge bei der Suche nach Beschäftigungsfeldern mit 
den klassischen Möglichkeiten der ,,Hilfe zur Arbeit" und 
den Modellprogrammen hatten Anfang 1998 eine Phase 
erreicht, bei der es erforderlich wurde, neue professionelle 
Hilfen für die Gewinnung von Arbeitsplätzen bei Klein- und 
Mittelbetrieben und den ortsansässigen Gewerbetreiben- 
den zu erschließen. Darüber hinaus galt es, weitere Be- 
schäftigungsfelder in nachbarschaftlichen Bezügen, bei 
der Wohnumfeldverbesserung, der Gestaltung und Siche- 
rung des öffentlichen Raumes und der Verbesserung der 
kommunalen Infrastruktur zu suchen oder neu zu entwik- 
keln und weitere Kooperationspartner - z.B. die Woh- 
nungsbaugesellschaften - zu gewinnen. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben formulierten bezirkliche 
Sozialverwaltung, Senatsverwaltung für Arbeit und das re- 
gional zuständige Arbeitsamt Funktion und Finanzierung 
einer Regionalen Beschäftigungsagentur. Träger der Regio- 
nalen Beschäftigungsagentur Kreuzberg ist eine Gesell- 
schaft für berufsbildende Maßnahmen. Den Namen ,,Stell- 
Werk" hat die Agentur sich als Kurzbezeichnung zur leich- 
teren Identifizierung gegeben. 

Personelle Grundlage der Beschäftigungsagentur ist 
eine vom Arbeitsamt Berlin Südwest bewilligte Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahme mit 18 Teilnehmerlnnen, ehemals 
arbeitslosen Fachkräften aus dem geistes- und sozialwis- 
senschaftlichen, betriebswirtschaftlichen und Verwal- 
tungsbereich. Von diesen Stellen sind fünf vorgesehen für 
die Beratung von Hilfeempfängerlnnen, vier für Verwal- 
tung, Dateneingabe, Empfang und Telefonzentrale, sechs 
für Akquisitionsarbeiten, eine für Datenbankbetreuung 
und zwei für wissenschaftliche Mitarbeit. Bewilligt wurde 
die AB-Maßnahme vom 1.9.98 bjs 31.8.2000. 

Sach- und Regiekosten bestreitet ,,StellWerk" aus der 
verstärkten Förderung nach 5 266 SGB III, einem Sachko- 
stenzuschuss des Arbeitsamtes und der Finanzierung der 
Senatsverwaltung für Arbeit für die Arbeitsplatzsuche 
durch ein besonders beauftragtes Institut. 

Die Beschäftigungsagentur Kreuzberg berät in erster 
Linie alle arbeitsfähigen und über 18jährigen Kreuzberge- 
rlnnen, die erstmals einen Antrag auf Sozialhilfe stellen, 
und sucht für sie Wege zur (Wieder-)Eingliederung ins Be- 
rufsleben. Ziel ist, bereits zu Beginn des Sozialhilfebezugs 
alle alternativen Möglichkeiten aufzuzeigen. 

Seit November 1998 haben entsprechend einer Verabre- 
dung mit Träger und dem Bezirksamt zwei Mitarbeiterlnnen 
des Arbeitsamtes Südwest - ein Arbeitsvermittler und eine 
Sachbearbeiterin - ihren Arbeitsplatz (mit Anschluss an die 
Arbeitsamts-EDV) in den Räumen von Stellwerk und sind 
offizielle Arbeitsamtsvertreter für die hier beratenen Sozial- 
hilfeempfänger. Diese beispielhafte Kooperation ist für die 
Betroffenen und für die Tätigkeit der Agentur sehr vorteil- 
haft. Sie ermöglicht kurze Wege, die Meldepflichten werden 
sofort geklärt, aktuelle Stellenangebote des Arbeitsamtes 
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se müsste sich eine gründliche Diskussion der Ziele an- 
schließen. Darüber hinaus wäre es Aufgabe der Experi- 
mentierwerkstätten, Foren, Teams etc., einige miteinan- 
der vernetzte Projekte sowie angebbare Schritte auf dem 
Weg zu ihrer Umsetzung zu entwickeln. Und erst am 
Ende sollte eine Vision einer gerechten und humanen Ge- 
sellschaft auftauchen, die mit  den realen gesellschaftli- 
chen Trends - sozusagen mit der materiellen Wirklichkeit 
- vereinbar ist, etwa Deutschland 2020 als soziale und 
demokratische Bürgergesellschaft, in der Effizienz, Nach- 
haltigkeit und Teilhabe sich nicht gegenseitig ausschlie- 
ßen, sondern bedingen. 

M.E. kann ein solcher Prozeß dringend notwendige 
Impulse freisetzen und die SPD kann damit auch Men- 
schen wieder begeistern. ,,Denn nur wer selbst begeistert 
ist, kann auch andere begeistern" (Lafontaine), das muss 
die SPD wieder lernen. Nicht zuletzt wäre ein solcher Pro- 
zess eine gute Schule für Kommunikation, vernetztes, 
teamfähiges Denken und höhere emotionale und soziale 
Kompetenz als man sie heute in vielen SPD-Gremien fin- 
det. Vielleicht merkt ja auch die personnell ausgedünnte 
Bundes-SPD, dass es Hoffnungsträger nur noch in den 
Kommunen gibt (Grandke, Platzeck, Tiefensee, Ude, 
u.v.a.) 

enn linke Sozialdemokratinnen und Sozialde- 
mokraten über Kommunalpolitik reden, rümp- 

fen sie oft die Nase: „Kommunalpolitik- das ist W 
doch nichts für richtige Linke!" müssen sich die Vertreter 
der seltenen Spezies anhören, die sich als Linke zu ihrer 
kommunalpolitischen Tätigkeit bekennen. Mehr oder we- 
niger überzeugt vorgetragene Rechtfertigungsversuche 
fruchten nicht so recht, da sie immer wieder von der Wirk- 
lichkeit konterkariert zu werden scheinen, die tatsächlich 
den Eindruck erweckt, als sei ,,linke" Kommunalpolitik eine 
Fata Morgana zum Pragmatismus übergetretener Linker. 
Fürwahr - ein ,,linker8' Aufbruch ist in den Kommunen 
nicht zu spüren. Die technokratische Bewältigung der vor 
allem durch die Finanzknappheit geprägten Alltagsproble- 
me scheint vorzuherrschen. Linke Reformansätze scheinen 
tatsächlich nur auf nationaler, wenn nicht sogar europäi- 
scher Ebene angesetzt werden können; linke kommunal- 
politische Reformansätze erscheinen wie ein Widerspruch 
in sich selbst. 

Aber spätestens seit dem Regierungsantritt der SPD- 
geführten Bundesregierung reift die Erkenntnis, daß auch 
die Mehrheit auf staatlicher Ebene keinen automatischen 
Reformschwung verspricht. Und siehe da -die kommuna- 
le Ebene rückt plötzlich wieder in das Blickfeld linker Stra- 
tegen. Sind dort vielleicht doch die verlorengegangenen 
Ansätze für ein linkes Reformprojekt zu suchen und zu fin- 
den? Finden wir dort vielleicht den Schlüssel für eine gesell- 
schaftliche Reformperspektive, da die Schlüssel, die in Ber- 
lin versucht werden, offensichtlich alle nicht passen? 

Gerne ist die so wiederentdeckte, aber lange mißachte- 
te Verwandte, die Kommunalpolitik, bereit, einen Einblick 
in ihr Seelenleben und einige Hinweise auf möglicherweise 
vorhandene Reformpotentiale zu geben. 

Emanzipative Elemente der Kommunalpolitik 
,,Durch die Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern sind die 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften die Keimzel- 

Der moderne Kommunalpolitiker hat klare Linien, in- 
nerhalb derer er flexibel wenige Schwerpunkte verfolgt. 
Er ist einsichtsfähig, kein Parteisoldat, sondern ein Dialog- 
Führer. Kein Moderator, er bestimmt, wo entlang gedacht 
wird. Er hat strategische Managementfähigkeiten, ent- 
wickelt Kampagnen und Personal und pflegt direkten, 
häufigen Kontakt mit Medien und Bürgern. Er ist breit 
bündnisfähig, aber nicht schwammig oder populistisch. 
Wenn nötig, lässt er sich wie Christian Ude bei der FC- 
Bayern-Meisterfeier von 30.000 Fans auspfeiffen. Die 
meisten davon haben ihn kurz darauf gewählt oder hät- 
ten ihn sowieso nicht gewählt. Dieser Kommunalpolitiker 
hat gute Drähte zu Unternehmern und Gewerkschaften 
und verwirklicht stückweise progressive Politik. Er wird 
nach Eignung und öffentlicher Wirkung gesucht, nicht 
nach innerparteilichen Mehrheiten. Dieser Typ wird ge- 
sucht und geschult und von Landes- und Bundespartei 
gestützt. Nur ein Traum? 

Wenn die SPD jedenfalls länger als bis 2002 regieren 
will, tun Bund, Länder und Kommunen gut daran, ihre 
nächsten Reformen abgestimmt zu entwickeln. Dabei gilt 
das Wort von Erhard Eppler, dass es nicht auf die Grösse 
der Schritte ankommt, sondern auf die Erkennbarkeit der 
Richtung. SPW 

Reformerische Potentiale 
auf kommunaler Ebene 

Thesen für  eine Re-Politisierung der Kommunalpolit ik 

von Wilfried Kle~n * 

le der Demokratie und der zentrale Gestaltungsort für die 
notwendige Transformation der bürgerlichen Gesell- 
schaft.''' 

Diese Feststellung sozialistischer Kommunalpolitiker 
überrascht angenehm. Die ,,Kommunal-Cretins'I2 sehen in 
den Kommunen nicht nur vage 

Reformpotentiale, sondern gar Spätestens seit dem Regierungsantritt 
den zentralen Gestaltunqsort 
für die Transformation der bar- der SPD-geführten Bundesregierung 
gerlichen Gesellschaft. Wenn reift die Erkenntnis, daß auch die 
das kein Angebot ist. Als Auf- 
gabenfelder definieren die Mehrheit auf staatlicher Ebene keinen 

kommunalenGenossenFelder, automatischen Reformschwung ver- 
die für Linke wahrer Balsam 
sind: Beibehaltung und Verbes- 'Pricht. 
serung der öffentlichen Dienst- 
leistungen bei Gewährleistung der öffentlichen Kontrolle 
über diese. Straffung der öffentlichen Verwaltung - in den 
90er Jahren geradezu das Paradigma in der kommunalpo- 

* Wilf ied Klein, stellvedretender Vorsitzender der SPD Bonn, Mitglied im Rat der Stadt Bonn, 
Leiter des Willi-Ochler-Bildungswerkes, Koln 
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litischen Diskussion - soll nur betrieben werden, um mit 
den ersparten Geldern öffentliche Dienstleistungen und 
Sozialaufgaben finanzieren zu können. Ausbau von Bür- 
gerbeteiligung und lokaler Demokratie wird zwar gefor- 
dert, aber vor allem im Hinblick auf Migrantlnnen thema- 
tisiert und die gleichberechtigte Teilhabe aller Bürgerinnen 
und Bürger an den Mandaten reklamiert. Diese Verlautba- 
rung ist damit Zielvorgabe und Kritik an zu kurz greifenden 
technokratischen Ansätzen zugleich. 

Das Manifest hat es also in sich. Es thematisiert in vor- 
züglicher Weise, worum es bei der Kommunalpolitik gehen 
kann. Sie kann zur Transformation der bürgerlichen Gesell- 
schaft beitragen, wenn sie moderne lnstrumentarien an- 
wendet, um alte und nach wie vor gültige Ziele umzusetzen, 
nämlich die Emanzipation aller Bürgerinnen und Bürger. Da- 
mit wird die zentrale Frage linker Kommunalpolitiker aufge- 
worfen, nämlich: Für wen mache ich Politik? Dieser Frage ist 
die andere eindeutig nachgeordnet, nämlich: Wie mache 
ich Politik? Die Frage, ob ein Schwimmbad privat oder städ- 
tisch geführt wird, ist nachrangig, wenn die Frage beant- 
wortet ist, ob ich ein Schwimmbad für breite Bevölkerungs- 
schichten oder nur für einen kleinen Kreis anbieten will. Lin- 
ke Kommunalpolitiker müssen die Frage eindeutig zugun- 
sten der breiten Schichten beantworten, können bei der er- 
sten Frage aber zu ganz unterschiedlichen Antworten kom- 
men. Linke Politik darf sich nicht an den lnstrumentarien 
festmachen, sondern an den Zielen. Nirgends sonst Iäßt sich 
dies so deutlich vorzeigen wie in der Kommunalpolitik. 

Kommunalpolitik für wen und wie? 
1 . These: Angesichts enger werdender Verteilungsspielräume 
kann gerade in den Kommunen eine Re-Politisierung der öf- 
fentlich-gesellschaftlichen Diskussion Raum greifen. Die Fra- 
ge: „Für wen machen wir Politik?" muß insbesondere in den 
Kommunen täglich immer wieder aufs Neue beantwortet 
werden. Die so geführte kommunalpolitische Debatte kann 
sensibilisieren für ähnliche Diskussionen auf staatlicher Ebene. 

Es erscheint banal, aber das zentrale Reformpotential 
liegt in der Kommunalpolitik in der Beantwortung der Fra- 
ge, in wessen Interesse wir überhaupt Politik machen. 
Ebenso wie auf den staatlichen Ebenen ist der Blick für die- 
se Fragestellung völlig verlorengegangen. Dies ist die Ursa- 
che für das Wehklagen über die absolute Verwechslungs- 
gefahr zwischen den großen Parteien. Das ,,Wie" der Poli- 
tik wird zum goldenen Kalb, um das alle herumtanzen, die 
Frage des ,,Warumg' wird vernachlässigt. 

Wenn wir uns darauf verständigen können, daß dies be- 
reits ein zentraler Paradigmenwechsel ist, liegt das Reformpo- 

tential auf der Hand. Bei Spar- 
maßnahmen wird geschaut, 

Die Kommunalpoliti k kann zur Trans- kann ich was wegnehmen 
formation der bürgerlichen Gesell- und wem nicht. Wenn wir im 

Bonner Rat zur Sanierung des 
Schaft beitragen, wenn sie moderne Haushaltes den SDortvereinen 
lnstrumentarien anwendet, um alte Geld abnehmen müssen, wenn 

und nach wie vor gültige Ziele umzu- sie öffentliche Sportanlagen nut- 
zen, die Jugendlichen von dieser 

setzen. Gebühr aber freistellen, wenn 
wir Zuschüsse an Jugendliche 

trotz enormen Spardruck erhöhen statt zu senken, so ist dies 
genau Folge der Beantwortung der Frage: Wer braucht Öf- 
fentliche Unterstützung und wer nicht? Wenn wir Maßnah- 
men zur Hilfe zur Arbeit um mehrere Millionen DM aufstok- 
ken, so ist dies ebenfalls Auswirkung dieser Entscheidung. 

Es soll hier nicht behauptet werden, daß in Bonn von 
Sozialdemokraten eine konsequente linke Reformpolitik 
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gemacht wird; das Beispiel soll aber zeigen, daß die Unmit- 
telbarkeit kommunalpolitischer Entscheidungen die Beant- 
wortung der Frage, für wen wir eigentlich Politik machen, 
viel drängender macht. 

2. These: Das Bekenntnis zur Repolitisierung der Kom- 
munalpolitik erleichtert die Diskussion um die Modernisie- 
rung kommunalpolitischer Instrumentarien. Die Kommu- 
nalpolitik kann so einen (Reform-)Beitrag leisten zur Klä- 
rung der Bedeutung von Mittel und Zweck in der Politik. 

Die Kommunen sind bei der Reformierung ihrer Struk- 
turen bereits sehr viel weiter als die staatlichen Ebenen. 
Neues Steuerungsmodell, Verwaltungsumbau, Budgetie- 
rung sind einige der zentralen Reizwörter. Viel zu oft wird 
die Diskussion auf die finale Wirkung dieser Instrumentari- 
en verkürzt, da die mit der ersten These aufgeworfenen 
Aufgabenfelder ausgeblendet werden. Mittel und Zweck 
werden verwechselt, Technokratie pur ist die Folge. Nimmt 
man die Frage der lnstrumentarien und legt sie auf die Fo- 
lie der reklamierten Repolitisierung, kann freier als bislang 
über die Sinnhaftigkeit der lnstrumentarien geredet wer- 
den. Es kann sein, daß mit modernen lnstrumentarien die 
Freiräume geschaffen werden, um Bürgerinnen und Bür- 
ger die Unterstützung zu gewähren, die sie benötigen. 
Was spricht dagegen, Aufgaben, die auch von privater Sei- 
te erbracht werden, auf diese zu übertragen, wenn Öffent- 
liche Kontrolle gewährleistet bleibt und evtl. Freiräume ge- 
schaffen werden, um z.B. Arbeitsprogramme wie Arbeit 
statt Sozialhilfe aufzustocken? 

Kommunalpolitik für den sozial-ökologischen 
Umbau 
3. These: Linke müssen die Diskussionen um eine Repoliti- 
sierung der Kommunalpolitik und um die strukturelle Mo- 
dernisierung der Kommunen verbinden zu einer operativ- 
strategischen Offensive. Sie müssen die Felder benennen, 
in denen linke Kommunalpolitik im Sinne einer sozial-öko- 
logischen Erneuerung ihre Schwerpunkte setzen soll. 

Das Pariser Manifest hat den Aufschlag gemacht: Kom- 
munalpolitik ist dicht an den Problemen der Menschen 
dran, und sie kann zur Transformation der Gesellschaft bei- 
tragen. Kommunalpolitik kann sicherlich nicht losgelöst 
von den anderen politischen Ebenen und im Alleingang 
diese Transformation bewerkstelligen. Sie kann aber im 
kleinen zeigen und für den kommunalen Wirkungskreis 
nachhaltig bewirken, daß es auch noch ein gesellschaftli- 
ches Leben jenseits des Kapitalismus gibt. An drei Feldern, 
die für das Projekt des sozial-ökologischen Umbaus der In- 
dustriegesellschaft von zentraler Bedeutung sind, soll dies 
verdeutlicht werden: Dienstleistungen/Arbeitsplätze, Ver- 
kehrsträger1Mobilität und Emanzipation. 

Das Gros der öffentlichen Investitionen wird in den Kom- 
munen getätigt. Die Folgen der kommunalen Investitionszu- 
rückhaltung für die Arbeitsplätze im produzierenden Gewer- 
be liegen auf der Hand. Hier können die Kommunen auch 
nur eingeschränkt entgegenwirken. Es gibt aber auch das 
Feld der öffentlichen und halb-öffentlichen Dienstleistun- 
gen, an denen ein erheblicher Bedarf besteht. Kommunen, 
insbesondere die Städte, stehen vor der großen Herausfor- 
derung umfassender Stadtteilerneuerungen. Die vor allem in 
den 60er und 70er Jahren entstandenen Trabantenstädte 
weisen nicht nur erhebliche bauliche Mängel auf, sie sind 
auch durch ein Defizit an sozialer Infrastruktur gekennzeich- 
net. Während die baulichen Mängel durch entsprechende 
Baumaßnahmen zu beseitigen sind, Arbeitsplatzeffekte da- 
mit aber nur zeitlich begrenzt zu erzielen sind, stellt die Be- 
seitigung der Dienstleistungsdefizite ein enormes, dauerhaf- 
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Integration in ausgewählten Gebieten setzten. Inzwischen 
zeigt sich, dass Erfolge für soziale Stadtentwicklung mit 
diesem Instrumentarium wesentlich davon abhängig sein 
werden, ob es gelingt, die vorhandenen lokalen Akteure 
verbindlich in Veränderungsprozesse einzubeziehen. 

In Berlin - Stadt und Land zugleich - nimmt der Senat 
als Hauptverwaltung die Leitungsaufgaben der Planung, 
Steuerung und Aufsicht, die Polizei-, Justiz- und Steuerver- 
waltung und andere Aufgaben wahr, „die wegen ihrer Ei- 
genart zwingend einer Durchführung in unmittelbarer Re- 
gierungsverantwortung bedürfen". Ein Eingriffsrecht des 
Berliner Senats in allen Fragen, die das Gesamtinteresse der 
Stadt berühren, gibt der Hauptverwaltung zusätzliche be- 
deutende Möglichkeiten, im Einzelfall zu regeln und zu 
entscheiden. Schließlich weist ein Aufgabenkatalog den 
Bezirken die Zuständigkeiten für die Durchführung von 
Gesetzen, die bürgernahe Erledigung von Verwaltungsauf- 
gaben und die Zahlung z.B. der Sozialhilfeleistungen zu. 
Die konkrete Entwicklung und Gestaltung kommunaler 
Sozialpolitik bleibt wesentliche und vorrangige Aufgabe 
der in den Bezirken politisch Verantwortlichen. 

Mit  dem Beginn des Jahres 2001 werden in Berlin 12 
Bezirke in der Größe und mit der Bevölkerungszahl kreis- 
freier Städte Kommunalpolitik gestalten - ohne tatsächlich 
über die politischen und praktischen Handlungsmöglich- 
keiten einer vergleichbaren Großstadt verfügen zu können. 
Ohne Geld und ohne Macht gestalten zu müssen, treibt 
zur Verzweiflung oder mobilisiert alle Kräfte. 

Zu einem bedeutenden sozialpolitischen Feld der Kom- 
munen sind inzwischen die Bestrebungen geworden, Ar- 
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik mit der Erfüllung 
von Aufgaben, die dem Gemeinwohl dienen, zu verbin- 
den. Dazu gibt es viele Beispiele aus Städten, die mit unter- 

schiedlichen Modellen ~ozialhi l feem~fän~ern und Arbeits- 
losen Beschäftigung anbieten. Wie sich eine ,,unechte Ge- 
meinde", ein Stadtbezirk, schließlich zum größten Arbeit- 
geber einer Region entwickelt, soll hier geschildert werden. 

Segregation und Sozialpolitik in Kreuzberg 
Der Verwaltungsbezirk Kreuzberg gehört zu den Innen- 
stadtbezirken Berlins. Ende 1998 hatte Kreuzberg 156.000 
Einwohner, die Bevölkerungs- 
dichte beträgt 150 Einwohner 
je Hektar Gesamtfläche, 74% Kommunale Sozialpolitik versucht, Ar- 
der Bevölkerung sind im ar- beitsmarkt- und Beschäftiaunas~olitik 

d 4 ,  

beitsfähigen Alter, wobei die 
Altersgruppe der 20- bis unter mit der Erfüllung von Gemeinwohl- 

45jähigen mit 49% den höch- Aufgaben zu verbinden. 
sten Wert in Berlin erreicht. 
Kreuzberg hat mit 33,3% (= 
52.000 Personen) den höchsten Ausländeranteil aller Berli- 
ner Bezirke. Bei Jugendlichen beträgt der Ausländeranteil 
47%, bei den Hauptschüler/innen haben 63% nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit. Der Anteil der Personen, die 
die deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben und 
gleichwohl Sprach- und andere lntegrationshandicaps ha- 
ben, ist beträchtlich, statistisch aber nicht feststellbar. 

Würde man Kreuzberg als eigenständige Gemeinde 
betrachten, wäre es die Großstadt mit der absolut höch- 
sten Arbeitslosenquote Gesamtdeutschlands. Zwei Drittel 
der Arbeitslosen sind dem gewerblichen Bereich zuzurech- 
nen, etwa 37% der Arbeitslosen sind Ausländer. Der schon 
erwähnte Sozialstrukturatlas stellt auf der Grundlage von 
Variablen wie Gesundheitszustand, vorzeitiger Sterblich- 
keit, Schulabschluss, Arbeitslosenquote, Sozialhilfebezug, 
Haushaltseinkommen fest, dass der Bezirk Kreuzberg sich 
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gengetreten werden. Neue Steuerung macht die Verwal- 
tung effektiver, ist aber kein Wert an sich. Die allgemeine 
Akzeptanz, die die Einführung Neuer Steuerungsmodelle 
findet, führt dazu, daß in diesem Zusammenhang Kämpfe 
um Macht und andere Interessen stattfinden, die mit dem 
Begriff NSM geführt werden. Hier ist zu beachten, daß die 
Neue Steuerung ein Werkzeugkasten ist und kein abschlie- 
ßendes Modell. 

Es bleibt festzustellen, daß die Einführung der Neuen 
Steuerung zusammen mit anderen Faktoren zu einem Um- 

bau der Ratsfraktionen und de- 
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rinnen. Es ergeben sich aber durch den Wandel auch 
Chancen für die nachrückende Generation, schnell realen 
Einfuß zu bekommen. Dabei kommt es aber nicht auf das 
Erobern von Machtpositionen als Selbstzweck an. Zentral 
ist die Erarbeitung von inhaltlichen Positionen. Nur durch 
die Repolitisierung der örtlichen Parteigliederungen, die 
Vorstellungen entwickeln und durchsetzen, und eine pro- 
jektorientierte Fraktionsarbeit, die Leistungsziele vorgibt 
statt sie nur abzusegnen, werden die Ratsvertreterinnen 
und Ratsvertreter nicht das fünfte Rad am Wagen der 
Kommunalpolitik. SPW 

ren Arbeitsweise führen wird. 
Nur durch die Repolitisierung der örtli- Die Verquickung von Ratsarbeit Literatur: 
chen Parteigliederungen und eine pro- mit Parteiarbeit vor Ort Iäßt die Banner: Kommunale Steuerung zwischen GO und Parteipolitik. DÖv 

Änderung auch auf diese Ebe- S. 364ff. 

jektorientierte Fraktionsarbeit werden ne durchschlagen, Die Parteien 
Bogumil/Kißler: Verwaltungsmodernisierung und lokale Demokratie, 

Baden-Baden 1997 - - - -  - ~ - -  - -  

die Ratsvertreterinnen und Rats- und Fraktionen sind Jedoch in ~randei lstöbe-~~ossev~wohlfahrt :  Verwalten oder aestaiten. Berlin 

keiner Weise auf diesen Wan- vertreter nicht das fünfte Rad am Wa- del vorbereitet, Es dränqt sich 
qen. der Eindruck auf, daß die Ge- 

nerationen, die heute die Kom- 
munalvertretungen bestim- 

men, schon aus Altersgründen nicht mehr den Wandel ge- 
stalten werden. Eine vernünftige Personalrekrutierung und 
Schulung findet aber praktisch nicht statt. 

So wird den Vorentscheidern, meist also dem Bürger- 
meister, das Feld überlassen, ein erkennbares Fraktions- 
oder lokales Parteiprofil kann aber nicht organisiert wer- 
den. Es gibt also einen riesigen Handlungsbedarf für jünge- 
re engagierte Kommunalpolitiker und Kommunalpolitike- 

Eine Regionale 
Beschäftigungsagentur 
Das Sozialamt als größter Arbeitgeber der Kommune 

von lngeborg Junge-Reyer* 

I m Zeitraffertempo hat Berlin die Entwicklung anderer 
Städte nachgeholt, die Folgen des wirtschaftlichen 
Strukturwandels und die sozialräumliche Segregation 

sind in jüngster Zeit häufig beschrieben worden. Ein zu- 
nehmender Anteil der Bevölkerung, vor allem in den Innen- 
stadtbezirken, ist von Armut betroffen. Die Zahl der Sozial- 
hilfeempfänger in Berlin stieg jährlich um etwa 5% und 
liegt jetzt bei 285.000, das sind insgesamt 8,3% der Bevöl- 
kerung der Stadt. 

Berlin und seine Bezirke 
Die 23 Verwaltungseinheiten weisen eine sehr unter- 
schiedliche Sozialstruktur auf und erfüllen je nach ihrer 

* lngeborg Junge-Reyer, Bezirksstadträtin fur Soziales und Gesundheit in Berlin-Kreuzberg. 
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Lage die verschiedensten Funktionen für die Gesamt- 
stadt. 

Die dicht besiedelten Bezirke rund um den Potsdamer 
Platz in kurzer Entfernung zum Sitz des Bundestages sind 
von der sozialen Entmischung am meisten betroffen. In ei- 
nem lnnenstadtbezirk wie Kreuzberg sind fast 20 % der 
Bevölkerung auf Sozialhilfe angewiesen, die Arbeitslosen- 
quote liegt bei 25%. Armut wird sichtbar in diesen Stadt- 
teilen, Blumen- und Buchläden schließen, viele Einzelhan- 
delsgeschäfte bieten irgend etwas an und halten ihre Inha- 
ber gerade über Wasser. Die öffentliche Infrastruktur leidet 
zunehmend spürbar unter der Armut der öffentlichen 
Hand, dies verstärkt den Wegzug der Mittelschicht. 

Diese Entwicklung wurde von den offiziellen konserva- 
tiven Vertretern der Sozialpolitik auf ministerieller Ebene L 

mit der Vorlage eines Sozialstrukturatlas registriert und von 
hochrangig besetzten sogenannten Innenstadtkonferen- 
Zen unter Beteiligung der Presse öffentlich thematisiert. 

Eine Entwicklung von sozialpolitischen Strategien fand 
jedoch nicht ausreichend statt. Schon kurzeZeit später be- 
schränkte sich die Politik des für Soziales zuständigen Mini- 
steriums wieder auf die Darstellung des ,,Sozialmiss- 
brauchs", auf Hinweise zur vorrangigen Verpflichtung der 
Sozialhilfeempfänger zur Arbeitsaufnahme unter Andro- 
hung von Leistungskürzungen und auf Fragen der Mel- 
dung ausländischer Straftäter an die Polizeibehörden 
durch die Sozialämter. 

Die für Stadtentwicklung und den Bereich BauenNoh- 
nen zuständigen Senatsverwaltungen waren es, die seit 
Beginn des Jahres 1999 mit der Finanzierung von Quar- 
tiersmanagement Impulse zur Stabilisierung und sozialen 
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tes Arbeitsplatzpotential dar. In Bonn wird im Rahmen eines 
Stadtteilerneuerungsprogramms ein komplettes Viertel ei- 
nes Stadtteiles saniert. Im Rahmen des Sanierungsprogram- 
mes werden zahlreiche Arbeitsplätze im Bereich der Haus- 
verwaltung (von Grünpflege bis zu Pförtnerarbeiten) ge- 
schaffen, die Bewohnerinnen und Bewohnern eine Beschäf- 
tigung geben und gleichzeitig die Lebensqualität im Viertel 
deutlich steigern werden. 

Ein zentrales Problem der modernen Gesellschaft ist 
das der Mobilität. Der Verkehrsinfarkt wird überall be- 
schworen, mit dem Ergebnis, daß neue Straßen gebaut, 
vorhandene Autobahnen verbreitert und Flughäfen erwei- 
tert werden. Auch die Kommunen klagen über die Ver- 
kehrsbelastung und drohen am Autoverkehr zu ersticken. 
Lange wurde die Diskussion entlang der Konfliktlinie Auto 
vs. ~ a h r r a d / Ö ~ ~ ~  geführt. Für uns in Bonn ist die Antwort 
eine Verkehrspartnerschaft, die sinnvolle Ergänzungen für 
den lndividualverkehr vornimmt, perspektivisch aber auf 
den schienengebundenen öffentlichen Nahverkehr setzt. 
Wir werden Schienen dort hinlegen, wo Arbeitsplatzzen- 
tren sind und die Strecken so führen, daß möglichst viele 
Wohngebiete erreichbar sind. Diese Aufgabe bewältigen 
die Kommunen nicht ohne Unterstützung von Land und 
Bund; sie können aber bei entsprechendem politischen 
Willen solche Konzepte vorantreiben und somit zu einer 
Entlastung unserer Straßen vom lndividualverkehr beitra- 
gen, was die Lebensqualität und Wohnqualität in den 
Städten und damit für die Bürgerinnen und Bürger erhöht. 

Das Pariser Manifest hat die Frage der Beteiligung,der Mi- 
grantinnen und Migranten ausdrücklich angesprochen. Hier 
liegt das Reformpotential der Kommunen auf der Hand. Be- 
dingt durch den Verfassungsstatus als nicht-staatliche Ebene 
konnte das Wahlrecht zumindest für EU-Bürgerinnen und 
Bürger bei Kommunalwahlen durchgesetzt werden. Wenn 
wir uns auch im klaren darüber sein müssen, daß die Begren- 
zung des Wahlrechtes auf EU-Bürger für die Nicht-EU-Bürger 
eine doppelte Ausgrenzung darstellt und daher abzulehnen 
wäre, so stellt es doch einen gehörigen Fortschritt auf dem 
Weg zur Anpassung der deutschen Gesellschaft an den Um- 
stand, daß Deutschland ein Einwanderungsland ist, dar. Die 
Kommunen müssen tagtäglich mit der Realität der multikultu- 
rellen Gesellschaft klarkommen und stellen von daher, wieder 
einmal, Trendsetter dar. Während auf der Landes- und Bun- 
desebene Migrantlnnen in den Parlamenten als Exoten ge- 
handelt werden, werden sie in den Kommunalräten Stückfür 
Stück zur Normalität werden. 

Zum Abschluß seien noch zwei Thesen aufgestellt, die 
zum Teil eine Entgegnung darstellen, die auf jeden Fall den 
Umfang der Reformpotentiale in Frage stellen. 

Probleme kommunaler Demokratie 
4. These: Die bislang praktizierten Formen der Bürgerbetei- 
ligung stellen einen Hemmschuh für die weitere Reform 
unserer Gesellschaft dar. Sie sind defensiv und verstärken 
bürgerliche Mehrheiten in unserer Gesellschaft. 

Es ist ein altes Leitbild der Linken, die Gesellschaft zu 
demokratisieren und Möglichkeiten zur Bürgerbeteiligung 
zu erhöhen. Die Realität in den NRW-Kommunen zeigt 
aber, daß die neugeschaffenen Instrumente des Bürgerbe- 
gehrens und -entscheids bürgerliche Mehrheiten zemen- 
tiert haben, von einer Stärkung emanzipatorischer Kräfte 
kann in keinem Fall gesprochen werden. Es ist ein unum- 
stößliches Faktum, daß sich bürgerliche Schichten besser 
politisch artikulieren können als unorganisierte Arbeiterin- 
nen und Arbeiter. Jene Kräfte haben durch die Einführung 
der Bürgerbegehrten in NRW weitere Einflußmöglichkeiten 

Foto Christian Kiel (Berlin) 

gewonnen. Die Diskussion in diese Richtung muß daher 
aus meiner Sicht gründlich überdacht werden. 

5. Die Kommunalpolitik erfährt durch Vorgänge auf 
Bundes- und auf Landesebene eine Entmachtung, die auch 
ihre Reformpotentiale schwächt. Die Abschaffung der 5%- 
Hürde in NRW ist Ausdruck dieser Geringachtung der Kom- 
munalpolitik. 

Durch die Abschaffung der 5%-Hürde werden in den 
Räten der Städte und größeren Gemeinden auch Krähe ein- 
ziehen, die sich aus extremen Partikularinteressen konstitu- 
iert haben. Dies wird in vielen Stadträten zu unverantwortli- 
chen Konstellationen und möglicherweise im Schluß zu ei- 
ner weiteren Stärkung der hauptamtlichen (Ober-)Bürger- 
meisterlinnen führen. Wenn in einer Stadt wie Bonn eine Se- 
paratistenqruppe wie der Bür- 
gerbund, der sich nach wie vor 
aeaen die Realität des Reaie- Die Realität in den NRW-Kommunen 
., ., - 
rungsumzuges stemmt, zum zeigt, daß die neugeschaffenen Instru- 
Zünglein an der Waage für die 
Führunasfähiakeit der Stadt 

mente des Bürgerbegehrens und 
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wird, so wird dies ZU einem -entscheids bürgerliche Mehrheiten 
Rückschlag im Strukturwandel zementiert haben, 
führen. Dies wird so ähnlich 
auch in anderen Städten der 
Fall sein. Da die Regierungsunfähigkeit keiner der großen 
Parteien nützt, werden sich diese vielfach zusammenschlies- 
Sen, womit die Reformperspektive auf ein Mindestmaß re- 
duziert werden wird. Linke Mehrheiten jenseits der Union 
werden in den Räten abnehmen, linke Projekte nur über ei- 
nen massiven Druck von außen überhaupt denkbar sein. 

Die Reformpotentiale der Kommunen sind, so sollte the- 
senartig aufgezeigt werden, vorhanden. Jüngste Entwick- 
lungen bedrohen diese Potentiale allerdings. So bleibt es bei 
dem Problem der Linken -die Gewinnung der gesellschaft- 
lichen Hegemonie zur Umsetzung der eigenen Reformpro- 
jekte bleibt eine dauernde Herausforderung. Ob in Bund, 
Land oder Kommune - wir müssen um jeden Reformfort- 
schritt kämpfen. Aber die Kommunen sind dabei, wenn die 
Linke deren Reformpotentiale erkennen will. SPW 

I Manifest der Union der Sozialistischen Kommunal- und Regional- 
politiker Europas. Verabschiedet am 25. April 1999 in Paris. 
Diese Bezeichnung war in der Bonner SPD, die sich seit den 70er 
Jahren zu dem linken Flügel in der Partei gezählt hat, für die kom- 
munalpolitisch engagierten Genossinnen und Genossen üblich. Bis 
1994 hatte die Bonner SPD nichts zu sagen. 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 109. 1999 



Kooperative 
Kommunalpolitik als 
linkes Aktionsfeld 
von Horst Peter* 

ie kommunale Ebene steht an einem entscheiden- D' den Punkt der Weiterentwicklung. Angesichts der 
Enge öffentlicher Haushalte wird die effiziente und 

effektive Erfüllung der öffentlichen Aufgaben so nah und 
bürgerfreundlich wie möglich immer drängender. Wirt- 
schaftlichkeit und Wirksamkeit der kommunalen Leistun- 
gen werden durch die Ausschöpfung der Mitwirkungspo- 
tentiale der Bürgerinnen und Bürger positiv beeinflußt. 

Die Frage ist, ob die traditionelle Form der kommuna- 
len Selbstverwaltung unter der Dominanz der Parteien die- 
sen geänderten Herausforderungen angemessen ist und 
wie sie gegebenenfalls modifiziert werden muß, damit bür- 
gerschaftliches Engagement in die Entwicklung besser ein- 
bezogen werden kann. Außerdem stellt sich die Frage, ob 
die kommunale Ebene in ihrer Reichweite neu bestimmt 
werden muss, da einige Aufgaben kommunalgrenzen- 
übergreifend politisch gesteuert werden müssen. 

Funktionsverlust der traditionellen Kommunalpoli- 
t i k  
Im Zeichen eines Rollenwandels der Kommunen vom Trä- 
ger durch Entscheidungen gewählter Gremien legitimierter 
Dienstleistungen und Investitionen zum Gewährleister ei- 

ner effizienten kommunalen 
Entwicklung droht zunehmend 

Die Parteien werden auf kommunaler das Auseinanderfallen der poli. 
Ebene als Träger von Reformprojekten tischen Steuerungs- und Ent- 

scheidungsprozesse in der 
immer mehr an den Rand gedrängt Einerseits entwik- 
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te der traditionellen Kommunalpolitik geht es mit anderer 
Mehrheit und statt Dezernenten der Grünen mit Dezernen- 
ten der CDU ohne wesentliche Veränderung der Inhalte 
weiter, auf der Ebene der Kooperation der Akteure wird der 
Wechsel keine Folgen nach sich ziehen. 

Die Konsequenz für das politische Engagement der 
Bürgerinnen und Bürger ist eindeutig: das Engagement in 
Parteien ist zunehmend folgenlos, die Mitwirkung an Netz- 
werken in Entwicklungsfeldern, die ihren Interessen ent- 
sprechen, ist immer häufiger eine Alternative. 

Kooperative Kommunalpol i t ik als Chance fü r  eine 
ökologisch-soziale Entwicklung 
Für die Linke stellt sich die Frage, wie sie sich zu dem Trend 
der kooperativen Arbeit der Akteure in Netzwerken, an 
runden Tischen, zu regionalen Arbeitskreisen verhalten 
soll. Ich pladiere dafür, kooperative Strukturen auch als lin- 
kes Aktionsfeld zu begreifen. 

Trotz großer Vielfalt der Erscheinungsformen koopera- 
tiver Netzwerke zeichnen sich zunehmend klarer spezifi- 
sche Prinzipien des Selbstverständnisses, der Strukturen 
und der Arbeitsweise ab. Dabei fließen zusammen Katego- 
rien der Verwaltungsreform wie Zusammenführung von 
Vollzug und Verantwortung sowie Ressourceneffizienz, die 
Erfahrungen von ,,total quality management" der Unter- 
nehmensreform, Qualitätsentwicklungs- und -sicherungs- 
konzepte von Dienstleistungsträgern und Überlegungen 
zur regionalisierten Verknüpfung von Politiken und Finanz- 
strömen, wie sie sich aus der Funktionsweise der Fremdfi- 
nanzierung der Europäischen Union und anderer interna- 
tionaler Politiken wie beispielsweise der Agenda 21 oder 
Programmen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) er- 
geben. 

In den verschiedenen ,,Runden Tischen" geht es in der 
Regel darum, sich in einem Entwicklungsfeld gemeinsam 
mit Vertretern von Aufgabenträgern, Institutionen, Orga- 
nisationen und Initiativen aus öffentlichem und privatem 
Sektor der Region auf bedeutende Entwicklungsprojekte 
zu verständigen. Zunächst wird sich auf ein Leitbild ver- 
ständigt, aus dem sich Entwicklungsziele ableiten. Diese 
sollen in Projekten im Prozeß realisiert werden. Im Kern der 
Zielerfüllung steht der effiziente komplementäre Einsatz 
gesellschaftlicher Ressourcen. Aus dem Vergleich mit an- 
deren Projekten ergeben sich Ansätze für Optimierungs- 

und sind in ihren inhaltlichen Positio- keln sich horizontal miteinan- Prozesse und auch~nsätze für Forderungen an die politi- 

nen untereinander verwechsel bar der kommunizierende Netz- 
werke der Akteure wichtiqer 
Entwicklungsfelder, die ge- 

meinsame Projekte konsensual verabreden und komple- 
mentär realisieren. Andererseits reduzieren sich die kom- 
munalpolitischen Entscheidungen auf die Exekution und 
Legitimation des Spardrucks aus der öffentlichen Finanzsi- 
tuation. Die Parteien werden auf kommunaler Ebene als 
Träger von Reformprojekten immer mehr an den Rand ge- 
drängt und sind in ihren inhaltlichen Positionen unterein- 
ander verwechselbar. Politische Zusammenarbeit wird zur 
Frage des persönlichen Machterhalts. Der aktuelle durch 
einen Putsch der sozialdemokratischen Dezernenten verur- 
sachte Wechsel von Rot-Grün zu Rot-Schwarz in Kassel ist 
paradigmatisch für die Spaltung der Bereiche. Auf der Sei- 

* Horst Peter, Kassel, Mitherausgeber der spw 
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schen Institutionen. 
Damit überspringen die Projekte ihre eigenen Grenzen 

und werden gesellschaftliche Projekte. Zwar bleiben in Ko- 
operationen die einzelnen Akteure in ihrer Kernaufgabe 
unabhängig, aber im Projektkern wird durch die im Kon- 
sens ermittelte Schnittmenge und die jeweiligen Beiträge 
der Akteure ein übergreifender Beitrag zur gesellschaftli- 
chen Entwicklung geleistet. Die Personen des Netzwerks 
arbeiten als gesellschaftliche Akteure. 

Inhaltlich ist der entscheidende Schlüssel des Zu- 
gangs zur Gesellschaft und Politik die Orientierung am 
effizienten Einsatz der Ressourcen vermittelt über eine 
kritische Bestandsaufnahme und über die Projekte hin- 
ausgehende Vorschläge zur Schaffung von Rahmenbe- 
dingungen für künftige Effizienzsteigerungen. Dieser 
Zusammenhang von Leitbild, Ziel, Bestandsaufnahme 
und Realisierungsschritten im Projekt und darüber hin- 
aus ist der Grundmechanismus für einen nachhaltigen, 
ökonomischen und gesellschaftlichen Entwicklungsweg. 
Deshalb halte ich die Kooperation in Netzwerken auf 
kommunaler, die Gemeindegrenzen jedoch überschrei- 
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ist. Befürwortung und Ablehnung halten sich in etwa die 
Waage und lassen sich kaum bestimmten Personengrup- 
pen zuordnen. Es lassen sich aber Vermutungen zu den 
Konsequenzen der Reformen für einige Gruppen in der 
Kommunalpolitik ziehen. Aus der tatsächlichen Arbeitswei- 
se und Machtstruktur in den Fraktion-en ergeben sich nahe- 
liegende Folgen. 

Zunächst gibt es für alle Mandatsträger gemeinsame 
Politikfaktoren. Alle Kommunalpolitiker werden gewählt, 
so daß sie in der Öffentlichkeit für ihre Person und Politik 
gerade stehen müssen. Daraus ergibt sich zum einen das 
Interesse, individuell erkennbar am politischen Prozeß teil- 
zunehmen und zum anderen die Anliegen ihrer Wähler- 
schaft befördern zu können. Überspitzt gesagt, irgendwie 
das Klappern des Kanaldeckels unterbinden zu können. Zu 
dieser Treuhänderrolle des Politikers kommt die Delegier- 
tenrolle, denn in größeren Gemeinden werden Parteien 
oder Vereinigungen gebraucht, um ein Mandat erringen 
zu können. 

Unterschiedliche Einflußmöglichkeiten von  Kom- 
munalpol i t iker lnnen 
Im politischen Prozeß unterscheiden sich die Einflußmög- 
lichkeiten der Rats- oder Kreistagsmitglieder jedoch grund- 
sätzlich. Die kommunalpolitische Praxis in den größeren 
Gemeinden ist von einem parlamentarischen Politikstil ge- 
prägt. Entgegen der Fiktion der Gemeindevertretung als 
einheitliches Verwaltungsorgan, die der Gemeindeord- 
nung zugrunde liegt, geht es um Mehrheit und Minder- 
heit. Die Fraktionen sind die eigentlichen Akteure in Räten 
und Kreistagen. Im Plenum und Hauptausschuß werden 
häufig vorentschiedene Positionen lediglich verkündet. 

Die eigentliche Entscheidungsfindung läuft im Vorfeld 
und wird von ,,Vorentscheidern" getroffen, die sich aus 
den Spitzen der Mehrheitsfraktion(en), der möglicherwei- 
se einbezogenen Minderheit, sowie der Verwaltungsspitze 
zusammensetzen. Diese Grenzgänger zwischen Politik und 
Verwaltung kennen sowohl den politischen wie den admi- 
nistrativen Bereich und sind wechselseitig in Abhängigkei- 
ten verbunden: KeineVerwaltung kann ohne die Ratsmehr- 
heit handeln, keine Ratsmehrheit kann etwas ohne die Ver- 
waltung durchsetzen. Teilweise hat sich diese Führung 
zum Modell des ,,zentralen Politikers" verdichtet, der allein 
die Richtlinien der Stadtpolitik bestimmt. Durch die Einfüh- 
rung der hauptamtlichen Bürgermeister, in inzwischen 
ganz Deutschland, wird diese Tendenz noch verstärkt. 

Unterhalb dieser Führungsspitze gibt es die Ebene der 
Fachpolitik. Die hohe Aufladung mit Fachwissen und De- 
tails ermöglicht keine Kontrolle der Gesamtpolitik durch 
eine kleine Vorentscheidergruppe. Hier haben sich häufig 
auf der Ebene der Fachausschüsse und der entspechenden 
Verwaltungsebene ,,vertikale Seilschaften" gebildet, die 
mit erheblichem Freiraum Fachpolitik betreiben. Aus dieser 
Gruppe rekrutieren sich häufig auch die Aufsichtsräte der 
kommunalen Beteiligungen, die öffentliche Aufgaben in 
privater Rechtsform oder als Eigenbetrieb erledigen. Diese 
Fachpolitiken können untereinander und mit der Gesamt- 
politik im Gegensatz stehen. Sie ist allerdings dezentraler 
und qualifizierter und kann vor allem einer großen Anzahl 
von Kommunalpolitikern realen Einfluß verschaffen. 

Daneben gibt es eine weitere Gruppe von Mandatsträ- 
gern, die keinen realen Einfuß auf die große Linie der Kom- 
munalpolitik besitzen. Sie konnten allerdings bislang häu- 
fig Partikularinteressen aus bestimmten Bevölkerungsgrup- 
pen und Stadtteilen im Austausch gegen Loyalität mit der 
Mehrheit durchsetzen. 

Unterschiedliche Konsequenzen der ,,Neuen 
Steuerung" 
Die Einführung von Elementen der neuen Steuerung wird 
die genannten Gruppen im unterschiedlichen Maße be- 
treffen: Die Vorentscheidergruppe profitiert. Eine Entfrach- 
tung der Politik von Detailfragen und eine Konzentration 
auf weniger Fachausschüsse trocknet die Nischen an Fach- 
politik aus, die sich aus der Unübersichtlichkeit im Ent- 
scheidungsfindungsprozeß gebildet haben. Die Con- 
trollingmöglichkeiten ermöglichen einen Vergleich der Ko- 
sten über die verschiedenen Fachbereiche hinweg. Dazu 
kommen die Zentralisierungstendenzen, die direkt keinen 
Bezug zu den NSM haben. Nach Abschaffung der Doppel- 
spitze in NRW und Niedersachsen gibt es überall starke 
und direkt gewählte Bürgermeister und Landräte. Die Ver- 
waltungsreform hat vielen von ihnen noch zentrale Steue- 
rungsämter zugewiesen, was auch ihre Stellung in der Ver- 
waltung stärkt. Die Tendenz des Verschwindens absoluter 
Mehrheiten führt zum Zwang, Politik unter verschiedenen 
Fraktionen und der Verwaltung auszuhandeln. Auch hier 
sind nur wenige Politiker gefragt. 

Die Gruppe der Fachpolitiker schrumpft. Die Tendenz, 
die Fachausschüsse entlang der Fachbereiche zu schnei- 
den, Iäßt viele prestigeträchtige Ausschüsse verschwinden. 
Der Sportausschuß, der die Zuschüsse an die Vereine ver- 
teilt, oder der Feuerwehrausschuß verschwinden. Die ver- 
bleibenden Fachausschüsse und deren Vorsitzende haben 
allerdings einen Machtzuwachs zu verzeichnen. Wenn die 
Forderung nach Dezentralisierung ernst genommen wird, 
sollten auch die Entscheidungen weitgehend im Ausschuß 
fallen. 

Die Gruppe der ,,Hinterbänkler" wird nicht nur weiter 
an Einfluß verlieren, sondern die Möglichkeiten der Stell- 
vertreterpolitik für den Ortsteil 
oder bestimmte Basisinitiativen 
werden fast vollständig weg- 

Mit Einführung der Neuen Steuerung 

fallen. Damit wird sich auch die wird sich auch die Struktur und Kultur 
Struktur und Kultur in den in den Fraktionen der traditionellen 
Fraktionen der traditionellen 
SPD-Hochburgen verändern. SPD-Hochburgen verändern. Praktisch 
Diese Gruppe zeichnete sich veranlagte Lokalpolitiker werden ver- 
durch einen ,,Hang zum Kon- 
kreten" aus. Zur Anschaffung drängt. 
eines PKW im Wert von 
30.000,- DM kann jeder etwas sagen, Kanalsanierungsko- 
sten oder Konzessionsabgaben im zweistelligen Millionen- 
bereich bleiben Vielen unvorstellbar. So werden vor allem 
praktisch veranlagte Lokalpolitiker verdrängt. Dies ist bei 
den Bildungsvoraussetzungen auch eine soziale Selektion. 
Der in den Vorruhestand geschickte Hüttenarbeiter wird 
durch noch einen Lehrer ersetzt. 

Fazit 
Die Einführung von Elementen des neuen Steuerungsmo- 
dells ist notwendig, weil die bürokratische Steuerung nicht 
mehr zeitgemäß ist. Die Möglichkeiten des Controlling und 
der Outputsteuerung ermöglichen es der Kommunalpoli- 
tik, die knappen Ressourcen besser einzusetzen. Wie in vie- 
len Bereichen der Modernisierung des öffentlichen Sektors 
geht es nicht um das „Ob" der Modernisierung, sondern 
um die Gestaltung des Wandels. Linke Politik vor Ort setzt 
handlungsfähige Kommunen voraus. Darum muß der 
haushaltsbedingte Zwang, Vermögen zu verschleudern, 
verschwinden. Es muß aber auch der bis in weiten Teilen 
der Sozialdemokratie verbreiteten Ideologie des ,,Konzerns 
Stadt" als Abbild eines Wirtschaftsunternehmens entge- 
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nahe legt Kommunalpolitik stellt sich namlich in der Regel 
nicht als das Durchfuhren von programmatischen Ent- 
scheidunqen dar, sondern ist ein Prozeß der permanenten 

Von der Bundesregierung war keine Hilfe zu erwarten. 
Es lag zum einem in ihrem Interesse und im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten, den Bundeshaushalt auf Kosten der ande- 
ren öffentlichen Haushalte zu sanieren. Zum anderen war 
es sogar ideologisch gewollt, ,,Privatisierungsdruck" auf die 
Kommunen auszuüben. 

So war der Boden für ein Reformmodell geschaffen, 
das den Kommunen Hilfe aus eigener Kraft versprach. 
Das Neue Steuerungsmodell kam diesen Bedürfnissen 
soweit entgegen, daß eine Reformeuphorie entstand, 
die in der Verwaltungslandschaft in Deutschland ihres- 
gleichen sucht. 

Das NSM versprach mit der Beschreibung des ,,Dienst- 
leistungsunternehmens Stadtverwaltung'' darüber hinaus 
noch ein attraktives und zeitgemäßes Leitbild in der Öf- 
fentlichkeit. Jeder Kommunalpolitiker, der nicht hoff- 
nungslos unmodern wirken wollte, mußte sich also zu- 
mindest begrifflich auf ,,Neue Steuerung" beziehen. Es 
gibt deshalb heute kaum noch eine Kommune, die groß 
genug ist, um eine differenzierte Verwaltung aufzuwei- 
sen, die nicht das eine oder andere Instrument des NSM 
anwenden würde. 

Die Rolle der Kommunalpolitik im Modell und in 
der Realität 
Die Politik soll das ,,Wasr', die Verwaltung das „Wie" der 
Politik in der Kommune bestimmen, so heißt kurzgefaßt 
die Aufgabenteilung der Akteure nach dem NSM. 

Danach entscheidet die politische Führung (Gemeinde- 
rauKreistag) über die strategische Entwicklung der Kom- 

mune. Sie setzt der Verwaltung 

Die Beurteilung der ,,Neuen Steue- Ziele, deren Einhaltung sie per- 
manent überprüft. Der Verwal- 

rung" durch Kommunalpolitiker ent- tung bleiben'die notwendigen 

scheidet sich in erster Linie durch de- Einzelentscheidungen zur Er- 
füllung dieser politischen Lei- 

ren Jeweilige Stellung im politischen stungsaufträge, also das 

Pr02eß. ,,Wie", überlassen. Einzelein- 
griffe der Politik in die einzel- 
nen Umsetzungsprozesse fin- 

den nicht statt. Die Politik ist Auftraggeber, die Verwaltung 
ist Auftragnehmer. Die Vereinbarungen über die zu erbrin- 
genden Leistungen werden als Kontrakte bezeichnet. 

Diese modellhafte Arbeitsteilung ist sehr schnell auf Kri- 
tik gestoßen. Die Realität im kommunalpolitischen Prozeß 
ist viel komplexer als die anvisierte Arbeitsteilung im NSM 

und partiellen Anpassung an veränderte Problemlagen 
und Interessen. Auch sind viele Umsetzungsschritte ausge- 
sprochen politisch: Öffentliche Diskussionen ranken meist 
nicht um grobe Zielsetzungen, sondern um Umsetzungs- 
maßnahmen: Wo soll die neue Gesamtschule hin? Darf 
diese oder jene örtliche Straße gesperrt werden? 

Schließlich ist der Wert der Outputkontrolle anhand der 
aus der Betriebswirtschaftslehre importierten Controlling- 
maßnahmen fraglich. Eine Kommune ist kein Konzern. Las- 
sen sich die Kosten der Stilllegung eines PKW noch relativ 
leicht bestimmen, so ist die Bewertung der Leistung einer 
biologischen Station selbst schon politisch. Ein Produkt- 
haushalt und eine Ergebniskontrolle allein nach Kostenge- 
sichtspunkten könnte die Politik in die Rolle eines Wirt- 
schaftsprüfers drängen. Es geht nicht mehr um die Förde- 
rung des Einwohnerwohls, was die Gemeindeordnungen 
vorschreiben, sondern um reine Effizienz im Sinne von Ko- 
stenminimierung. 

Diese Kritik hat bereits zu Konsequenzen seitens der 
NSM Protagonisten geführt. In einem 1996 von der KGST 
erstellten Politikerhandbuch zu den NSM wird bereits die 
Forderung der klaren Aufgabentrennung von Politik und 
Verwaltung als ,,Faustformel" relativiert, es gehe lediglich 
um eine Verschiebung der Schwerpunkte. 

Die Veränderung der kommunalpolitischen Praxis 
Die im Modell eingeforderte Änderung der Arbeitsweise 
der Kommunalpolitik war und ist ganz hinten auf der Ta- 
gesordnung der Reform. Zunächst wurden häufig Maß- 
nahmen ergriffen, die unmittelbar Haushaltsrelevanz hat- 
ten. Meist war die Einführung der Budgetierung der erste 
Schritt. Die Beteiligung der Kommunalpolitiker beschränk- 
te sich weitgehend auf die Durchführung von Bildungsver- 
anstaltungen, die meist nicht über einen oberflächlichen 
Einstieg hinauskamen. Auch war aus der tatsächlichen Po- 
litikverflechtung heraus in der Praxis keine strikte Trennung 
von Entscheidung und Durchführung möglich. Es vollzog 
und vollzieht sich in einem langsamen Prozeß eine Verän- 
derung der Entscheidungswege in der Kommune. Durch 
einen veränderten Verwaltungsaufbau und weitgehendere 
Entscheidungsmöglichkeiten in den Fachbereichen werden 
die Möglichkeiten der Kommunalpolitiker, direkt Einfluß zu 
nehmen, geringer, ohne daß dieses formell beschlossen 
werden müßte. Die Konzentration auf eine geringere An- 
zahl von Ausschüssen entlang der Fachbereichsgrenzen 
und die Einführung von Zielvereinbarungen konzentriert 
die Möglichkeit der Machtausübung auf weniger Rats- . 
oder Kreistagsmitglieder. 

Entgegen der Fiktion in den Gemeindeordnungen und 
in der Theorie des Neuen Steuerung gibt es nicht den 
,,Kommunalpolitiker". Je nach Größe des Ortes, Zusam- 
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mensetzung der Vertretung nach Parteigruppen, Rolle des 
Mandatsträgers in der Fraktion oder in den Ratsgremien 
sind Einfluß, Interessen und Arbeitsweise grundverschie- 
den. Die gesetzlichen Grundlagen sind nur ein Faktor unter 
vielen, die die tatsächlichen Entscheidungsprozesse vor Ort 
bestimmen. ie Beurteilung der ,,Neuen Steuerung" durch 
Kommunalpolitiker entscheidet sich also in erster Linie 
durch deren jeweilige Stellung im politischen Prozeß. 

Eine inzwischen vom Gelsenkirchener Institut für Arbeit 
und Technik durchgeführte Repräsentativbefragung von 
Politikern (VEKA-Befragung) stellt fest, daß die Haltung von 
Ratsmitgliedern zu den Reformkonzepten sehr heterogen 

tender Ebene für eine Chance für ein ökologisch-soziales 
Politikmodell. Hier liegt die Perspektive kooperativer 
Kommunalpolitik. 

Die Notwendigkeit, die Doppelstrategiedebatte 
neu zu führen 
Die Trennung der kooperativen Ebene in der Region von 
der Ebene der politischen Entscheidungen erfordert Ant- 
worten auf zwei strategische Fragen: Wie erhalten die für 
die Regionen wirksamen Projekte und dieam Runden Tisch 
erzielten Konsense ihre gesellschaftliche demokratische Le- 
gitimation und wie lassen sich gesellschaftlich relevante 
Programmvorstellungen der Linken im regionalen Diskurs 
wirksam vertreten? 

Die Legitimationsproblematik stellt sich vor allem 
deshalb, weil die Projektorientierung die monofunktio- 
nale Beschlußsicherheit öffentlicher Gremien sowohl in 
der Reichweite in der Region als auch gegenüber den 
anderen Politikebenen überschreitet. In fast allen ,,Run- 
der Tisch"-Projekten werden die kommunalen Grenzen 
sowohl aus Gründen der übergreifenden Problemkon- 
stellation als auch unterschiedlicher Zuständigkeit von 
Akteuren überschritten. In landesgesetzlichen und bun- 
desgesetzlichen Regelungen bedarf es Öffnungsklau- 
seln, die ,,Runden Tischen" die Kompetenz für vertragli- 
che Regelungen übertragen. Als Orientierungen können 
die Modalitäten von EU-Programmen dienen, aber auch 
im Sozialgesetzbuch sind Regelungen für die Arbeit von 
Arbeitsgemeinschaften oder Trägern von öffentlichen 
Aufgaben vorgesehen. So ermöglichte vertragliche Ver- 
einbarungen müssen von den jeweiligen kommunalen 
Parlamenten verabschiedet werden. Dadurch wird auch 
der öffentliche demokratische Diskurs gesichert. Den 
Projekten müßte allerdings ein Vorschlagsrecht gegeben 
werden, dass die rechtzeitige Beratung in den parla- 
mentarischen Gremien sichert. 

Für die denkbaren öffentliche Aufgaben einbeziehen- 
den Entwicklungsfelder müßten die jeweils spezifischen 
Bedingungen für die Kontraktformen definieit werden. Die 
auf diese Weise getroffenen Regelungen, ergänzt vor allem 
um die Budgetierung der in Frage kommenden Haushalte, 
sind geeignete Formen, um die Legitimation der Koopera- 
tion in der Region zu sichern. Diese Form scheint mir sinn- 
voller als die Schaffung neuer öffentlicher Entscheidungs- 
gremien wie etwa von Regionalkonferenzen oder die Über- 
tragung der Aufgaben an Bezirksregierungen. 

Die Frage, inwieweit in einem solchen Politikmodell lin- 
ke Programmatik Chancen hat, setzt die alte Juso-Diskussi- 
on der Doppelstrategie auf die Tagesordnung. Wie lassen 
sich außerparlamentarische und außerinstitutionelle Initia- 
tiven mit innerinstitutionellen und parlamentarischen In- 
itiativen verbinden, wie Iäßt sich außerinstitutioneller Druck 
in Entscheidungen umsetzen? Schon Anfang der 70er Jah- 
re ging es nicht nur um Massendruck, sondern auch um 
Mitarbeit und die Unterstützung von Initiativen und Pro- 
jekten. Die relativ offene Form der Arbeit von Runden Ti- 
schen (trotz der auch abschließenden Rolle von Steue- 
rungsgruppen), die Tatsache, dass sich in der Arbeit letzt- 
lich persönliche Vertrauensbeziehungen herstellen, dass 
die spezifischen institutionellen Aufgaben der Teilnehmer 
ausdrücklich nicht angetastet werden, ermöglichen die 
Mitarbeit von Mitgliedern und auch Funktionsträgern von 
Parteien und das Einbringen perspektivischer gesellschaft- 
licher Vorstellungen beispielsweise in die Leitbild- und Ziel- 
diskussion. Die Glaubwürdigkeit der politischen Teilnehmer 
der Runden Tische erweist sich beim öffentlichen Diskurs 
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um die Verabschiedung der Vereinbarung im zuständigen 
Gremium. 

Wenn das beschriebene Politikmodell besser in der 
Lage ist, die Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland 
ökologisch und sozial verantwortlicher demokratisch wei- 
terzuentwickeln und die Bürgerinnen und Bürger aktiver 
einzubeziehen, dann ist die Durchsetzung des Modells ein 
linkes Projekt. 

Tätigkeitsbereiche kooperativer Kommunalpolitik 
Die Anstöße zu Feldern kooperativer Kommunalpolitik sind 
vielfältig. Es gibt Entwicklungen, die auf äußeren Anstößen 
beruhen wie die Agenda 21 -Aktivitäten oder die nationa- 
len und internationalen Netzwerkinitiativen wie das Ge- 
sunde Städte-Netzwerk der WH0 oder das Netzwerk „Ci- 
ties of tomorrow" der Hans-Böckler-Stiftung, der Bertels- 
mannstiftung und der kommunalen Gemeinschaftsstelle 
oder regionale Initiativen wie der Arbeitskreis ,,betriebliche 
Gesundheitsförderung Nordhessen" oder das Projekt „re- 
gionale Bildungslandschaften in Nordrhein-Westfalen", die 
oft aus institutionellem oder auch ehrenamtlichem Enga- 
gement erwachsen sind. 

Ein Feld, das in vielen Regionen bereits auf jahrelange 
Prozeßerfahrung zurückgreifen kann, ist die Wirtschafts- 
förderung und die Beschäfti- 
gungsförderung. Aus dem 
,,Cities of tomorrow"-Netz- Für die Linke stellt sich die Frage, wie 

werk sei auf wichtige Schwer- sie sich zu dem Trend der kooperati- 
punkte verwiesen: gute Schul- 
landschaft, Regionale Mobili- ven Arbeit der Akteure in Netzwerken, 
tät, ~ n t e ~ k a t i o n  ausländischer an runden Tischen, zu regionalen Ar- 
Mitbürger, Strategischer Ein- beitskreisen verhalten soll. 
satz von Informationstechno- 
logie, Strategisches Manage- 
ment mit dem Ziel der Gestaltung neuer Kooperationsfor- 
men zwischen Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Bür- 
gerschaft. 

Schon jetzt gibt es eine beachtliche Zahl von Bürgerin- 
nen und Bürgern, die zum Teil beruflich, zum Teil politisch 
motiviert, zum Teil in Wahrnehmung eigener Interessen in 
einem Modell kooperativer Kommunalpolitik Akteure sind. 
Sie wirken weit über das Maß des Engagements von Wäh- 
lern und auch Parteimitgliedern an der Gestaltung der öf- 
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fentlichen Verhältnisse mit und entwickeln im Rahmen die- 
ser Tätigkeit erhebliche gesellschaftliche und politische Ge- 
staltungskompetenz. 

,,Wenn die Produktionsverhältnisse zur Fessel der 
Produktivkraftentwicklung werden ..." 
Das Ziel kooperativer Politik ist es, gesellschaftliche Aufga- 
ben möglichst effizient für die Gesamtgesellschaft zu lei- 
sten. Dadurch wird Kooperation in der Region selbst zur 
Produktivkraft. Diesem Ansatz stehen als Hindernis oft ge- 
wachsene normative und organisatorische Strukturen und 
Verständnisse entgegen, die verändert oder zumindest ge- 
öffnet werden müssen. 

Die meisten Institutionen, die als Akteure kooperativer 
Kommunalpolitik unverzichtbar sind, werden von einem 
monofunktionalen Selbstverständnis geprägt. Darin ange- 
legt ist die Abschottung von anderen Institutionen, die ih- 
rerseits das vergleichbare Selbstverständnis haben. In der 
Kooperation gefragte multifunktionale Kreativität und Öff- 
nung bleiben oft gegenüber der lnstitutionenkonkurrenz 
auf der Strecke. Beispielhafte Anschauung liefern inter- 
kommunale Projekte in der Wirtschaftsförderung, Versu- 
che der Verzahnung in der Beschäftigungsförderung, Ver- 
suche, die Gesundheitsförderung als gemeinsame regiona- 
le Aufgabe der Krankenkassen zu konzipieren, und viele 
andere Versuche, über Projekte zur Kooperation zu gelan- 
gen. 

Ein weiteres Problem ist die vertikale Einbindung von 
Akteuren, die eine horizontal angelegte Kooperation be- 

hindert. Sowohl der politische 
Teil als auch der verbandlich 

Die Kooperation in Netzwerken auf orientierte Teil, aber auch un- 

kommunaler, die Gemeindegrenzen ternehmen jm KOnzernzusam- 
menhang hängen an vonein- 

jedoch überschreitender Ebene ist eine ander getrennten Informati- 
Chance für ein ökologisch-soziales OM-, Kommunikations- und 

Konzeptionssträngen. Sie wer- 
Politikmodell. den nur unter den Bedingun- 

gen eines vertrauensvoll mit- 
einander umgehenden Netzwerkes horizontal zusam- 
menarbeiten. Ein besonders nachvollziehbares Beispiel ist 
der oft getrennt betriebene Versuch, Programme der Eu- 
ropäischen Union für die eigene Institution zu nutzen, 
obwohl der regionale Austausch den Zugang zu Pro- 
grammen der Europäischen Union sehr viel effizienter 
und effektiver und umfassender eröffnen kann. 

Das dritte die Kooperation behindernde Element ist der 
nach unterschiedlichen Linien organisierte Mittelfluß in 
eine Region und die Bindung der Mittelvergabe an strikte, 
meist vom Haushaltsrecht gesetzte Richtlinien. Diese Tren- 
nung steht einer komplementär finanzierten Problembear- 
beitung, die die Geldflüsse übergreift im Wege. In der Re- 
gion gibt es in vielen Bereichen eine übergreifende Pro- 
blembetrachtung, aus der sich Forderungen an Gesetz- 
und Verordnungsgeber gewinnen lassen. 

Das betrifft die Zusammenführung von Wirtschaftsför- 
derung und'regionalisierter Strukturpolitik genauso wie 
Bereiche der Regionalisierurig der Gesundheitspolitik oder 
der Bildungs- und Kulturpolitik 

Ein Beispiel aus dem Bereich der Bildungs- und Beschäf- 
tigungs- und Ausbildungsförderung mag als Anschauung 
dienen: 

20% der Schulabgänger eines Jahrgangs nach der Se- 
kundarstufe I im Bereich des Schulamtes Kassel haben 
Ansprüche auf ausbildungsbegleitende Hilfen nach dem 
Jugendhilferecht bzw. nach den instrumenten des Ar- 

beitsförderungsgesetzes. Das machten im Jahr 1996 im 
Bereich des Arbeitsamtsbezirks Kassel rd. 16 Mio. DM 
aus. Wenn es rechtlich möglich wäre, diese Mittel auch 
zur präventiven Förderung während der Schulzeit einzu- 
setzen, könnte sicherlich die Zahl derjenigen, die erfolg- 
reich in Ausbildungsverhältnissen am Berufs- und Arbeits- 
leben teilnehmen, gesteigert werden. Die zentrale Frage 
des ,,Runden Tisches Bildung Nordhessen", an dem alle 
wichtigen Akteure der Region teilnehmen, lautete: Was 
kostet es an gesellschaftlichem Aufwand, wenn der Über- 
gang von Schule in Berufs- und Arbeitswelt so abrupt er- 
folgt, dass die Schülerinnen und Schüler praktisch nicht 
vorbereitet werden? Der Runde Tisch Bildung leitet dar- 
aus die Forderung ab, dass die Mittel der Arbeitsverwal- 
tung und der Jugendämter komplementär zu Akzentset- 
Zungen der Hinführung zur Arbeitswelt für Projekte ein- 
gesetzt werden können. 

Die Erfahrungen mit den Europäischen Sozialfonds 
zeigen, dass Fondsmittel projektbezogen zielgenauer und 
damit effizienter eingesetzt werden können als im übli- 
chen getrennten Anspruchverfahren. Aus der Arbeit des 
,,Runden Tisches Bildung Nordhessen" entwickeln sich 
ständig neue Fragen nach gesellschaftlichen Effizienzen 
als Ausdruck, dass es sich im Bildungswesen um ein ge- 
sellschaftliches Non-Profit-System handelt, das durch die 
Formeln wie Kundenorientierung, Produktorientierung, 
Konkurrenz von Schulen um ,,ranking-freie Plätze, Spon- 
sorengelder, die alle aus einem betriebswirtschaftlichen 
Konkurrenzmodell entlehnt sind, nicht zureichend erfaßt 
wird. 

In einem solchen Kontext haben die Effizienzfragen 
eine weiterreichende Dimension. Was kostet ein Sitzen- 
bleiber oder Schulabbrecher die Gesellschaft? Produ- 
ziert ein streng nach Schulformen getrenntes Schulsy- 
stem vermeidbare gesellschaftliche Kosten? Was kostet 
es die Gesellschaft, wenn Bildungsgänge nacheinander 
organisiert werden, die auch miteinander verzahnt wer- 
den können? Müssen allgemeinbildende, berufsbezoge- 
ne, wissenschaftspropädeutische Bildungsgänge streng 
getrennt sein? Ist es sinnvoll, wenn beispielsweise Abitu- 
rienten die Sekundarstufe II im dualen System nochmals 
absolvieren? 

Was kostet es an gesellschaftlichem Aufwand, wenn 
die Übergänge von Schule in Berufs- und Arbeitswelt in der 
Regel abrupt erfolgen? 

Was kostet es schließlich die Gesellschaft, wenn bei im- 
mer mehr Lehrerlnnen vorzeitige Berufs- oder Erwerbsun- 
fähigkeit durch Stress und Überforderung eintritt? Ist es 
hier nicht widersinnig, wenn Bundesländer Altersentla- 
stung für Lehrerlnnen kürzen statt Altersteilzeitmodelle 
voranzutreiben? 

Zu den Effizienzfragen gehört auch die Entwicklung ei- 
nes zukunftsfähigen Leistungsbegriffs und eines angemes- 
senen Qualitätsbegriffs für Schulen und eine darauf abge- 
stellte Lehrerlnnenausbildung und Gestaltung der Lehre- 
rlnnenarbeitszeit. 

Im Unterschied zu den betriebswirtschaftlich orientier- 
ten Fragestellungen müssen die gesellschaftlich orientier- 
ten Effizienzfragen von den politischen Entscheidungsträ- 
gern in die politischen Rahmenbedingungen sich selbst 
steuernder Schule eingebracht und können nicht auf die 
Lehrerlnnen abgewälzt werden. 

Aus den Beispielen ergeben sich zwingend Formen der 
Verzahnung der kooperativen Prozesse mit dem politi- 
schen Entscheidungszusammenhang und damit Heraus- 
forderungen an eine Linke Politik. SPW 

1 Das fünfte Rad am Wagen? 
Kommunalpolitik und neue Steuerung 

I von Olaf Schade* 

Die Neue Steuerung 
,,Neue Steuerung" ist das Schlagwort der neunziger Jahre 
in der Kommunalpolitik. 

Seit dem Bericht 511993 der Kommunalen Gemein- 
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGST) ist der 
Begriff des ,,Neuen Steuerungsmodells" (NSM) in so vielen 
Zusammenhängen gebraucht worden, daß sein Gebrauch 
in Deutschland weitgehend identisch mit der Diskussion 
über Verwaltungsmodernisierung geworden ist. Dies hat 
den Nachteil, daß die begriffliche Unschärfe zu so vielen 
Varianten in der Umsetzung geführt hat, daß kaum ein 
einheitliches Resümee zu den Konsequenzen in der Kom- 
munalpolitik und für die örtlichen Akteure gezogen wer- 
den kann. 
. Die KGST wollte damals die Funktionsmängel der Kom- 
munalverwaltungen durch die Entwicklung eines Leitbilds 
,,Dienstleistungsunternehmen Kommune" bekämpfen. 

Die Kernelemente des Neuen Steuerungsmodells im 
Modell der KGST ist der Aufbau einer unternehmensähnli- 
chen dezentralen Führungs- und Organisationsstruktur. 
Dazu gehören unter anderem die klare Verantwortungsab- 
grenzung zwischen Politik und Verwaltung, die Führung 
durch den Abschluß von Zielvereinbarungen (Kontrakte) 
statt durch Einzeleingriff und die Schaffung von Instru- 
menten zur Steuerung der Verwaltung anhand von Ergeb- 
nissen (Outputsteuerung). Der Aufbau der Verwaltungen 
sollte dezentrale Fachbereiche mit weitgehender Gesamt- 
verantwortung und eine zentrale Steuerungsinstanz um- 
fassen. 

Diese Vorschläge fielen auf fruchtbaren Boden. Viele 
Kommunen befanden sich nach Abflauen des Vereini- 
gungsbooms in einer akuten Finanzkrise. Das Neue Steue- 
rungsmodell versprach eine effektivere Verwaltung und 
somit Kostenersparnis für die Kämmerer. 

Das überkommene bürokratische Verwaltungsmodell 
war aber auch objektiv an seine Grenzen gestoßen. Das 
traditionelle Verwaltungsbild geht von der Verwaltung als 
einer reinen rechtsanwendenden und rechtsumsetzenden 
Verwaltung aus. Dazu gehört eine straffe Hierarchie, eine 

durchgehende Verrechtlichung und eine zentralistische 
Ressourcenverantwortung. Der Bereich der Ordnungsver- 
waltung, auf den dieses Modell noch am ehesten zuge- 
schnitten ist, ist aber durch den Aufgabenzuwachs der 
kommunalen Ebene auf rund 20 % zurückgedrängt wor- 
den. 

Nicht nur der Aufgabenzuschnitt der Kommunen hatte 
sich geändert, auch die Form der Haushaltserstellung und 
die Ämterstruktur waren nicht mehr zeitgemäß. 

Die kameralistische Haushaltsaufstellung ermöglichte 
den Ratsmitgliedern nur den Einfluß auf die Bereitstellung 
der Finanzen und nicht die Kontrolle der Verwirklichung 
der beabsichtigten Ziele. Die Orientierung an Haushaltsti- 
teln und das jährliche Haushaltsritual standen einer strate- 
gischen Planung oft entgegen. Informationen über Wert 
und Zustand der Liegenschaften und Beteiligungen lagen 
häufig nicht vor. Die verschiedenen Fachbereiche der Kom- 
munalverwaltung hatten keine Verantwortung für die not- 
wendigen Ressourcen, die sie zur Umsetzung ihrer Fachpo- 
litik benötigten. Diese Trennung von Fachverantwortung 
einerseits und Ressourcenverantwortung andererseits be- 
wirkte die Vernachlässigung von Kosten und Wirtschaft- 
lichkeitsgesichtspunkten in den Fachbereichen. 

Finanzknappheit bringt Zugzwang 
Diese strukturellen Defizite bestanden auch in den Jahren 
zuvor, doch konnten häufig durch höheren Mitteleinsatz 
die jeweiligen Ziele erreicht werden. Der Anstieg der Ar- 
beitslosigkeit und der Sozialabbau der Kohlregierung führ- 
ten zu explodierenden Sozial- 
hilfeleistungen der Kommu- 
nen, ln Strukt~rwandelgebie- Die im Neuen Steuerungsmodell ein- 

ten brach dazu die und geforderte ~nderung  der Arbeitsweise 
Gewerbesteuer ein, die Kosten 
der deutschen Einheit taten ein der Kommunalpolitik war und ist ganz 
übriges. hinten auf der Tagesordnung der Re- 

Die Finanzkommission zur 
Entwicklung der kommunalen form. 
Finanzen des Landes NRW 
stellte in ihrem Abschlußbericht aus August 1999 fest, daß 
die Haushalte seit Anfang der 90ziger Jahre soweit überla- 
stet sind, daß mehr Geld ausgegeben als eingenommen 
wird. Es habe sich ein lnvestitionsstau gebildet, Altfehlbe- 
träge aus Vorjahren, Substanzverzehr und bereits durchge- 
führte Vermögensveräußerungen belasteten die Hand- 
lungsfähigkeit der Kommunen. 

Diese Finanzknappheit brachte die Kreise, Städte und 
Gemeinden in Zugzwang. Wollten die Kommunen nicht 
hilflos in die Haushaltssicherung rutschen und noch mehr 
an Handlungsspielraum verlieren, mußten sie reagieren. 

* Olaf Schade, Hattingen, Mitglied des Kreistags Ennepe-Ruhr 
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fentlichen Verhältnisse mit und entwickeln im Rahmen die- 
ser Tätigkeit erhebliche gesellschaftliche und politische Ge- 
staltungskompetenz. 

,,Wenn die Produktionsverhältnisse zur Fessel der 
Produktivkraftentwicklung werden ..." 
Das Ziel kooperativer Politik ist es, gesellschaftliche Aufga- 
ben möglichst effizient für die Gesamtgesellschaft zu lei- 
sten. Dadurch wird Kooperation in der Region selbst zur 
Produktivkraft. Diesem Ansatz stehen als Hindernis oft ge- 
wachsene normative und organisatorische Strukturen und 
Verständnisse entgegen, die verändert oder zumindest ge- 
öffnet werden müssen. 

Die meisten Institutionen, die als Akteure kooperativer 
Kommunalpolitik unverzichtbar sind, werden von einem 
monofunktionalen Selbstverständnis geprägt. Darin ange- 
legt ist die Abschottung von anderen Institutionen, die ih- 
rerseits das vergleichbare Selbstverständnis haben. In der 
Kooperation gefragte multifunktionale Kreativität und Öff- 
nung bleiben oft gegenüber der lnstitutionenkonkurrenz 
auf der Strecke. Beispielhafte Anschauung liefern inter- 
kommunale Projekte in der Wirtschaftsförderung, Versu- 
che der Verzahnung in der Beschäftigungsförderung, Ver- 
suche, die Gesundheitsförderung als gemeinsame regiona- 
le Aufgabe der Krankenkassen zu konzipieren, und viele 
andere Versuche, über Projekte zur Kooperation zu gelan- 
gen. 

Ein weiteres Problem ist die vertikale Einbindung von 
Akteuren, die eine horizontal angelegte Kooperation be- 

hindert. Sowohl der politische 
Teil als auch der verbandlich 

Die Kooperation in Netzwerken auf orientierte Teil, aber auch un- 

kommunaler, die Gemeindegrenzen ternehmen jm KOnzernzusam- 
menhang hängen an vonein- 

jedoch überschreitender Ebene ist eine ander getrennten Informati- 
Chance für ein ökologisch-soziales OM-, Kommunikations- und 

Konzeptionssträngen. Sie wer- 
Politikmodell. den nur unter den Bedingun- 

gen eines vertrauensvoll mit- 
einander umgehenden Netzwerkes horizontal zusam- 
menarbeiten. Ein besonders nachvollziehbares Beispiel ist 
der oft getrennt betriebene Versuch, Programme der Eu- 
ropäischen Union für die eigene Institution zu nutzen, 
obwohl der regionale Austausch den Zugang zu Pro- 
grammen der Europäischen Union sehr viel effizienter 
und effektiver und umfassender eröffnen kann. 

Das dritte die Kooperation behindernde Element ist der 
nach unterschiedlichen Linien organisierte Mittelfluß in 
eine Region und die Bindung der Mittelvergabe an strikte, 
meist vom Haushaltsrecht gesetzte Richtlinien. Diese Tren- 
nung steht einer komplementär finanzierten Problembear- 
beitung, die die Geldflüsse übergreift im Wege. In der Re- 
gion gibt es in vielen Bereichen eine übergreifende Pro- 
blembetrachtung, aus der sich Forderungen an Gesetz- 
und Verordnungsgeber gewinnen lassen. 

Das betrifft die Zusammenführung von Wirtschaftsför- 
derung und'regionalisierter Strukturpolitik genauso wie 
Bereiche der Regionalisierurig der Gesundheitspolitik oder 
der Bildungs- und Kulturpolitik 

Ein Beispiel aus dem Bereich der Bildungs- und Beschäf- 
tigungs- und Ausbildungsförderung mag als Anschauung 
dienen: 

20% der Schulabgänger eines Jahrgangs nach der Se- 
kundarstufe I im Bereich des Schulamtes Kassel haben 
Ansprüche auf ausbildungsbegleitende Hilfen nach dem 
Jugendhilferecht bzw. nach den instrumenten des Ar- 

beitsförderungsgesetzes. Das machten im Jahr 1996 im 
Bereich des Arbeitsamtsbezirks Kassel rd. 16 Mio. DM 
aus. Wenn es rechtlich möglich wäre, diese Mittel auch 
zur präventiven Förderung während der Schulzeit einzu- 
setzen, könnte sicherlich die Zahl derjenigen, die erfolg- 
reich in Ausbildungsverhältnissen am Berufs- und Arbeits- 
leben teilnehmen, gesteigert werden. Die zentrale Frage 
des ,,Runden Tisches Bildung Nordhessen", an dem alle 
wichtigen Akteure der Region teilnehmen, lautete: Was 
kostet es an gesellschaftlichem Aufwand, wenn der Über- 
gang von Schule in Berufs- und Arbeitswelt so abrupt er- 
folgt, dass die Schülerinnen und Schüler praktisch nicht 
vorbereitet werden? Der Runde Tisch Bildung leitet dar- 
aus die Forderung ab, dass die Mittel der Arbeitsverwal- 
tung und der Jugendämter komplementär zu Akzentset- 
Zungen der Hinführung zur Arbeitswelt für Projekte ein- 
gesetzt werden können. 

Die Erfahrungen mit den Europäischen Sozialfonds 
zeigen, dass Fondsmittel projektbezogen zielgenauer und 
damit effizienter eingesetzt werden können als im übli- 
chen getrennten Anspruchverfahren. Aus der Arbeit des 
,,Runden Tisches Bildung Nordhessen" entwickeln sich 
ständig neue Fragen nach gesellschaftlichen Effizienzen 
als Ausdruck, dass es sich im Bildungswesen um ein ge- 
sellschaftliches Non-Profit-System handelt, das durch die 
Formeln wie Kundenorientierung, Produktorientierung, 
Konkurrenz von Schulen um ,,ranking-freie Plätze, Spon- 
sorengelder, die alle aus einem betriebswirtschaftlichen 
Konkurrenzmodell entlehnt sind, nicht zureichend erfaßt 
wird. 

In einem solchen Kontext haben die Effizienzfragen 
eine weiterreichende Dimension. Was kostet ein Sitzen- 
bleiber oder Schulabbrecher die Gesellschaft? Produ- 
ziert ein streng nach Schulformen getrenntes Schulsy- 
stem vermeidbare gesellschaftliche Kosten? Was kostet 
es die Gesellschaft, wenn Bildungsgänge nacheinander 
organisiert werden, die auch miteinander verzahnt wer- 
den können? Müssen allgemeinbildende, berufsbezoge- 
ne, wissenschaftspropädeutische Bildungsgänge streng 
getrennt sein? Ist es sinnvoll, wenn beispielsweise Abitu- 
rienten die Sekundarstufe II im dualen System nochmals 
absolvieren? 

Was kostet es an gesellschaftlichem Aufwand, wenn 
die Übergänge von Schule in Berufs- und Arbeitswelt in der 
Regel abrupt erfolgen? 

Was kostet es schließlich die Gesellschaft, wenn bei im- 
mer mehr Lehrerlnnen vorzeitige Berufs- oder Erwerbsun- 
fähigkeit durch Stress und Überforderung eintritt? Ist es 
hier nicht widersinnig, wenn Bundesländer Altersentla- 
stung für Lehrerlnnen kürzen statt Altersteilzeitmodelle 
voranzutreiben? 

Zu den Effizienzfragen gehört auch die Entwicklung ei- 
nes zukunftsfähigen Leistungsbegriffs und eines angemes- 
senen Qualitätsbegriffs für Schulen und eine darauf abge- 
stellte Lehrerlnnenausbildung und Gestaltung der Lehre- 
rlnnenarbeitszeit. 

Im Unterschied zu den betriebswirtschaftlich orientier- 
ten Fragestellungen müssen die gesellschaftlich orientier- 
ten Effizienzfragen von den politischen Entscheidungsträ- 
gern in die politischen Rahmenbedingungen sich selbst 
steuernder Schule eingebracht und können nicht auf die 
Lehrerlnnen abgewälzt werden. 

Aus den Beispielen ergeben sich zwingend Formen der 
Verzahnung der kooperativen Prozesse mit dem politi- 
schen Entscheidungszusammenhang und damit Heraus- 
forderungen an eine Linke Politik. SPW 

1 Das fünfte Rad am Wagen? 
Kommunalpolitik und neue Steuerung 

I von Olaf Schade* 

Die Neue Steuerung 
,,Neue Steuerung" ist das Schlagwort der neunziger Jahre 
in der Kommunalpolitik. 

Seit dem Bericht 511993 der Kommunalen Gemein- 
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGST) ist der 
Begriff des ,,Neuen Steuerungsmodells" (NSM) in so vielen 
Zusammenhängen gebraucht worden, daß sein Gebrauch 
in Deutschland weitgehend identisch mit der Diskussion 
über Verwaltungsmodernisierung geworden ist. Dies hat 
den Nachteil, daß die begriffliche Unschärfe zu so vielen 
Varianten in der Umsetzung geführt hat, daß kaum ein 
einheitliches Resümee zu den Konsequenzen in der Kom- 
munalpolitik und für die örtlichen Akteure gezogen wer- 
den kann. 
. Die KGST wollte damals die Funktionsmängel der Kom- 
munalverwaltungen durch die Entwicklung eines Leitbilds 
,,Dienstleistungsunternehmen Kommune" bekämpfen. 

Die Kernelemente des Neuen Steuerungsmodells im 
Modell der KGST ist der Aufbau einer unternehmensähnli- 
chen dezentralen Führungs- und Organisationsstruktur. 
Dazu gehören unter anderem die klare Verantwortungsab- 
grenzung zwischen Politik und Verwaltung, die Führung 
durch den Abschluß von Zielvereinbarungen (Kontrakte) 
statt durch Einzeleingriff und die Schaffung von Instru- 
menten zur Steuerung der Verwaltung anhand von Ergeb- 
nissen (Outputsteuerung). Der Aufbau der Verwaltungen 
sollte dezentrale Fachbereiche mit weitgehender Gesamt- 
verantwortung und eine zentrale Steuerungsinstanz um- 
fassen. 

Diese Vorschläge fielen auf fruchtbaren Boden. Viele 
Kommunen befanden sich nach Abflauen des Vereini- 
gungsbooms in einer akuten Finanzkrise. Das Neue Steue- 
rungsmodell versprach eine effektivere Verwaltung und 
somit Kostenersparnis für die Kämmerer. 

Das überkommene bürokratische Verwaltungsmodell 
war aber auch objektiv an seine Grenzen gestoßen. Das 
traditionelle Verwaltungsbild geht von der Verwaltung als 
einer reinen rechtsanwendenden und rechtsumsetzenden 
Verwaltung aus. Dazu gehört eine straffe Hierarchie, eine 

durchgehende Verrechtlichung und eine zentralistische 
Ressourcenverantwortung. Der Bereich der Ordnungsver- 
waltung, auf den dieses Modell noch am ehesten zuge- 
schnitten ist, ist aber durch den Aufgabenzuwachs der 
kommunalen Ebene auf rund 20 % zurückgedrängt wor- 
den. 

Nicht nur der Aufgabenzuschnitt der Kommunen hatte 
sich geändert, auch die Form der Haushaltserstellung und 
die Ämterstruktur waren nicht mehr zeitgemäß. 

Die kameralistische Haushaltsaufstellung ermöglichte 
den Ratsmitgliedern nur den Einfluß auf die Bereitstellung 
der Finanzen und nicht die Kontrolle der Verwirklichung 
der beabsichtigten Ziele. Die Orientierung an Haushaltsti- 
teln und das jährliche Haushaltsritual standen einer strate- 
gischen Planung oft entgegen. Informationen über Wert 
und Zustand der Liegenschaften und Beteiligungen lagen 
häufig nicht vor. Die verschiedenen Fachbereiche der Kom- 
munalverwaltung hatten keine Verantwortung für die not- 
wendigen Ressourcen, die sie zur Umsetzung ihrer Fachpo- 
litik benötigten. Diese Trennung von Fachverantwortung 
einerseits und Ressourcenverantwortung andererseits be- 
wirkte die Vernachlässigung von Kosten und Wirtschaft- 
lichkeitsgesichtspunkten in den Fachbereichen. 

Finanzknappheit bringt Zugzwang 
Diese strukturellen Defizite bestanden auch in den Jahren 
zuvor, doch konnten häufig durch höheren Mitteleinsatz 
die jeweiligen Ziele erreicht werden. Der Anstieg der Ar- 
beitslosigkeit und der Sozialabbau der Kohlregierung führ- 
ten zu explodierenden Sozial- 
hilfeleistungen der Kommu- 
nen, ln Strukt~rwandelgebie- Die im Neuen Steuerungsmodell ein- 

ten brach dazu die und geforderte ~nderung  der Arbeitsweise 
Gewerbesteuer ein, die Kosten 
der deutschen Einheit taten ein der Kommunalpolitik war und ist ganz 
übriges. hinten auf der Tagesordnung der Re- 

Die Finanzkommission zur 
Entwicklung der kommunalen form. 
Finanzen des Landes NRW 
stellte in ihrem Abschlußbericht aus August 1999 fest, daß 
die Haushalte seit Anfang der 90ziger Jahre soweit überla- 
stet sind, daß mehr Geld ausgegeben als eingenommen 
wird. Es habe sich ein lnvestitionsstau gebildet, Altfehlbe- 
träge aus Vorjahren, Substanzverzehr und bereits durchge- 
führte Vermögensveräußerungen belasteten die Hand- 
lungsfähigkeit der Kommunen. 

Diese Finanzknappheit brachte die Kreise, Städte und 
Gemeinden in Zugzwang. Wollten die Kommunen nicht 
hilflos in die Haushaltssicherung rutschen und noch mehr 
an Handlungsspielraum verlieren, mußten sie reagieren. 

* Olaf Schade, Hattingen, Mitglied des Kreistags Ennepe-Ruhr 
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nahe legt Kommunalpolitik stellt sich namlich in der Regel 
nicht als das Durchfuhren von programmatischen Ent- 
scheidunqen dar, sondern ist ein Prozeß der permanenten 

Von der Bundesregierung war keine Hilfe zu erwarten. 
Es lag zum einem in ihrem Interesse und im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten, den Bundeshaushalt auf Kosten der ande- 
ren öffentlichen Haushalte zu sanieren. Zum anderen war 
es sogar ideologisch gewollt, ,,Privatisierungsdruck" auf die 
Kommunen auszuüben. 

So war der Boden für ein Reformmodell geschaffen, 
das den Kommunen Hilfe aus eigener Kraft versprach. 
Das Neue Steuerungsmodell kam diesen Bedürfnissen 
soweit entgegen, daß eine Reformeuphorie entstand, 
die in der Verwaltungslandschaft in Deutschland ihres- 
gleichen sucht. 

Das NSM versprach mit der Beschreibung des ,,Dienst- 
leistungsunternehmens Stadtverwaltung'' darüber hinaus 
noch ein attraktives und zeitgemäßes Leitbild in der Öf- 
fentlichkeit. Jeder Kommunalpolitiker, der nicht hoff- 
nungslos unmodern wirken wollte, mußte sich also zu- 
mindest begrifflich auf ,,Neue Steuerung" beziehen. Es 
gibt deshalb heute kaum noch eine Kommune, die groß 
genug ist, um eine differenzierte Verwaltung aufzuwei- 
sen, die nicht das eine oder andere Instrument des NSM 
anwenden würde. 

Die Rolle der Kommunalpolitik im Modell und in 
der Realität 
Die Politik soll das ,,Wasr', die Verwaltung das „Wie" der 
Politik in der Kommune bestimmen, so heißt kurzgefaßt 
die Aufgabenteilung der Akteure nach dem NSM. 

Danach entscheidet die politische Führung (Gemeinde- 
rauKreistag) über die strategische Entwicklung der Kom- 

mune. Sie setzt der Verwaltung 

Die Beurteilung der ,,Neuen Steue- Ziele, deren Einhaltung sie per- 
manent überprüft. Der Verwal- 

rung" durch Kommunalpolitiker ent- tung bleiben'die notwendigen 

scheidet sich in erster Linie durch de- Einzelentscheidungen zur Er- 
füllung dieser politischen Lei- 

ren Jeweilige Stellung im politischen stungsaufträge, also das 

Pr02eß. ,,Wie", überlassen. Einzelein- 
griffe der Politik in die einzel- 
nen Umsetzungsprozesse fin- 

den nicht statt. Die Politik ist Auftraggeber, die Verwaltung 
ist Auftragnehmer. Die Vereinbarungen über die zu erbrin- 
genden Leistungen werden als Kontrakte bezeichnet. 

Diese modellhafte Arbeitsteilung ist sehr schnell auf Kri- 
tik gestoßen. Die Realität im kommunalpolitischen Prozeß 
ist viel komplexer als die anvisierte Arbeitsteilung im NSM 

und partiellen Anpassung an veränderte Problemlagen 
und Interessen. Auch sind viele Umsetzungsschritte ausge- 
sprochen politisch: Öffentliche Diskussionen ranken meist 
nicht um grobe Zielsetzungen, sondern um Umsetzungs- 
maßnahmen: Wo soll die neue Gesamtschule hin? Darf 
diese oder jene örtliche Straße gesperrt werden? 

Schließlich ist der Wert der Outputkontrolle anhand der 
aus der Betriebswirtschaftslehre importierten Controlling- 
maßnahmen fraglich. Eine Kommune ist kein Konzern. Las- 
sen sich die Kosten der Stilllegung eines PKW noch relativ 
leicht bestimmen, so ist die Bewertung der Leistung einer 
biologischen Station selbst schon politisch. Ein Produkt- 
haushalt und eine Ergebniskontrolle allein nach Kostenge- 
sichtspunkten könnte die Politik in die Rolle eines Wirt- 
schaftsprüfers drängen. Es geht nicht mehr um die Förde- 
rung des Einwohnerwohls, was die Gemeindeordnungen 
vorschreiben, sondern um reine Effizienz im Sinne von Ko- 
stenminimierung. 

Diese Kritik hat bereits zu Konsequenzen seitens der 
NSM Protagonisten geführt. In einem 1996 von der KGST 
erstellten Politikerhandbuch zu den NSM wird bereits die 
Forderung der klaren Aufgabentrennung von Politik und 
Verwaltung als ,,Faustformel" relativiert, es gehe lediglich 
um eine Verschiebung der Schwerpunkte. 

Die Veränderung der kommunalpolitischen Praxis 
Die im Modell eingeforderte Änderung der Arbeitsweise 
der Kommunalpolitik war und ist ganz hinten auf der Ta- 
gesordnung der Reform. Zunächst wurden häufig Maß- 
nahmen ergriffen, die unmittelbar Haushaltsrelevanz hat- 
ten. Meist war die Einführung der Budgetierung der erste 
Schritt. Die Beteiligung der Kommunalpolitiker beschränk- 
te sich weitgehend auf die Durchführung von Bildungsver- 
anstaltungen, die meist nicht über einen oberflächlichen 
Einstieg hinauskamen. Auch war aus der tatsächlichen Po- 
litikverflechtung heraus in der Praxis keine strikte Trennung 
von Entscheidung und Durchführung möglich. Es vollzog 
und vollzieht sich in einem langsamen Prozeß eine Verän- 
derung der Entscheidungswege in der Kommune. Durch 
einen veränderten Verwaltungsaufbau und weitgehendere 
Entscheidungsmöglichkeiten in den Fachbereichen werden 
die Möglichkeiten der Kommunalpolitiker, direkt Einfluß zu 
nehmen, geringer, ohne daß dieses formell beschlossen 
werden müßte. Die Konzentration auf eine geringere An- 
zahl von Ausschüssen entlang der Fachbereichsgrenzen 
und die Einführung von Zielvereinbarungen konzentriert 
die Möglichkeit der Machtausübung auf weniger Rats- . 
oder Kreistagsmitglieder. 

Entgegen der Fiktion in den Gemeindeordnungen und 
in der Theorie des Neuen Steuerung gibt es nicht den 
,,Kommunalpolitiker". Je nach Größe des Ortes, Zusam- 
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mensetzung der Vertretung nach Parteigruppen, Rolle des 
Mandatsträgers in der Fraktion oder in den Ratsgremien 
sind Einfluß, Interessen und Arbeitsweise grundverschie- 
den. Die gesetzlichen Grundlagen sind nur ein Faktor unter 
vielen, die die tatsächlichen Entscheidungsprozesse vor Ort 
bestimmen. ie Beurteilung der ,,Neuen Steuerung" durch 
Kommunalpolitiker entscheidet sich also in erster Linie 
durch deren jeweilige Stellung im politischen Prozeß. 

Eine inzwischen vom Gelsenkirchener Institut für Arbeit 
und Technik durchgeführte Repräsentativbefragung von 
Politikern (VEKA-Befragung) stellt fest, daß die Haltung von 
Ratsmitgliedern zu den Reformkonzepten sehr heterogen 

tender Ebene für eine Chance für ein ökologisch-soziales 
Politikmodell. Hier liegt die Perspektive kooperativer 
Kommunalpolitik. 

Die Notwendigkeit, die Doppelstrategiedebatte 
neu zu führen 
Die Trennung der kooperativen Ebene in der Region von 
der Ebene der politischen Entscheidungen erfordert Ant- 
worten auf zwei strategische Fragen: Wie erhalten die für 
die Regionen wirksamen Projekte und dieam Runden Tisch 
erzielten Konsense ihre gesellschaftliche demokratische Le- 
gitimation und wie lassen sich gesellschaftlich relevante 
Programmvorstellungen der Linken im regionalen Diskurs 
wirksam vertreten? 

Die Legitimationsproblematik stellt sich vor allem 
deshalb, weil die Projektorientierung die monofunktio- 
nale Beschlußsicherheit öffentlicher Gremien sowohl in 
der Reichweite in der Region als auch gegenüber den 
anderen Politikebenen überschreitet. In fast allen ,,Run- 
der Tisch"-Projekten werden die kommunalen Grenzen 
sowohl aus Gründen der übergreifenden Problemkon- 
stellation als auch unterschiedlicher Zuständigkeit von 
Akteuren überschritten. In landesgesetzlichen und bun- 
desgesetzlichen Regelungen bedarf es Öffnungsklau- 
seln, die ,,Runden Tischen" die Kompetenz für vertragli- 
che Regelungen übertragen. Als Orientierungen können 
die Modalitäten von EU-Programmen dienen, aber auch 
im Sozialgesetzbuch sind Regelungen für die Arbeit von 
Arbeitsgemeinschaften oder Trägern von öffentlichen 
Aufgaben vorgesehen. So ermöglichte vertragliche Ver- 
einbarungen müssen von den jeweiligen kommunalen 
Parlamenten verabschiedet werden. Dadurch wird auch 
der öffentliche demokratische Diskurs gesichert. Den 
Projekten müßte allerdings ein Vorschlagsrecht gegeben 
werden, dass die rechtzeitige Beratung in den parla- 
mentarischen Gremien sichert. 

Für die denkbaren öffentliche Aufgaben einbeziehen- 
den Entwicklungsfelder müßten die jeweils spezifischen 
Bedingungen für die Kontraktformen definieit werden. Die 
auf diese Weise getroffenen Regelungen, ergänzt vor allem 
um die Budgetierung der in Frage kommenden Haushalte, 
sind geeignete Formen, um die Legitimation der Koopera- 
tion in der Region zu sichern. Diese Form scheint mir sinn- 
voller als die Schaffung neuer öffentlicher Entscheidungs- 
gremien wie etwa von Regionalkonferenzen oder die Über- 
tragung der Aufgaben an Bezirksregierungen. 

Die Frage, inwieweit in einem solchen Politikmodell lin- 
ke Programmatik Chancen hat, setzt die alte Juso-Diskussi- 
on der Doppelstrategie auf die Tagesordnung. Wie lassen 
sich außerparlamentarische und außerinstitutionelle Initia- 
tiven mit innerinstitutionellen und parlamentarischen In- 
itiativen verbinden, wie Iäßt sich außerinstitutioneller Druck 
in Entscheidungen umsetzen? Schon Anfang der 70er Jah- 
re ging es nicht nur um Massendruck, sondern auch um 
Mitarbeit und die Unterstützung von Initiativen und Pro- 
jekten. Die relativ offene Form der Arbeit von Runden Ti- 
schen (trotz der auch abschließenden Rolle von Steue- 
rungsgruppen), die Tatsache, dass sich in der Arbeit letzt- 
lich persönliche Vertrauensbeziehungen herstellen, dass 
die spezifischen institutionellen Aufgaben der Teilnehmer 
ausdrücklich nicht angetastet werden, ermöglichen die 
Mitarbeit von Mitgliedern und auch Funktionsträgern von 
Parteien und das Einbringen perspektivischer gesellschaft- 
licher Vorstellungen beispielsweise in die Leitbild- und Ziel- 
diskussion. Die Glaubwürdigkeit der politischen Teilnehmer 
der Runden Tische erweist sich beim öffentlichen Diskurs 
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um die Verabschiedung der Vereinbarung im zuständigen 
Gremium. 

Wenn das beschriebene Politikmodell besser in der 
Lage ist, die Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland 
ökologisch und sozial verantwortlicher demokratisch wei- 
terzuentwickeln und die Bürgerinnen und Bürger aktiver 
einzubeziehen, dann ist die Durchsetzung des Modells ein 
linkes Projekt. 

Tätigkeitsbereiche kooperativer Kommunalpolitik 
Die Anstöße zu Feldern kooperativer Kommunalpolitik sind 
vielfältig. Es gibt Entwicklungen, die auf äußeren Anstößen 
beruhen wie die Agenda 21 -Aktivitäten oder die nationa- 
len und internationalen Netzwerkinitiativen wie das Ge- 
sunde Städte-Netzwerk der WH0 oder das Netzwerk „Ci- 
ties of tomorrow" der Hans-Böckler-Stiftung, der Bertels- 
mannstiftung und der kommunalen Gemeinschaftsstelle 
oder regionale Initiativen wie der Arbeitskreis ,,betriebliche 
Gesundheitsförderung Nordhessen" oder das Projekt „re- 
gionale Bildungslandschaften in Nordrhein-Westfalen", die 
oft aus institutionellem oder auch ehrenamtlichem Enga- 
gement erwachsen sind. 

Ein Feld, das in vielen Regionen bereits auf jahrelange 
Prozeßerfahrung zurückgreifen kann, ist die Wirtschafts- 
förderung und die Beschäfti- 
gungsförderung. Aus dem 
,,Cities of tomorrow"-Netz- Für die Linke stellt sich die Frage, wie 

werk sei auf wichtige Schwer- sie sich zu dem Trend der kooperati- 
punkte verwiesen: gute Schul- 
landschaft, Regionale Mobili- ven Arbeit der Akteure in Netzwerken, 
tät, ~ n t e ~ k a t i o n  ausländischer an runden Tischen, zu regionalen Ar- 
Mitbürger, Strategischer Ein- beitskreisen verhalten soll. 
satz von Informationstechno- 
logie, Strategisches Manage- 
ment mit dem Ziel der Gestaltung neuer Kooperationsfor- 
men zwischen Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Bür- 
gerschaft. 

Schon jetzt gibt es eine beachtliche Zahl von Bürgerin- 
nen und Bürgern, die zum Teil beruflich, zum Teil politisch 
motiviert, zum Teil in Wahrnehmung eigener Interessen in 
einem Modell kooperativer Kommunalpolitik Akteure sind. 
Sie wirken weit über das Maß des Engagements von Wäh- 
lern und auch Parteimitgliedern an der Gestaltung der öf- 
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Kooperative 
Kommunalpolitik als 
linkes Aktionsfeld 
von Horst Peter* 

ie kommunale Ebene steht an einem entscheiden- D' den Punkt der Weiterentwicklung. Angesichts der 
Enge öffentlicher Haushalte wird die effiziente und 

effektive Erfüllung der öffentlichen Aufgaben so nah und 
bürgerfreundlich wie möglich immer drängender. Wirt- 
schaftlichkeit und Wirksamkeit der kommunalen Leistun- 
gen werden durch die Ausschöpfung der Mitwirkungspo- 
tentiale der Bürgerinnen und Bürger positiv beeinflußt. 

Die Frage ist, ob die traditionelle Form der kommuna- 
len Selbstverwaltung unter der Dominanz der Parteien die- 
sen geänderten Herausforderungen angemessen ist und 
wie sie gegebenenfalls modifiziert werden muß, damit bür- 
gerschaftliches Engagement in die Entwicklung besser ein- 
bezogen werden kann. Außerdem stellt sich die Frage, ob 
die kommunale Ebene in ihrer Reichweite neu bestimmt 
werden muss, da einige Aufgaben kommunalgrenzen- 
übergreifend politisch gesteuert werden müssen. 

Funktionsverlust der traditionellen Kommunalpoli- 
t i k  
Im Zeichen eines Rollenwandels der Kommunen vom Trä- 
ger durch Entscheidungen gewählter Gremien legitimierter 
Dienstleistungen und Investitionen zum Gewährleister ei- 

ner effizienten kommunalen 
Entwicklung droht zunehmend 

Die Parteien werden auf kommunaler das Auseinanderfallen der poli. 
Ebene als Träger von Reformprojekten tischen Steuerungs- und Ent- 

scheidungsprozesse in der 
immer mehr an den Rand gedrängt Einerseits entwik- 
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te der traditionellen Kommunalpolitik geht es mit anderer 
Mehrheit und statt Dezernenten der Grünen mit Dezernen- 
ten der CDU ohne wesentliche Veränderung der Inhalte 
weiter, auf der Ebene der Kooperation der Akteure wird der 
Wechsel keine Folgen nach sich ziehen. 

Die Konsequenz für das politische Engagement der 
Bürgerinnen und Bürger ist eindeutig: das Engagement in 
Parteien ist zunehmend folgenlos, die Mitwirkung an Netz- 
werken in Entwicklungsfeldern, die ihren Interessen ent- 
sprechen, ist immer häufiger eine Alternative. 

Kooperative Kommunalpol i t ik als Chance fü r  eine 
ökologisch-soziale Entwicklung 
Für die Linke stellt sich die Frage, wie sie sich zu dem Trend 
der kooperativen Arbeit der Akteure in Netzwerken, an 
runden Tischen, zu regionalen Arbeitskreisen verhalten 
soll. Ich pladiere dafür, kooperative Strukturen auch als lin- 
kes Aktionsfeld zu begreifen. 

Trotz großer Vielfalt der Erscheinungsformen koopera- 
tiver Netzwerke zeichnen sich zunehmend klarer spezifi- 
sche Prinzipien des Selbstverständnisses, der Strukturen 
und der Arbeitsweise ab. Dabei fließen zusammen Katego- 
rien der Verwaltungsreform wie Zusammenführung von 
Vollzug und Verantwortung sowie Ressourceneffizienz, die 
Erfahrungen von ,,total quality management" der Unter- 
nehmensreform, Qualitätsentwicklungs- und -sicherungs- 
konzepte von Dienstleistungsträgern und Überlegungen 
zur regionalisierten Verknüpfung von Politiken und Finanz- 
strömen, wie sie sich aus der Funktionsweise der Fremdfi- 
nanzierung der Europäischen Union und anderer interna- 
tionaler Politiken wie beispielsweise der Agenda 21 oder 
Programmen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) er- 
geben. 

In den verschiedenen ,,Runden Tischen" geht es in der 
Regel darum, sich in einem Entwicklungsfeld gemeinsam 
mit Vertretern von Aufgabenträgern, Institutionen, Orga- 
nisationen und Initiativen aus öffentlichem und privatem 
Sektor der Region auf bedeutende Entwicklungsprojekte 
zu verständigen. Zunächst wird sich auf ein Leitbild ver- 
ständigt, aus dem sich Entwicklungsziele ableiten. Diese 
sollen in Projekten im Prozeß realisiert werden. Im Kern der 
Zielerfüllung steht der effiziente komplementäre Einsatz 
gesellschaftlicher Ressourcen. Aus dem Vergleich mit an- 
deren Projekten ergeben sich Ansätze für Optimierungs- 

und sind in ihren inhaltlichen Positio- keln sich horizontal miteinan- Prozesse und auch~nsätze für Forderungen an die politi- 

nen untereinander verwechsel bar der kommunizierende Netz- 
werke der Akteure wichtiqer 
Entwicklungsfelder, die ge- 

meinsame Projekte konsensual verabreden und komple- 
mentär realisieren. Andererseits reduzieren sich die kom- 
munalpolitischen Entscheidungen auf die Exekution und 
Legitimation des Spardrucks aus der öffentlichen Finanzsi- 
tuation. Die Parteien werden auf kommunaler Ebene als 
Träger von Reformprojekten immer mehr an den Rand ge- 
drängt und sind in ihren inhaltlichen Positionen unterein- 
ander verwechselbar. Politische Zusammenarbeit wird zur 
Frage des persönlichen Machterhalts. Der aktuelle durch 
einen Putsch der sozialdemokratischen Dezernenten verur- 
sachte Wechsel von Rot-Grün zu Rot-Schwarz in Kassel ist 
paradigmatisch für die Spaltung der Bereiche. Auf der Sei- 
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schen Institutionen. 
Damit überspringen die Projekte ihre eigenen Grenzen 

und werden gesellschaftliche Projekte. Zwar bleiben in Ko- 
operationen die einzelnen Akteure in ihrer Kernaufgabe 
unabhängig, aber im Projektkern wird durch die im Kon- 
sens ermittelte Schnittmenge und die jeweiligen Beiträge 
der Akteure ein übergreifender Beitrag zur gesellschaftli- 
chen Entwicklung geleistet. Die Personen des Netzwerks 
arbeiten als gesellschaftliche Akteure. 

Inhaltlich ist der entscheidende Schlüssel des Zu- 
gangs zur Gesellschaft und Politik die Orientierung am 
effizienten Einsatz der Ressourcen vermittelt über eine 
kritische Bestandsaufnahme und über die Projekte hin- 
ausgehende Vorschläge zur Schaffung von Rahmenbe- 
dingungen für künftige Effizienzsteigerungen. Dieser 
Zusammenhang von Leitbild, Ziel, Bestandsaufnahme 
und Realisierungsschritten im Projekt und darüber hin- 
aus ist der Grundmechanismus für einen nachhaltigen, 
ökonomischen und gesellschaftlichen Entwicklungsweg. 
Deshalb halte ich die Kooperation in Netzwerken auf 
kommunaler, die Gemeindegrenzen jedoch überschrei- 

KOMMUNALE POLITIK 

ist. Befürwortung und Ablehnung halten sich in etwa die 
Waage und lassen sich kaum bestimmten Personengrup- 
pen zuordnen. Es lassen sich aber Vermutungen zu den 
Konsequenzen der Reformen für einige Gruppen in der 
Kommunalpolitik ziehen. Aus der tatsächlichen Arbeitswei- 
se und Machtstruktur in den Fraktion-en ergeben sich nahe- 
liegende Folgen. 

Zunächst gibt es für alle Mandatsträger gemeinsame 
Politikfaktoren. Alle Kommunalpolitiker werden gewählt, 
so daß sie in der Öffentlichkeit für ihre Person und Politik 
gerade stehen müssen. Daraus ergibt sich zum einen das 
Interesse, individuell erkennbar am politischen Prozeß teil- 
zunehmen und zum anderen die Anliegen ihrer Wähler- 
schaft befördern zu können. Überspitzt gesagt, irgendwie 
das Klappern des Kanaldeckels unterbinden zu können. Zu 
dieser Treuhänderrolle des Politikers kommt die Delegier- 
tenrolle, denn in größeren Gemeinden werden Parteien 
oder Vereinigungen gebraucht, um ein Mandat erringen 
zu können. 

Unterschiedliche Einflußmöglichkeiten von  Kom- 
munalpol i t iker lnnen 
Im politischen Prozeß unterscheiden sich die Einflußmög- 
lichkeiten der Rats- oder Kreistagsmitglieder jedoch grund- 
sätzlich. Die kommunalpolitische Praxis in den größeren 
Gemeinden ist von einem parlamentarischen Politikstil ge- 
prägt. Entgegen der Fiktion der Gemeindevertretung als 
einheitliches Verwaltungsorgan, die der Gemeindeord- 
nung zugrunde liegt, geht es um Mehrheit und Minder- 
heit. Die Fraktionen sind die eigentlichen Akteure in Räten 
und Kreistagen. Im Plenum und Hauptausschuß werden 
häufig vorentschiedene Positionen lediglich verkündet. 

Die eigentliche Entscheidungsfindung läuft im Vorfeld 
und wird von ,,Vorentscheidern" getroffen, die sich aus 
den Spitzen der Mehrheitsfraktion(en), der möglicherwei- 
se einbezogenen Minderheit, sowie der Verwaltungsspitze 
zusammensetzen. Diese Grenzgänger zwischen Politik und 
Verwaltung kennen sowohl den politischen wie den admi- 
nistrativen Bereich und sind wechselseitig in Abhängigkei- 
ten verbunden: KeineVerwaltung kann ohne die Ratsmehr- 
heit handeln, keine Ratsmehrheit kann etwas ohne die Ver- 
waltung durchsetzen. Teilweise hat sich diese Führung 
zum Modell des ,,zentralen Politikers" verdichtet, der allein 
die Richtlinien der Stadtpolitik bestimmt. Durch die Einfüh- 
rung der hauptamtlichen Bürgermeister, in inzwischen 
ganz Deutschland, wird diese Tendenz noch verstärkt. 

Unterhalb dieser Führungsspitze gibt es die Ebene der 
Fachpolitik. Die hohe Aufladung mit Fachwissen und De- 
tails ermöglicht keine Kontrolle der Gesamtpolitik durch 
eine kleine Vorentscheidergruppe. Hier haben sich häufig 
auf der Ebene der Fachausschüsse und der entspechenden 
Verwaltungsebene ,,vertikale Seilschaften" gebildet, die 
mit erheblichem Freiraum Fachpolitik betreiben. Aus dieser 
Gruppe rekrutieren sich häufig auch die Aufsichtsräte der 
kommunalen Beteiligungen, die öffentliche Aufgaben in 
privater Rechtsform oder als Eigenbetrieb erledigen. Diese 
Fachpolitiken können untereinander und mit der Gesamt- 
politik im Gegensatz stehen. Sie ist allerdings dezentraler 
und qualifizierter und kann vor allem einer großen Anzahl 
von Kommunalpolitikern realen Einfluß verschaffen. 

Daneben gibt es eine weitere Gruppe von Mandatsträ- 
gern, die keinen realen Einfuß auf die große Linie der Kom- 
munalpolitik besitzen. Sie konnten allerdings bislang häu- 
fig Partikularinteressen aus bestimmten Bevölkerungsgrup- 
pen und Stadtteilen im Austausch gegen Loyalität mit der 
Mehrheit durchsetzen. 

Unterschiedliche Konsequenzen der ,,Neuen 
Steuerung" 
Die Einführung von Elementen der neuen Steuerung wird 
die genannten Gruppen im unterschiedlichen Maße be- 
treffen: Die Vorentscheidergruppe profitiert. Eine Entfrach- 
tung der Politik von Detailfragen und eine Konzentration 
auf weniger Fachausschüsse trocknet die Nischen an Fach- 
politik aus, die sich aus der Unübersichtlichkeit im Ent- 
scheidungsfindungsprozeß gebildet haben. Die Con- 
trollingmöglichkeiten ermöglichen einen Vergleich der Ko- 
sten über die verschiedenen Fachbereiche hinweg. Dazu 
kommen die Zentralisierungstendenzen, die direkt keinen 
Bezug zu den NSM haben. Nach Abschaffung der Doppel- 
spitze in NRW und Niedersachsen gibt es überall starke 
und direkt gewählte Bürgermeister und Landräte. Die Ver- 
waltungsreform hat vielen von ihnen noch zentrale Steue- 
rungsämter zugewiesen, was auch ihre Stellung in der Ver- 
waltung stärkt. Die Tendenz des Verschwindens absoluter 
Mehrheiten führt zum Zwang, Politik unter verschiedenen 
Fraktionen und der Verwaltung auszuhandeln. Auch hier 
sind nur wenige Politiker gefragt. 

Die Gruppe der Fachpolitiker schrumpft. Die Tendenz, 
die Fachausschüsse entlang der Fachbereiche zu schnei- 
den, Iäßt viele prestigeträchtige Ausschüsse verschwinden. 
Der Sportausschuß, der die Zuschüsse an die Vereine ver- 
teilt, oder der Feuerwehrausschuß verschwinden. Die ver- 
bleibenden Fachausschüsse und deren Vorsitzende haben 
allerdings einen Machtzuwachs zu verzeichnen. Wenn die 
Forderung nach Dezentralisierung ernst genommen wird, 
sollten auch die Entscheidungen weitgehend im Ausschuß 
fallen. 

Die Gruppe der ,,Hinterbänkler" wird nicht nur weiter 
an Einfluß verlieren, sondern die Möglichkeiten der Stell- 
vertreterpolitik für den Ortsteil 
oder bestimmte Basisinitiativen 
werden fast vollständig weg- 

Mit Einführung der Neuen Steuerung 

fallen. Damit wird sich auch die wird sich auch die Struktur und Kultur 
Struktur und Kultur in den in den Fraktionen der traditionellen 
Fraktionen der traditionellen 
SPD-Hochburgen verändern. SPD-Hochburgen verändern. Praktisch 
Diese Gruppe zeichnete sich veranlagte Lokalpolitiker werden ver- 
durch einen ,,Hang zum Kon- 
kreten" aus. Zur Anschaffung drängt. 
eines PKW im Wert von 
30.000,- DM kann jeder etwas sagen, Kanalsanierungsko- 
sten oder Konzessionsabgaben im zweistelligen Millionen- 
bereich bleiben Vielen unvorstellbar. So werden vor allem 
praktisch veranlagte Lokalpolitiker verdrängt. Dies ist bei 
den Bildungsvoraussetzungen auch eine soziale Selektion. 
Der in den Vorruhestand geschickte Hüttenarbeiter wird 
durch noch einen Lehrer ersetzt. 

Fazit 
Die Einführung von Elementen des neuen Steuerungsmo- 
dells ist notwendig, weil die bürokratische Steuerung nicht 
mehr zeitgemäß ist. Die Möglichkeiten des Controlling und 
der Outputsteuerung ermöglichen es der Kommunalpoli- 
tik, die knappen Ressourcen besser einzusetzen. Wie in vie- 
len Bereichen der Modernisierung des öffentlichen Sektors 
geht es nicht um das „Ob" der Modernisierung, sondern 
um die Gestaltung des Wandels. Linke Politik vor Ort setzt 
handlungsfähige Kommunen voraus. Darum muß der 
haushaltsbedingte Zwang, Vermögen zu verschleudern, 
verschwinden. Es muß aber auch der bis in weiten Teilen 
der Sozialdemokratie verbreiteten Ideologie des ,,Konzerns 
Stadt" als Abbild eines Wirtschaftsunternehmens entge- 
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gengetreten werden. Neue Steuerung macht die Verwal- 
tung effektiver, ist aber kein Wert an sich. Die allgemeine 
Akzeptanz, die die Einführung Neuer Steuerungsmodelle 
findet, führt dazu, daß in diesem Zusammenhang Kämpfe 
um Macht und andere Interessen stattfinden, die mit dem 
Begriff NSM geführt werden. Hier ist zu beachten, daß die 
Neue Steuerung ein Werkzeugkasten ist und kein abschlie- 
ßendes Modell. 

Es bleibt festzustellen, daß die Einführung der Neuen 
Steuerung zusammen mit anderen Faktoren zu einem Um- 

bau der Ratsfraktionen und de- 

KOMMUNALE POLITIK 

rinnen. Es ergeben sich aber durch den Wandel auch 
Chancen für die nachrückende Generation, schnell realen 
Einfuß zu bekommen. Dabei kommt es aber nicht auf das 
Erobern von Machtpositionen als Selbstzweck an. Zentral 
ist die Erarbeitung von inhaltlichen Positionen. Nur durch 
die Repolitisierung der örtlichen Parteigliederungen, die 
Vorstellungen entwickeln und durchsetzen, und eine pro- 
jektorientierte Fraktionsarbeit, die Leistungsziele vorgibt 
statt sie nur abzusegnen, werden die Ratsvertreterinnen 
und Ratsvertreter nicht das fünfte Rad am Wagen der 
Kommunalpolitik. SPW 

ren Arbeitsweise führen wird. 
Nur durch die Repolitisierung der örtli- Die Verquickung von Ratsarbeit Literatur: 
chen Parteigliederungen und eine pro- mit Parteiarbeit vor Ort Iäßt die Banner: Kommunale Steuerung zwischen GO und Parteipolitik. DÖv 

Änderung auch auf diese Ebe- S. 364ff. 

jektorientierte Fraktionsarbeit werden ne durchschlagen, Die Parteien 
Bogumil/Kißler: Verwaltungsmodernisierung und lokale Demokratie, 

Baden-Baden 1997 - - - -  - ~ - -  - -  

die Ratsvertreterinnen und Rats- und Fraktionen sind Jedoch in ~randei lstöbe-~~ossev~wohlfahrt :  Verwalten oder aestaiten. Berlin 

keiner Weise auf diesen Wan- vertreter nicht das fünfte Rad am Wa- del vorbereitet, Es dränqt sich 
qen. der Eindruck auf, daß die Ge- 

nerationen, die heute die Kom- 
munalvertretungen bestim- 

men, schon aus Altersgründen nicht mehr den Wandel ge- 
stalten werden. Eine vernünftige Personalrekrutierung und 
Schulung findet aber praktisch nicht statt. 

So wird den Vorentscheidern, meist also dem Bürger- 
meister, das Feld überlassen, ein erkennbares Fraktions- 
oder lokales Parteiprofil kann aber nicht organisiert wer- 
den. Es gibt also einen riesigen Handlungsbedarf für jünge- 
re engagierte Kommunalpolitiker und Kommunalpolitike- 

Eine Regionale 
Beschäftigungsagentur 
Das Sozialamt als größter Arbeitgeber der Kommune 

von lngeborg Junge-Reyer* 

I m Zeitraffertempo hat Berlin die Entwicklung anderer 
Städte nachgeholt, die Folgen des wirtschaftlichen 
Strukturwandels und die sozialräumliche Segregation 

sind in jüngster Zeit häufig beschrieben worden. Ein zu- 
nehmender Anteil der Bevölkerung, vor allem in den Innen- 
stadtbezirken, ist von Armut betroffen. Die Zahl der Sozial- 
hilfeempfänger in Berlin stieg jährlich um etwa 5% und 
liegt jetzt bei 285.000, das sind insgesamt 8,3% der Bevöl- 
kerung der Stadt. 

Berlin und seine Bezirke 
Die 23 Verwaltungseinheiten weisen eine sehr unter- 
schiedliche Sozialstruktur auf und erfüllen je nach ihrer 

* lngeborg Junge-Reyer, Bezirksstadträtin fur Soziales und Gesundheit in Berlin-Kreuzberg. 
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Lage die verschiedensten Funktionen für die Gesamt- 
stadt. 

Die dicht besiedelten Bezirke rund um den Potsdamer 
Platz in kurzer Entfernung zum Sitz des Bundestages sind 
von der sozialen Entmischung am meisten betroffen. In ei- 
nem lnnenstadtbezirk wie Kreuzberg sind fast 20 % der 
Bevölkerung auf Sozialhilfe angewiesen, die Arbeitslosen- 
quote liegt bei 25%. Armut wird sichtbar in diesen Stadt- 
teilen, Blumen- und Buchläden schließen, viele Einzelhan- 
delsgeschäfte bieten irgend etwas an und halten ihre Inha- 
ber gerade über Wasser. Die öffentliche Infrastruktur leidet 
zunehmend spürbar unter der Armut der öffentlichen 
Hand, dies verstärkt den Wegzug der Mittelschicht. 

Diese Entwicklung wurde von den offiziellen konserva- 
tiven Vertretern der Sozialpolitik auf ministerieller Ebene L 

mit der Vorlage eines Sozialstrukturatlas registriert und von 
hochrangig besetzten sogenannten Innenstadtkonferen- 
Zen unter Beteiligung der Presse öffentlich thematisiert. 

Eine Entwicklung von sozialpolitischen Strategien fand 
jedoch nicht ausreichend statt. Schon kurzeZeit später be- 
schränkte sich die Politik des für Soziales zuständigen Mini- 
steriums wieder auf die Darstellung des ,,Sozialmiss- 
brauchs", auf Hinweise zur vorrangigen Verpflichtung der 
Sozialhilfeempfänger zur Arbeitsaufnahme unter Andro- 
hung von Leistungskürzungen und auf Fragen der Mel- 
dung ausländischer Straftäter an die Polizeibehörden 
durch die Sozialämter. 

Die für Stadtentwicklung und den Bereich BauenNoh- 
nen zuständigen Senatsverwaltungen waren es, die seit 
Beginn des Jahres 1999 mit der Finanzierung von Quar- 
tiersmanagement Impulse zur Stabilisierung und sozialen 
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tes Arbeitsplatzpotential dar. In Bonn wird im Rahmen eines 
Stadtteilerneuerungsprogramms ein komplettes Viertel ei- 
nes Stadtteiles saniert. Im Rahmen des Sanierungsprogram- 
mes werden zahlreiche Arbeitsplätze im Bereich der Haus- 
verwaltung (von Grünpflege bis zu Pförtnerarbeiten) ge- 
schaffen, die Bewohnerinnen und Bewohnern eine Beschäf- 
tigung geben und gleichzeitig die Lebensqualität im Viertel 
deutlich steigern werden. 

Ein zentrales Problem der modernen Gesellschaft ist 
das der Mobilität. Der Verkehrsinfarkt wird überall be- 
schworen, mit dem Ergebnis, daß neue Straßen gebaut, 
vorhandene Autobahnen verbreitert und Flughäfen erwei- 
tert werden. Auch die Kommunen klagen über die Ver- 
kehrsbelastung und drohen am Autoverkehr zu ersticken. 
Lange wurde die Diskussion entlang der Konfliktlinie Auto 
vs. ~ a h r r a d / Ö ~ ~ ~  geführt. Für uns in Bonn ist die Antwort 
eine Verkehrspartnerschaft, die sinnvolle Ergänzungen für 
den lndividualverkehr vornimmt, perspektivisch aber auf 
den schienengebundenen öffentlichen Nahverkehr setzt. 
Wir werden Schienen dort hinlegen, wo Arbeitsplatzzen- 
tren sind und die Strecken so führen, daß möglichst viele 
Wohngebiete erreichbar sind. Diese Aufgabe bewältigen 
die Kommunen nicht ohne Unterstützung von Land und 
Bund; sie können aber bei entsprechendem politischen 
Willen solche Konzepte vorantreiben und somit zu einer 
Entlastung unserer Straßen vom lndividualverkehr beitra- 
gen, was die Lebensqualität und Wohnqualität in den 
Städten und damit für die Bürgerinnen und Bürger erhöht. 

Das Pariser Manifest hat die Frage der Beteiligung,der Mi- 
grantinnen und Migranten ausdrücklich angesprochen. Hier 
liegt das Reformpotential der Kommunen auf der Hand. Be- 
dingt durch den Verfassungsstatus als nicht-staatliche Ebene 
konnte das Wahlrecht zumindest für EU-Bürgerinnen und 
Bürger bei Kommunalwahlen durchgesetzt werden. Wenn 
wir uns auch im klaren darüber sein müssen, daß die Begren- 
zung des Wahlrechtes auf EU-Bürger für die Nicht-EU-Bürger 
eine doppelte Ausgrenzung darstellt und daher abzulehnen 
wäre, so stellt es doch einen gehörigen Fortschritt auf dem 
Weg zur Anpassung der deutschen Gesellschaft an den Um- 
stand, daß Deutschland ein Einwanderungsland ist, dar. Die 
Kommunen müssen tagtäglich mit der Realität der multikultu- 
rellen Gesellschaft klarkommen und stellen von daher, wieder 
einmal, Trendsetter dar. Während auf der Landes- und Bun- 
desebene Migrantlnnen in den Parlamenten als Exoten ge- 
handelt werden, werden sie in den Kommunalräten Stückfür 
Stück zur Normalität werden. 

Zum Abschluß seien noch zwei Thesen aufgestellt, die 
zum Teil eine Entgegnung darstellen, die auf jeden Fall den 
Umfang der Reformpotentiale in Frage stellen. 

Probleme kommunaler Demokratie 
4. These: Die bislang praktizierten Formen der Bürgerbetei- 
ligung stellen einen Hemmschuh für die weitere Reform 
unserer Gesellschaft dar. Sie sind defensiv und verstärken 
bürgerliche Mehrheiten in unserer Gesellschaft. 

Es ist ein altes Leitbild der Linken, die Gesellschaft zu 
demokratisieren und Möglichkeiten zur Bürgerbeteiligung 
zu erhöhen. Die Realität in den NRW-Kommunen zeigt 
aber, daß die neugeschaffenen Instrumente des Bürgerbe- 
gehrens und -entscheids bürgerliche Mehrheiten zemen- 
tiert haben, von einer Stärkung emanzipatorischer Kräfte 
kann in keinem Fall gesprochen werden. Es ist ein unum- 
stößliches Faktum, daß sich bürgerliche Schichten besser 
politisch artikulieren können als unorganisierte Arbeiterin- 
nen und Arbeiter. Jene Kräfte haben durch die Einführung 
der Bürgerbegehrten in NRW weitere Einflußmöglichkeiten 
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gewonnen. Die Diskussion in diese Richtung muß daher 
aus meiner Sicht gründlich überdacht werden. 

5. Die Kommunalpolitik erfährt durch Vorgänge auf 
Bundes- und auf Landesebene eine Entmachtung, die auch 
ihre Reformpotentiale schwächt. Die Abschaffung der 5%- 
Hürde in NRW ist Ausdruck dieser Geringachtung der Kom- 
munalpolitik. 

Durch die Abschaffung der 5%-Hürde werden in den 
Räten der Städte und größeren Gemeinden auch Krähe ein- 
ziehen, die sich aus extremen Partikularinteressen konstitu- 
iert haben. Dies wird in vielen Stadträten zu unverantwortli- 
chen Konstellationen und möglicherweise im Schluß zu ei- 
ner weiteren Stärkung der hauptamtlichen (Ober-)Bürger- 
meisterlinnen führen. Wenn in einer Stadt wie Bonn eine Se- 
paratistenqruppe wie der Bür- 
gerbund, der sich nach wie vor 
aeaen die Realität des Reaie- Die Realität in den NRW-Kommunen 
., ., - 
rungsumzuges stemmt, zum zeigt, daß die neugeschaffenen Instru- 
Zünglein an der Waage für die 
Führunasfähiakeit der Stadt 

mente des Bürgerbegehrens und 
2 2 

wird, so wird dies ZU einem -entscheids bürgerliche Mehrheiten 
Rückschlag im Strukturwandel zementiert haben, 
führen. Dies wird so ähnlich 
auch in anderen Städten der 
Fall sein. Da die Regierungsunfähigkeit keiner der großen 
Parteien nützt, werden sich diese vielfach zusammenschlies- 
Sen, womit die Reformperspektive auf ein Mindestmaß re- 
duziert werden wird. Linke Mehrheiten jenseits der Union 
werden in den Räten abnehmen, linke Projekte nur über ei- 
nen massiven Druck von außen überhaupt denkbar sein. 

Die Reformpotentiale der Kommunen sind, so sollte the- 
senartig aufgezeigt werden, vorhanden. Jüngste Entwick- 
lungen bedrohen diese Potentiale allerdings. So bleibt es bei 
dem Problem der Linken -die Gewinnung der gesellschaft- 
lichen Hegemonie zur Umsetzung der eigenen Reformpro- 
jekte bleibt eine dauernde Herausforderung. Ob in Bund, 
Land oder Kommune - wir müssen um jeden Reformfort- 
schritt kämpfen. Aber die Kommunen sind dabei, wenn die 
Linke deren Reformpotentiale erkennen will. SPW 

I Manifest der Union der Sozialistischen Kommunal- und Regional- 
politiker Europas. Verabschiedet am 25. April 1999 in Paris. 
Diese Bezeichnung war in der Bonner SPD, die sich seit den 70er 
Jahren zu dem linken Flügel in der Partei gezählt hat, für die kom- 
munalpolitisch engagierten Genossinnen und Genossen üblich. Bis 
1994 hatte die Bonner SPD nichts zu sagen. 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 109. 1999 



litischen Diskussion - soll nur betrieben werden, um mit 
den ersparten Geldern öffentliche Dienstleistungen und 
Sozialaufgaben finanzieren zu können. Ausbau von Bür- 
gerbeteiligung und lokaler Demokratie wird zwar gefor- 
dert, aber vor allem im Hinblick auf Migrantlnnen thema- 
tisiert und die gleichberechtigte Teilhabe aller Bürgerinnen 
und Bürger an den Mandaten reklamiert. Diese Verlautba- 
rung ist damit Zielvorgabe und Kritik an zu kurz greifenden 
technokratischen Ansätzen zugleich. 

Das Manifest hat es also in sich. Es thematisiert in vor- 
züglicher Weise, worum es bei der Kommunalpolitik gehen 
kann. Sie kann zur Transformation der bürgerlichen Gesell- 
schaft beitragen, wenn sie moderne lnstrumentarien an- 
wendet, um alte und nach wie vor gültige Ziele umzusetzen, 
nämlich die Emanzipation aller Bürgerinnen und Bürger. Da- 
mit wird die zentrale Frage linker Kommunalpolitiker aufge- 
worfen, nämlich: Für wen mache ich Politik? Dieser Frage ist 
die andere eindeutig nachgeordnet, nämlich: Wie mache 
ich Politik? Die Frage, ob ein Schwimmbad privat oder städ- 
tisch geführt wird, ist nachrangig, wenn die Frage beant- 
wortet ist, ob ich ein Schwimmbad für breite Bevölkerungs- 
schichten oder nur für einen kleinen Kreis anbieten will. Lin- 
ke Kommunalpolitiker müssen die Frage eindeutig zugun- 
sten der breiten Schichten beantworten, können bei der er- 
sten Frage aber zu ganz unterschiedlichen Antworten kom- 
men. Linke Politik darf sich nicht an den lnstrumentarien 
festmachen, sondern an den Zielen. Nirgends sonst Iäßt sich 
dies so deutlich vorzeigen wie in der Kommunalpolitik. 

Kommunalpolitik für wen und wie? 
1 . These: Angesichts enger werdender Verteilungsspielräume 
kann gerade in den Kommunen eine Re-Politisierung der öf- 
fentlich-gesellschaftlichen Diskussion Raum greifen. Die Fra- 
ge: „Für wen machen wir Politik?" muß insbesondere in den 
Kommunen täglich immer wieder aufs Neue beantwortet 
werden. Die so geführte kommunalpolitische Debatte kann 
sensibilisieren für ähnliche Diskussionen auf staatlicher Ebene. 

Es erscheint banal, aber das zentrale Reformpotential 
liegt in der Kommunalpolitik in der Beantwortung der Fra- 
ge, in wessen Interesse wir überhaupt Politik machen. 
Ebenso wie auf den staatlichen Ebenen ist der Blick für die- 
se Fragestellung völlig verlorengegangen. Dies ist die Ursa- 
che für das Wehklagen über die absolute Verwechslungs- 
gefahr zwischen den großen Parteien. Das ,,Wie" der Poli- 
tik wird zum goldenen Kalb, um das alle herumtanzen, die 
Frage des ,,Warumg' wird vernachlässigt. 

Wenn wir uns darauf verständigen können, daß dies be- 
reits ein zentraler Paradigmenwechsel ist, liegt das Reformpo- 

tential auf der Hand. Bei Spar- 
maßnahmen wird geschaut, 

Die Kommunalpoliti k kann zur Trans- kann ich was wegnehmen 
formation der bürgerlichen Gesell- und wem nicht. Wenn wir im 

Bonner Rat zur Sanierung des 
Schaft beitragen, wenn sie moderne Haushaltes den SDortvereinen 
lnstrumentarien anwendet, um alte Geld abnehmen müssen, wenn 

und nach wie vor gültige Ziele umzu- sie öffentliche Sportanlagen nut- 
zen, die Jugendlichen von dieser 

setzen. Gebühr aber freistellen, wenn 
wir Zuschüsse an Jugendliche 

trotz enormen Spardruck erhöhen statt zu senken, so ist dies 
genau Folge der Beantwortung der Frage: Wer braucht Öf- 
fentliche Unterstützung und wer nicht? Wenn wir Maßnah- 
men zur Hilfe zur Arbeit um mehrere Millionen DM aufstok- 
ken, so ist dies ebenfalls Auswirkung dieser Entscheidung. 

Es soll hier nicht behauptet werden, daß in Bonn von 
Sozialdemokraten eine konsequente linke Reformpolitik 
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gemacht wird; das Beispiel soll aber zeigen, daß die Unmit- 
telbarkeit kommunalpolitischer Entscheidungen die Beant- 
wortung der Frage, für wen wir eigentlich Politik machen, 
viel drängender macht. 

2. These: Das Bekenntnis zur Repolitisierung der Kom- 
munalpolitik erleichtert die Diskussion um die Modernisie- 
rung kommunalpolitischer Instrumentarien. Die Kommu- 
nalpolitik kann so einen (Reform-)Beitrag leisten zur Klä- 
rung der Bedeutung von Mittel und Zweck in der Politik. 

Die Kommunen sind bei der Reformierung ihrer Struk- 
turen bereits sehr viel weiter als die staatlichen Ebenen. 
Neues Steuerungsmodell, Verwaltungsumbau, Budgetie- 
rung sind einige der zentralen Reizwörter. Viel zu oft wird 
die Diskussion auf die finale Wirkung dieser Instrumentari- 
en verkürzt, da die mit der ersten These aufgeworfenen 
Aufgabenfelder ausgeblendet werden. Mittel und Zweck 
werden verwechselt, Technokratie pur ist die Folge. Nimmt 
man die Frage der lnstrumentarien und legt sie auf die Fo- 
lie der reklamierten Repolitisierung, kann freier als bislang 
über die Sinnhaftigkeit der lnstrumentarien geredet wer- 
den. Es kann sein, daß mit modernen lnstrumentarien die 
Freiräume geschaffen werden, um Bürgerinnen und Bür- 
ger die Unterstützung zu gewähren, die sie benötigen. 
Was spricht dagegen, Aufgaben, die auch von privater Sei- 
te erbracht werden, auf diese zu übertragen, wenn Öffent- 
liche Kontrolle gewährleistet bleibt und evtl. Freiräume ge- 
schaffen werden, um z.B. Arbeitsprogramme wie Arbeit 
statt Sozialhilfe aufzustocken? 

Kommunalpolitik für den sozial-ökologischen 
Umbau 
3. These: Linke müssen die Diskussionen um eine Repoliti- 
sierung der Kommunalpolitik und um die strukturelle Mo- 
dernisierung der Kommunen verbinden zu einer operativ- 
strategischen Offensive. Sie müssen die Felder benennen, 
in denen linke Kommunalpolitik im Sinne einer sozial-öko- 
logischen Erneuerung ihre Schwerpunkte setzen soll. 

Das Pariser Manifest hat den Aufschlag gemacht: Kom- 
munalpolitik ist dicht an den Problemen der Menschen 
dran, und sie kann zur Transformation der Gesellschaft bei- 
tragen. Kommunalpolitik kann sicherlich nicht losgelöst 
von den anderen politischen Ebenen und im Alleingang 
diese Transformation bewerkstelligen. Sie kann aber im 
kleinen zeigen und für den kommunalen Wirkungskreis 
nachhaltig bewirken, daß es auch noch ein gesellschaftli- 
ches Leben jenseits des Kapitalismus gibt. An drei Feldern, 
die für das Projekt des sozial-ökologischen Umbaus der In- 
dustriegesellschaft von zentraler Bedeutung sind, soll dies 
verdeutlicht werden: Dienstleistungen/Arbeitsplätze, Ver- 
kehrsträger1Mobilität und Emanzipation. 

Das Gros der öffentlichen Investitionen wird in den Kom- 
munen getätigt. Die Folgen der kommunalen Investitionszu- 
rückhaltung für die Arbeitsplätze im produzierenden Gewer- 
be liegen auf der Hand. Hier können die Kommunen auch 
nur eingeschränkt entgegenwirken. Es gibt aber auch das 
Feld der öffentlichen und halb-öffentlichen Dienstleistun- 
gen, an denen ein erheblicher Bedarf besteht. Kommunen, 
insbesondere die Städte, stehen vor der großen Herausfor- 
derung umfassender Stadtteilerneuerungen. Die vor allem in 
den 60er und 70er Jahren entstandenen Trabantenstädte 
weisen nicht nur erhebliche bauliche Mängel auf, sie sind 
auch durch ein Defizit an sozialer Infrastruktur gekennzeich- 
net. Während die baulichen Mängel durch entsprechende 
Baumaßnahmen zu beseitigen sind, Arbeitsplatzeffekte da- 
mit aber nur zeitlich begrenzt zu erzielen sind, stellt die Be- 
seitigung der Dienstleistungsdefizite ein enormes, dauerhaf- 
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Integration in ausgewählten Gebieten setzten. Inzwischen 
zeigt sich, dass Erfolge für soziale Stadtentwicklung mit 
diesem Instrumentarium wesentlich davon abhängig sein 
werden, ob es gelingt, die vorhandenen lokalen Akteure 
verbindlich in Veränderungsprozesse einzubeziehen. 

In Berlin - Stadt und Land zugleich - nimmt der Senat 
als Hauptverwaltung die Leitungsaufgaben der Planung, 
Steuerung und Aufsicht, die Polizei-, Justiz- und Steuerver- 
waltung und andere Aufgaben wahr, „die wegen ihrer Ei- 
genart zwingend einer Durchführung in unmittelbarer Re- 
gierungsverantwortung bedürfen". Ein Eingriffsrecht des 
Berliner Senats in allen Fragen, die das Gesamtinteresse der 
Stadt berühren, gibt der Hauptverwaltung zusätzliche be- 
deutende Möglichkeiten, im Einzelfall zu regeln und zu 
entscheiden. Schließlich weist ein Aufgabenkatalog den 
Bezirken die Zuständigkeiten für die Durchführung von 
Gesetzen, die bürgernahe Erledigung von Verwaltungsauf- 
gaben und die Zahlung z.B. der Sozialhilfeleistungen zu. 
Die konkrete Entwicklung und Gestaltung kommunaler 
Sozialpolitik bleibt wesentliche und vorrangige Aufgabe 
der in den Bezirken politisch Verantwortlichen. 

Mit  dem Beginn des Jahres 2001 werden in Berlin 12 
Bezirke in der Größe und mit der Bevölkerungszahl kreis- 
freier Städte Kommunalpolitik gestalten - ohne tatsächlich 
über die politischen und praktischen Handlungsmöglich- 
keiten einer vergleichbaren Großstadt verfügen zu können. 
Ohne Geld und ohne Macht gestalten zu müssen, treibt 
zur Verzweiflung oder mobilisiert alle Kräfte. 

Zu einem bedeutenden sozialpolitischen Feld der Kom- 
munen sind inzwischen die Bestrebungen geworden, Ar- 
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik mit der Erfüllung 
von Aufgaben, die dem Gemeinwohl dienen, zu verbin- 
den. Dazu gibt es viele Beispiele aus Städten, die mit unter- 

schiedlichen Modellen ~ozialhi l feem~fän~ern und Arbeits- 
losen Beschäftigung anbieten. Wie sich eine ,,unechte Ge- 
meinde", ein Stadtbezirk, schließlich zum größten Arbeit- 
geber einer Region entwickelt, soll hier geschildert werden. 

Segregation und Sozialpolitik in Kreuzberg 
Der Verwaltungsbezirk Kreuzberg gehört zu den Innen- 
stadtbezirken Berlins. Ende 1998 hatte Kreuzberg 156.000 
Einwohner, die Bevölkerungs- 
dichte beträgt 150 Einwohner 
je Hektar Gesamtfläche, 74% Kommunale Sozialpolitik versucht, Ar- 
der Bevölkerung sind im ar- beitsmarkt- und Beschäftiaunas~olitik 

d 4 ,  

beitsfähigen Alter, wobei die 
Altersgruppe der 20- bis unter mit der Erfüllung von Gemeinwohl- 

45jähigen mit 49% den höch- Aufgaben zu verbinden. 
sten Wert in Berlin erreicht. 
Kreuzberg hat mit 33,3% (= 
52.000 Personen) den höchsten Ausländeranteil aller Berli- 
ner Bezirke. Bei Jugendlichen beträgt der Ausländeranteil 
47%, bei den Hauptschüler/innen haben 63% nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit. Der Anteil der Personen, die 
die deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben und 
gleichwohl Sprach- und andere lntegrationshandicaps ha- 
ben, ist beträchtlich, statistisch aber nicht feststellbar. 

Würde man Kreuzberg als eigenständige Gemeinde 
betrachten, wäre es die Großstadt mit der absolut höch- 
sten Arbeitslosenquote Gesamtdeutschlands. Zwei Drittel 
der Arbeitslosen sind dem gewerblichen Bereich zuzurech- 
nen, etwa 37% der Arbeitslosen sind Ausländer. Der schon 
erwähnte Sozialstrukturatlas stellt auf der Grundlage von 
Variablen wie Gesundheitszustand, vorzeitiger Sterblich- 
keit, Schulabschluss, Arbeitslosenquote, Sozialhilfebezug, 
Haushaltseinkommen fest, dass der Bezirk Kreuzberg sich 
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am untersten Ende der Skala befindet und dass der Sozial- 
index in den letzten Jahren noch einmal um 10% gesunken 
ist. 

Das Sozialamt Kreuzberg betreut insgesamt rund 
28.000 Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunter- 
halt. Darunter befinden sich etwa 10.000 Menschen zwi- 
schen 18 und 60 Jahren, die zumeist beim Arbeitsamt ar- 
beitslos gemeldet sind und zum Teil Arbeitslosengeld oder 
-hilfe unterhalb des Existenzminimums beziehen. Jeden 
Monat werden im Bezirk durchschnittlich 400 neue Anträ- 
ge auf Sozialhilfe gestellt 

Als vor Jahren mit den Einsätzen von Sozialhilfeemp- 
fängern in gemeinnütziger und zusätzlicher Arbeit nach 5 
19 BSHG begonnen wurde, kritisierten linke Sozialpolitiker 

dies noch als Zwang zur Skla- 
venarbeit. Die Sozialhilfeemp- 

Die Vermittlung in den sogenannten fänger selbst waren es dann, 

ersten Arbeitsmarkt ist jedoch vor al- die fragten ,,warum gönnt 
man uns die 120 DM zusätz- 

lem bei Langzeitarbeitslosen ohne lich zur Sozialhilfe nicht?,,, In- 

Vorbereitung und Begleitung kaum zwischen sind 10% der Emp- 

möglich. fänger von laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt in Schulen, 
Kindertagesstätten, bei den 

Grünflächenämtern, in Kunst- und Kulturzentren oder in 
den Museen stundenweise eingesetzt. Die Möglichkeit, so- 
genannte Jahresarbeitsverträge abzuschliessen, wird seit 
Jahren genutzt. Durchschnittlich sind es 100 Mio. DM, die 
-zugeteilt durch die Hauptverwaltung -von den Bezirken 
ausgegeben werden für versicherungspflichtige, mit kor- 
rekter tariflicher Eingruppierung versehene Arbeitsverträge 
(in Kreuzberg jährlich für etwa 250 Personen). 

Die besondere Herausforderung lag für einen Bezirk 
mit schwierigster Sozialstruktur darin, über diese üblichen 
Möglichkeiten hinaus Wege zur Qualifizierung und Be- 
schäftigung zu suchen, die Vermittlungschancen geringer 
Qualifizierter zu erhöhen und Betrieben Anreize zu zusätz- 
licher Beschäftigung zu geben. 

Mit  Unterstützung der Senatsverwaltung für Arbeit, 
Berufliche Bildung und Frauen, die Mittel aus dem Europäi- 
schen Sozialfonds organisierte, wurde zum ersten Mal 
Ende 1996 für Berlin die Nutzung der Sozialhilfe als Lohn- 
kostenzuschuss vor allem in Dienstleistungs- und Bürobe- 
rufen mit dem Modell ,,Stelle statt Stütze" entwickelt. Zu- 
nächst misstrauisch beobachtet von der für Soziales zu- 
ständigen Senatsverwaltung; wird diese Form der Integra- 
tion in den Arbeitsmarkt von fast allen Berliner Bezirken 
genutzt und ist als beispielhaftes Projekt Bestandteil der 
Wahlwerbung auch der konservativen Parteien geworden. 

Die Vermittlung in den sogenannten ersten Arbeits- 
markt ist jedoch vor allem bei Langzeitarbeitslosen ohne 
Vorbereitung und Begleitung kaum - in vielen Fällen auch 
gar nicht - möglich. Die Zahlung der bisher für Sozialhilfe 
eingesetzten Mittel (bis zu 20.000 DMIJahr), genutzt als 
Kofinanzierung zu Leistungen aus dem Europäischen Sozi- 
alfonds, wurde deshalb auf die Finanzierung von Arbeit bei 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsträgern ausgedehnt, 
die bisher vor allem mit Maßnahmen der Bundesanstalt für 
Arbeit befasst waren. Die Erprobung dieser Beschäfti- 
gungsmaßnahme war zunächst begrenzt auf über 50jähri- 
ge Kreuzberger. Sie konnten vor allem mit einfacheren Tä- 
tigkeiten ihre handwerklichen Fähigkeiten und ihre persön- 
lichen Erfahrungen in sozialen Einrichtungen, bei Trägern 
der Wohlfahrtspflege oder bei Vereinen, Verbänden und 
Initiativen zum ersten Mal seit Jahren wieder anwenden. 
Inzwischen ist diese Art der Finanzierung in einem von der 
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Senatsverwaltung für Arbeit beschriebenen ,,Programm 
zur Integration durch Arbeit" nach Förderungsart und Ziel- 
gruppe sehr differenziert worden und erreicht in ganz Ber- 
lin 5000 Beschäftigte. 

Arbeit, die von der Kommune nicht finanzierbar wäre, 
wird inzwischen landesweit außerordentlich erfolgreich 
durchgeführt- als typisches Beispiel gilt die Arbeit von ehe- 
maligen Sozialhilfeempfängern zur Verbesserung des 
Wohnumfeldes in ihrer eigenen unmittelbaren Nachbar- 
schaft in den häufig als ,,soziale Brennpunkte" bezeichne- 
ten Bereichen der Innenstadt. 

Neue Instrumente der Beschäftigungsförderung 
Die Erfolge bei der Suche nach Beschäftigungsfeldern mit 
den klassischen Möglichkeiten der ,,Hilfe zur Arbeit" und 
den Modellprogrammen hatten Anfang 1998 eine Phase 
erreicht, bei der es erforderlich wurde, neue professionelle 
Hilfen für die Gewinnung von Arbeitsplätzen bei Klein- und 
Mittelbetrieben und den ortsansässigen Gewerbetreiben- 
den zu erschließen. Darüber hinaus galt es, weitere Be- 
schäftigungsfelder in nachbarschaftlichen Bezügen, bei 
der Wohnumfeldverbesserung, der Gestaltung und Siche- 
rung des öffentlichen Raumes und der Verbesserung der 
kommunalen Infrastruktur zu suchen oder neu zu entwik- 
keln und weitere Kooperationspartner - z.B. die Woh- 
nungsbaugesellschaften - zu gewinnen. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben formulierten bezirkliche 
Sozialverwaltung, Senatsverwaltung für Arbeit und das re- 
gional zuständige Arbeitsamt Funktion und Finanzierung 
einer Regionalen Beschäftigungsagentur. Träger der Regio- 
nalen Beschäftigungsagentur Kreuzberg ist eine Gesell- 
schaft für berufsbildende Maßnahmen. Den Namen ,,Stell- 
Werk" hat die Agentur sich als Kurzbezeichnung zur leich- 
teren Identifizierung gegeben. 

Personelle Grundlage der Beschäftigungsagentur ist 
eine vom Arbeitsamt Berlin Südwest bewilligte Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahme mit 18 Teilnehmerlnnen, ehemals 
arbeitslosen Fachkräften aus dem geistes- und sozialwis- 
senschaftlichen, betriebswirtschaftlichen und Verwal- 
tungsbereich. Von diesen Stellen sind fünf vorgesehen für 
die Beratung von Hilfeempfängerlnnen, vier für Verwal- 
tung, Dateneingabe, Empfang und Telefonzentrale, sechs 
für Akquisitionsarbeiten, eine für Datenbankbetreuung 
und zwei für wissenschaftliche Mitarbeit. Bewilligt wurde 
die AB-Maßnahme vom 1.9.98 bjs 31.8.2000. 

Sach- und Regiekosten bestreitet ,,StellWerk" aus der 
verstärkten Förderung nach 5 266 SGB III, einem Sachko- 
stenzuschuss des Arbeitsamtes und der Finanzierung der 
Senatsverwaltung für Arbeit für die Arbeitsplatzsuche 
durch ein besonders beauftragtes Institut. 

Die Beschäftigungsagentur Kreuzberg berät in erster 
Linie alle arbeitsfähigen und über 18jährigen Kreuzberge- 
rlnnen, die erstmals einen Antrag auf Sozialhilfe stellen, 
und sucht für sie Wege zur (Wieder-)Eingliederung ins Be- 
rufsleben. Ziel ist, bereits zu Beginn des Sozialhilfebezugs 
alle alternativen Möglichkeiten aufzuzeigen. 

Seit November 1998 haben entsprechend einer Verabre- 
dung mit Träger und dem Bezirksamt zwei Mitarbeiterlnnen 
des Arbeitsamtes Südwest - ein Arbeitsvermittler und eine 
Sachbearbeiterin - ihren Arbeitsplatz (mit Anschluss an die 
Arbeitsamts-EDV) in den Räumen von Stellwerk und sind 
offizielle Arbeitsamtsvertreter für die hier beratenen Sozial- 
hilfeempfänger. Diese beispielhafte Kooperation ist für die 
Betroffenen und für die Tätigkeit der Agentur sehr vorteil- 
haft. Sie ermöglicht kurze Wege, die Meldepflichten werden 
sofort geklärt, aktuelle Stellenangebote des Arbeitsamtes 
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se müsste sich eine gründliche Diskussion der Ziele an- 
schließen. Darüber hinaus wäre es Aufgabe der Experi- 
mentierwerkstätten, Foren, Teams etc., einige miteinan- 
der vernetzte Projekte sowie angebbare Schritte auf dem 
Weg zu ihrer Umsetzung zu entwickeln. Und erst am 
Ende sollte eine Vision einer gerechten und humanen Ge- 
sellschaft auftauchen, die mit  den realen gesellschaftli- 
chen Trends - sozusagen mit der materiellen Wirklichkeit 
- vereinbar ist, etwa Deutschland 2020 als soziale und 
demokratische Bürgergesellschaft, in der Effizienz, Nach- 
haltigkeit und Teilhabe sich nicht gegenseitig ausschlie- 
ßen, sondern bedingen. 

M.E. kann ein solcher Prozeß dringend notwendige 
Impulse freisetzen und die SPD kann damit auch Men- 
schen wieder begeistern. ,,Denn nur wer selbst begeistert 
ist, kann auch andere begeistern" (Lafontaine), das muss 
die SPD wieder lernen. Nicht zuletzt wäre ein solcher Pro- 
zess eine gute Schule für Kommunikation, vernetztes, 
teamfähiges Denken und höhere emotionale und soziale 
Kompetenz als man sie heute in vielen SPD-Gremien fin- 
det. Vielleicht merkt ja auch die personnell ausgedünnte 
Bundes-SPD, dass es Hoffnungsträger nur noch in den 
Kommunen gibt (Grandke, Platzeck, Tiefensee, Ude, 
u.v.a.) 

enn linke Sozialdemokratinnen und Sozialde- 
mokraten über Kommunalpolitik reden, rümp- 

fen sie oft die Nase: „Kommunalpolitik- das ist W 
doch nichts für richtige Linke!" müssen sich die Vertreter 
der seltenen Spezies anhören, die sich als Linke zu ihrer 
kommunalpolitischen Tätigkeit bekennen. Mehr oder we- 
niger überzeugt vorgetragene Rechtfertigungsversuche 
fruchten nicht so recht, da sie immer wieder von der Wirk- 
lichkeit konterkariert zu werden scheinen, die tatsächlich 
den Eindruck erweckt, als sei ,,linke" Kommunalpolitik eine 
Fata Morgana zum Pragmatismus übergetretener Linker. 
Fürwahr - ein ,,linker8' Aufbruch ist in den Kommunen 
nicht zu spüren. Die technokratische Bewältigung der vor 
allem durch die Finanzknappheit geprägten Alltagsproble- 
me scheint vorzuherrschen. Linke Reformansätze scheinen 
tatsächlich nur auf nationaler, wenn nicht sogar europäi- 
scher Ebene angesetzt werden können; linke kommunal- 
politische Reformansätze erscheinen wie ein Widerspruch 
in sich selbst. 

Aber spätestens seit dem Regierungsantritt der SPD- 
geführten Bundesregierung reift die Erkenntnis, daß auch 
die Mehrheit auf staatlicher Ebene keinen automatischen 
Reformschwung verspricht. Und siehe da -die kommuna- 
le Ebene rückt plötzlich wieder in das Blickfeld linker Stra- 
tegen. Sind dort vielleicht doch die verlorengegangenen 
Ansätze für ein linkes Reformprojekt zu suchen und zu fin- 
den? Finden wir dort vielleicht den Schlüssel für eine gesell- 
schaftliche Reformperspektive, da die Schlüssel, die in Ber- 
lin versucht werden, offensichtlich alle nicht passen? 

Gerne ist die so wiederentdeckte, aber lange mißachte- 
te Verwandte, die Kommunalpolitik, bereit, einen Einblick 
in ihr Seelenleben und einige Hinweise auf möglicherweise 
vorhandene Reformpotentiale zu geben. 

Emanzipative Elemente der Kommunalpolitik 
,,Durch die Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern sind die 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften die Keimzel- 

Der moderne Kommunalpolitiker hat klare Linien, in- 
nerhalb derer er flexibel wenige Schwerpunkte verfolgt. 
Er ist einsichtsfähig, kein Parteisoldat, sondern ein Dialog- 
Führer. Kein Moderator, er bestimmt, wo entlang gedacht 
wird. Er hat strategische Managementfähigkeiten, ent- 
wickelt Kampagnen und Personal und pflegt direkten, 
häufigen Kontakt mit Medien und Bürgern. Er ist breit 
bündnisfähig, aber nicht schwammig oder populistisch. 
Wenn nötig, lässt er sich wie Christian Ude bei der FC- 
Bayern-Meisterfeier von 30.000 Fans auspfeiffen. Die 
meisten davon haben ihn kurz darauf gewählt oder hät- 
ten ihn sowieso nicht gewählt. Dieser Kommunalpolitiker 
hat gute Drähte zu Unternehmern und Gewerkschaften 
und verwirklicht stückweise progressive Politik. Er wird 
nach Eignung und öffentlicher Wirkung gesucht, nicht 
nach innerparteilichen Mehrheiten. Dieser Typ wird ge- 
sucht und geschult und von Landes- und Bundespartei 
gestützt. Nur ein Traum? 

Wenn die SPD jedenfalls länger als bis 2002 regieren 
will, tun Bund, Länder und Kommunen gut daran, ihre 
nächsten Reformen abgestimmt zu entwickeln. Dabei gilt 
das Wort von Erhard Eppler, dass es nicht auf die Grösse 
der Schritte ankommt, sondern auf die Erkennbarkeit der 
Richtung. SPW 

Reformerische Potentiale 
auf kommunaler Ebene 

Thesen für  eine Re-Politisierung der Kommunalpolit ik 

von Wilfried Kle~n * 

le der Demokratie und der zentrale Gestaltungsort für die 
notwendige Transformation der bürgerlichen Gesell- 
schaft.''' 

Diese Feststellung sozialistischer Kommunalpolitiker 
überrascht angenehm. Die ,,Kommunal-Cretins'I2 sehen in 
den Kommunen nicht nur vage 

Reformpotentiale, sondern gar Spätestens seit dem Regierungsantritt 
den zentralen Gestaltunqsort 
für die Transformation der bar- der SPD-geführten Bundesregierung 
gerlichen Gesellschaft. Wenn reift die Erkenntnis, daß auch die 
das kein Angebot ist. Als Auf- 
gabenfelder definieren die Mehrheit auf staatlicher Ebene keinen 

kommunalenGenossenFelder, automatischen Reformschwung ver- 
die für Linke wahrer Balsam 
sind: Beibehaltung und Verbes- 'Pricht. 
serung der öffentlichen Dienst- 
leistungen bei Gewährleistung der öffentlichen Kontrolle 
über diese. Straffung der öffentlichen Verwaltung - in den 
90er Jahren geradezu das Paradigma in der kommunalpo- 

* Wilf ied Klein, stellvedretender Vorsitzender der SPD Bonn, Mitglied im Rat der Stadt Bonn, 
Leiter des Willi-Ochler-Bildungswerkes, Koln 
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sche Linie der SGK innerparteilich und 
nach draußen medial stärker und bes- 

nem Neuorientierungs- und Strukturierungsprozess, der 
kurzfristig noch durch den Umzug nach Berlin erschwert 
wurde. Ausserdem ist das Verhältnis zwischen der Bundes- 
SGK und den in der Fläche verankerten Länder-SGKen 
schwierig. Dies gilt schließlich auch für das bundesweite 
Fachorgan der SGK, die 50 Jahre alte ,,Demokratische Ge- 
meinde". Sie ist keine Mitgliederzeitschrift der rund 31.000 
SGK-Mitglieder, sondern erscheint unter dem Dach des 
Vorwärts-Verlags. Ihre Anbindung an die SGK ist durchaus 
locker, was der journalistischen Freiheit der Redaktion gut 
tut, aber die Vermittlung in die breite kommunalen Fläche 
erschwert. 

4. Was kann man in der SGK und darüber hinaus 
tun zur Aufwertung von Kommunalpolitik? 
Ohne strukturelle, personnelle und finanzielle Reformen 
ist eine Aufwertung der Kommunalpolitik nicht möglich. 

Einmal muss die Bundes-Partei 
endlich wenigstens mit der 

Wenn die SPD länger als bis ZOO2 re- CDu gleichziehen, und die 
gieren will, tun Bund, Länder und kommunalpolitische Abtei- 

lung wiedereinrichten, die sie Kommunen gut daran, ihre nächsten 
Selber in den 70er Jahren hat 

Reformen abgestimmt zu entwickeln. verschwinden lassen. Die Ar- 
beitsgemeinschaft SGK erspart 
der Bundespartei eben nicht 

eigene Ressourcen für die wichtigste untere Ebene der 
Politik. Weiter muss die Bundes-SGK kampagnenfähiger 
werden und sich stärker mit den Länder-SGK verzahnen. 
Damit verbunden ist auch eine inhaltliche Debatte, die in 
ein kommunalpolitisches Grundsatzprogramm münden 
muss. (Diese Debatte ist übrigens eingeleitet, das Pro- 
gramm soll im Laufe des Jahres 2001 beschlossen wer- 
den.) Noch wichtiger ist aber, dass dieses Programm eine 
selbstkritische Analyse der sozialen und politischen Rah- 
menbedingungen für Kommunalpolitik enthält, aus der 
handhabbare Handlungsalternativen für die Politik vor 
Ort resultieren. Weiter müsste die neue kommunalpoliti- 

ser vermittelt werden. Die momenta- 
nen Bemühungen um ,,corporate de- 
sign", mehr Öffentlichkeitsarbeit und 
Einsatz neuer Medien sind erst ein An- 
fang. Hier hätte auch die „Demokrati- 
sche Gemeinde" eine wesentliche 
Funktion. Dazu müsste sie aber stärker 
mit der SGK verzahnt werden, was 
etwa durch das Projekt einer Mitglie- 
derzeitschrift möglich wäre. 

Entscheidende Voraussetzung für 
eine Stärkung der SGK und der sozial- 
demokratischen Praxis insgesamt, ist 
eine Öffnung nach draußen, zur Ge- 
sellschaft hin. Da die SPD wie alle Par- 
teien i.d.R. auf gesellschaftliche Bewe- 
gungen wie 1968 eher reagiert und sie 
erst dann politisch verarbeitet, ist sie 
auf diese Impulse von außen angewie- 
sen, will sie auf Dauer nicht im eigenen 
Saft schmoren. Gibt es aber in der Ge- 
sellschaft eine solche klar umrissene 
Bewegung nicht, ist es Aufgabe einer 
linken Reformpartei, Angebote zu ma- 
chen, ein Forum zu bieten für die Dis- 
kussion zukunftsweisender Fragen, die 

im derzeitigen Politikbetrieb - auch der eigenen Regie- 
rung - zu kurz kommen, aber in der Gesellschaft offen- 
kundig tiefsitzenden Bedürfnissen entsprechen. Hierbei 
gilt es, an bestehende Diskurse anzuknüpfen, wie z.B. 
Bürgergesellschaft, Kommunitarismus, civil society etc.. 
Aus ihnen kann man im Dialog mit geeigneten Bündnis- 
Partnern (z.B. der Kommunalen Gemeinschaftstelle für 
Verwaltungsvereinfachung KGSt, die derzeit über die 
,,Bürgerkommune" nachdenkt) Leitbilder und Ziele ent- 
wickeln. Es gilt aber auch, an laufende Prozesse anzu- 
knüpfen, sie ernster zu nehmen als bisher: Ein Beispiel ist 
die Bürgerbeteiligung und -aktivierung im Rahmen der 
Agenda- und Leitbildprozesse, die in der Bevölkerung auf 
großes Interesse stoßen, aber von der etablierten Politik 
und Verwaltung noch zu wenig aufgenommen werden. 
Dabei liegen hier erste Ansätze auf dem Weg hin zu ei- 
nem neuen partizipativen und zugleich effektiveren Poli- 
tikmodell, das die etablierte Politik zugleich aufwertet 
und entlastet. 

In jedem Fall fatal wäre ein Eingraben in der sozialde- 
mokratischen Wagenburg als Reaktion auf die herben 
Wahlniederlagen dieses Jahres. Dann würde die Kommu- 
nalpolitik unweigerlich zerrieben zwischen dem Gegen- 
wind aus Bonn, den vielen kommunalen Problemlagen 
und der Überforderung der überlasteten ehrenamtlichen 
Amtsträger. 

Im Gegenteil, dieser Reformkurs muss von der SPD 
wie von fortschrittlichen Kommunalpolitikern unterstützt 
werden. Es ist Zeit für einen ,,Ca11 for Papers" (Susanne 
Gaschke, DIE ZEIT), der Diskussion über neue Wege und 
Ziele, weg von der überholten „positionellen Politik" 
(,,Alle mal herhören -so wird's gemacht!") hin zu einem 
neugierigen, lern- und beteiligungsfähigen, korrektur- 
freundlichen Politikstil. Am Anfang muss eine schonungs- 
lose Analyse der Bedingungen in europäischen Kommu- 
nen heute stehen. Dabei ist ein Blick über den nationalen 
Tellerrand hilfreich: Z.B. bezieht erfolgreiche Arbeits- 
marktpolitik immer die Kommunen mit ein. An die Analy- 
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können genutzt werden und ein Zugang zu den Förderun- 
gen der Arbeitsverwaltung kann unmittelbar erfolgen. 

Im Wartebereich der Agentur steht ein PC zur Verfü- 
gung, der über lnternetanschluss Zugang zum Stelleninfor- 
mationssystem der Arbeitsverwaltung ermöglicht und bei 
dessen Benutzung Stellwerk-Mitarbeiter Hilfestellung an- 
bieten. Hier können auch Briefe und Bewerbungsunterla- 
gen erstellt werden. 

Zur Kontaktaufnahme bekommt die Beschäftigungs- 
agentur aus Datenschutzgründen keine Namenslisten, das 
Sozialamt verweist die Antragsteller nach einem Vorge- 
spräch beim sozialpädagogischen Dienst auf die persönli- 
che Kontaktaufnahme zu den Mitarbeitern der Beschäfti- 
gungsagentur. 

Das Erstgespräch dauert im Durchschnitt 30-45 Minu- 
ten und beinhaltet die folgenden Schritte: 

Information über den Auftrag und die Arbeit von Stell- 
Werk, die rechtliche Situation der HE und die in Frage kom- 
menden Fördermöglichkeiten, 

eine berufsbezogene ,,Anamnesen zu schulischen und 
beruflichen Abschlüssen, Zusatzqualifikationen, bisherigen 
Tätigkeiten und Qualifizierungen, beruflich nutzbare Privat- 
interessen, gewünschten Tätigkeiten und Qualifizierungen, 
Vermittlungseinschränkungen und diversen Angaben, die 
für die individuellen Fördervoraussetzungen wichtig sind als 
Grundlage für die Erstellung eines Bewerberprofils, 

erste Vorschläge für eine lntegration. Dafür müssen die 
Beraterlnnen umfassend informiert sein über aktuell freie 
Stellen jeder Herkunft, über besetzbare Maßnahme- und 
Ausbildungsplätze und über individuelle Förderangebote, 

die feste Vereinbarung eines weiteren Termins, Festle- 
gen der in der Zwischenzeit notwendigen Schritte, wie z.B. 
das Besorgen zusätzlicher Unterlagen. 
Zentrales Moment bei der Beratung ist die Anregung und 
Unterstützung der Eigenbemühungen. Dass häufig indivi- 
duelle Lohnkostenzuschüsse bei einer Beschäftigung im 
ersten Arbeitsmarkt aktiviert und als zusätzliches Argu- 
ment bei der Stellensuche vom Sozialhilfeempfänger selbst 
angeboten werden können, ist meist unbekannt und der 
Hinweis darauf besonders wichtig. 

Die Teilnahme an der Beratung und die vereinbarten 
nächsten Schritte werden auf einem Laufzettel vermerkt, der 
beim nächsten Vorsprachetermin im Sozialamt vorgelegt 
werden muss. Dort wird der zukünftige weitere Anspruch 
auf Sozialhilfe geklärt. Es erfolgt im übrigen in den Fällen der 
unterlassenen Kontaktaufnahme zur Beschäftigungsagentur 
keine ,,automatische" Einstellung der Leistung. 

Die Mitarbeiterlnnen der Akquisitions-Abteilung von 
Stellwerk haben darüber hinaus die Aufgabe, im gesamten 
Bezirk Arbeitsplätze zu ermitteln und einzuwerben. Dazu 
gehen sie häufig ganz praktisch von Tür zu Tür bei Gewer- 
betreibenden und möglichen Beschäftigungsträgern. Sie 
unterstützen die Betriebe während des Stellenbesetzungs- 
verfahrens und bei der Antragstellung und Abrechnung 
von Fördermitteln, sie müssen Informationen über alle 
Weiterbildungsangebote, die den Hilfeempfängerlnnen 
zur Verfügung stehen, sammeln, aufbereiten und zur Ver- 
fügung stellen und auf Datenbank-Basis eine Vorauswahl 
für die Besetzung freier Stellen oder Plätze in Beschäfti- 
gungsmaßnahmen treffen, mit den Beraterlnnen abstim- 
men und Kontakt mit den Maßnahmeträgern halten. 

Möglichkeiten für ErFolge 
Innerhalb eines Jahres hat die Regionale Beschäftigungs- 
agentur Kreuzberg 2500 Menschen beraten und etwa ein 
Drittel davon in Qualifizierung unterschiedlichster Art oder 
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in Beschäftigung vermittelt, davon über 100 in den 1. Ar- 
beitsmarkt ohne jede finanzielle zusätzliche Förderung an 
den Arbeitgeber. 

Die Arbeit der Beschäftigungsagentur ist einer der Bau- 
steine in den Bemühungen der bezirklichen Sozialabtei- 
lung eines Berliner Bezirkes, Beschäftigungsförderung für 
Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger zu organisieren. 
Ständig sind 2000 Menschen im Bezirk entweder ergän- 
zend zur Sozialhilfe oder mit Sozialhilfemitteln bzw. durch 
direkte oder indirekte Vermittlung des Sozialamtes vor- 
übergehend oder auf Dauer beschäftigt. Auf diese Weise 
ist das Sozialamt größter Arbeitgeber im Bezirk Kreuzberg 
und darüber hinaus. 

Es gibt in Berlin weitere Beispiele für kommunale Stra- 
tegien. Sie sind auf bezirklicher Ebene dann erfolgreich, 
wenn es gelingt, alle mögli- 
chen Akteure auf lokaler Ebene 
und ein für Modellversuche Kommunale Strategien sind dann er- 

aufgeschlossenes Ministerium folgreich, wenn es gelingt, alle mögli- 
zu gemeinsamem Handeln 
und zum Einsatz finanzieller chen Akteure auf lokaler Ebene und 

Mittel aus unterschiedlichsten ein aufqeschlossenes Ministerium zu - 
Quellen auf ein konkretes Vor- gemeinsamem Handeln zu gewinnen. 
haben zu konzentrieren. Vor- 
aussetzung ist der politische 
Wille, dem Ziel der sozialen lntegration Priorität in kommu- 
naler Politik zu geben. 

Städte und Gemeinden können Arbeitsmarkt- und 
Strukturpolitik selbstverständlich nicht losgelöst von Glo- 
balisierungsprozessen und technischem Wandel betreiben. 
Für Stadtbezirke ist der Rahmen für politische Gestaltung 
in diesen Politikfeldern noch wesentlich enger. Die Chance 
für die untere kommunalpolitische Ebene liegt in der Ent- 
wicklung von Modellen, wenn sie das Ziel, die soziale Aus- 
grenzung Betroffener zu vermeiden, mit der Förderung 
sozialer Aufgaben und der Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen und der erlebten Umgebung der Menschen in der 
Stadt verbinden. SPW 
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I [  Es gibt keine 
Alternative." - 
Dummes 
Geschwätz! 
von Ralf Krämer* 

ere is no alternative." Mit  die- 
ser Behauptung wies dereinst 
Margaret Thatcher Kritik an der T 

von ihr betriebenen neokonservativen 
Gegenreform zurück. Heute ist es - 
auf deutsch -die Standardfloskel von 
Hans Eichel, Gerhard Schröder, Franz 
Müntefering und anderen., mit der 
sie Kritik an dem von der Bundesre- 
gierung vorgelegten ,,Sozialabbau 
2000"-Programm abzubügeln versu- 
chen. Die Zeiten und Namen ändern 
sich, doch Dreistigkeit - derjenigen, 
die das behaupten - und Dummheit- 
derjenigen, die es glauben - bleiben. 

Die hohe Verschul- 
dung erklärt sich 

keineswegs aus 
ungezügelten 

Sozialansprüchen, 
sondern daraus, dass 

die effektive 
Steuerbelastung von 

hohen Einkommen 
und  Gewinnen und 
großen Vermögen 
drastisch gesenkt 

wurde. 

Der schwadronierende Zeitgeist 
Der schwadronierende Zeitgeist - der 
wie üblich ,,jenseits von rechts und 
links" und im Namen eines vorgebli- 
chen ,,Gemeinwohls" daherkommt - 
hat mit den schnöden Realitäten ja 
sowieso nichts im Sinn. So etwa in 
„Die Zeit", die in den meisten wirt- 
schafts- und sozialpolitischen Artikeln 
sowieso unerträglich ignorant gegen- 
über den Realitäten einer kapitalisti- 
schen Klassengesellschaft ist. Im Leit- 
artikel von Klaus Hartung vom 
09.09.99 wird gegen die ,,egoisti- 
schen Inländer", die zur ,,Sozialmafial' 
gerechneten Anspruchsdenker zu Fel- 
de gezogen, denen Inflationsaus- 
gleich bei Renten (und man darf ver- 
muten: auch bei Löhnen, von Arbeits- 
losenunterstützung und anderen So- 
zialleistungen ganz zu schweigen) 
nicht reicht. Ihnen schleudert er ent- 
gegen: Nicht nach ,,sozialer Gerech- 
tigkeit" sei zu fragen, sondern: ,,Was 
tust Du für Dein Land?" 

Als ob das der große Widerspruch 
wäre! In Staaten, die nicht mehr blo- 
ße Herrschaftsformen der besitzen- 
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den Klassen zu sein beanspruchen, 
wäre die wichtigste Antwort: ,,Ent- 
sprechend der finanziellen Leistungs- 
fähigkeit zur Finanzierung des Ge- 
meinwesens beitragen." Damit haben 
große Unternehmen, Großeigentü- 
mer und Großverdiener hierzulande 
aber schon lange nichts mehr am 
Hut. Sie p;edigen Anspruchsbe- 
schränkungen, solange ihr Anspruch 
auf Einkommens- und Vermögens- 
steigerung nicht beschränkt wird. Mit 
der Bescheidenheit wollen sie auch 
nicht übertreiben: nicht Inflationsaus- 
gleich, zweistellige jährliche Steige- 
rungsraten sollten es für sie schon 
sein - netto versteht sich. So war es in 
den 16 Jahren Kohl-Regierung, so hat 
es auch zu bleiben. Dann können sie 
sogar akzeptieren, dass unter ihnen 
ein sich ,,Sozialdemokrat" nennender 
Kanzler regiert. Das sind in Wirklich- 
keit die egoistischen ,,Interessengrup- 
pen", die das Gemeinwesen ruinie- 
ren ! 

Fakten zur Verteilung und  
Finanzpolit ik 
Dies sind die Fakten: Die privaten Ein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen stiegen 1980 bis 1997 
jahresdurchschnittlich um brutto 
7,2%, netto 8,2%. Die Einkommen 
aus unselbständiger Arbeit wuchsen 
(einschließlich der angeblich so exor- 
bitant gestiegenen Lohnnebenko- 
sten) nur um brutto 4,0%, netto 
3,1°/~. Gleichzeitig stiegen die Ver- 
braucherpreise um jahresdurch- 
schnittlich 2,8%, real blieb da kaum 
etwas übrig. 1998 setzte sich diese 
Auseinanderentwicklung fort. Der 
Anteil der Sozialleistungen an der ge- 
samtwirtschaftlichen Leistung betrug 
1980 32,2%, 1997 lag er bei 33,4% - 
bei massiv gestiegener Arbeitslosig- 
keit und Transfers nach Ostdeutsch- 
land. Nur auf Westdeutschland bezo- 
gen betrug die Sozialquote 1997 
31,7%. Die hohe Verschuldung er- 
klärt sich also keineswegs aus unge- 
zügelten Sozialansprüchen, sondern 
daraus, dass im gleichen Zeitraum die 
effektive Steuerbelastung von hohen 
Einkommen und Gewinnen und gro- 
ßen Vermögen drastisch gesenkt wur- 
de. Die gesamtwirtschaftliche Steuer- 
quote erreichte 1997198 einen histo- 
rischen Tiefstand und lag noch unter 
den 23% von 1960. Gestiegen ist aus- 
schließlich die Sozialabgaben- und 
Steuerbelastung der Arbeitnehmerln- 
nen. 

Die erste Stufe der Steuerreform 
hat das nur zu einem kleinen Teil zu- 
rückgedreht. Sie kann nicht als Be- 
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gründung herhalten, jetzt erneut die 
Unternehmensteuern senken und 
dies mit einem asozialen Sparpro- 
gramm von Rentnerinnen und Ar- 
beitslosen bezahlen lassen zu wollen. 
Auch beschäftigungspolitisch wird 
die Rückkehr zum Kurs der abgewähl- 
ten Bundesregierung zum alten Er- 
gebnis führen: anhaltende Massenar- 
beitslosigkeit. Befreit man sich dage- 
gen von der ,,Blockade1', höhere Be- 
steuerung hoher Gewinne, Einkom- 
men und Vermögen und konsequen- 
tere Bekämpfung von Steuerhinter- 
ziehung und Wirtschaftskriminalität 
auszuschließen, gibt es reichlich Alter- 
nativen - finanzpolitisch und zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit. Auch 
wenn die Unternehmerverbände und 
die neoliberal vernebelten Medien da- 
gegen aufheulen: aktive staatliche Be- 
schäftigungspolitik ist allemal effekti- 
ver als der interessengeleitete Wun- 
derglauben in die Wirkung niedriger 
Steuersätze. Das zeigt bei aller Be- 
scheidenheit der dortigen Politik auch 
die relativ erfolgreiche Entwicklung in 
Frankreich. 

Abschied von  der ,,Gerechtig- 
keitsideologie" u n d  von  ,,Gleich- 
heitsversprechen" 
Aber: es geht nicht um Fakten, son- 
dern ums Prinzip: u m  den Abschied 
von der ,,Gerechtigkeitsideologie" 
und von ,,Gleichheitsversprechen". 
Wer sich Zukunft nur als Rückfall vor- 
stellen kann vom sozialen Rechtsan- 
spruch und zumindest ansatzweise 
solidarisch umverteilenden Sozialstaat 
zum sich Durchschlagen oder um Al- 
mosen betteln müssen und zur Eigen- 
vorsorge - deren Voraussetzungen 
äußerst ungleich verteilt sind, und die 
solidarische Anerkennung menschli- 
cher Leistungen und Würde, die kei- 
nen Markterfolg gebracht haben, 
nicht einschließt -, dem muss das Ein- 
fordern sozialer Gerechtigkeit als 
,,Blockade" erscheinen. Dass dabei für 
große Teile der Bevölkerung auch ihre 
ohnehin begrenzte reale, alltägliche 
Freiheit unter die Räder kommt - 
denn frei ist man nur, soweit man es 
sich leisten kann -, wird nicht gese- 
hen, oder individualisiert: selber 
schuld. 

Dass dabei möglicherweise noch 
wesentlich mehr auf der Strecke 
bleibt, geht über den Horizont dieser 
,,Denkerf' - um mal nicht Schlimme- 
res zu unterstellen. Denn wenn sozia- 
le Unsicherheit und Ungleichheit zu 
groß werden und wenn keine politi- 
sche Gestaltung, sondern nur noch 
Unterwerfung unter die Imperative 
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gewinnung der Macht im Bund. Dafür erduldeten sogar 
die nordrhein-westfälischen Genossinnen und Genossen 
die kommunalfeindlichste Kommunalaufsicht aller Länder, 
ertrugen die Rheinland-Pfälzer die von der FDP diktierte 
Gemeindeordnung usw. Innerhalb der SGK vollzog sich all- 
mählich der Umbruch von der älteren, eher pragmatisch- 
konservativen Gründergeneration zu den jüngeren, eher 
technokratisch-aufgeschlossenen ,,Enkelnn vom Zuschnitt 
eines Hajo Hoffmann (OB Saarbrücken, seit 1999 Präsident 
Deutscher Städtetag). Dies gelang erstaunlich reibungslos, 
allerdings um den Preis des Verzichts auf ein konturiertes 
Profil. Ein solches hätte die Konfliktlinien innerhalb der SGK 
deutlicher hervortreten lassen, aber es hätte auch dazu 
beigetragen, die SGK ernster zu nehmen, als dies weithin 
geschehen ist. 

unter diesen Bedingungen gab und gibt es natürlich 
nach wie vor Beispiele für eine innovative und progressive 
Kommunalpolitik wie etwa die ,,Politik der sozial gerechten 
Bodennutzung" in München, bei der die Investoren an den 
Planungs- und Baukosten bei Großerschließungen beteiligt 
werden (sonst würden sie nur die Planungsgewinne ein- 
streichen, während die Stadt die Kosten bezahlt). Oder 
aber die Bodenpolitik vieler hessischer Städte, die sich ein 
Zwischenbesitzrecht bei Grundstücksverkäufen sichern, 
oder die Verpackungssteuer, die von der Stadt Kassel ein- 
geführt wurde und inzwischen wieder aufgehoben wer- 
den musste usw.. Oder die Bemühungen zu überregionaler 
Kooperation wie z.B. beim Zweckverband Ulm-Neu-Ulm 
über Ländergenzen hinweg, die Modelle zu mehr Bürger- 
freundlichkeit wie die Bürgerämter (Vorreiter Heidelberg), 
die Einführung direktdemokratischer Elemente wie Bürger- 
begehren und Bürgerentscheid etc. 

Insgesamt überwiegen aber die Prozesse ,,naturwüch- 
siger" kommunaler Konkurrenz, individueller Anpassung 
an die Erfordernisse der ,,Globalisierung" und Kommerzia- 
lisierung. Wirtschaftspolitik verkommt da rasch zum ,,rats 
race" um die wenigen Grossinvestoren, Verwaltungsre- 
form leicht zur technokratischen Veranstaltung innerhalb 
der Verwaltungen, Sozialpolitik zur bürokratischen Durch- 
reiche an ungeliebte Minderheiten, Bürgernähe ist oft Eti- 
kett für Populismus usw.. Kurz, es findet genau das statt, 
wovor Ernst Böhme 1949 warnte. Ohne Anleitung von 
oben, unter dem Druck neoliberaler EU-Richtlinien, dere- 
gulierender Bundesgesetze wie dem Energiewirtschaftsge- 
setz und ordoliberalen Gemeindeordnungen wie in NRW, 
passen sich die Kommunen der Marktlogik an, verschlan- 
ken ihren öffentlichen Sektor, suchen sich öffentliche oder 
private Partner, teilprivatisieren ihre städtischen Betriebe 
oder greifen wie das extrem verschuldete Berlin sogar zum 
radikalen Mittel des Totalverkaufs wie bei der BEWAG 1998 
zur Haushaltssanierung. 

Nun soll das nicht heissen, dass alle diese Prozesse 
schlecht oder dysfunktional wären, gewiss gibt es Beispie- 
le für sinnvolle Privatisierungen und intelligente Übernah- 
me von Marktprinzipien in schwerfällige, ineffiziente Ver- 
waltungen. Auch ist die Reorganisation politischer Steue- 
rung durch die Räte nach modernen marktwirtschaftlichen 
Prinzipien zu begrüßen. Was fehlt, ist die verbindende 
Klammer, die programmatische Linie, an der sich moderne 
sozialdemokratische Kommunalpolitik orientieren könnte. 
Dabei ist es unwahrscheinlich,.dass ein solcher Impuls von 
den zur Bundesregierung avancierten ,,Enkel-Sozis" ausge- 
hen könnte. Sie setzen eher unter den übernommenen 
Haushaltszwängen die Politik der Kohl-Regierung fort, die 
die Lasten auf die Länder und die Kommunen zu verschie- 
ben versuchte (siehe Verlagerung der Kosten für Kinderta- 

gesstätten und von Teilen des Kindergeldes, das Eichelsche 
Sparpaket mit der Verlagerung des pauschalierten Wohn- 
geldes auf die Länder, e t~ . ) .  

Was bisher völlig fehlt, ist das Bemühen um die so oft 
versprochenen Politikformen. Da wird nicht gleichberech- 
tigt miteinander geredet, dawird dekretiert und nach-in- 
formiert. Die Bundesregierung verschanzt sich hinter den 
Ländern, beide hinter der Verfassung etc.. Mittel für die 
Kommunen werden einbehalten, Lasten weitergereicht, 
entgegen allen Oppositionsversprechen liegen seit einem 
Jahr die Novelle des Abfallwirtschaftsgesetzes und des En- 
ergiewirtschaftsgesetzes auf Eis, die für sofort zugesagte 
Wohngeldnovelle kommt erst 2001, die Kommission, die 
die Finanzausgleichssysteme reformieren soll (und muss), 
wird wahrscheinlich ohne kommunale Vertreter sein etc.. 
Bei den Kommunen kommt dabei vor allem an, dass sie 
von dieser Regierung wenig Neues, und wenn, dann wenig 
Gutes zu erwarten haben. 

3. Erneuerung aus der SGK? 
Wenn also das Heil weder von der Bundesregierung 

kommt, noch von den ermatteten neuen sozialen Bewe- 
gungen -auch die Grünen scheinen kommunal ihren Ze- 
nith überschritten zu haben - kann es scheinbar nur von 
den SPD-Kommunalpolitikern selbst kommen. Dabei gibt 
es allerdings Hindernisse: Politisch-psychologische, abei 
auch handfest ökonomische, programmatische und auch 
logistische. Politisch hat es sich in der Länder- und Bundes- 
SPD eingeschlichen, dass man Kommunalpolitik häufig nur 
als Sprungbrett in die Bundes- und Landespolitik sieht. Er- 
folgreiche Kommunalpolitiker 
wie z.B. Christian Ude in Mün- 
chen wiederum hüten sich vor Was fehlt, ist die verbindende Klam- 
der riskanten Landes- mer, die programmatische Linie, an 
Bundespolitik. So fehlt der 
Kommunalpolitik das bundes. der sich die moderne sozialdemokrati- 
politische Gewicht und ihre sche Kommunalpolitik orientieren 
Vermittler ,,nach oben". Zu- 
dem ist Kommunalpolitik ins- könnte. 
gesamt in der Mediengesell- 
schaft der letzten Jahre blasser 
geworden und wird in der öffentlichen Wahrnehmung von 
bundespolitischen Trends geradezu erschlagen. Ökono- 
misch schreiten Kommerzialisierung und Orientierung an 
Marktmechanismen im kommunalen Sektor so rasant fort, 
dass die Entscheidungsspielräume für Politik immer gerin- 
ger werden. Am Ende stünde dann tatsächlich das ver- 
schlankte ,,Unternehmen Kommune", oder der ,,Konzern 
Stadt" -wie sich Essen bereits nennt -, in dem geschäftli- 
che Vorgaben alle politischen Beschlüsse vorbestimmen. 
Außerdem sind in dem sich verschärfenden regionalen, in- 
nerdeutschen und europäischen Wettbewerb der Kommu- 
nen untereinander (Strom kann demnächst überall geor- 
dert werden, ab 2002 werden Verkehrslinien europaweit 
ausgeschrieben etc.) die Kommunen immer weniger zur 
Vereinheitlichung ihrer Interessen in der Lage. 

Programmatisch ist es immer mehr umstritten, welche 
Grundlinien denn Maßstab für die konkrete Kommunalpo- 
litik vor Ort sein könnten. Die aus dem SPD-Parteipro- 
gramm scheinen ja selbst für die SPD in Frage zu stehen. 
Logistisch steht die Kommunalpolitik in der SPD auf schwa- 
chen Füssen: Im Parteivorstand gibt es - im Gegensatz zur 
CDU - nicht einmal eine kommunalpolitische Abteilung. 
Bundes-SPD und SGK verfügen bis heute nicht einmal - 
wie die CDU seit 20 Jahren - über eine kommunale Perso- 
nalbörse. Weiter befindet sich die Bundes-SGK mitten in ei- 
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Foto: Christian Kiel (Berlin) 
den Kommunen stark. Hier wurden die ersten rot-grünen 

den 70ern zu heftigen innerparteilichen Konflikten zwischen 
,,linker Jugend" und ,,rechten Alten", die in schweren Wahl- 
niederlagen mündeten. In Reaktion darauf bildeten die prag- 
matisch-konservativen Kommunalpolitiker in NRW und Hes- 
sen sozialdemokratische Gemeinschaften für Kommunalpoli- 
tik (SGK) auf Landerebene. Weitere Gründungen auf Länder- 
ebene folgten Mitte der 70er. 1978 gründete sich die Bundes- 
SGK, deren langjähriger Vorsitzender der Dortmunder OB 
Günter Samtlebe wurde. Die SGK sollte die SPD-Kommunal- 
politiker organisieren, um sie auf Bundesebene mit anderen 
,,Arbeitsgemeinschaften" wie Jusos, Frauen, Arbeitnehmer 
etc. wettbewerbsfähig zu machen. Sie sollte aber die durch- 
aus verschiedenen lnteressen der Groß- und Mittelstädte, 
Kreise, Gemeinden etc. so weit wie möglich bündeln und In- 
formationen vermitteln, um der Offensive der CDUICSU in 
den Städten zu begegnen und natürlich, um die vielen jungen 

Mitglieder in die Politik vor Ort 
unter möglichst ,,unideologi- 

Insgesamt überwiegen die Prozesse schenl, Vorzeichen integrieren 

,,naturwüchsiger" kommunaler Kon- zu können. 
Dies gelang der SGK in der 

kurrenz, individueller Anpassung an Regierungszeit Schmidt-Gen- 
die Erfordernisse der „Globalisierung" scher recht gut, bald stiegen 

und Kommerzialisierung. die Mitgliedszahlen auf gut 30 
000 an, womit die große 
Mehrheit der kommunalen 

SPD-Mandatsträger organisiert wurde. Die SGK erwies sich 
auch als flexibel genug, um Anregungen der Jusos, der 
neuen Linken und aus den neuen sozialen Bewegungen in 
ihre Arbeit zu integrieren. So wandelte sich etwa die Kul- 
turpolitik seit Hilmar Hoffmanns ,,Kultur für alle" zum rele- 
vanten gesellschaftlichen Politikfeld, öffnete sich die Sozial- 
politik den modernen Tendenzen einer weniger fürsorgli- 
chen, denn Teilhabe ermöglichenden Betreuung (Street- 
worker) etc.. 

2. Sozialdemokratische Kommunalpolitik in den 
80er und 90er Jahren 
DieseTendenzen wurden durch den Regierungswechsel zu 
Helmut Kohl 1983 nicht unterbrochen. Die SPD blieb in 

Bündnisse geschmiedet (Eichel 1981 in Kassel), von hier 
gingen programmatische Impulse aus (Programm Arbeit 
und Umwelt in Hessen 1984). Allerdings gelang es der SGK 
weder, ihr Gewicht in der Bundes-SPD zu vergrößern, noch 
ihre programmatische Linie zu klären. Im Gegenteil: Da die 
SPD zunehmend in den Ländern regierte, gerieten die die 
Bundespartei dominierenden ,,Länderfürsten" in Gegen- 
satz zur kommunalen SPD (z.0. Oskar Lafontaine im Saar- 
land oder Gerhard Schroder in Niedersachsen). Dies führte 
nicht zu einem offenen Konflikt, sondern schlimmer zum 
schleichenden Bedeutungsverlust der Kommunalpolitik, 
die Ende der 90er Jahre in den Führungsgremien der Bun- 
despartei schwächer denn je vertreten war. 

Die ehemaligen ,,Juso-Häuptlinge" der Enkel-SPD be- 
fanden sich nämlich im Dauerwahlkampf gegen die Bun- 
desregierung und zugleich in Ausscheidungskämpfen un- 
tereinander um die Position des Kohl-Herausforderers. Da- 
bei spielte Programmatik für sie eine geringe Rolle, wie ihr 
Umgang mit dem ,,Berliner Programm" von 1989 zeigt. 
inhaltlich befassten sich die Enkel mehr mit  der Versöh- 
nung von Ökonomie und Ökologie, schon um die Grünen 
nicht allzu stark werden zu lassen. Zwar wandten sie sich 
gegen die „Zweidrittel-Gesellschaft" (Peter Glotz), ver- 
wandten aber wenig Zeit auf die Suche nach sozialintegra- 
tiven Konzepten. Die Enkel-SPD hatte keine Antwort auf 
die allmähliche Spaltung der Gesellschaft in Modernisie- 
rungsgewinner und -verlierer, dies zeigten nicht nur die 
spektakulären Erfolge der Rechten 1989/90. Auch die 
blauäugige lntegrationspolitik der SPD geriet Mitte der 
90er Jahre in die Krise. Die Partei antwortete darauf mit ei- 
nem populistischen Rechtsschwenk, der über den Asylbe- 
schluß 1993 und Lafontaines Anti-Aussiedler-Attacken 
1996 bis zum Kandidaten Schröder reichte, der 1998 mit 
,,Kriminelle Ausländer müssen raus" der DVU in Sachsen- 
Anhalt den Wahlslogan lieferte. 

Gerade die größeren Kommunen zeigten in den 90er 
Jahren deutliche Überlastungssymptome, die u.a. 1994 zu 
einem ungewöhnlichen Manifest roter und schwarzer 
Oberbürgermeister führten. Es trug den bezeichnenden Ti- 
tel: ,,Rettet unsere Städte jetzt". Aber seine Appelle zu ei- 
ner neuen, integrierten Wohnungs-, Verkehrs- und Sozial- 
politik, gerade auch durch die Länder, verhallten ungehört. 
Die zur Mitte und zur Wirtschaft, also nach rechts drän- 
genden Länderfürsten überliessen die notleidenden Kom- 
munen ihren damit überforderten Sozialpolitikern. 

Somit wurde die 1949 von Ernst Böhme geforderte 
kommunale Linie von der Bundes-SPD nicht vorgegeben. 
Die Städte blieben in ihrem Kampf gegen die Finanzkrise 
allein. Die Massenarbeitslosigkeit und die Folgen der unre- 
gulierten Einwanderung trieben die Sozialhilfekosten ra- 
sant in die Höhe, die Vereinigungskosten wurden z.T. auf 
die Kommunen überwälzt, die Gesetzgebung der Bundes- 
regierung wie der EU waren alles andere als kommunal- 
freundlich und schliesslich wälzten Bund und Länder ge- 
meinsam die Kinderbetreuungskosten auf die Kommunen 
ab. Zugleich hielten sich zahlreiche Länder an ihren Kom- 
munen schadlos. So legte beispielsweise die niedersächsi- 
sche Landesregierung mehrere Jahre hintereinander Kom- 
munalfinanzausgleichsgesetze vor, die vom Landesverfas- 
sungsgerichtshof als ,,verfassungswidrig" verworfen wur- 
den. 

In der SGK wurde dies oft, aber leise beklagt. Immer 
wieder stellten die Kommunalpolitiker ihre Kritik an sozial- 
demokratischen Landesregierungen zurück, ordneten sich 
dem Oberziel der Bundes-SPD unter, das da hiess: Wieder- 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

der Kapitalakkumulation möglich er- 
scheint, kann auch keine Demokratie 
mehr funktionieren, die den Namen 
verdient. Es bleibt vielleicht eine Pseu- 
dodemokratie, demokratisch verklei- 
dete Herrschaft des großen Geldes, 
wie wir sie in den USA erleben. Die 
immer weiter absinkende Wahlbeteili- 
gung weist bereits in diese Richtung. 
Vielleicht bleibt nicht mal das, wenn 
man den Abschied vom ,,Gleichheit- 
versprechen" weiter treibt: Wieso ei- 
gentlich gleiches Wahlrecht für alle, 
wo es doch nur auf die vorgeblichen 
Leistungsträger ankommt? Wieso 
Gleichheit vor dem Gesetz? Wieso 
gleiches Recht auf Leben und körper- 
liche Unversehrtheit? Wer sich die 
realen Ungleichheiten bei den politi- 
schen Artikulationschancen, den 
Chancen vor Gericht, der Lebenser- 
wartung in Abhängigkeit von der so- 
zialen Herkunft und Lage anguckt, 
von den Auswüchsen der globalisier- 
ten Beschaffung und des Handels mit 
menschlichen Organen ganz zu 
schweigen, weiss, dass das keines- 
wegs aus der Luft gegriffen ist. 

Finanzierungsfragen sind 
Verteilungsfragen 
Auch wo mit angeblich unhinterfrag- 
baren Fakten hantiert wird, um die ei- 
gene Politik zum ,,Sachzwanz" oder 
zum ,,Gemeinwohl" zu stilisieren, ist 
massenweise dumm-dreistes Ge- 
schwätz im Spiel. Dagegen hilft im- 
mer, sich klarzumachen, dass Finan- 
zierungsfragen immer und nichts an- 
deres sind als Verteilungsfragen und 
insoweit nichts mit  ,,Sachzwängenu 
und schon gar nichts mit  ,,unseren 
Kindern und Kindeskindern" zu tun 
haben. Sie haben auch selten etwas 
mit modern oder unmodern zu tun, 
sondern immer sehr viel mit rechts 
oder links. Dabei ist auch heute gar 
nicht schwierig, ganz allgemein zu 
definieren, was das ist: Links ist eine 
Politik, die darauf gerichtet ist, gesell- 
schaftlich bedingte Ungleichheit zwi- 
schen den Menschen, insbesondere 
Ausbeutungs- und Herschaftsverhält- 
nisse, abzubauen, rechts eine Politik, 
die sie vergrößert. Dabei reicht eine 
angebliche ,,Chancengleichheit'', die 
sich um die unterschiedlichen Aus- 
gangsbedingungen nicht kümmert - 
und also auch gar keine ist -, nicht 
aus. Andererseits machen linksradika- 
le Forderungen, für die weder objekti- 
ve noch subjektive Bedingungen ge- 
geben sind, keinen Sinn. 

Auf absehbare Zeit muss es Linken 
in Bezug auf die Verteilung darum ge- 
hen, zwischen den Aneignungsprinzi- 

pien ,,nach den Bedürfnissen" und 
,,nach der Arbeitsleistung" ein gesell- 
schaftlich akzeptables Verhältnis her- 
zustellen und die überhand nehmen- 
de Aneignung gesellschaftlicher 
Wertschöpfung im Maße des privaten 
Eigentums an Kapital wieder zurück- 
zudrängen. Rechts ist es dagegen, 
diese kapitalistische Aneigung zu för- 
dern, die auf sozialer Ungleichheit be- 
ruht und sie tendenziell immer weiter 
vergrößert. Zentrale Ursache gesell- 
schaftlich bedingter Ungleichheit sind 
also nach wie vor Eigentums- und 
Klassenverhältnisse. Aber auch Un- 
gleichheiten zwischen den Lohnab- 
hängigen, den Geschlechtern, Gene- 
rationen, Menschen unterschiedlicher 
ethnischer Herkunft usw. sind sehr 
bedeutsam und dürfen darauf nicht 
reduziert werden. Zwischen Freiheit 
und Gleichheit besteht kein grund- 
sätzlicher Widerspruch, weil es darauf 
ankommt, dass reale - nicht nur for- 
mal-rechtliche - Freiheit für alle mög- 
lich ist, nicht nur für wenige und auf 
Kosten anderer. 

Der schwadronierende Zeitgeist 
erweist sich an den dargestellten Kri- 
terien übrigens als keineswegs ,,jen- 
seits von . . . ' I ,  sondern als rechts. Ich 
will mich mit drei Behauptungen aus- 
einandersetzen, die besonders pene- 
trant vorgetragen werden: 

Das Unsoziale der Staatsver- 
schuldung 
1. Die Behauptung, die Staatsver- 
schuldung müsse durch eine rigide 
Sparpolitik abgebaut werden, weil sie 
zu Lasten der kommenden Generatio- 
nen gehe und deshalb die unsozialste 
Politik überhaupt sei. 

Das ist schon deshalb kurzsichtig, 
weil damit ja auch Investitionen fi- 
nanziert werden, die für die Lebens- 
chancen kommender Generationen 
von großer Bedeutung sind, von der 
Erneuerung maroder Abwassersyste- 
me bis zum Bildungswesen. Vor allem 
aber ist es deshalb kompletter Un- 
sinn, weil den nachfolgenden Gene- 
rationen ja nicht nur die Schulden 
und die daraus resultierenden Zins- 
zahlungsverpflichtungen vererbt wer- 
den, sondern auch die diesen spiegel- 
bildlich gegenüberstehenden Gutha- 
ben und Zinsansprüche. 

Das tatsächlich Unsoziale von 
Staatsverschuldung liegt darin, dass 
die Schulden dem gesamten Gemein- 
wesen, die Guthaben aber nur den 
Erben derjenigen Wohlhabenden hin- 
terlassen werden, die die Staats- 
Schuldtitel gekauft haben. Wenn man 
wirklich dieses Unsoziale mindern 
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wollte, müsste man dafür sorgen, 
dass die Staatsschuldtitel möglichst 
geringe Zinsen bringen (am besten 
wären zinslose Notenbankkredite), ihr 
Wert durch angemessene Inflation re- 
duziert sowie eine konsequente und 
hohe Besteuerung der Zinseinkünfte 
durchgesetzt wird. Zur Verfügung 
steht hauptsächlich der letztere Weg, 
als Element einer allgemein höheren 
Besteuerung hoher Einkommen und 
großer Vermögen, die im Wesentli- 
chen die bisher von der Staatsver- 
schuldung Profitierenden treffen wür- 
de. Dies wäre auch für die Zukunft 
der Weg, die erforderlichen öffentli- 
chen Ausgaben ohne übermäßige 
Verschuldung zu finanzieren. Wenn 
man dagegen die Staatsverschuldung 
als Argument nimmt, Sozialleistun- 
gen abzubauen, um die Reichen 
schonen zu können, bekämpft man 
nicht das Unsoziale der Verschul- 
dung, sondern treibt es in geradezu 
perverser Weise auf die Spitze. 

Umlage oder kapitalgedeckte 
Altersvorsorge 
2 .  Ähnlicher Unfug wird geredet, 
wenn die Interessen der kommenden 
Generationen gegen das umlageba- 
sierte Alterssicherungssystem und für 
eine kapitalgedeckte Altersvorsorge in 
Stellung gebracht werden. 

Zunächst würden die Generatio- 
nen, in deren Erwerbstätigkeitsphase 
der Übergang zu einer kapitalgedeck- 
ten Altersvorsorge fallen würde, dop- 
pelt blechen, weil sie neben dem An- 
sparen eines Kapitalstocks für die ei- 
gene Altersversorgung selbstver- 
ständlich trotzdem auch weiter für 
die umlagebasierten Renten der frü- 
heren Generationen aufkommen 
müssten, solange diese noch leben. 
Vor allem aber ist es eine Illusion des 
Alltagsverstands zu meinen, Renten 
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Die Belastung der 
sozialversicherungs- 
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auf Basis eines Kapitalstocks würden 
nicht ebensosehr wie umlagefinan- 
zierte Renten von demografischen 
Veränderungen betroffen sein. 

Im Alter werden im Wesentlichen 
nicht früher mal angelegte stoffliche 
Vorräte verbraucht (etwa aus riesigen 
Lagern mit jahrzehntealten Konser- 
vendosen), sondern jeweils aktuell er- 
zeugte Güter, Dienstleistungen sowie- 
so. Es gilt der grundlegende, nach 
dem Nationalökonomen und Soziolo- 
gen Mackenroth benannte Satz, dass 
- abgesehen von Zuflüssen aus dem 
Ausland -alle Einkommen immer aus 
der Wertschöpfung der jeweiligen Pe- 
riode entstammen. Die Frage bei den 
Renten ist nur, ob sie auf dem Weg 
über Sozialabgaben oder über Trans- 
aktionen im Finanzsektor umverteilt 
werden. Immer führen sie zu real ent- 
sprechend niedrigeren für Konsum 
oder Sachinvestitionen verwendbaren 
Einkommen der jeweils Erwerbstäti- 
gen. Andererseits ermöglicht wach- 
sendes Sozialprodukt, wovon alle - 
ob zurecht oder nicht - auch für die 
Zukunft ausgehen, grundsätzlich 
wachsende Einkommen für alle Grup- 
pen der Gesellschaft, auch die Nicht- 
erwerbstätigen, ganz egal wie die de- 
mografische Entwicklung aussieht. Es 
ist ,,nur" eine Frage der Verteilungs- 
verhältnisse und -mechanismen. 

Das Problem besteht nun darin, 
dass gegenwärtig aus der individuel- 
len Perspektive angesichts der demo- 
grafischen Entwicklung eine kapital- 
gedeckte Vorsorge höhere Renditen 
erwarten lässt als die bestehende ge- 
setzliche Rentenversicherung. Das gilt 
unter der durchaus unsicheren Prä- 
misse, dass die künftige Entwicklung 
und hohe Verzinsung des Kapitals ge- 
sichert ist und dass auch zukünftig 
keine angemessene Besteuerung der 
die Masse der Versicherungsleistun- 
gen ausmachenden Kapitalerträge er- 
folgt. Vor allem aber gilt es nur, weil 
und insoweit sich diese Altersvorsorge 
an der Absicherung der ,,schlechten 
Risiken" mit hohen Anteilen an vor- 
zeitiger Erwerbsunfähigkeit und an 
der Finanzierung der diversen sozia- 
len Umverteilungsmechanismen im 
Rentensystem (zugunsten von Ar- 
beitslosen, Kranken, Familien, Hinter- 
bliebenen, Geringverdienenden etc.) 
und insbesondere auch an der Finan- 
zierung der aus demografischen 
Gründen wachsenden Zahl der Sozi- 
alversicherungsrenterlnnen auch in 
Zukunft nicht zu beteiligen braucht. 
Dies wird den verbleibenden sozial- 
versicherungspflichtigen Arbeitneh- 
mern und dem Staat überlassen. De- 

ren Belastung steigt um so mehr, je 
mehr Erwerbstätige der Sozialversi- 
cherung und damit dem Solidaraus- 
gleich entfliehen und je geringer der 
Anteil der sozialbeitragspflichtigen 
Einkommen am gesamten Volksein- 
kommen wird. 

Soziale Reformperspektiven der 
Alterssicherung 
Wenn man diese Zusammenhänge 
berücksichtigt, kann man über mögli- 
che Reformen der Alterssicherung 
sachlich diskutieren und dabei genau 
prüfen, zu welchen erwünschten und 
unerwünschten ökonomischen und 
sozialen Konsequenzen sie voraus- 
sichtlich führen würden, und wie 
man sie am ehesten solidarisch und 
demokratisch gestalten und gegen- 
über nicht vorhersehbaren Verände- 
rungen absichern kann. Auch Kom- 
promisse und schrittweises Vorgehen 
sind nötig, aber die Richtung muss 
stimmen. Dabei kann das umlageba- 
sierte System eine Menge Vorzüge 
vorweisen. Wenn es das nicht bereits 
gäbe, müsste man es als besonders 
moderne soziale Innovation erfinden. 

Der zentrale Punkt muss jedenfalls 
sein, die Trends der 90er Jahre umzu- 
kehren: den Beschäftigungsstand zu 
erhöhen, einen wachsenden Anteil, 
perspektivisch alle Erwerbstätigen so- 
zialversicherungspflichtig zu machen 
- nicht nur alle abhängig, auch ge- 
ringfügig Beschäftigten, sondern 
auch die Selbständigen und Unter- 
nehmer -, und einen möglichst ho- 
hen Anteil des Volkseinkommens, 
also auch der höheren Einkommen 
und insb. auch der Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermö- 
gen, zu Sozialbeiträgen heranzuzie- 
hen oder steuerlich stärker abzu- 
schöpfen und mit diesen Mitteln stei- 
gende Bundeszuschüsse zu den Sozi- 
alversicherungen zu finanzieren. 
Dazu kann auch eine Fortsetzung der 
ökologischen Steuerreform einen 
wichtigen Beitrag leisten. Ein weiterer 
wichtiger Punkt wäre eine rationale 
Einwanderungspolitik - ohne die Ein- 
wanderung der vergangenen Jahr- 
zehnte sähe die demografische Lage 
schon jetzt erheblich problematischer 
aus. Diese Maßnahmen würden es er- 
möglichen, auch in Zukunft wachsen- 
de Leistungen bei akzeptablen Bei- 
tragssätzen zu gewährleisten. 

An der nettolohnbezogenen Ren- 
tenanpassung kann dabei grundsätz- 
lich festgehalten werden. Diese be- 
inhaltet nämlich schon die immer ge- 
forderte Aufteilung der ,,demografi- 
schen Lasten" zwischen den Genera- 

tionen, weil notwendige höhere Ab- 
gaben oder Steuern die Steigerung 
der Nettoeinkommen und damit auch 
die Rentensteigerungen mindern. Die 
davon abrücken wollen, wollen die 
Lasten einseitig den Sozialversiche- 
rungsrentnerlnnen aufbürden. Auch 
die meisten Arbeitnehmerlnnen wer- 
den davon nichts haben, denn sie 
werden - ob gesetzlich oder durch 
die Verhältnisse - gezwungen, zu- 
sätzlich aus eigener Tasche private Al- 
tersvorsorge zu finanzieren. Denn 
Hintergrund der ganzen Hysterie ist ja 
das neoliberale Dogma - an dem 
auch Rot-Grün festhält -, dass die ge- 
setzliche Steuer- und Abgabenbela- 
stung unbedingt gesenkt werden soll. 
Dass es denjenigen besser gehen soll, 
die es am meisten nötig haben, dar- 
um geht es nicht, auch der SPD nicht 
mehr. Freuen können sich darüber 
nur die Versicherungen und Banken, 
die an der privaten Vorsorge gut ver- 
dienen werden, die Unternehmen 
insgesamt - denn Arbeitgeberbeiträ- 
ge wird es dazu nicht geben - und die 
Bezieherlnnen höherer Einkommen. 
Wobei selbstverständlich niemand et- 
was dagegen hat, dass wer private 
Vorsorge treiben will, um später hö- 
heres Einkommen zu haben oder et- 
was zu vererben, dies tun kann und 
soll, wie bisher schon. Es sollte aber 
niemand dazu gezwungen sein. Und 
globale öffentliche Förderung dieser 
privaten Vermögensbildung ist sozial- 
und finanzpolitisch nicht sinnvoll. 

Besteuerung von Kapitalerträ- 
gen 
3.  Die Behauptung - die auch unter 
Linken gelegentlich zu hören ist -, die 
Besteuerung von Kapitalerträgen sei 
,,doppelte Besteuerung schon ver- 
steuerten Einkommens". 

An dieser Stelle ist Eichel mit sei- 
nen Plänen zur Besteuerung der Erträ- 
ge von Kapitallebensversicherungen 
mal gegen Kritik zu verteidigen. Eichel 
ist allerdings nicht konsequent ge- 
nug. Denn es wäre eigentlich gebo- 
ten, auch realisierte Wertsteigerun- 
gen von Immobilien und Wertpapie- 
ren, insb. Aktien, also auch Kursge- 
winne von Fonds aller Art, ohne Spe- 
kulationsfrist angemessen zu besteu- 
ern (also bei langfristigen Anlagen 
unter Berücksichtigung eines Inflati- 
onsausgleichs). Diese Anlagen, die 
besonders bei Bevölkerungsgruppen 
mit höheren Einkommen und Vermö- 
gen konzentriert sind, sollen nach 
den Plänen der Bundesregierung aber 
auch weiterhin steuerlich in aus sozia- 
ler Sicht unvertretbarer Weise privile- 

KOMMUNALE POLITIK 

1. Die SPD und die Kommunalpolitik seit 1945 

ie SPD entstand 1945 von unten wieder: In zerstör- D. ten Städten und Dörfern gründeten die Sozialde- 
mokraten, die Diktatur, Verfolgung und Krieg über- 

lebt hatten, die Partei vor Ort wieder, kaum dass die alliier- 
ten Truppen eingerückt waren. Aber ebenso schnell setzte 
sich wieder der zentralistische Geist der alten SPD durch: 
Ob Berliner Zentralausschuß oder Büro Schumacher in 
Hannover; beide setzten auf die Übernahme der politi- 
schen Verantwortung auf zentralstaatlicher Ebene und sa- 
hen die Kommunen nur als Reservoir für die ,,höhere8' Poli- 
tik der ,,Reichspartei". 

So dauerte es bis Anfang 1949, bis der Parteivorstand 
der SPD ein kommunalpolitisches Referat einrichtete und 
die ,,Demokratische Gemeinde", das Fachorgan für sozial- 
demokratische Kommunalpolitik, erschien erst am 
1 . I  0.1 949. Kein Zufall, dass unter den Grußworten ein 
Wort des Parteivorsitzenden Kurt Schumacher fehlte. Dabei 
stellte die SPD die Präsidenten des Städtetags, des Land- 
kreistags und des Gemeindetags. Der Vorsitzende des 
kommunalpolitischen Ausschusses der SPD, Braun- 
schweigs OB Ernst Böhme, schrieb damals den program- 
matischen Aufsatz mit  dem Titel ,,Sozialistische Kommu- 
nalpolitik". Darin begrüßte er den -wenn auch späten - 
kommunalpolitischen Neuanfang der SPD und wies auf 
drei negative Rahmenbedingungen sozialistischer Kommu- 
nalpolitik hin: Das Grundgesetz verankerte die Kommunen 
als ,,Mündel der Länder", die Bundesregierung war bürger- 
lich-konservativ und die Kommunen waren durch den Wie- 
deraufbau überlastet. Daraus folgte für Böhme um so 
mehr, dass ,,Gemeindepolitik mehr bedeutet, als sich in je- 
der einzelnen Gemeinde mehr recht und schlecht mit ge- 
sundem Menschenverstand durchzulavieren. Gemeinde- 
politik heisst, der Gesamtheit der kommunalen Entschei- 
dungen Linie und Richtung zu geben ... Sozialistische Ge- 
meindepolitik aber ist es, diese Linie vom Blickpunkt sozia- 
listischer Auffassungen aus zu geben, alle Entscheidungen 
also so zu fällen, dass ihre Durchführung ein Stück Sozialis- 
mus verwirklicht. Leicht gesagt, oftmals schwieriger ge- 
tan." 

Das bewies die Nachkriegsgeschichte der SPD nach- 
drücklich. Einmal gelang es ihr nie, zu klären, was denn 
diese sozialistischen Auffassungen sein sollten. Mit  dem 
Godesberger Programm 1959 ging man endgültig zum 
voluntaristischen Handeln nach Grundwerten (,,Wir wol- 
len, wünschen etc.") über unter Absehen von einer mate- 
riellen Analyse gesellschaftlicher Bedingungen und daraus 
resultierender Handlungsoptionen. Zweitens billigte die 
Partei dem untergeordneten Politikfeld Kommunalpolitik 
nie eine eigenständige Programmdiskussion, geschweige 
denn Praxis zu. Das Kommunalreferat der Partei führte 
ebenso wie der kommunalpolitische Ausschuss ein Schat- 
tendasein. Die Nachkriegs-SPD, die mangels Erfolgen in 
Bund und Ländern v.a. eine Partei der großen Städte und 
ihrer Bürgermeister war (z.B. Reuter in Berlin, Kaisen in Bre- 
men, Weichmann in Hamburg, Burauen in Köln u.v.a.) 
wurde bundespolitisch von ihnen kaum geprägt. So blieb 
,,sozialistische Kommunalpolitik" die Sache der ,,übrig ge- 
bliebenen" Weimarer (Kommunal-) Politikergeneration. Im 
Laufe der 50er und 60er Jahre trat diese Generation zu- 
nehmend zugunsten der Flakhelfer-Generation zurück (z.B. 
Hans-Jochen Vogel in München, Günter Samtlebe in Dort- 
mund, Herbert Schmalstieg in Hannover). Die Aufbaupha- 
se der Republik wurde zunehmend von den jungen Tech- 
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nokraten geprägt, die ihre politisch-administrativen Kom- 
petenzen überwiegend im Dritten Reich erworben hatten - 
wie z.B. den Hamburger lnnensenator Helmut Schmidt, 
dem Helden des Elbehochwassers von 1962. 

Eine Linie sozialistischer Kommunalpolitik wurde so nie- 
mals wirklich bestimmt und am Ende entwickelte sich sozi- 
aldemokratische Kommunalpolitik genau so naturwüchsig, 
pragmatisch und lokal, wie es Ernst Böhme 1949 befürch- 
tet hatte. Hinzu kommt die auch unter SPD-Kommunalpo- 
litikern verbreitete Tendenz, Kom 
munalpolitik als ,,unpolitisch" an- 
zusehen, zudem drängten die Die Partei billigte dem untergeordne- 
Aufbauerfordernisse tatsächlich ten Politikfeld nie eine eigenständige 
vielerorts zu großen Koalitionen 
und schließlich war der technokra-  pro^ rammdiskussion, geschweige 
tisch-wachstumsgläubige Kurs der denn Praxis zu ,  
kleinste gemeinsame Nenner, auf 
den sich alle Lager innerhalb der 
SPD und über diese hinaus einigen konnten. Die Vertei- 
lungsfrage schien in Zeiten permanenten Wachstum da- 
durch gelöst, dass eben alle zunehmend profitierten, wenn 
auch nach wie vor sehr ungleich. Ansonsten machten die 
gerade im kommunalen Sektor starken Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes eine massive Politik für ihre Lob- 
by und erschwerten damit alle weiteren Verteilungsexperi- 
mente. 

So führte die Kommunalpolitik ein programmatisches 
Schattendasein, bei dem in ländlich-konservativen Gegen- 
den eine Ideologie der Überparteilichkeit, in vielen Städten 
der übliche technokratische Pragmatismus, und in SPD- 
Hochburgen eine verfilzte Variante eines bürokratischen 
Munizi~alsozialismus dominierte. Sozialdemokratische 
Kommunalpolitik war eine Sache enger Zirkel aus politi- 
scher, Verwaltungs- und Gewerkschaftsspitze. Bürokrati- 
sche Effizienz, Klientelsicherung und Kontinuität waren 
Trumpf, Partizipation, lnfragestellung politischer und ge- 
sellschaftlicher Machtverhältnisse und Experimente waren 
nicht gefragt. 

Dies anderte sich mit der Linkswende der Jusos Ende der 
60er Jahre. Führende Jusos entwickelten die sog. ,,Doppel- 
strategie" systemüberwindender Reformen über die Bundes- 
politik und zugleich über eine Mobilisierung von unten ver- 
mittels ,,progressiver kommunalpolitischer Projekte". In den 
Jahren der Regierung Brandt-Scheel strömten hunderttausen- 
de v.a. junger Leute in die SPD und übernahmen zahlreiche 
Ortsvereine. In Städten wie Frankfurt und München kam es in 

* Stefan Gronebaum, Hntoriker, ist Chefredakteur der sozialdemokratischen Zeitschrift für 
Kommunalpolitik ,,Demokratische Gemeinde" 
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auch Stefan Grönebaum als entscheidend für eine Politisie- 
rung der Kommunalpolitik ansieht. Grönebaum sieht heu- 
te aber vor allem die Sozialdemokratische Gemeinschaft 
für Kommunalpolitik SGK in der Pflicht, über Kampagnen 
die Kommunalpolitik der SPD zu repolitisieren und die 
kommunalen lnteressen gegenüber dem Bund deutlicher 
zu artikulieren. 

Eine Repolitisierung der Kommunalpolitik, das war 
auch eine Hoffnung - neben der einer finanziellen Ent- 
lastung - die auf neuen Steuerungsmodellen lag, mit  
denen sich Olaf Schade auseinandersetzt. Die neuen 

Aufgaben der Kommunen 
machten eine strategische 

Verwal tunasreform ist schon deshalb Steuerung die 
d 

über die bisherigen Steue- 
eines der  zentralen Felder, we i l  hier rungsinstrumente nicht mehr 
w ich t ige  Weichenstel lungen vorge- zu gewährleisten war. Ver- 

waltungsreform ist schon al- 
n o m m e n  werden, d i e  z.T. n icht  wieder  lein deshalb eines der zentra- 
z u  korrigieren sind. len Felder, mit  denen sich die 

Linke auf kommunaler Ebene 
auseinanderzusetzen hat, 

weil hier wichtige Weichenstellungen vorgenommen 
werden, die z.T. nicht wieder zu korrigieren sind. Ist ein 
Amt erst einmal privatisiert, in eine GmbH, vielleicht 
noch unter privater Beteiligung überführt, der entspre- 
chende Ausschuß aufgelöst und durch einen Aufsichts- 
rat ersetzt, fällt demokratische Kontrolle schwer. Nennt 
sich eine Stadt erst einmal Konzern, Iäßt sich an der Aus- 
richtung, die dahinter steht, auch nicht mehr viel ändern. 

KOMMUNALE POLITIK 

Doch Schade will auf etwas anderes hinaus, nämlich 
auf den Wandel des Kommunalpolitikertypus, der mit den 
Elementen neuer Steuerungsmodelle wie bspw. Kontrakt- 
management einhergeht. Der klassische, vor Ort tätige 
,,Gullydeckel"-Kommunalpolitiker ist überholt. Trotzdem 
sind in die Rekrutierungsmechanismen der Kommunalpoli- 
tikerlnnen im Zuge der Einführung neuer Steuerungsmo- 
delle nicht verändert worden. Ob Wahlkreise, wie beispiels- 
weise in Nordrhein-Westfalen, noch Sinn machen, ob 
Kommunalpolitik nicht aus ihrem ehrenamtlichen Status, 
angesichts der veränderten Aufgaben, herausgeholt wer- 
den muß, wie es in München derzeit diskutiert wird, sind 
Fragen, die zukünftig - auch von links - beantwortet wer- 
den müssen. 

Abschließend widmet sich lngeborg Junge-Reyer ei- 
nem Beispiel kooperativer Politikentwicklung dort, wo 
sie am notwendigsten ist - im Bereich der Arbeitsmarkt- 
politik in Berlin-Kreuzberg. Hier wird deutlich, wie sehr 
Kommunen in die Pflicht genommen werden, gerade 
staatliche Felder wie die Arbeitsmarktpolitik anzugehen, 
wollen sie nicht, daß ihnen die soziale Kohäsion vor Ort 
völlig um die Ohren fliegt. Hier sind es zuvorderst die 
kommunalen Akteure, die entsprechende Modelle ent- 
wickeln und Strukturen aufbauen, die nah genug am 
Problem dran sind, um auf die zunehmenden Kleinteilig- 
keit der Problemlagen eingehen zu können, und in der 
Lage sind, entsprechende Kooperationen aufzubauen. 
Daß das vorgestellte Modell hier sicherlich nicht unum- 
stritten ist, zeigt: Kommunalpolitik ist politisch - also 
kümmert Euch! SPW 
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SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

giert werden. Das Argument der an- 
geblichen ,,doppelten Besteuerung" 
geht an der Realität vorbei: Besteuert 
werden ja keineswegs die aus (mögli- 
cherweise, oft  auch nicht) versteuer- 
ten Einkommen angesparten Vermö- 
gensbestände, sondern die darauf er- 
zielten Zinsen oder anderen Kapitaler- 
träge, was jeweils neu zufließende 
Einkommen sind, die das Vermögen 
erhöhen (jedenfalls soweit sie die In- 
flationsrate übersteigen). 

Allerdings reagieren oft gerade 
auch Kleinsparer besonders empfind- 
lich, wenn ihnen Teile ihrer bescheide- 
nen Zinserträge durch die Kapitaler- 
tragsteuer gemindert werden. Auch 
ist Vermögensbildung und ihre öf- 
fentliche Förderung bei Bevölkerungs- 
gruppen, die dazu bisher kaum in der 
Lage waren, zur Förderung ihrer per- 
sönlichen Sicherheit und Freiheits- 
spielräume und als Beitrag zum Ab- 
bau der Ungleichheit der Vermögens- 
verteilung, durchaus sinnvoll. Die 
Sparerfreibeträge, die die Erträge klei- 
ner Vermögen weitgehend abdecken, 
sind deshalb politisch sehr sinnvoll, 
und ihre Halbierung ab 01 .01.2000 
nicht unproblematisch (wenngleich in 
der Sache aufgrund der mittlerweile 
sehr geringen Inflation und gesunke- 
nen Zinssätze vertretbar, in der feh- 
lenden argumentativen Begleitung 
mal wieder katastrophal). Notwendig 
ist beharrliche politische Aufklärung 
der Arbeitnehmerlnnen mit kleinen 
Vermögen. Ihnen muss immer wieder 
klargemacht werden, dass sie ein In- 
teresse an einer möglichst vollständi- 
gen und angemessen hohen Besteue- 
rung von Kapitalerträgen haben, 
denn je geringer die Besteuerung von 
Kapitalerträgen ist, desto höher wird 
die Besteuerung von Arbeitseinkom- 
men und des Konsums ausfallen. 
Wenn sie sich also ärgern über ein 
paar zig oder hundert Mark an Kapi- 
talertragsteuer, ist ihnen klarzuma- 
chen, dass ihnen ansonsten wahr- 
scheinlich etliche hundert Mark mehr 
an Lohn- oder Mehrwertsteuer abge- 
zogen worden wären. 

Dies stimmt allerdings nur, wenn 
wirklich alle Kapitalerträge und nicht 
nur die Sparguthaben der kleinen 
Leute effektiv besteuert werden. Da- 
für ist also durch entsprechende Kon- 
trollen zu sorgen. Abzulehnen ist des- 
halb sozialpolitisch ziellose steuerliche 
Privilegierung beliebiger privater Ver- 
mögensbildung, die eine Subventio- 
nierung von Vermögensbesitzern zu 
Lasten der Gesamtheit der Steuerzah- 
lerlnnen darstellt und die soziale Un- 
gleichheit vergrößert. 

Quelle: Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 1999 

Abgaben und Staatsausgaben *) 
I Anteile am Bruttoinlandsprodukt in % 

Ausgabenquote (1995 ohne ubernornmene Schulden der Treuhandanstalt 
und der Wohnungswirtschaft der ehern DDR) 

Abgabenquote Steuerquote Sozialabgabenq~iote (Sozialbeitrage insgesamt) 

*) in Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung: 
Früheres Bundesgebiet. ab 1991 Deutschland Quelle. Statistsrches Bi i r ideia~i i t  iind eigene Berechnungen 

Gemeinwohl und lnteressen 
Zurück zum ,,Gemeinwohl": Kanzler 
Schröder hielt gewerkschaftlichen Kri- 
tikern des Sparprogramms der Bun- 
desregierung entgegen, sie verträten 
nur Interessengruppen, aber nicht 
das ,,gemeine Wohl". Nun sollte jede 
und jeder wissen, dass ,,Gemeinwohl" 
ein typischer unbestimmter Begriff ist, 
anders ausgedrückt: eine Leerformel. 
Es kommt immer darauf an, wie er 
gefüllt wird. Alle Interessengruppen 
versuchen, ihre lnteressen als „Ge- 
meinwohl" darzustellen. Je weniger 
sie dabei von lnteressen etwas wissen 
wollen, desto mehr ist der Verdacht 
angebracht, dass sie nur ihre eigenen 
lnteressen verstecken wollen. Schon 
Marx und Engels wussten, dass herr- 
schende oder zur Herrschaft streben- 
de Klassen versuchen, „ihr Interesse 
als das aller Mitglieder der Gesell- 
schaft darzustellen" (Die deutsche 
Ideologie, MEW 3, S. 47). 

Auch das gültige Berliner Grund- 
satzprogramm der SPD weiss das 
noch und fordert: „Wir brauchen ein 

breites Reformbündnis mit möglichst 
vielen Gruppen und Kräften, weil wir 
den Widerstand derjenigen zu über- 
winden haben, die alles zum Fort- 
schritt erklären, was ihren Gewinner- 
wartungen, ihrer wirtschaftlichen 
und politischen Macht zugute 
kommt." Dass der eigene Parteivor- 
sitzende und Bundeskanzler Expo- 
nent des Versuchs ist, ein Bündnis 
aus Großkapital und ,,neuer Mitte" 
zu schmieden, um den Widerstand 
derjenigen in Gesellschaft und SPD 
zu brechen, die an sozialer Gerech- 
tigkeit und Gleichheit als Zielen fort- 
schrittlicher Politik festhalten, war da 
eigentlich nicht vorgesehen. Kein 
Wunder, dass die SPD-Spitze jetzt 
der Auffassung ist, sie bräuchte ein 
neues Grundsatzprogramm (in dem 
solche und ähnliche Sätze dann 
nicht mehr vorkommen werden). 
Auch dazu gäbe es eine Alternative. 
Um ein bekanntes SPD-Mitglied aus 
NRW zu zitieren, der damals aber 
nicht Schröder meinte: „Der Kerl 
muss weg!" SPW 

Die Mehrheit hat eir 
Interesse an einer 
möglichst vollständi. 
gen u n d  angernes- 
sen hohen Besteue- 
rung von Kapitaler- 
trägen, denn j e  
geringer diese ist, 
desto höher wird dit 
Besteuerung von 
Arbeitseinkommen 
und des Konsums 
ausfallen. 
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Foto: Christian Kiel (Berlin) 

Alternativen der 
Steuerpoliti k 
von Detlev von Larcher* 

Da die Wirkung 
einiger Gegenfinan- 

zierungsmaßnahmen 
i m  Laufe der Zeit 

nachläßt, wird das 
Entlastungsvolumen 
der Unternehrnens- 
teuerreform von i m  

ersten Jahr 8 Mrd. 
D M  später weiter 

ansteigen. 

ach einem kurzen Winter mit 
beachtlichen Reformen, gera- 
de in der Steuerpolitik, 

schwenkt die rot-grüne Koalition seit 
einigen Monaten auf einen Kurs um, 
der wesentliche Fortschritte wieder 
zunichte macht. Sowohl die konkre- 
ten Schritte als auch der ideologische 
Überbau lassen kaum noch eine sozi- 
aldemokratische Handschrift erken- 
nen. Auch der gelegentliche Hinweis, 
daß der sozialen Gerechtigkeit schon 
mit dem Steuerreformgesetz 19991 
2000/2002 Genüge getan sei, kann 
dies nicht verdecken - zumal diese 
Steuerreform zuletzt von verschiede- 
nen führenden Sozialdemokraten in 
Frage gestellt worden ist. 

Unternehmensteuersenkung und 
Kinderfreibeträge 
Die beiden wichtigsten aktuellen Re- 
formvorhaben zeigen deutlich, w o  
es langgeht. Die Unternehmens- 
steuerreform soll den Unternehmen 
bereits im ersten Jahr 8 Mrd. DM 
Entlastung bringen. Da die Wirkung 
einiger Gegenfinanzierungsmaß- 
nahmen im Laufe der Zeit nachläßt, 
wird das Entlastungsvolumen später 
weiter ansteigen. Die politisch ge- 
wollte effektive Mehrbelastung der 
Großunternehmen um 10 Mrd. DM 
durch die Schließung von Steuer- 
schlupflöchern im Rahmen des 
Steuerentlastungsgesetzes wird also 
wieder an diese zurückgegeben. 
Unterdessen werden im Rahmen 
der ,,Zukunftsprogramm" genann- 
ten Operation zur Haushaltskonsoli- 
dierung umfangreiche Kürzungen 
im Sozialbereich anvisiert. Die mit  
dem Steuerentlastungsgesetz er- 

* Detlev von Larcher MdB, Weyhe b e ~  Bremen, a t  Mitherausgeber der spw, 
Koordinator des Frankfurter Kreises. 

folgte Umverteilung von oben nach 
unten wird teilweise wieder rück- 
gängig gemacht. 

Weniger dramatisch ist in der 
Gesamtbetrachtung die Neuord- 
nung des Familienleistungsaus- 
gleichs, die der Koalition durch ein 
zum passenden Zeitpunkt veröffent- 
lichtes Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts aufgezwungen wur- 
de. Grundsätzlich ist der weitere 
Ausbau der steuerlichen Familien- 
förderung ja zu begrüßen und auch 
seit jeher Bestandteil der sozialde- 
mokratischen Programmatik. Feh- 
lenden Mut  (oder Willen) zu Refor- 
men offenbart aber manches „De- 
tail". So wurde einerseits die ur- 
sprünglich im zur Finanzierung ei- 
ner weiteren Kindergelderhöhung 
ab 2002 im Steuerentlastungsge- 
setz vorgesehene (und dann wegen 
der Zusammenfassung aller famili- 
enrelevanten Punkte im Familienlei- 
stungsausgleichsgesetz wieder her- 
ausgenommene) Kappung des 
Splittingvorteils für Ehegatten ver- 
worfen, obwohl ja nun ein viel grö- 
ßerer Gegenfinanzierungsbedarf 
besteht. 

Andererseits wurde das Modell ei- 
nes Kindergrundfreibetrages auf- 
grund von verfassungsrechtlichen Be- 
denken des Justizministeriums wieder 
verworfen. Der Kindergrundfreibe- 
trag hätte die Steuermindereinnah- 
men relativ gering ausfallen lassen 
und Geringverdienern im Bereich des 
Eingangssteuersatzes eine genauso 
hohe Entlastung wie Spitzenverdie- 
nern gewährt. Die unter Verfassungs- 
rechtlern offenbar unumstrittene Ar- 
gumentation des Justizministeriums 
gegen dieses Modell war, daß auf die- 
se Weise eine Vielzahl von Steuertari- 
fen geschaffen worden wäre, und da- 
her die Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung nicht gewährleistet sei. Dennoch 
hätte politisch energischer die Frage 
gestellt werden können, warum denn 
die Existenz von bereits jetzt zwei ver- 
schiedenen Steuertarifen, nämlich 
Grund- und Splittingtarif, dann rech- 
tens, oder wie manche sogar meinen, 
von der Verfassung vorgegeben sein 
soll. 

In beiden Punkten, Splitting und 
Kindergrundfreibetrag, ist allerdings 
das letzte Wort noch nicht gespro- 
chen. Beides wird wieder aktuell, 
wenn die 2. Stufe des Familienlei- 
stungsausgleichs, die den System- 
wechsel bringen soll, zur Diskussion 
steht. Doch zunächst bleibt auch hier 
festzustellen: Die unteren Einkom- 
men werden nur in bescheidenem 

Umfang entlastet, Spitzenverdiener 
dagegen großzügig bedacht. 

Absurde Struck-Vorschläge 
Kaum auszumalen ist vor diesem Hin- 
tergrund, was der SPD passiert, wenn 
sich nun auch noch die Debatte verfe- 
stigt, die Peter Struck mit seinen öf- 
fentlichen Überlegungen zur weite- 
ren Reform der Einkommensteuer los- 
getreten hat, offenbar um die Vermö- 
gensteuerdebatte zu ersticken: Die 
I :I -Übernahme des Steuerreform- 
konzepts der FDP, das auch 2002 
fernab jeglicher fiskalischen Realisier- 
barkeit liegen wird, wird für sozialde- 
mokratische Klientel, selbst ein- 
schließlich derjenigen, die in der 
,,neuen Mitte" vermutet und so heftig 
umworben werden, kaum vertrau- 
ensbildend wirken. 

Von der Senkung des Spitzen- 
steuersatzes um weitere 13,5% ge- 
genüber dem für 2002 beschlosse- 
nen Satz würden eben nur gut ver- 
dienende Singles und sehr gut ver- 
dienende Verheiratete profitieren. 
Die schon beim Steuerentlastungs- 
gesetz nicht gerade üppig bedienten 
mittleren Einkommen könnten sich - 
ebenso wie Geringverdiener - trotz 
der optisch beeindruckenden Steuer- 
satzsenkungen nur über wenig mehr 
netto freuen, wenn sie nicht gar vom 
Tabula-rasa-machen bei den ver- 
meintlichen Steuervergünstigungen 
so stark betroffen wären, daß sie 
draufzahlen. 

Es mag dem Fraktionsvorsitzen- 
den und anderen, die ihn unterstützt 
haben, entgangen sein, daß im Rah- 
men des Steuerentlastungsgesetzes 
bereits wesentliche große Steuer- 
schlupflöcher gestopft worden sind. 
Insbesondere ist der übermäßigen 
Nutzung von Sonderabschreibungen 
durch die Mindestbesteuerung ein 
Riegel vorgeschoben worden. Ob 
dieser stabil genug ist, wird man erst 
in einigen Jahren beurteilen können. 
Auch die Bildung von Rückstellungen 
wurde, gegen erheblichen Wider- 
stand vor allem aus der Versiche- 
rungs- und Energiewirtschaft, auf 
ein vernünftiges Maß eingeschränkt. 
Darüberhinaus sind bereits zur Fi- 
nanzierung der Unternehmenssteu- 
erreform deutliche Senkungen der 
regulären Abschreibungssätze fest 
eingeplant. Weitere Möglichkeiten 
zur Verbreiterung der Bemessungs- 
grundlage ergäben sich daher vor- 
zugsweise bei der Besteuerung der 
Arbeitnehmer, so beim Arbeitneh- 
merfreibetrag und bei den Nacht- 
und Wochenendzuschlägen. DasVo- 

enn nach der Kommunalwahl in Nordrhein- 
Westfalen die Kommunalpolitiker monieren, 

daß die massenhafte Wahlenthaltung, die zu W 
dieser historischen Niederlage der SPD geführt hat, ein 
Wahlboykott gewesen sei, mit dem die Wählerlnnen die 
Politik der Bundesregierung abstrafen wollten, haben sie 
damit Recht. 

Doch in diesem Verhalten offenbart sich auch, daß die 
Kommunalpolitik es nicht verstanden hat, ein eigenständi- 
ges, kommunales Profil zu entwickeln, das die Wählerln- 
nen dazu gebracht hätte, eine profilierte sozialdemokrati- 
sche Kommunalpolitik zu wählen. 

Ist damit die in der SPD sehr verbreiteteThese bestätigt, 
daß Kommunalpolitik eher unpolitisch ist, daß auf kommu- 
naler Ebene sowieso nur pragmatisch verwaltet statt per- 
spektivisch gestaltet werden kann? 

Funktionswandel der Kommunen 
Tatsächlich haben die Kommunen seit den 70er Jahren ei- 
nen gewaltigen Funktionswandel erfahren, der allerdings 
selbst bei vielen Kommunalpolitikerlnnen noch nicht - oder 
zumindest nicht in vollem Umfang - wahrgenommen wor- 
den ist. 

Konnte man damals noch davon ausgehen, daß die 
Hauptaufgabe der Kommunen darin lag, über den Aufbau 
von sozialen und technischen Infrastrukturen und unter 
zentral koordinierten Regionalentwicklungsplänen das in 
zentral regulierten Bahnen stattfindende Wachstum dem 
Postulat der gleichwertigen Lebensbedingungen entspre- 
chend zu koordinieren, ist die Realität der Kommunen heu- 
te eine ganz andere. 

Der verlängerte Arm des Zentralstaates sind die Kom- 
munen heute schon lange nicht mehr, von der Koordinie- 
rung von Wachstum kann erst recht keine Rede mehr 
sein. Kommunen schmieden heute eigene Bündnisse für 
Arbeit, geben sich Leitbilder, betreiben aktiv ihre wirt- 
schaftliche Entwicklung und beteiligen sich an entspre- 
chenden Bündnissen mit verschiedensten gesellschaftli- 
chen Gruppen, verkaufen ihr Tafelsilber in Form von städ- 
tischen Gesellschaften oder nutzen ihre Beteiligungen für 
die strukturelle Entwicklung der Stadt. Kommunen bege- 
ben sich in Konkurrenz zu ihren Nachbarstädten oder ko- 
operieren. 

In jedem Fall können sie heute nur sehr begrenzt davon 
ausgehen, daß der Bund oder die Länder als Gewährleister 
der kommunalen Selbstverwaltung sie auch mit den ent- 
sprechenden Mitteln ausstatten, oder auch ihren eigenen 
Laden so sauber halten, daß die Kommunen sich um origi- 
när nicht kommunale Aufgaben, wie beispielsweise die Ar- 
beitsmarktentwicklung, nicht zu kümmern brauchen. 
Ganz im Gegenteil sind die Kommunen zumeist als 
schwächstes Glied in der Kette am schlimmsten von Ein- 

Kommunale Politik 
Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Stefanie Gerszewski* 

sparungen betroffen. Die ursprüngliche Kernaufgabe der 
Kommunen, der Aufbau und Unterhalt der Infrastruktur, 
kann daher häufiq noch am weniqsten von den Kommu- 
nen geleistet werden. Die Länder selbst sehen es heute 
schon vielfach als originäre Aufgabe der Städte an, lokale 
und regionale Umstrukturierungs- und Wachstumsprozes- 
se anzuschieben -wie es sich in der regionalisierten Struk- 
turpolitik verdeutlicht. 

Und es ist keineswegs so, daß den Kommunen unter 
dem Diktat der leeren Kassen nur ein Weg bleibt. TlNA 
(There is no alternative) gilt auch auf kommunaler Ebene 
nicht. Kommunales Handeln ist damit hochpolitisch. Als 
Umsetzungsebene der meisten staatlichen Programme 
können die Kommunen heute in beträchtlichem Umfang 
das ,,wieu, die Umsetzung der Politiken staatlicher Ebenen 
bestimmen. zumal Bund und vor allem die Länder 

Repolitisierung der Kommunalpolitik 
Die Frage, mit wem Politik gemacht werden soll, wird in 
den folgenden Artikeln mehrfach gestellt. Heute, wo Poli- 
tikentwicklung vielfach aus den Räten (und Verwaltungen) 
in andere Gremien und Organisationen, wie runde Tische, 
public-private-partnership-Gesellschaften oder projektori- 
entierte Zusammenhänge verlagert wird, ist dies eine ent- 
scheidende Frage. Geht es um Bürgerbeteiligung in Form 
von direktdemokratischen Elementen wie Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheid, wie Stefan Grönebaum sie anführt, 
Wilfried Klein sie für zu kurz 
greifend, technokratisch und ES ist keineswegs so, daß den Kommu- 
bürgerliche Mehrheiten ze- 
mentierend hält? Oder lautet nen unter dem Diktat der leeren Kas- 
die zentrale Frage, wie Interes- sen nur ein Weg bleibt. TlNA (There is 
sen auf kommunaler Ebene ar- 
tikuliert werden können -und no alternative) gilt auch auf kommu- 
natürlich unter welchen poiiti- naler Ebene nicht, 
schen Vorzeichen ihre Gewich- 
tung vollzogen wird? Klein plä- 
diert in seinem Thesenpapier dafür, sich der Frage nach 
dem „für wen" wieder ausführlicher zu widmen und vor 
dieser Folie kommunalpolitische Instrumentarien zu mo- 
dernisieren. 

Horst Peter setzt sich vor allem vor dem Hintergrund 
der Tatsache, daß Aufgaben zunehmend kommunalgren- 
zenübergreifend politisch gesteuert werden müssen, daß 
es häufia nicht mehr die Räte, sondern vielmehr horizonta- 
le Netzwerke sind, die Projekte verabreden und realisieren, 
mit der Frage auseinander, ob diese kooperativen Struktu- 
ren als linkes Aktionsfeld zu begreifen sind und wie ihre Le- 
gitimation organisiert werden kann. Dabei greift er Dis- 
kussionen um die Juso-Doppelstrategie wieder auf, wie sie 

* Stefanie Gerszewski, Dortmund, Raumplanerin, Mitglied des SPD-Benrksvorstands Westliches 
Westfalen und der spw-Redaktion 
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Politikunterricht 
stellt sich meist öde 

und realitätsfern dar. 
Sollen Schülerlnnen 

für politische 
Prozesse interessiert 
werden, müssen sie 

begeistert, provo- 
ziert und  zum 

Mitmachen animie- 
ren werden. 

die im Bildungssystem Tätigen un- 
gleich schwieriger. 

Neben der Grundlagenkompe- 
tenz ,,Selbstorganisation" definiert 
Negt zweitens die Fähigkeit, Zusam- 
menhänge herzustellen, als ein zen- 
trales Ziel von Bildung. In einer immer 
komplexer werdenden Welt sei aber 
niemandem geholfen, wenn er nur 
lerne, daß ,,alles mit  allem zusam- 
menhängt". Vielmehr gehe es darum, 
zwischen Wesen und Erscheinung ei- 
nes Sachverhaltes zu unterscheiden, 
Auswirkungen auf gesellschaftliche 
Entwicklung zu erkennen und 
schließlich die eigene Person darin zu 
verorten. 

Um diese beiden Kompetenzen 
wirksam und brauchbar zu machen, 
konkretisiert Negt mit fünf Schlüssel- 
qualifikationen die Grundzüge eines 
emanzipierenden Bildungssystems: 
Identitätskompetenz, technologische 
Kompetenz, Gerechtigkeitskompe- 
tenz, ökologische Kompetenz und hi- 
storische Kompetenz. 

Dieser Teil ist sicherlich eine der in- 
teressantesten Stellen des Buches, 
weil Negt hier die gesamte Dimension 
moderner Bildungsanforderungen 
deutlich aufreißt und Antworten zur 
Diskussion stellt. 

Politikunterricht - mal theore- 
tisch, mal praktisch 
Im Folgenden will ich noch zwei Bei- 
träge miteinander vergleichen, weil in 
ihnen aus zwei unterschiedlichen Per- 
spektiven die Frage der ,,Demokratie- 
erziehung" gestellt wird. 

Der Artikel ,,Politikunterricht und 
demokratische Kultur" von Heinz 
Schirp und Ruth Springer, beide 
vom Landesinstitut für Schule und 
Weiterbildung des Landes NRW, 
liest sich wie die phrasenhafte Ab- 
handlung eines holprig-gestalteten 
Lehrplanes, der sicherlich den realen 
Erfahrungen der meisten Schülerln- 
nen entspricht. So sehr auch einzel- 
ne Punkte inhaltlich zu unterstützen 
sind, fehlen doch gänzlich die moti- 
vierenden Instrumente. Politikunter- 
richt stellt sich an weiterführenden 
Schulen meist öde und realitätsfern 
dar. Sollen Schülerlnnen für politi- 
sche Prozesse interessiert werden, 
müssen sie begeistert, provoziert 
und zum Mitmachen animieren 
werden An einer Stelle formulieren 
die Autorlnnen selbst, was die Un- 
zulänglichkeit des Artikels aus- 
macht: ,,Entscheidend für den Lern- 
prozeß in der Schule sind die kon- 
kreten Erfahrungen, die mi t  ihr im 
Alltag gemacht werden." 

Viel interessanter ist hier der Bei- 
trag von Britta Lenz und Matthias Jo- 
belius unter dem Titel ,,Schülerlnnen- 
vertretungsarbeit neu denken und or- 
ganisieren". Auch in ihm wird die Be- 
deutung des Lernens von demokrati- 
schen Werten unterstrichen. Aber der 
logische Schluß, diese Werte auch für 
Menschen in dieser frühen und ent- 
scheidenden Lern- und Sozialisations- 
phase erlebbar zu machen, wird hier 
konkret in der Entwicklung neuer For- 
men der ,,Selbstorganisation" konse- 
quenter gezogen. 

lntegration als Leitprinzip 
Sebastian Jobelius und Konstantin 
Vössing weisen in ihrem Artikel ,,Mut 
zur Kapitalbildung" den Weg aus der 
Sackgasse der von Strukturfragen und 
Partikularinteressen bestimmten De- 
batte um lntegration und Chancen- 
gleichheit. Die Auseinandersetzung 
mit den Möglichkeiten des bestehen- 
den Schulsystems erfolgt über die Dif- 
ferenzierung nach innerem und äuße- 
rem Leitbild von Bildung. Welche Spiel- 
räume gibt es innerhalb der Schulen, 
lndividualisierungschancen zu eröff- 
nen und welchen Anforderungen muß 
Bildung als soziales Netzwerk erfüllen, 
damit sich alle Individuen mit Hilfe die- 
ses Netzwerkes in der Gesellschaft 
selbst verwirklichen können und dabei 
gleichzeitig unsere Gesellschaft ökolo- 
gisch, sozial und kulturell erneuern 
und nachhaltig gestalten können? Hier 
werden, anschaulich gemacht durch 
Beispiele aus der Praxis, die Ansätze 
der ersten Bildungsreform aufgegrif- 
fen und vor dem Hintergrund der ver- 
änderten Bedingungen weiterentwik- 
kelt. 

Beispielhaft mag an der Stelle sein, 
daß sich im Beitrag ,,Eine Schule den- 
ken, in der Qualifikationen kein Ge- 
schlecht haben" von Bettina Kohlrausch 
die Feststellung findet, daß junge Frau- 
en in den 70iger Jahren noch mit kon- 
kreten Zugangshindernissen konfron- 
tiert waren. Heute versperren ihnen vor 
allem unsichtbare Schranken innerhalb 
des Bildungssystems den Weg in ein 
gleichberechtigtes Leben versperren. 
Dennoch haben sich dank der ersten 
Reformen und der Frauenbewegung 
dieser Jahre viele Erfolge eingestellt, die 
für viele junge Frauen schon zur Selbst- 
verständlichkeit geworden sind, so daß 
die Linke hier häufig mit oberflächlichen 
,,Unterdrückungsszenarien" an den Le 
bensrealitäten junger Frauen vorbei ar- 
gumentiert. Aber auch hier wie in den 
Bereichen Migrantlnnen und Behinder- 
te werden diesen Veränderungen Rech- 
nung tragende, aktuelle Integrations- 
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konzepte von Aktiven aus dem jeweili- 
gen Umfeld anschaulich vorgestellt. 

Reformperspektiven 
Im letzten Teil des Buches werden R e  
formperspektiven dargelegt, wie eine 
konkrete Umsetzung der formulierten 
Ansprüche an ein modernes Bildungssy- 
stem umgesetzt werden können. Dabei 
müssen sich die theoretisch gemachten 
Leitsätze an ihrer ,,Handlichkeitu messen 
lassen. Sonst besteht die Gefahr, daß die 
zweite Bildungsreform keine Bildungsof- 
fensive wird, sondern in erneuten Gra- 
benkämpfen, mögen diese ideologisch 
oder interessensmotiviert sein, enden. 

Der gesamte Prozeß einer Bildungs- 
offensive wird in seiner Wirkung davon 
abhängen, inwieweit er über die Wech- 
selbeziehung zwischen der betroffenen 
jungen Generation und den Akteuren 
im gesellschaftlich-politischen Umfeld 
vorankommt. Einseitig getragen wird er 
zu keinem, demokratisch und schon 
gar nicht sozialistisch gesehen, ausrei- 
chendem Ergebnis führen. 

Einerseits werden die Lernenden 
durch die Komplexität und Wider- 
sprüchlichkeit, aber auch Unausgereift- 
heit ihrer Interessen und nicht zuletzt 
durch ihre momentane politische Le- 
thargie weder die nötige wissenschaftli- 
che Tiefe noch die nötige gesellschaftli- 
che Breite entfalten. Zum anderen gibt 
es auf Seiten der politischen, wissen- 
schaftlichen und sozialen Akteure viele 
Interessen, denen es an Nachhaltigkeit 
und überhaupt an Nachdruck mangelt, 
die nötigen Veränderungen über mo- 
mentbezogene Reparaturen hinaus an 
einem bereits absaufenden und stot- 
ternden Motor durchzuführen. Wozu 
auch, letztere, sofern sie alt undloder 
wohlhabend genug sind, müssen mit 
diesem Motor ja auch nicht mehr weit 
kommen. Die große Mehrheit der Be- 
völkerung benötigt aber das Werkzeug 
und die Orientierung, um Tempo und 
Richtung hin zu einer besseren Zukunft 
selbst bestimmen zu können. 

Insgesamt erweist sich das vorlie- 
gende Buch als logisch strukturierte 
Sammlung von Beiträgen verschiede- 
ner Autorlnnen, die demlder Leserln 
erlaubt, die verschiedenen Sichtweisen 
und Vielschichtigkeiten der drängen- 
den Probleme sowie Veränderungsvor- 
schläge kritisch zu erfassen und sich 
ein eigenes Bild zu machen. 

Es bietet außerdem eine ausge- 
zeichnete Grundlage zur theoretischen 
Vertiefung und zur praktisch-politi- 
schen Handlungsanleitung, womit ein 
wichtiger Schritt in dem Kampf für eine 
Bildungsoffensive getan ist. Weitere 
müssen nun folgen. SPW 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

lumen solcher Änderungen würde 
allerdings wohl kaum eine Senkung 
des Spitzensteuersatzes auf 45%, 
geschweige denn auf 35% finanzie- 
ren. Auch für die Zeit nach 2002 sind 
derartige finanzielle Spielräume 
kaum zu erwarten. 

Fadenscheinige Einwände gegen 
die Vermögensteuer 
Die im Zusammenhang mit dem „Zu- 
kunftsprogramm 2000" stärker ge- 
wordene Diskussion über die Wieder- 
einführung der privaten Vermögen- 
steuer zeigt deutlich, daß maßgebli- 
che Kräfte in der SPD auch ideolo- 
gisch vom Topos ,,Gerechtigkeit" Ab- 
schied nehmen, der wesentlich für 
den Wahlsieg im September 1998 
verantwortlich war. Die Forderung, 
die mit den starken Schultern mehr 
Lasten tragen zu lassen, wird heute 
mit den gleichen fadenscheinigen Ar- 
gumenten weggewischt, die in der 
Auseinandersetzung um das Jahres- 
steuergesetz 1996 von der damaligen 
Koalition angeführt wurden, um den 
Wegfall der Vermögensteuer (durch 
Nichtanpassung an das Verfassungs- 
gerichtsurteil) zu rechtfertigen. 

So wird beispielsweise der soge- 
nannte Halbteilungsgrundsatz, den 
das Bundesverfassungsgericht en 
Passant in sein Urteil zur Vermögen- 
und Erbschaftsteuer hineingeschrie- 
ben hat, herangezogen, um eine 
mögliche Neuauflage der Vermögen- 
steuer von vornherein als verfas- 
sungswidrig zu diskreditieren. Dies 
war ein bevorzugtes Argument der 
konservativ-liberalen Koalition, als 
die SPD in der Auseinandersetzung 
um das Jahressteuergesetz für eine 
verfassungskonforme Neueregelung 
der Vermögensteuer warb. Nach die- 
sem umstrittenen Grundsatz müßte 
den Steuerpflichtigen nach allen 
Steuern mindestens die Hälfte ihres 
Einkommens verbleiben. Die Frage, 
wie hoch die Gesamtsteuerbelastung 
denn sein darf, stand jedoch gar 
nicht zur Entscheidung an. Der 
„Halbteilungsgrundsatz" ist deshalb 
eher ein lässig hingeworfenes ce- 
terum censio als ein für den Gesetz- 
geber bindender Spruch. Hätte das 
Bundesverfassungsgericht sich mit 
der Frage der Gesamtsteuerbela- 
stung auseinanderzusetzen gehabt, 
hätte es auch die Verbrauchsteuern 
nicht außen vor lassen dürfen und 
darüber hinaus definieren müssen, 
was für ein Einkommensbegriff zu- 
grundezulegen ist. 

Weiter wird behauptet, bei der 
Vermögensteuer stehe das Steuerauf- 

kommen in keinem sinnvollen Ver- 
hältnis zum zu ihrer Erhebung not- 
wendigen Aufwand. In der Tat war 
die bis 1996 erhobene Vermögen- 
steuer sehr verwaltungsaufwendig, 
dies aber insbesondere wegen der 
notwendigen Pflege der Einheitswer- 
te für Grundvermögen. Da das Bun- 
desverfassungsgericht aber gerade 
deren Anwendung untersagt hat, 
liegt es nahe, ein einfacheres Bewer- 
tungssystem zu entwickeln. 

Auch die Trennung von betriebli- 
chem und privatem Vermögen, die 
für eine (entsprechend dem Wahlpro- 
gramm der SPD) ausschließlich auf 
Privatvermögen erhobene Vermögen- 
steuer ja notwendig wäre, wirft keine 
grundsätzlich unüberwindbaren Pro- 
bleme auf. Vermögensteuern in einer 
Reihe von anderen Ländern zeigen 
dies. So könnte beispielsweise die 
Freistellung betrieblichen Vermögens 
auf das tatsächlich betrieblich ge- 
nutzte Vermögen, also Sachanlage- 
vermögen und Vorräte beschränkt 
werden. Oder aber, man argumen- 
tiert pragmatisch: Wer sein Privatver- 
mögen als Betriebsvermögen aus- 
weist um der Vermögensteuer zu ent- 
gehen, muß damit zugleich jegliche 
Möglichkeit, Vermögenseinkünfte vor 
der Einkommensteuer zu verstecken, 
in den Wind schreiben. Die Vermö- 
gensteuer wäre dann quasi ein Hilfs- 
instrument, um eine möglichst Iük- 
kenlose Erhebung der Einkommen- 
steuer durchzusetzen. 

Unvermeidlich und sehr undiffe- 
renziert ist auch das Argument, eine 
Vermögensteuer würde zu Kapital- 
flucht führen. Richtig ist lediglich, 
daß ein Anreiz besteht, Vermögen 
im Ausland zu erwerben, um es dem 
deutschen Fiskus besser (illegal) ver- 
heimlichen zu können. Dies ist Steu- 
erflucht, die es natürlich mit allen 
Mitteln zu bekämpfen gilt, aber kei- 
nesfalls gleichbedeutend mit ökono- 
misch nachteiliger Kapitalflucht, die 
etwa bei der Geldanlage in Fremd- 
währungen (auch bei inländischen 
Banken) vorläge. Die Gefahr einer 
Kapitalflucht aufgrund der Vermö- 
gensteuer wäre daher nur insoweit 
gegeben, als etwa im Ausland Aktien 
ausländischer Unternehmen erwor- 
ben werden (weil ja bislang nur we- 
nige deutsche Unternehmen an aus- 
ländischen Börsen gehandelt wer- 
den) und dies nicht durch einen 
(nach Marktgesetzen eigentlich zu 
erwartenden) Kapitalzufluß von 
nicht steuerpflichtigen Ausländern 
wettgemacht würde. Im Übrigen ist 
nicht erkennbar, warum nicht auch 

1 Vermögen: Verteilt sich wie gehabt 
Anteile der verschiedenen privaten Haushaltsgruppen* am gesamten 

Quelle: Deutsches Institut fürWirtwhaRsforschung(DIW) 

eine durchaus erwünschte Flucht in 
die Bildung von produktivem Be- 
triebsvermögen stattfinden sollte. 

Sonderabgabe auf große 
Privatvermögen 
Bei genauerem Hinsehen entpuppen 
sich praktisch alle Argumente, die ge- 
gen die Wiedereinführung einer Ver- 
mögensteuer vorgebracht werden, 
als fadenscheinig und wenig robust. 
Zum Schluß bleibt nur noch eines, das 
trifft: Die Länder wollen nicht. Wenn 
die Länder aber mehrheitlich dabei 
bleiben, daß sie keine Einnahmen aus 
einer Vermögensteuer wünschen, 
könnte man daran denken, eine ein- 
malige Vermögensabgabe nach dem 
Vorbild des Lastenausgleichs zu erhe- 
ben. Deren Aufkommen stünde allein 
dem Bund zu. Es ist allerdings noch 
unklar, ob hierfür eine einfachgesetz- 
liche Regelung unter Bezugnahme 
auf die in Art. 106 Abs 1 Nr. 5 GG er- 
wähnten einmaligen Vermögensab- 
gaben, die dann auch nicht zustim- 
mungspflichtig wäre, ausreicht. Eine Auch beim Familien- 
staatliche Ausnahmesituation, die das leistungsausgleich 
Bundesverfassungsgericht für eine bleibt festzustellen: 
solche, möglicherweise in die Vermö- Die unteren Einkom- 
genssubstanz eingreifende Abgabe men werden nur in  
verlangt, liegt in Gestalt der Herstel- bescheidenem 
lung der deutschen Einheit und des Umfang entlastet, 
nach wie vor hohen Transferbedarfs Spitzenverdiener 
vor. Die Abgabe wäre in diesem Be- dagegen großzügig 
gründungszusammenhang zweckge- bedacht. 
bunden für einen Sonderfonds- etwa 
für Investitionen in den neuen Bun- 
desländern- zu erheben. 

Konkret könnte eine solche ein- 
malige Abgabe auf das am 1 . I  .I 999 
vorhandene Privatvermögen erhoben 
werden und 10% des die Freibeträge 
übersteigenden Vermögens, die in 
zehn gleichen Jahresbeträgen zu lei- 
sten wären, betragen. Je Haushalt 
wird ein Freibetrag von 300.000 DM 
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Bei genauerem 
Hinsehen entpuppen 

sich praktisch alle 
Argumente, die 

gegen die Wieder- 
einführung einer 
Vermögensteuer 

vorgebracht werden, 
als fadenscheinig 

u n d  wenig robust. 

für das Familiengebrauchsvermögen 
(selbstgenutztes Wohneigentum) be- 
rücksichtigt; außerdem bleibt je Per- 
son ein für alle Vermögensarten an- 
wendbarer Freibetrag von 200.000 
DM. 

Diese Freibeträge würde von gut 2 
Millionen Haushalten überschritten; 
das Aufkommen der Vermögensab- 
gabe würde gut 200 Mrd. DM, also 
zehn Jahre lang mehr als 20 Mrd. DM 
jährlich betragen. Damit würde ein 
echter Konsolidierungsbeitrag von 
den Besitzern großer Vermögen ver- 
langt. 

Die Einmaligkeit der Abgabe führt 
dazu, daß der Erhebungsaufwand im 
Verhältnis zum Aufkommen sehr ge- 

ring bleibt. Der Rückgriff auf einen 
bereits vergangenen Stichtag ge- 
währleistet darüberhinaus, daß Ge- 
staltungen und Umgehungen wei- 
testgehend unterbunden werden. 
Eine nachträgliche Steuerflucht ins 
Ausland ist ebensowenig möglich wie 
die Umdeklaration von Privat- zu Be- 
triebsvermögen. 

Für den Fall, daß die verfassungs- 
rechtlichen Bedenken gegen eine sol- 
che Vermögensabgabe erhärten, 
könnten die genannten Eckpunkte 
natürlich ebenso für eine jährlich zu 
erhebende einprozentige Vermögen- 
steuer zugrundegelegt werden. De- 
ren Aufkommen würde jedoch den 
jeweiligen Ländern zufließen. 

Die Gesetzliche Kran kenversiche- 
rung am Ende der 90er Jahre 
Reformnotwendigkeiten und Reformziele 

von Christopher Herrnann * 

I. Prämissen f ü r  d ie  Gesundheits- 
po l i t ik  in Deutschland 

G esundheitspolitik in hochent- 
wickelten Industriestaaten 
vollzieht sich prinzipiell vor al- 

lem auf drei Ebenen: einer medizini- 
schen, einer ordnungspolitischen und 
einer ökonomischen. Dabei geht es 

medizinisch um die bestmögliche 
In historischer Qualität und Effektivität bei der Ge- 

Dimension wie im sundheitsversorgung, 
internationalen ordnungspolitisch um die Organi- 

Vergleich war und  ist sation eines monetär freien oder ein- 
die GKVein angese- geschränkten Zugangs der Menschen 

henes Erfolgsmodell. zu den erforderlichen gesundheitli- 
chen Versorgungsleistungen, 

ökonomisch um eine moglichst 
kostengünstige Bereitstellung von 
Gesundheitsleistungen, also die mög- 
lichst optimale Verbindung von Effek- 
tivität mit Effizienz bei der Versor- 

gung. 

* Dr ChristopherHermann, Gruppenleiter im nordrhein-westfälischen 
Gesundheitsministerium 

Gerade der letzte Aspekt verdeut- 
licht, dass alle drei Zielfelder in einem 
dauerhaften und schwierigen Konflikt 
miteinander stehen. Zielkonflikte tre- 
ten auf verschiedenen Handlungsebe- 
nen auf (zwischen Effizienz und Qua- 
litätsoptimum, professionellem Han- 
deln und Patientenautonomie, Versi- 
cherungs- und Bedarfsprinzip, Kran- 
kenkassen und Leistungserbringern 
usw.). Abhängig von jeweiligen Parti- 
kularinteressen sind auch die Prioritä- 
ten bei der angestrebten Verwirkli- 
chung der Ziele höchst unterschied- 
lich. 

Auf dieser Bühne vollzieht sich all- 
gemein und speziell auch Gesund- 
heitspolitik und die Bearbeitung ihrer 
Probleme in Deutschland. 

Dabei ist folgendes von entschei- 
dender Bedeutung: Trotz sich bereits 
seit Ende der 70er Jahre verschärfen- 
der Konflikte folgt aus den Zielkonflik- 
ten für die Gesetzliche Krankenversi- 
cherun'g (GKV) als zentralem Funda- 
ment des Gesundheitswesens nicht 
die ,,Systemfrage". Im Gegenteil: In 
historischer Dimension wie im inter- 
nationalen Vergleich war und ist die 
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Natürlich muß mit erheblichem ' 

Widerstand gegen diese Vermögens- 
abgabe gerechnet werden. Aber 
gleichzeitig kann die SPD so Vertrauen 
in ihre Steuer- und Finanzpolitik zu- 
rückgewinnen. Die Vermögensabgabe 
könnte verdeutlichen, daß die oben 
beschriebenen Gesetzgebungsvorha- 
ben nicht einer für die SPD neuen Lo- 
gik der Umverteilung von unten nach 
oben folgen, sondern im wesentlichen 
Strukturreformen sind, die für sich ge- 
nommen nicht ohne Verteilungswir- 
kungen sein können. Es muß jedoch 
unmißverständlich klar sein, daß die 
SPD weiterhin für eine gerechtere Ein- 
kommens- und Vermögensverteilung 
insgesamt eintritt. SPW 

GKV ein angesehenes Erfolgsmodell. 
Die tradierten Grundstrukturen 
Pflichtversicherung: ausschliessli- 

che Beitragsfinanzierung (kein staatli- 
cher Finanzierungsbeitrag), 

Solidar- und Sachleistungsprinzip: 
Einkommensproportionalität der Bei- 
träge bis zur Beitragsbemessungs- 
grenze führt zu gleichen Leistungen 
(Ausnahme Krankengeld); Abwesen- 
heit direkter Geldbeziehungen im Ver- 
sorgungsgeschehen durch Bereitstel- 
lung von Sach- und Dienstleistungen 
durch die Krankenkassen, 

Korporatistisches Verhandlungs- 
modell: Festlegung von Leistungs- 
mengen und Preisen durch Verhand- 
lungen von Krankenkassen und Lei- 
stungsanbietergruppen 
sind robust genug für die erfolgreiche 
Bearbeitung der anstehenden Aufga- 
ben. 

II. Aktuelle Probleme der GKV- 
Politik 
Worum es derzeit zentral geht, ist das 
Neujustieren der Zielfelder gesund- 
heitspolitischen Handelns für das Jahr 
2000 und darüber hinaus. Für dievor- 
urteilsfreie Analyse lässt sich auf die 
neutralen Betrachter der OECD zu- 
rückgreifen, die den Problemhaushalt 
folgendermaßen bilanzieren': 

lm ambulanten Sektor fehlt es an 
durchgreifender Steuerung von An- 
bieterstrukturen und Überkapazitä- 
ten. Es gibt keine nachhaltigen Anrei- 
ze für eine weniger technikorientierte 
gesundheitliche Versorgung. Eine 
umfassende Qualitätsorientierung 
fehlt ebenso wie das Aufbrechen 
überkommener Monopolstrukturen. 

MAGAZIN 

nale Ausbildungskonferenzen von Ar- 
beitsverwaltung, Wirtschaft, Gewerk- 
schaften und anderen Verantwortli- 
chen in der Region stattfinden. Die Ju- 
gendlichen, die sich bis zum 30.. Sep- 
tember eines jeden Jahres gemeldet 
haben, denen aber noch kein Ausbil- 
dungsplatz vermittelt werden konnte, 
soll je nach regionalen Gegebenhei- 
ten ein möglichst wohnortnahes Aus- 
bildungsverhältnis im gewünschten 
Berufsfeld angeboten werden. Im 
März sollen diese Konferenzen erneut 
zusammenkommen, um die Lehrstel- 
lenbilanz des vorangegangen Jahres 
zu bewerten und Einvernehmen über 
die Einschätzung des voraussichtli- 
chen Ausbildungsbedarfs für das lau- 
fende Jahr zu erzielen. 

Im Rahmen dieser Ausbildungs- 
platzkonferenzen wird nun zweimal 

Besprechnung zu: Sebastian Jobeliusl 
Reinhold RünkerlKonstantin Vössing 
(Hrsg.): Bildungs-Offensive, Reform- 
perspektieven für das 2 1 .  Jahrhun- 
dert, 248 S., Harnburg 1999, VSA- 
Verlag, DM 29,80. 

D er Titel des Buches hat den ap- 
pellativen Charakter, mit dem 

viele Linke - aber auch zuneh- 
mend viele Bürgerliche - gesellschaft- 
liche und politische Aktivität dort ein- 
fordern, wo wie in keinem anderen 
Bereich über die Zukunft unserer Ge- 
sellschaft entschieden wird: in der Bil- 
dung. 

Im VSA-Verlag im Sommer diesen 
Jahres erschienen, faßt das Buch 
durchaus unterschiedliche Stand- 
punkte in der bildungspolitischen De- 
batte zusammen und verschafft einen 
sowohl wissenschaftlichen wie auch 
tagespolitisch-strategischen Über- 
blick. Dies gelingt vor allem durch die 
Autorlnnenschaft, die von der amtie- 
renden Bundesbildungsministerin 
Bulmahn, über Oskar Negt, Soziolo- 
gieprofessor aus Hannover, Gisela 
Notz, Sozialwissenschaftlerin bei der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, die Schulmi- 
nisterin von NRW, Gabi Behler, bis hin 
zu aktiven Jungsozialistlnnen wie Se- 
bastian Jobelius, Konstantin Vössing 
oder Bettina Kohlrausch reicht. 

Welche Ziele ha t  Bi ldung heute? 
Zu Beginn wird der Versuch unter- 
nommen, den Bereich Bildung in Zu- 
sammenhang mit den veränderten 
gesellschaftlich-ökonomischen Rah- 
menbedingungen zu stellen. Ohne zu 

jährlich ein öffentlicher Kampf um die 
lnterpretationsmacht über die erschie- 
nenen Ausbildungsstatistiken zu er- 
warten sein. Aufgabe Gewerkschaften 
und der Linken in den Parteien wird es 
dann sein, so aufeinander abgestimmt 
in der Öffentlichkeit zu agieren, daß es 
gelingt, die Definitionsmacht darüber 
zu erlangen, wieviel Ausbildungsplätze 
tatsächlich fehlen. 

In der Veröffentlichung der vor- 
läufigen Ergebnisse der Ausbildungs- 
zahlen für den Monat August nennt 
die Bundesanstalt für Arbeit 145.000 
noch nicht vermittelte Bewerber am 
Ende des Monats. Dabei muß aller- 
dings zusätzlich berücksichtigt wer- 
den, daß 1998 neben 36.000 unver- 
mittelten Bewerberlnnen nach Schät- 
zungen der Bundesanstalt für Arbeit 
und des Bundesinstituts für Berufsbil- 

dung weitere 70.000 Jugendliche in 
schulischen Warteschleifen, in Arbeit, 
oder in Sonderprogrammen unterge- 
kommen sind, die sich weiterhin um 
einen Ausbildungsplatz bemühen 
werden. Berücksichtigt werden muß 
auch das durch das Verfassungsge- 
richt festgelegte Recht auf eine „Be- 
rufswahlentscheidung", nach dem 
12,5% mehr Ausbildungsplätze be- 
reitgestellt werden müssen als Bewer- 
berlnnen gemeldet sind. 

Offensichtlich gelingt es auch ei- 
ner rot-grünen Bundesregierung 
nicht, die Ausbildungslücke im Kon- 
sens zu schließen. Wenn sie ihren Ko- 
alitionsvertrag selber ernst nimmt be- 
deutet dies, daß für das kommende 
Jahr der bereits vorliegende Gesetz- 
entwurf zur Umlagefinanzierung um- 
setzt werden muß. SPW 

Ein wichtiger Schritt - das Buch 
zur Bildungs-Offensive 

betrachten, inwieweit sich die ökono- 
mische Basis unserer Gesellschaft ver- 
ändert hat, welche Anforderungen 
der moderne Kapitalismus an den 
Menschen stellt und welche Perspek- 
tiven er für diese bietet, kann keine 
wirklich nachhaltige Bildungspolitik 
gemacht werden. Wie diese aus der 
Sicht fortschrittlich-sozialistischer 
Kräfte aussehen muß, damit wir dem 
Ziel einer „Gesellschaft, in der die freie 
Entfaltung des Einzelnen die Voraus- 
setzung für die freie Entfaltung aller 
ist" näher kommen, wird in den bei- 
den Teilen ,,Schlüsselqualifikationen" 
und ,,Integration und Chancengleich- 
eit" entworfen. 

Oskar Negt formuliert zwei Grund- 
lagenkompetenzen, die das Funda- 
ment eines modernen Bildungswesens 
bilden. Zunächst ist die Kompetenz 
,,Selbstorganisation" Ansatz für den 
Prozeß der Bildungsoffensive selbst, wie 
auch für das angestrebte Bildungswe- 
sen, weil sie die notwendige Bedingung 
für die Ausbildung der Menschen zu 
emanzipierten und solidarischen Indivi- 
duen darstellt. Die Bedeutung dieser 
Kompetenz konfrontiert Negt mit den 
kulturellen und sozialen Zerfallsprozes- 
sen unserer sich von der Industrie- zur 
Dienstleistungs- und Informationsge- 

sellschaft wandelnden Welt: ,,Ohne er- 
kennbare Struktur, ohne geschichtliche 
Hintergründe, ohne Rückverweise auf 
vergleichbare Ereignisse werden Infor- 
mationen aneinandergereiht, die nichts 
erklären und Zusammenhänge zwi- 
schen der Situation des Fernsehzu- 
schauers und der übrigen Welt buch- 
stäblich auseinanderreißen." 

Hinderlich bei der Veränderung 
des existierenden Bildungswesens sei 
allerdings, daß ,,Selbstorganisation" 
als grundlegendes Prinzip im Prozeß 
und im Ergebnis kaum noch An- 
griffsfläche und Reibungspunkte fin- 
det. Sie könne folglich nicht mehr - 
wie noch in den 60er und 70er Jah- 
ren - als Widerstandsprinzip konzi- 
piert sein. Die alten ,,Feinde" seien 
nicht mehr klar erkennbar, politischer 
Protest und ,,eigene" Lebensweise 
sei durch das fehlende Contra kaum 
mehr greifbar. Somit müsse die 
Selbstorganisation vom Wider- 
stands- zum Gestaltungsprinzip wei- 
terentwickelt werden. Dies sei, für 

von Ole Erdrnann* 

Es ist niemandem 
geholfen, wenn er 
nur  lernt, daß ,,alles 
m i t  allem zusam- 
menhängt". Viel- 
mehr geht es darum, 
Auswirkungen auf 
gesellschaftliche 
Entwicklung zu 
erkennen und die 
eigene Person darin 
zu verorten. 

* Ole Erdmann, ist 2.Z. Zivildienstleistender, lebt in Bon und ist Schülerlnnen- 
Verantwortlicher b e ~ m  Juso-Bundesverband. 
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Alles wie gehabt - 

MAGAZIN SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

1 Ausbildung: Welche Betriebe machen mit? 

zur Ausbildungs- 
platzsituation 1999 
von Beti~na Kohlrausch* 

Der Trend der 
Aushöhlung des 
dualen Systems 

durch die Verstaatli- 
chung der Berufli- 

chen Bildung wird, 
wie die Erfahrungen 

in den Bundeslän- 
dern zeigen, durch 
die ,,Ausbildungs- 

konsense" noch 
verstärkt. 

Ausbildungsbetriebe nach GröBe und ihr Anteil an Auszubildenden. 
I I I  I 

Von je ioo Betrieben mit 1998 
... BeschUftigten bilden aus 

s 
8 

I 3 

D ieser Artikel ist zu einem Zeit- 
punkt entstanden, an dem die 
endgültigen Zahlen für das 

Ausbildunqsiahrl998199 noch nicht 

* Bettina Kohlrausch studiert 
Juso-Bundesvorstands 

C 
E - s 
U 
D 

n 

g 
5 
g 

- .  
vorlagen. Dennoch lassen sich auch 
Mitte September einige Tendenzen 
schon deutlich vorhersagen. 

In dem Koalitionsvertrag der er- 
sten rot-grünen Bundesregierung der 
Bundesrepublik Deutschland einigten 
sich die Koalitionspartner darauf, das 
im Wahlkampf gegebene Lehrstellen- 
versprechen im Rahmen eines Bünd- 
nisses für Arbeit, Ausbildung - und 
später auch Wettbewerbsfähigkeit - 
umzusetzen. Im Lichte der Ergebnisse 
dieses Bündnisses solle die Regierung 
dann entscheiden, ob weitere gesetz- 
liche Maßnahmen zur Sicherung ei- 
nes ausreichenden Ausbildungsplatz- 
angebotes nötig sein. Nun ist sowohl 
das erste Regierungsjahr als auch das 
erste Ausbildungsjahr unter der Ob- 
hut der rot-grünen Bundesregierung 
fast vorüber und es ist Zeit, etwas 
Licht in das Dunkel der Ausbildungs- 
Statistik zu bringen. 

Probleme des ,,Ausbildungskon- 
sens" 
Am 06.07.1999 einigte sich das 
Bündnis auf einen sogenannten Aus- 
bildungskonsens, der vorsah, daß 
jedelr Jugendliche,, dielder ,,kann 
und will", ausgebildet werden soll. 
Um dies umzusetzen, versprachen die 
Unternehmen, den demographisch 
bedingten Nachfrageanstieg zu kom- 
pensieren und 10.000 weitere Stellen 
anzubieten. Jusos haben damals 
schon darauf hingewiesen, daß selbst 
wenn es gelänge, diese 10000 Lehr- 
stellen zu schaffen, dies völlig unzu- 
reichend wäre, da bereits im Jahr 
1998 eine Ausbildungsplatzlücke von 
200.000 Jugendlichen existierte, die 

Politikwissenschafien in Bonn, Mitglied des 

Quelle: Institut der deuischen Mrtschafi 

zwar teilweise in Warteschleifen un- 
tergekommen, aber dennoch keines- 
wegs als erledigt zu betrachten seien. 

Es lohnt sich aber auch, einen ge- 
naueren Blick auf die Formulierung 
des Ausbildungskonsenses zu richten: 
Die im Rahmen von anderen Ausbil- 
dungskonsensen in den Bundeslän- 
dern, wie z.B. NRW, schon fast kam- 
pagnenartig genutzte Formulierung, 
,,jeder Jugendliche, der kann und will 
,,bekommt einen Ausbildungsplatz", 
bereitet die Erklärung des möglichen 
Scheiterns des Ausbildungskonsenses 
bereits vor: Wer keinen Ausbildungs- 
platz gefunden hat, der konnte oder 
wollte eben nicht. 

Deshalb setzt das Sofortprogramm 
gegen Jugendarbeitslosigkeit auch fast 
ausschließlich auf Qualifizierungsmaß- 
nahmen, wie Ausbildungsjahre in au- 
ßerbetrieblicher Ausbildung für im Fe- 
bruar1März noch nicht vermittelte Be- 
werberinnen und Bewerber und ggf. 
Fortsetzung der außerbetriebliche 
Ausbildung bis zum Berufsabschluß, 
das Nachholen des Hauptschulab- 
schlusses oder Arbeit und Qualifizie- 
rung für noch nicht ausbildungsgeeig- 
nete Jugendliche, anstatt auf die 
Schaffung von langfristigen und quali- 
fizierten Beschäftigungsverhältnissen 
für Jugendlichen. Diese Qualifizie- 
rungsmaßnahmen drohen zu Warte- 
schleifen zu ,,verkommenn, in denen 
auch Jugendliche aufgefangen wer- 
den, die diese Qualifizierungen gar 
nicht nötig haben. So besitzen 62.71 2 
der 108.561 Jugendlichen, die insge- 
samt an dem Sofortprogramm teilge- 
nommen haben, einen mittleren oder 
höheren Schulabschluß, 77.435 einen 
Hauptschulabschluß, 3.776 besitzen 
einen Sonderschulabschluß und ledig- 
lich 25.029 sind ohne Abschluß. 

Immer mehr staatlich finanzierte 
Ausbildung 
Darüber hinaus nimmt der Anteil der 
staatlich finanzierten Ausbildung ste- 
tig zu, während sich die Unterneh- 
men der Verantwortung entziehen. 
Allein in Ostdeutschland zahlen Bund, 
Länder und Arbeitsämter jährlich 500 
Millionen DM für betriebliche Ausbil- 
dung. 24.460 Jugendliche befinden 
sich im Rahmen des Sofortpro- 
gramms in überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstellen, davon 14.383 im Bun- 
desgebiet West und 10.077 im Bun- 
desgebiet Ost. Dieser Trend der Aus- 
höhlung des dualen Systems durch 
die Verstaatlichung der Beruflichen 
Bildung wird, wie die Erfahrungen in 
den Bundesländern zeigen, durch die 
,,Ausbildungskonsense" noch ver- 
stärkt. So erklärten die Unternehmen 
in der Konsensrunde NRW, sie hätten 
jetzt ihrer Verantwortung für die 
Schließung der Ausbildungslücke ge- 
nügend Rechnung getragen; jetzt sei 
es an der Regierung, ihren Anteil 
dazu beizutragen. Unter dem enor- 
men Erfolgsdruck, unter den sich die 
Landesregierung selber gestellt hatte, 
blieb ihr nichts anders übrig, als von 
der Rolle des Moderators die Rolle des 
Akteurs zu schlüpfen und unter der 
Aufwendung enormer Summen au- 
ßerbetriebliche Ausbildung zu schaf- 
fen. Ausbildungskonsense birgen die 
Gefahr in sich, Politik handlungsunfä- 
hig zu machen, weil sie ausblenden, 
daß unterschiedliche Interessen im 
Spiel sind, die im Widerspruch zuein- 
ander stehen und sich nur schwer im 
Konsens auflösen lassen. 

Kampf um die Definitionsmacht 
Der Ausbildungskonsens sieht weiter- 
hin vor, daß ab Oktober 1999 regio- 

Im Arzneimittelsektor sind einer- 
seits eingeleitete Massnahmen zur 
Strukturierung von Qualität und Men- 
gen nicht konsequent verfolgt wor- 
den. Andererseits sind preisregulie- 
rende Steuerungsregelungen abge- 
schwächt worden. 

Im Krankenhausbereich sind die 
Grenzen zur ambulanten Versorgung 
weiterhin viel zu starr. Es fehlt insge- 
samt an Eigenverantwortlichkeit, 
Transparenz und Flexibilität für die 
Akteure. 

Zusammenfassend kommt die 
OECD zu dem Schluss, dass das deut- 
sche Krankenversicherungssystem 
zwar nach wie vor Beachtliches leiste, 
aber der dafür mittlerweile eingesetz- 
te volkswirtschafiliche Ressourcenver- 
brauch zu hoch sei. Der dadurch ent- 
stehende Problemdruck hat sich in 
den letzten Jahren deutlich erhöht, da 
in der letzten Wahlperiode die alte 
Bundesregierung diesen Problem- 
haushalt gerade nicht bearbeitet hat. 

Ausgangspunkt für die neue Poli- 
tikmehrheit auf Bundesebene im letz- 
ten Herbst war deshalb insbesondere 
folgendes: 

Zunehmend ins Zentrum gerückt 
waren zum einen altbackene Vorstel- 
lungen wenig origineller Kosten- 
dämpfung (Krankenhaus-Stabilisie- 
rungsgesetz 96, Beitragsentlastungs- 
gesetz) und zum anderen solche sy- 
stemschwächender Deregulierung 
und Privatisierung gesundheitlicher 
Nachfrage (Leistungsausgrenzungen, 
Zuzahlungserhöhungen, Elemente 
der Privaten Krankenversicherung vor 
allem im 2. GKV-Neuordnungsge- 
setz). Die konstitutiven Prinzipien der 
sozial orientierten GKV gerieten einer- 
seits zunehmend unter Druck, ohne 
dass andererseits dauerhaft Beitrags- 
satzstabilität erreicht wurde. Die Bei- 
tragssatzsteigerung 1994 bis 1998 
betrug im Mittel 0,5-%-Punkte in 
West-, und mehr als I-%-Punkt in 
Ostdeutschland; sie erreichte histori- 
schen Höchststand. 

III. Problembearbeitung durch 
Richtungswechsel 

1. GKV-Solidaritätsstärkungsge- 
setz 
Die SPD-geführte Bundesregierung 
hat mit dem GKV-Solidaritätsstär- 
kungsgesetz (GKV-SolG) vom 
1 . I  . I  999 Maßnahmen getroffen, um 
der Hinterlassenschaft der alten GKV- 
Politik kurzfristig zu begegnen. Das 
als Vorschaltgesetz angelegte GKV- 
SolG enthält zur Revitalisierung der 
sozialen GKV eine Reihe sozial- und 

verteilungspolitisch unabweisbarer 
Regelungen (Absenkung Arzneimit- 
telzuzahlungen, Abschaffung Koppe- 
lungsautomatismus Beitragssatz-/Zu- 
zahlungserhöhung, Rücknahme sy- 
stemfremder ,,Steuerungselemente"), 
aber auch Maßnahmen, die den Cha- 
rakter eines Vorschaltgesetzes deut- 
lich überschreiten. 

Daneben tritt ein dritter, höchst 
sensibler Aspekt: Das GKV-SolG ist 
trotz der Mehreinnahmen durch die 
Neuregelung zu den geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen ab 
1.4.1 999 nur scheinbar solide finan- 
ziert (Unterdeckung 1999 rund 2 
Mrd. DM). Dieses Menetekel kann nur 
dann abgewendet werden, wenn 
eine grundlegende GKV-Strukturre- 
form zum 1 . I  ,2000 tatsächlich ge- 
lingt. 

2. GKV-Strukturreform 2000 
Wesentliche Prämisse der GKV-Struk- 
turreform muss es sein, den von der 
OECD aufgezeigten Problemhaushalt 
zu bearbeiten und die GKV als Eck- 
pfeiler der sozialstaatlichen Ordnung 
dauerhaft zu stärken. Im weiteren ist 
angemessen auf die sich ändernden 
gesundheitlichen Bedarfslagen der 
Menschen sowie auf die verschärften 
ökonomischen und verteilungspoliti- 
schen Zwänge zu reagieren. Dabei 
gilt es einige grundlegende gesund- 
heitsökonomische Zusammenhänge 
in Erinnerung zu rufen. 

Das Gesundheitswesen bildet ei- 
nen Wirtschaftszweig, der besonde- 
ren Gesetzmäßigkeiten unterliegt und 
dessen volkswirtschaftlicher Ressour- 
cenverbrauch deshalb grundsätzlich 
nicht begrenzt ist. Ärzte definieren 
Gesundheit undloder Krankheit. Sie 
entscheiden über Behandlungsbe- 
dürftigkeiten und Behandlungsarten. 
Sie steuern die Nachfrage nach Ge- 
sundheitsleistungen im weiten Um- 
fang autonom. Demgegenüber tritt 
der Patient nicht als der souveräne 
Konsument auf, den die ökonomische 
Lehre ansonsten präsentiert. Oder wie 
es der katholische Sozialethiker und 
Jesuit Friedhelm Hengsbach aus- 
drückt: ,,Gesundheit ist keine Ware, 
die wie ein Gebrauchtwagen behan- 
delt wird"2. 

Anbieterdominanz und ,,Markt- 
versagen" im Medizinbetrieb haben 
für die Ziele der GKV-Strukturreform 
und deren Umsetzung zwei maßgeb- 
liche Konsequenzen: 
1. Ordnungspolitisch und ökono- 
misch ist die demokratisch legitimier- 
te Steuerung des Gesamtsystems un- 
a bweisbar. 

PROKLA 
Zeitschrift für kritische 
Sozialwissenschaft 

PROKLA 1 16 
,,Rot-Grüner" Absturz 
1999 - 160 5 .  - DM 20.00 
lSBN 3-89691-316-6 

Gerade ein Jahr ist es her, daß „Rot-Grün" einen 
glänzenden Wahlerfolg erlebte. Nicht nur wurde 
zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesre- 
publik eine Bundesregierung tatsächlich ahge- 
wiihlt, mit den Grünen war in der Regierung erst- 
mals eine Partei vertreten, die ihre Gründung und 
ihrpn Aufstieg den außeroarlamentarischen Pro- ... AV.. . . 
testbewegungen der späten 60er und 70er Jahre 
sowie der Friedensbewegung der 80er Jahre zu 
verdanken hatte. In diesem einen Jahr ist es der 
rot-grünen Regierung allerdings gelungen, auch 
noch die minimalsten Erwartungen, die man in sie 
gesetzt hatte, zu unterbieten."Rot-Grün" befindet 
sich nicht nur in den letzten Umfragewerten im 
Sturzflug, ,,Rot-Grün", verstanden als Projekt ei- 
ner wenigstens ansatzweisen Alternative zur kon- 
servativ-neoliberalen Politik der Vorgängerre- 
gierung, ist bereits in diesem ersten Regierungs- 
jahr abgestürzt - und bei den Landtagswahlen in 
Thüringen wie auch bei den Kommunalwahlen in 
Nordrhein-Westfalen bei den Wählerinnen und 
Wählern entsprechend durchgefallen. 

Es schreiben z.B. 
Frieder Otto Wolf über „Zukunft und Gegenwart 
einer Illusion", 
Achim Brunnengräberlchristian Sock über ,,Global 
Governance: ein neues Jahrhundertprojekt'?", 
Stephan Lessenich über „Die neue deutsche Sozial- 
staatsdebatte und die Dialektik sozialpolitischer 
Intervention", 
Jan PrieweIThoinas W. Sauer über ,,Grüne Wirt- 
schaftspolitik ohne Reformprojekt", 
Heiner Buyh über „Das polizeigrüne Europa" und 
warum eine „rot-grüne" Regierung nicht viel verän- 
dert; 
Michael HeineIHansjörg Herr über „Die beschäf- 
tigungspolitischen Konsequenzen von „Rot-Grün". 
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2. Adäquate Antworten auf verän- 
derte gesundheitliche Bedarfslagen 
erfordern ebenfalls eine Steuerung 
des Gesamtsystems. 

Ein Mangel an politisch admini- 
strativer Steuerung führt ansonsten 
zu fatalen gesellschaftlichen Ergeb- 
nissen mit unverantwortlich hohem 
volkswirtschaftlichen Ressourcenver- 
brauch im Gesundheitswesen und 
mangelndem Schutz vor Gesund- 
heitsrisiken für weite Teile der Bevöl- 
kerung. 

Das markanteste Beispiel in dieser 
Richtung bilden nach wie vor die USA 
mit einem Anteil der Gesundheitsaus- 
gaben am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
von 13,6% in 1998 bei gleichzeitig 30 

Anbieterdominanz Mio. Menschen ohne jeden Kranken- 
und  Marktversagen versicherungsschutz und 30 Mio. Un- 

im Medizinbetrieb terversicherter~~. 
haben für die Ziele Eine rationale Strukturierung des 

der GKV-Strukturre- unablässig expandierenden medizini- 
form maßgebliche schen Versorgungsangebots bildet 

Konsequenzen. deshalb die zentrale gesundheitspoli- 
tische Steuerungsaufgabe. Prioritär ist 
die Gestaltung des Versorgungs- und 
Leistungsangebots der GKV insbeson- 
dere durch 
1. eine bessere Strukturierung des 
quantitativen und qualitativen Zu- 
gangs zum System, 
2. die Öffnung von Handlungsfel- 
dern der Selbstverwaltung zur Opti- 
mierung der Wirtschaftlichkeit im Sy- 
stem und 
3. die gleichzeitige Begrenzung der 
enormen Ausgabendynamik. 

Vor diesem Hintergrund geht der 
Gesetzentwurf zur GKV-Gesundheits- 
reform 20004 in deutlicher Distanz 
zum systemsprengenden Ansatz der 
Vorgängerregierung die systemischen 
Probleme der GKV konsequent über 
Eingriffe auf der Anbieterseite an. 
Wenn ertrotz der aufgrund der Land- 
tagswahlergebnisse in diesem Herbst 
deutlich schwieriger gewordenen Be- 

dingungen parlamentarisch durchge- 
setzt werden kann, hängen Erfolg 
oder Mißerfolg von Inhalt und Zu- 
schnitt einer Reihe von Instrumenten 
ab (Verzahnung, integrierte Versor- 
gung; Stärkung der Hausärzte, Quali- 
tätssicherung, präventive Ausrichtung 
u.a.). 

Letztlich entscheidend werden 
aber vor allem die Regelungen in zwei 
Schlüsselbereichen, beim Globalbud- 
get und im Krankenhausbereich sein. 

IV. Reformprojekt Globalbudget 
- Ziele und Inhalte 

1. Warum ein Globaldbudget? 
Das maßgeblich von der SPD beein- 
flußte Gesundheitsstrukturgesetz 
(GSG) hat insbesondere 1993 bis 
1995 gezeigt, dass ohne Transparenz 
in die objektive Knappheit der GKV- 
Ressourcen Rationalisierungsreserven 
nicht erschlossen, sondern Ineffizien- 
Zen und Fehlallokationen begünstigt 
werden. Rationalisierung ist dabei in 
einem dynamischen Wirtschaftszweig 
eine selbstverständliche Daueraufga- 
be. Das Globaldbudget ist deswegen 
und vor dem Hintergrund der beste- 
henden Anbieterdominanz maßgeb- 
lich ein Instrument zur Optimierung 
einer effizienteren Zuordnung der 
vorhandenen Ressourcen. 

Sektorale Budgetierung nach 
GSG-Muster bedeutet aber auch 
Strukturkonservatismus. Bestehende 
Fehlsteuerungen, falsche Prioritäten 
und Unwirtschaftlichkeiten werden 
fortgeschrieben. An den veränderten 
gesundheitlichen Problemlagen ori- 
entierte Versorgungsformen werden 
erst vom Globalbudget nicht mehr 
verhindert, da es alle Krankenkassen- 
ausgaben umfaßt. 

Finanzwirtschaftliche Budgetie- 
rung und Zielorientierung als alltägli- 
che Managementaufgabe gilt eben 
auch für das ,,Gesamtunternehmen 
GKV". Das Globalbudget gibt den 
Handlungsrahmen für einen funkti- 
onstüchtigen Wettbewerb im Solidar- 
system ab. 

2. Wo wird das Globalbudget 
angesiedelt? 
Die ersten Ausführungen der Koaliti- 
onsfraktionen verunklarten mehr als 
sie erhellten. Beschrieben wurden le- 
diglich einige lntrumente auf der Ver- 
tragsebene, mit denen Krankenkas- 
sen ein wie auch immer definiertes 
Globalbudget gestalten können soll- 
ten5. Völlig nebulös blieb, was ein 
Globalbudget eigentlich konkret sein 
soll und vor allem, wer ist Budgethal- 
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ter - bzw. gibt es überhaupt einen - 
und wem obliegen eigentlich Verant- 
wortlichkeiten bei Budgetüberschrei- 
tungen? Globalbudget war letztlich 
nicht mehr als die Beachtung des be- 
kannten Grundsatzes der Beitrags- 
satzstabilität. Damit rezipierte das Pa- 
pier den Erkenntnisstand der GKV-Po- 
litiker aus Ehrenbergs' Globalsteue- 
rungszeiten. Die Reform kann ihre 
Ziele aber nicht erreichen, wenn sie in 
einer Schlüsselfrage in den 70er Jah- 
ren bereits Gekochtes nochmals auf- 
wärmt. 

Das Gesamtunternehmen GKV 
braucht kein diffuses Zuständigkeits- 
wirrwar, bei dem sich die Verantwor- 
tung für das Globalbudget im Zweifel 
in Wohlgefallen auflöst, sondern klare 
Zielorientierung. Dazu notwendig 
sind eindeutige Verantwortlichkeiten 
auch gerade für die Budgeteinhal- 
tung und -haftung. Andererseits darf 
ein Globalbudget nicht quasi als „Ne- 
benprodukt" das gegliederte System 
gleich mit aus den Angeln heben. 

Das wäre aber die Folge gewesen, 
wenn man das Globalbudget, wie im 
Arbeitsentwurf des BMG vom 
30.4.1 999 vorgesehen, hinsichtlich 
der Budgetverantwortung kassenar- 
tenspezifisch landes- oder bundes- 
weit angesiedelt hätte. Würde etwa 
dem Verband der Angestellten Kran- 
kenkassen (VdAK) die Budgetverant- 
wortung für die im gegenseitigen 
Wettbewerb stehenden Ersatzkassen 
übertragen, bliebe er ein Papiertiger 
gegenüber den Einzelkassen. Dann 
änderte sich gegenüber dem Status 
quo im Prinzip nichts und das Global- 
budget würde in der GKV allenfalls 
soviel Durchschlagskraft entfalten wie 
früher Beschlüsse der Konzertierten 
Aktion - also letztlich keine. Oder 
aber der VdAK erhielte tatsächlich die 
Instrumente zur Budgetsteuerung 
und -einhaltung, dann würden Bar- 
mer Ersatzkasse, DAK und andere de 
facto unselbständige Ableger des 
VdAK. Die Einheitsersatzkasse VdAK 
und analoge Entwicklungen bei an- 
deren Kassenarten ließen Wettbe- 
werb und Wahlfreiheit zur Farce ver- 
kommen. Das GKV-Gefüge würde bü- 
rokratisch erstarren, anstatt es in der 
gebotenen solidarischen Form zu fle- 
xibilisieren. 

Den Anstieg der Krankenkassen- 
beiträge zu stoppen und die Beiträge 
dauerhaft zu stabilisieren, geht weder 
mit einem bloß „virtuellen Globalbu- 
det" noch mit dem nochmaligen An- 
ziehen administrativer Detailschrau- 
ben, sondern nur mit  dem Rückzug 
auf klare Rahmenvorgaben. Dies 
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gensbesteuerung. Die Grünen verhal- 
ten sich hierzu im hohen Maße unge- 
schickt. Durch die allmonatlichen Dis- 
kussionen auf Kleinen Grunen Partei- 
tagen um das Fortbestehen der Koali- 
tion (Autobahn A20, Pallas-Unglück) 
wurde das Bild einer zerstrittenen und 
handlungsunfähigen Grünenpartei 
verfestigt. 

One-Woman gegen One-Man 
Die Chancen, den Wahltermin im Fe- 
bruar zu überstehen, werden derzeit 
in einem One-Women-Wahlkampf 
gesehen. Simonis zeigt deshalb gerne 
SPD und Grünen die kalte Schulter 
und will irgendwie durchkommen - 
sei es nun mit den Grünen, der FDP 
oder dem SSW. Das Rennen scheint 
offen wie nie. 

Schließlich konnte der als ,,Kandi- 
dat auf Durchreise" gescholtene 
Rühe die letzten Wochen nutzen, um 
die SH-CDU aus ihrem traditionell- 
rechtslastigen Kurs heraus zu führen 
und einen modernen Anstrich zu ver- 
passen. Zwar möchte Rühe im Falle 
eines Wahlsiegs das Frauen- und das 
Umweltministerium abschaffen. Je- 
doch spricht er sich eindeutig für die 
Schwangerschaftskonfliktberatung 
und für Frauenhäuser aus und auch 
in der Drogenpolitik soll die harte Li- 
nie geräumt werden. Der ehemalige 
CDU-Landesvorsitzende Würzbach 
wurde durch Rühe kurzerhand in die 
Ecke gestellt und so bildet sich mit 
der im Bundesvergleich eher starken 
Kubicki-FDP ein ernst zu nehmendes 
konservativ-liberales Lager im prokla- 
mierten Kampf um die Mitte. 

SPD - nicht mehr links oben! 
Entsprechend ist die Stimmung an 
der sozialdemokratischen Basis ak- 
tuell eher mau, derzeit gibt es nur 
verhaltene Diskussionen u m  Anfor- 
derungen an ein Wahlprogramm. 
Der Diskussionsentwurf der Landes- 
SPD stellt unter der Überschrift 
,,Aufbruch der Mitte" kaum ambi- 
tionierte Programmpun kte heraus, 
allenfalls soll das Abitur nun schon 
in 12,5 Jahren möglich sein und der 
Kombi-Lohn2 soll landesweit aus- 
probiert werden. Auf Funktionärs- 
konferenzen wird dem Wechsel der 
Wählerbasis das Wort geredet, frei 
nach dem Mot to „Was nützt uns 
eine Karstadtverkäuferin, wenn wir 
im Gegenzug zwei junge Internet- 
unternehmer gewinnen können". 

aus Brandenburg und dem Saarland 
zu lernen und ein regionales Profil 
hervorzuheben, leidet die SPD an ei- 
ner intellektuellen Stagnation. Dem- 
entsprechend fokussieren sich die 
sozialdemokratischen Funktionsträ- 
ger auf die Frage, ob denn die kecke 
Heide oder aber der sachlich-seriöse 
Volker die Menschen zwischen den 
beiden Meeren für sich gewinnen 
werden können. 

Trotzdem findet im kleineren 
Kreise eine Auseinandersetzung um 
die künftige Ausrichtung der SPD 
statt. Kurz nach der öffentlichen 
Manifestation der neuen Mitte er- 
öffnete ein kleiner Kieler SPD-Zirkel 
mit seinem Ruf nach ,,Neoliberalis- 
mus in der SPD" die Debatte um die 
Neupositionierung der SPD. Alte So- 
zialstaatsromantik und Verteilungs- 
fragen sollen endlich in der Ge- 
schichtsvitrine abgestellt werden, 
denn schließlich herrsche nun das 
Faktum der allumfassenden Globali- 
sierung und darauf habe man sich 
einzustellen. Eckart Kuhlwein rea- 
gierte mit  seinem Entwurf für die 
,,linke Volkspartei SPD" und be- 
schwor die Renaissance der Mitglie- 
der- und Programmpartei der 70er 
Jahre unter Erweiterung des Agen- 
da-21 -Aspekts. 

Um dem gefährlichen Bild einer 
Auseinandersetzungslinie linker Tra- 
ditionalisten versus rechtssozialde- 
mokratische Modernisierer gegen- 
überzutreten, erweiterten einige lin- 
ke Jusos die Diskussion durch einen 
weiteren Beitrag. Hier wurden die 
sozioökonomischen Umbrüche ana- 
lysiert und ein Ansatz für linke Poli- 
tikansätze (regenerative Energien 
und regionale Wirtschaftskreisläufe 
i.V.m. Bildungs- und Qualifizie- 
rungspotentialen) gesucht. Aller- 
dings kann diese Diskussion nicht 
über die aktuelle Handlungsunfä- 
higkeit der Jusos hinweg täuschen. 
Der Landesverband ist zutiefst ge- 
spalten und bringt deshalb nicht die 
Kraft für eine Strategiediskussion 
von links sowie für tagespolitische 
Interventionen auf. 

Unverbindliche Mitte oder 
Profilbildung? 
Wie maßgeblich die 0.g. kleinen 
Diskussionskreise sein könnten, 
zeigte der letzte SPD-Parteitag Ende 
April in Reinbek. Bei der Wahl des 
stellvertretenden Landesvorsitzen- 

Landeszeitung3 bemerkte hierzu un- 
ter dem Titel Erneuerung nach Kie- 
/er Rezept:,,Diesmal machte sich 
eine Handvoll Kieler Sozialdemokra- 
ten auf, um ihrer programmatisch 
erstarrten Partei neuen Wind einzu- 
hauchen (...). Der Urheber dieses 
Manövers ist leicht auszumachen. 
Es ist der Kieler MdB Bartels, der sich 
selbst als Verfechter der neuen Mit-  
te versteht." Später heißt es weiter: 
,,Interessant dabei ist die Methode, 
mit  der die Erneuerung betrieben 
wurde. Thesenpapiere lösten patei- 
interne Diskussionen über bis dahin 
geheiligte Positionen der Sozialde- 
mokratie hinaus aus", und im Resul- 
tat konnte die Partei immer ein 
Stück zur unverbindlichen Mitte be- 
wegt werden. 

Die parteiinternen Differenzen 
werden bis zum Wahlabend nicht 
mehr ausgefochten werden. Einige 
Parteiteile bereiten sich bereits heu- 
te auf die Claimaufteilung nach ei- 
ner eventuellen Wahlniederlage vor. 
Die Linke sollte nicht auf dieses Spiel 
hereinfallen und statt dessen eigene 
Ansätze entwickeln. Ein Ansatz bie- 
tet die aktive Entwicklung von re- 
gionalspezifischen Wirtschafts- und 
Beschäftigungskonzepten, die von 
der Rechten äußerst unzureichend 
bearbeitet wird. Aufmerksamkeit 
verdienen hier junge Unternehmen 
wie die Lübecker DeWind, die im 
Bereich Windrotoren große Wachs- 
tumsraten aufweisen. ,,Mittel- 
standspolitik von links" in Verbin- 
dung mit einer solaren Energiewen- 
de könnte hier erfolgreich durchge- 
spielt werden. 

Fazit: Die Substanz von Rot-Grün 
im Norden scheint derzeit gering 
und eine Anti-Rühe-Wahl wird bei 
den bundespolitischen Vorzeichen 
nicht reiche. Insofern muss die Zeit 
bis zum 27. Februar zur rot-grünen 
Profilbildung genutzt werden und 
die trübe Stimmung der SPD-Basis 
für eine ,,Rückkehr zur Politik" ge- 
bündelt werden Andernfalls wird die 
Wahl im Norden die Kräfteverhältnis- 
se in der Länderkammer weiter ver- 
schieben. Aber noch soll Ebbe und 
Flut nicht mit Wechselstimmung ver- 
wechselt werden. SDW 

I Die neue Bildungsministerin Ute Erdsik- 
Rave lehnte einen kommunalen Um- 
wandlungsantrag für ein Gymnasium in 
eine Gesamtschule ab, diese Entschei- 
dung symbolisiert dabei die neue Ge- 

Diese modische Nischendiskussion den setzte sich der unbekannte Kie- sarntschulpolitik der Landesregierung. 

soll während des Wahlkampfs durch ler ExAStA-Vorsitzende Schmoll ge- ' ZU müller den in SimOnis-VOrschlägen Sozialismus 9-99 sieheTeich 

8 Kanzlerauftritte unterstützt wer- gen den Kandidaten des neuen Lan- , NordschleswigerZeitung vom 4, Mai 99 
den. Anstatt aus den Erfahrungen desvorsitzenden Thönnes durch. Die 

Anstatt aus den 
Erfahrungen aus 
Brandenburg und 
dem Saarland zu 
lernen und ein 
regionales Profil 
hervor zu heben, 
leidet die SPD an 
einer intellektuellen 
Stagnation. 

46 spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 109, 1999 



Volle Kraft für unser 
Land? 
Schleswig-Holstein 5 Monate vor der 
Landtagswahl 

von Kai Burrneister 

D ie 1987 enthüllte Barschel-Af- 
färe katapultierte Björn Eng- 
holm und die SPD auf die 

schleswig-holsteinische Regierungs- 
bank und im strukturkonservativen 
Norden herrschte Aufbruchstim- 
mung. Der damalige Reformschub 
(Gesamtschule, Atomausstieg, erstes 
Frauenministerium u.a.) ist mittler- 
weile ebenso aufgebraucht wie die 
absolute SPD-Mehrheit, seit der 96er 
Landtagswahl versuchen sich nun 

Die Chancen der 
SPD, den Wahlter- 
min i m  Februar zu 

überstehen, werden 
derzeit i n  einem 

One-Women- 
Wahlkampf gese- 

hen. 

SPD und Grüne mehr oder minder ge- 
meinsam in der Landespolitik. Im Fe- 
bruar 2000 steht wieder eine Land- 
tagswahl auf der Tagesordnung, die 
mit den Sympathieumfragen zwi- 
schen Heide Simonis und Volker Rühe 
bereits eingeläutet wurde. Der fol- 
gende Beitrag soll einen Ausschnitt 
auf die aktuellen landespolitischen 
Auseinandersetzungen unter Berück- 
sichtigung der Perspektiven von Rot- 
Grün zeigen und auf die derzeitige Si- 
tuation in der SPD Schleswig-Holstein 
eingehen. 

Rot und Grün - im Norden (k)ein 
Erfolgsmodell? 
Die Bilanz der seit drei Jahren regie- 
renden Koalition aus SPD und den 
aus der außerparlamentarischen Op- 
position direkt auf die Regierungs- 
bank katapultierten Grünen ist weit 
von den selbst gesteckten Zielen 
stecken geblieben. Gerade nach dem 
geplatzten lmmobiliendeal zur Si- 
cherung des Haushalts ist das Land 

* Kai Burmeister; Lübecker Jusos, Student 
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von finanziellen Engpässen betrof- 
fen. Der Bildungsbereich ist gekenn- 
zeichnet von einem Ausstieg bei der 
Einrichtung von Gesamtschulen1. 
Auch wenn das fächerübegreifende 
Lernen in den neuen Lehrplänen pro- 
pagiert wird, so fehlen doch Hand- 
lungsanweisungen an die Lehrkräfte, 
die Weiterbildung wird rigoros zu- 
sammen gestrichen, die Einführung 
integrativer Fächer im vorherrschen- 
den Schulmodell nicht angepackt. 
Die eingeführte Drittelparität in der 
Schulkonferenz bleibt Symbolik, da 
im gleichen Schritt wichtige Ent- 
scheidungspunkte wieder alleinig 
den Lehrern zugeschrieben wurden. 
Die Schulstruktur in Schleswig-Hol- 
stein bleibt - abgesehen von der 
Grundschule - ein Flickenteppich. 
Regional unterschiedliche Bildungs- 
angebote in den Sekundarstufen I 
und II führen zu Disparitäten - und 
damit zu Chancenungleichheiten in- 
nerhalb Schleswig-Holsteins. 

In der Wirtschafts- und Technolo- 
giepolitik entwickelte sich mit der 
Ansiedlung von Telefonanbietern 
(Mobilcom u.a.) und Callcentern ein 
gewisses Profil, das durch einige 
quer durch das Land verteilte Tech- 
nikzentren noch ergänzt werden 
konnte. Prägend bleibt dennoch die 

gespaltene Wirtschafts- und Be- 
schäftigungsstruktur mit  dem Ham- 
burger Speckgürtel einerseits und 
der ländlichen Idylle nördlich des 
Nord-Ostsee-Kanals, Von dem aus 
der Staatskanzlei gern vermittelten 
Bild des ,,Fisch and Chips" ist Schles- 
wig-Holstein noch weit entfernt. Ge- 
rade die als Erfolge dargestellten 
Technologieprojekte erweisen sich 
als wenig erfolgreich, die vermeintli- 
chen Stärken sind so die eigentlichen 
Schwächen. Potentiale liegen weiter- 
hin im Energiebereich, in der Hafen- 
wirtschaft sowie im Tourismus. An- 
statt die benannten Potentiale mit al- 
len Knoten anzusteuern, übte sich 
der mittlerweile nach NRW berufene 
Ex-Wirtschaftsminister Steinbrück 
eher als neoliberaler ,,Hau-auf-alles- 
drauf". Sein Nachfolger, der von Bri- 
tish American Tobacco in die Landes- 
regierung gewechselte Horst Bülck, 
knüpft ohne Abstriche an diese Poli- 
tik an. 

Die Bilanz der Koalition fällt dem- 
entsprechend ernüchternd aus. Inso- 
fern profiliert sich Heide Simonis ger- 
ne mit dem bundesweiten Ruf nach 
einem Niedriglohnsektor, auf Kosten 
des kleben Koalitionspartners oder 
aber wie jüngst mit dem Aufgreifen 
der Forderung nach einer Vermö- 
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heisst im Ergebnis, dass ,,Budgethal- V. Reformprojekt Krankenhaus- 
ter" nur die Einzelkasse sein kann; sie bereich - Ziele und Inhalte 
allein hat in unserem GKV-System 
Haushalts- und Beitragssatzautono- 1. Warum ist die Krankenhausre- 
mie. Daneben werden die Kranken- form zwingend? 
versicherunasverbände zwingend in Seit 1970 sind die Ausgaben der 

2 

das Budgetmanagement einbezogen 
(Vertragskompetenz). 

3. Welcher Entwicklung folgt das 
Globalbudget? 
Grundsätzlich bestehen mit einer 
Anbindung an die Grundlohnent- 
wicklung oder mit  der Anbindung 
an die Entwicklung des BIP Alterna- 
tiven. Bleibt das Arbeitsentgelt - wie 
nach der Reform vorgesehen - die 
zentrale Finanzierungsbasis der 
GKV, garantiert nur die Anbindung 
an die Entwicklung der beitrags- 
pflichtigen Einnahmen (Grundlöh- 
ne) Beitragssatzstabilität. Eine An- 
bindung an das BIP sichert sie nicht, 
da die Lohnquote seit Anfang der 
80er Jahre kontinuierlich sinkt 
(1 982 bis 1994: minus 6% Punkte 
auf 70,7%). Die GKV-Ausgaben 
müssen folglich mit  immer weniger 
Aufkommen am BIP finanziert wer- 
den - mit der Konsequenz, dass die 
GKV-Beitragssätze steigen, obwohl 
der GKV-Anteil am BIP insgesamt 
weitgehend konstant geblieben ist 
(Westdeutschland). 

Auch wenn die Einnahmenseite 
der GKV mittelfristig kein Tabu sein 
darf, führt auch eine solche Anbin- 
dung keineswegs zur Stagnation in 
der GKV-Ausgabenentwicklung. Bei 
einem prognostizierten Grundlohn- 
anstieg 1999 von 2,2% würde das 
Ausgabenniveau der GKV um rd. 5,5 
Mrd. DM angehoben. 

4. Globalbudget versus solidari- 
scher Wettbewerb? 
Das Globalbudget ist wesentliches In- 
strument zur Steuerung der GKV auf 
der Makroebene. Die mit  der Imple- 
mentierung intendierten Effekte kön- 
nen indessen nur zum Ziel führen, 
wenn innerhalb des Globalbudgets 
Krankenkassen und Leistungserbrin- 
ger einen flexiblen Einsatz der vorhan- 
denen Finanzmittel vereinbaren kön- 
nen, um 

Rationalisierungspotentiale zu er- 
schließen, 

Leistungen dort zu finanzieren, 
wo Versicherte sie sinnvoll in An- 
spruch nehmen (,,Geld folgt der Lei- 
stung"), 

neue integrierte Versorgungsfor- 
men (Managed-Care-Strukturen) zu 
schaffen, so wie es der Gesetzentwurf 
grundsätzlich vorsieht. 

Krankenkassen für den Krankenhaus- 
bereich doppelt so schnell gestiegen 
wie ihre Einnahmen. Derzeit geben 
die Krankenkassen 85 Mrd. DM 
(1 998) für den Krankenhausbereich 
aus, dies entspricht einem Anteil an 
den Gesamtausgaben in der GKV von 
36,4% (West 36,1%, Ost 37,8%) und 
stellt historischen Höchststand dar. 

Trotz relativ stringenter Kosten- 
dämpfungsgesetze erhöhten sich die 
GKV-Ausgaben für stationäre Leistun- 
gen auch im Zeitraum 1992 bis 1998 
um 26%, während die Grundlohne 
pro Mitglied nur um 15% stiegen. 

Auch wenn im Zeitraum 1991 bis 
1996 1 1 O/O der Betten abgebaut wor- 
den sind, ist die Bettendichte in 
Deutschland im internationalen Ver- 
gleich weiterhin ausserordentlich 
hoch. Auf 10.000 Einwohner entfal- 
len 72 Betten (Frankreich 46, Nieder- 
lande 39, Großbritanien 20). Eben- 
falls international sehr hoch ist nach 
wie vor die Verweildauer mit durch- 
schnittlich 1 1,4 Tagen (Frankreich 5,9 
Tage, Niederlande 9,9 Tage6). 

Gleichzeitig vollzieht sich der zu- 
nehmende Funktionsverlust des klas- 
sischen Akutkrankenhauses, bedingt 
durch den Wandel in Krankheitspan- 
orama, Multimorbidität, steigende 
Lebenserwartung und den medizi- 
nisch-technischen Fortschritt. Neue 
Operationsmethoden, mehr ambu- 
lante Behandlungen und Verweildau- 
erverkürzungen sind möglich. 

Die duale Finanzierung wird we- 
der diesen noch den damit verbunde- 
nen Anforderungen an das Kranken- 
haus als einem modernen Dienstlei- 
stungsunternehmen gerecht. Sie 
reisst vor allem den Zusammenhang 
zwischen lnvestitionsentscheidungen 
und daraus resultierenden Folgeko- 
sten willkürlich auseinander. Schlies- 
slich werden 80% der Budgets weiter- 
hin über völlig intransparente tages- 
gleiche Pflegesätze abgerechnet. 

2. Welche Ziele hat eine Kranken- 
hausreform? 
Wirksame Möglichkeiten zur eigen- 
verantwortlichen Ausgabensteuerung 
durch die gemeinsame Selbstverwal- 
tung von Krankenkassen und Kran- 
kenhäusern sind eine wesentliche 
Voraussetzung für Beitragssatzstabili- 
tät in der GKV. Daraus folgt, dass die 
Krankenkassen als Finanziers des Lei- 

stungsgeschehens wesentlichen Ein- 
fluss auf die Versorgungsstrukturen 
und -kapazitäten im Krankenhaus be- 
nötigen und die Krankenhäuser als 
Unternehmen die notwendige be- 
triebswirtschaftliche Eigenverantwor- 
tung. Nur so ist eine flexible Anpas- 
sung an die sich ändernden medizini- 
schen und ökonomischen Umfeldbe- 
dingungen möglich. Zudem gilt es 
eine zukunftsorientierte Definition der 
Rolle des Staates bei der Sicherung 
notwendiger Versorgungskapazitäten 
zu finden. Detaillistische staatliche 
Planung ist nicht nur als gesellschaft- 
licher Systementwurf historisch ge- 
scheitert. 

3. Eckpunkte einer Krankenhaus- 
reform 

3.1 Neuordnung der Finanzierung: 
Monistik 
Die Krankenhäuser als Gesundheits- 
unternehmen müssen im Wettbe- 
werb mit vergleichbaren Einrichtun- 
gen agieren können, ohne Abhängig- 
keit von staatlichen, insbesondere 
haushaltsimmanenten Restriktionen 
und ohne Gängelung durch bisheri- 
ges ,,Schlange stehen" bei der Investi- 
tionsfinanzierung. Was durch das gel- 
tende Recht erfolgt, ist Züchtung ei- 
ner Subventionsmentalität, obwohl 
lediglich Bruchteile der (berechtigten 
und weniger berechtigten) Investiti- 
onsanforderungen der Krankenhäu- 
ser durch ein Land bedient werden 
können. 

3.2 Neuordnung der Planung: 
Wegfall staatlicher Detailvorgaben 
Je mehr sich die öffentliche Hand aus 
der lnvestitionsfinanzierung zurück- 
zieht, desto weniger gibt es auch auf 
dieser Ebene eine Begründung für die 
alleinige Deteilplanungshoheit der 
Länder. 1972 war die öffentliche Fi- 
nanzierung überhaupt erst Grundla- 

Eine rationale 
Strukturierung des 
unablässig expandie- 
renden medizini- 
schen Versorgungs- 
angebotes bildet 
deshalb die zentrale 
gesundheitspoliti- 
sche Steuerungsauf- 
gabe. 
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3.3 Neuordnung der Vergütung: 
Durchgängige Leistungsbezogen- 
heit 
Über Sonderentgelte und Fallpau- 

Detaillistische 
staatliche Planung ist 

nicht nur als 
gesellschaftlicher 

Systementwurf 
historisch geschei- 

tert. 

schalen zu leistungsgerechten Vergü- 
tungen zu kommen, ist zum Schei- 
tern verurteilt. Auf diese Weise ist kei- 
ne wirklich durchgreifende Reduktion 
des ,,Restbudgets" absehbar. Die 
Selbstverwaltung ist nicht zuletzt in- 
stitutionell überfordert, die immer 
wieder angekündigte Systement- 
scheidung tatsächlich treffen zu kön- 
nen. Krankenhausleistungen brau- 
chen umfassende Transparenz und 
Vergleichbarkeit. 

3.4 Neuordnung des Versorgungs- 
auftrags: Mehr Flexibilisierung 
Die Krankenhäuser müssen sich 
(mehr) öffnen können für integrierte 
Versorgungsformen, für die verstärkte 
Aufnahme von ambulanten Tätigkei- 

ten, für die Übernahme umfassender 
gesundheitlicher Versorgungsaufga- 
ben. 

4. Operationalisierung von 
Problemhaushalt und  Zielvorgaben 
Aus den Vorgaben für eine Kranken- 
hausstrukturreform wird vor allem 
deutlich, dass es um inhaltlich und 
zeitlich synchron zu regelnde Komple- 
xe geht, die als Problembereiche 
schon 1988 vom Gesundheitsreform- 
gesetz (GRG) angesprochen wurden: 
Übergang zur Monistik, Entgeltsy- 
stem, veränderte Krankenhauspla- 
nung. Diese Komplexe dürfen nicht 
isoliert und weitgehend ohne die not- 
wendige prozesshafie Verknüpfung 
nebeneinander gestellt oder gar ge- 
trennt werden. Wer dies tut oder her- 
beiredet, wird insgesamt scheitern. 

Einesog. Strukturreform auf ,,klei- 
nem Karo" kann das Klassenziel nicht 
erreichen. Wird die Entwicklung der 
stationären Krankenhausausgaben 
nicht in rationalere Bahnen gelenkt, 
wird die soziale GKV insgesamt unfi- 
nanzierbar, da Beitragssatzstabilität 
und Lohnnebenkosten weiter steigen 
und damit zunehmend Akzeptanz 
und Legitimität des GKV-Systems un- 
terminiert werden. 

Notwendig ist deshalb ein konse- 
quenter Übergang zum Leistungsbe- 
zug für dieTätigkeit von Krankenhäu- 
sern und die Steuerung der konkreten 
Leistungserbringung durch transpa- 
rente Vergütungsregelungen. Den 
Ländern obliegt dabei allgemein dau- 
erhaft die Aufgabe, die Gesamtver- 
antwortung für die ausreichende und 
zweckmäßige Versorgung der Men- 
schen mit stationären Kapazitäten 
wahrzunehmen; dies ist Teil der öf- 

Krankenstand: Die Quote sinkt i__i____/-ph5,64r ,____.- Anteil krank gemeldeter 
Arbeitnehmer 
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fentlichen Aufgabe der Daseinsvor- 
sorge. 

Eine in sich stimmige, konsistente 
Gesamtkonzeption des Gesetzge- 
bers, die ein zeitlich und inhaltlich 
aufeinander abgestimmtes Vorge- 
hen erreicht, wird von den Regelun- 
gen des auf den Weg gebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur GKV-Ge- 
sundheitsreform 2000 grundsätzlich 
realisiert. 

Das Vorgehen führt zu grundle- 
genden Änderungen zwischen 2000 
und 2008 über vier Schritte bei der 
Neustrukturierung des Finanzierungs- 
Systems, über sechs Schritte beim Ver- 
gütungssystem und über drei Schritte 
bei der Neustrukturierung der Pla- 
nung. 

5. Eckpfeiler der Krankenhausre- 
form 

5.1 Vergütungssystern 
Was der Regierungsentwurf zur Ein- 
führung eines leistungsorientierten 
Vergütungssystems vorgibt, verspricht 
einen konsequenten Weg. Wesentli- 
che gesetzliche Kriterien für die Sy- 
stementscheidung sind die Schaffung 
eines umfassenden leistungsorientier- 
ten Vergütungssystems, wobei die Fall- 
gruppen insbesondere Komplexitäten 
und Komorbiditäten berücksichtigen 
müssen (aufwandsbezogene Darstel- 
lung) und der Differenzierungsgrad 
praktikabel sein muß. 

Die Selbstverwaltung hat die Sy- 
stementscheidung bis 31.10.2000 zu 
fällen. Erfolgt dies nicht, wird der 
BMG gesetzlich verpflichtet, Ersatz- 
vornahme bis zum~31.12.2000 vorzu- 
nehmen. 

Im Jahre 2001 hat die Selbstver- 
waltung die Bewertungsrelationen 
der Fallgruppen zu vereinbaren. 2002 
läuft dieses Svstem als Probelauf ne- 
ben der bisherigen Vergütungsrege- 
lung. Ab 2003 ist es grundsätzlich 
verbindlich für alle Krankenhäuser. 

Kassen und Krankenhäuser verein- 
baren prospektiv feste Preise für ver- 
einbarte Leistungsmengen (kein floa- 
tender Punktwert wie im ambulanten 
Bereich). Für Mehrerlöse wird auf Lan- 
desebene durch die Krankenkassen ein 
gesondertes Budget in Höhe von maxi- 
mal 7 O h  der landesweiten Vergütung 
gebildet. Mehrerlöse sind so zu bewer- 
ten, dass monetäre Anreize für Mehr- 
leistungen nicht entstehen. 

/ 1993 1 1994 I 1995 1 5.2 Krankenhausplanung i m  GKV- 
Bereich 
An den bestehenden Kompetenzen 

1 der Länder bei der Krankenhauspla- 

ke bleiben dabei zahlreiche Anlagen 
der Kraft-Wärme-Kopplung. Eine 
Vorrangregelung für umweltfreund- 
lich erzeugten Strom kennt das neue 
Energiewirtschaftsgesetz nicht. Auf 
eine Wettbewerbsbehörde, die ge- 
gen unlautere Praktiken vorgehen 
kann, wurde ebenso verzichtet wie 
auf eine öffentliche Netzzugangsre- 
gelung. 

Doch die überfällige Novelle des 
Energiewirtschaftsgesetzes liegt auf 
Eis. Dies hängt eng zusammen mit 
den Konsensbemühungen der Regie- 
rung mit der Stromwirtschaft für ei- 
nen Atomausstieg. Um zu einem er- 
folgreichen Abschluß zu kommen, die 
Stromkonzerne dafür gesprächsbereit 
zu machen und zu halten, wurde still- 
schweigend das praktiziert, was man 
bei Tarifverhandlungen ,,Friedens- 
pflicht" zwischen den Beteiligten 
nennt - und zwar weit über das The- 
ma Atomkraft hinaus. 

Schon die stillschweigende Stor- 
nierung der Energiegesetznovelle hat 
die Position der Stromkonzerne im 
Strommarkt massiv gestärkt: Was 
durch deren Marktexpansion in Stadt- 
werken an Arbeitsplätzen schon in- 
nerhalb eines Jahres verlorengegan- 
gen ist, geht schon jetzt über die Zahl 
der Arbeitsplätze in Atomkraftwerken 
hinaus. Die versprochene Verbesse- 
rung des Stromeinspeisungsgesetzes 
für Erneuerbare Energien stockt eben- 
falls - nicht zuletzt wegen des Atom- 
konsensversuchs. 

Wenn aber ein Konsensversuch 
über den Atomausstieg nicht nur 
dazu führt, daß neue Einstiege in Al- 
ternativen aufgeschoben werden, 
sondern sogar bereits erfolgte Einstie- 
ge wieder zerstört werden, dann ist 
der Konsensansatz widersinnig. Er 
würde noch widersinniger, wenn der 
Preis des Ausstiegs eine Friedens- 
pflicht über zwei Jahrzehnte hinweg 
wäre, die den Entfaltungsspielraum 
der Stromkonzerne ungehindert Iäßt 
und einer neuen Rahmengesetzge- 
bung für ökologische Alternativen 
Schranken setzt. Die Folge wäre, daß 
der Preis für den Ausstieg erschwerte 
Einstiege wären. 

Dieser Preis ist unbezahlbar. Er 
kann weder von der SPD noch von 
den Grünen bezahlt werden -dafür, 
daß einige Reaktoren vielleicht fünf 
Jahre früher abgeschaltet werden, 
als sie ohnehin abgeschaltet wür- 
den. Die breite atomkritische Öf- 
fentlichkeit, die auf ökologische Al- 
ternativen setzt, wird und kann das 
zu Recht nicht akzeptieren. Die rot- 
grüne Koalition wird für einen sym- 

bolischen Ausstiegserfolg, der mit 
einer Einstiegsbremse erkauft ist, 
keinen Beifall bekommen. Im Ge- 
genteil muß sie mit prasselnder Kri- 
tik rechnen. 

Ein neuer realistischer Weg zum 
Atomausstieg 
Mein Rat ist deshalb: Nicht ständiges 
Nachverhandeln in der Erwartung 
oder Hoffnung auf bessere Konsens- 
ergebnisse führt weiter, sondern die 
Erkenntnis, daß ein Ausstiegskonsens 
die Ziele zum Einstieg in eine neue En- 
ergiepolitik konterkariert. Die rot-grü- 
ne Koalition sollte den Konsensver- 
such beenden - und den Ehrgeiz auf- 
geben, unbedingt konkrete Aus- 
stiegsfristen vorzeigen zu konnen. 
Dafür müssen beide über den Schat- 
ten ihres bisherigen Atomausstiegs- 
konzepts springen. Sie sollten sich 
nicht länger zum Sklaven eines zeit- 
lich fixierten Ausstiegstermins ma- 
chen, um einen dann zweifelhaften 
Erfolg zu verbuchen, der die eigene 
Handlungsfähigkeit für Alternativen 
lähmt und deshalb nur zur Lähmung 
einer neuen Energiepolitik werden 
kann. 

Dies bedeutet nicht, das Ziel eines 
Atomausstiegs aufzugeben. Der na- 
heliegende Weg ist stattdessen, den 
weiteren Betrieb von Atomkraftwer- 
ken für deren Betreiber wirtschaftlich 
uninteressant zu machen, ohne dabei 
Entschädigungen zu riskieren, etwa 

durch die Besteuerung des Atom- 
brennstoffs, 

durch die Erhöhung der Dek- 
kungssumme für die Schadenshaf- 
tung bei Reaktorunfällen von gegen- 
wärtig maximal 500 Millionen DM auf 
mindestens fünf Milliarden DM, also 
den Baukosten eines neuen Reaktors, 

das Verbot der Wiederaufarbei- 

tung, korrespondierend mit der paral- 
lelen Auflage und der praktischen Be- 
reitstellung von Zwischenlagerkapazi- 
taten 

vor allem durch die Bildung eines 
Fonds für die Entsorgungsrückstellun- 
gen, die inzwischen 70 Milliarden DM 
betragen. In diesem müssen dann die 
Rückstellungen deponiert werden, bis 
die Entsorgungskosten anfallen. Da- 
mit sind diese Mittel der freien Ver- 
fügbarkeit der Stromkonzerne zum 
Ausbau ihrer Marktstellung entzo- 
gen. Schon aus Gründen der Siche- 
rung der Entsorgungsrückstellungen 
für den zugedachten Zweck sowie 
aus Gründen der Wettbewerbsgleich- 
heit im Strommarkt ist dies zwingend 
geboten. 

Wird dieser Weg verfolgt, kommt 
es wahrscheinlich zu einem fruheren 
Abschalten, als es durch einen Kon- 
sens vereinbart werden könnte. Man 
muß dafür nur auf einen jetzt kon- 
kret benennbaren Termin verzichten 
- also auf eine aktuelle Erfolgsmel- 
dung, die zu einem Pyrrhus-Erfolg 
würde. 

Gleichzeitig muß eine Energiege- 
setzgebung, die den Vorrang für um- 
weltfreundlich erzeugten Strom aus 
Kraft-Wärme-Kopplung im Strom- 
markt sichert, durch die Novellierung 
des Energiewirtschaftsgesetzes und 
des Stromeinspeisungsgesetzes für 
Erneuerbare Energien zügig eingelei- 
tet werden. 

Mit  anderen Worten: Der Schritt 
weg vom bisherigen Atomausstiegs- 
ansatz, der niemanden mehr befrie- 
digt, macht frei für große Schritte 
zugunsten der Alternativen und zur 
Einleitung eines - allerdings jetzt 
nicht formalisierbaren und zeitlich fi- 
xierbaren - Prozesses zum Atomaus- 
stieg. SPW 

Die rot-grüne 
Koalition sollte den 
Konsensversuch 
beenden - und den 
Ehrgeiz aufgeben, 
unbedingt konkrete 
Ausstiegsfristen 
vorzeigen zu 
können. Dies 
bedeutet nicht, das 
Ziel eines Atornaus- 
stiegs aufzugeben. 

48 spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und  Wrtschaft. Heft 109, 1999 



Die Marktexpansion 
der Stromkonzerne 

kostet in  den 
Stadtwerken in 1 

Jahr mehr Arbeits- 
plätze, als es in 

Atomkrahverken 
insgesamt gibt. 

Laufzeit von 35 Jahren. Dies würde 
bedeuten, daß der erste Atomreaktor 
im Jahr 2006, der letzte 2024 abge- 
schaltet würde, sofern alle in der Zwi- 
schenzeit die Sicherheitsauflagen er- 
füllen. Noch haben nicht alle Atom- 
kraftbetreiber zugestimmt. Abgesi- 
chert werden soll der Ausstieg mit 
den Laufzeitfristen in Form eines öf- 
fentlich-rechtlichen Vertrages: Wer 
diesen bricht, hebt alle Vereinbarun- 
gen auf. 

Innerhalb der Koalition - und hier 
auch innerhalb der beiden Koaltions- 
parteien - konzentrierten sich die For- 
derungen darauf, die Frist wenigstens 
auf 30 Jahre zu verkürzen. Auf die- 
sem Weg könnte 2001 der erste Re- 

Marxistische 
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aktor offiziell abgeschaltet werden, 
um vor der nächsten Bundestagswahl 
den ersten Vollzugsschritt des Atom- 
ausstiegs der Öffentlichkeit präsentie- 
ren zu können. Diese Diskussion iiber 
die Fristen beherrscht die Schlagzei- 
len. 

Über das sehr viel schwerwiegen- 
dere Problem des Konsens-Entwurfs 
wird dagegen kaum angemessen dis- 
kutiert. Dieses findet sich in den er- 
gänzenden Vereinbarungen über den 
,,Energiewirtschaftlichen Ordungs- 
rahmen"; u.a. soll sich die Bundesre- 
gierung verpflichten: 

„Der mit dem Energiewirtschafts- 
gesetz ab Frühjahr 1998 eingeführte 
Wettbewerb. im Strommarkt wird 
grundsätzlich nicht geändert, insbe- 
sondere kein mono~olartiaer Ge- 
bietsschutz restituiert." Dies bedeu- 
tet: Eine Stärkung der bedrohten 
Stadtwerke durch eine Novelle des 
Energiewirtschaftsgesetzes darf es 
nicht mehr geben. 

,,Sollte aus übergeordneten 
Gründen die Zwangseinspeisung 
besonderer Stromerzeuqunqen un- - - 
abweisbar geregelt werden müssen, 
so wird die Summe aller Quoten auf 
maximal 10% der jährlichen Netto- 
stromerzeugung in der Bundesrepu- 
blik beschränkt." Dies bedeutet: Ab 
10% Anteil im Strommarkt nach 
den Regeln des Stromeinspeisege- 
setzes für Erneuerbare Energien 
wäre das Ende dieser Einspeisung 
erreicht. 

,,Mit der Einführung des Wettbe- 
werbs, sprich mit der Abschaffung 
der Gebietsmonopole für den Strom- 
absatz, ist der Strommarkt mit ande- 
ren Märkten vergleichbar und unter 
europäischen Maßstäben zu be- 
trachten. Deshalb wird die Bundesre- 
gierung darauf hinwirken, daß die 
Kartellrechtspraxis stromwirtschaftli- 
cher Unternehmen dieser Entwick- 
lung angepaßt wird." Dies bedeutet: 
Fusionen und Konzentrationen von 
Stromkonzernen - und damit ein 
Trend weg von dezentralen Erzeu- 
gungsstrukturen - sollen erleichtert 
werden. 

,,Mit lnkrafttreten der Vereinba- 
rung werden die energiewirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen der Kern- 
energienutzung nicht durch einseiti- 
ge, nur die Kernenergie betreffende 
Maßnahmen, insbesondere im Steu- 
errecht beeinträchtigt." Dies bedeu- 
tet wohl, daß die auf 70 Milliarden 
DM angewachsenen steuerfreien 
Entsorgungsrückstellungen, mit de- 
nen die Stromkonzerne ihre Unter- 
nehmensaufkäufe tätigen und ihre 

MAGAZIN 

Marktstellung ausbauen, nicht weiter 
angetastet werden sollen. 

Dies alles wären dann Vereinba- 
rungen, die bis zur vorgesehenen Ab- 
schaffung des letzten Reaktors im 
Jahr 2024 gelten müßten, um den 
Atomausstieg nicht aufkündbar zu 
machen. 

Es ist naiv zu erwarten, daß ein 
Konsens zwischen denen, die den 
Ausstieg wollen und denen, die ihn 
nicht wollen, ohne politischen Preis 
vereinbart werden könnte. Die ent- 
scheidende Frage ist, ob - allen voran 
wegen des Ziels einer ökologischen 
Energiewende - dieser politische Preis 
gezahlt werden darf. Diese Frage 
müssen sich alle Koalitionsparteien 
und alle ihre Abgeordneten stellen. 
Sie ist von wesentlich größerer Bedeu- 
tung als die, ob aus symbolischen 
Gründen der erste noch laufende 
Atomreaktor vor oder nach der näch- 
sten Bundestagswahl abgeschaltet 
wird. 

Ausstiegskonsens: Bumerang für  
den Einstieg 
Meine Antwort ist: Der politische Preis 
ist entschieden zu hoch, der einer Re- 
gierung oder einem Parlament ir- 
gendwelche Fesseln auferlegt, den 
Einstieg in eine ökologische Energie- 
Versorgung ohne Rücksicht auf die 
Stromkonzerne zu realisieren. Da es 
aber ohne politischen Preis keinen 
Konsens gibt, müssen sich SPD und 
Grüne fragen, ob der einvernehmlich 
eingeschlagene Weg, den Atomaus- 
stieg über konsensual festzulegende 
Fristen zu vollziehen, weiterverfolgt 
werden soll. Diese Frage stellt sich 
nicht nur durch das vorliegende Zwi- 
schenergebnis der Konsensverhand- 
lungen, sondern durch die energiepo- 
litischen Entwicklungen seit dem Re- 
gierungswechsel. 

Schon für den bisherigen Kon- 
sensversuch zum Atomausstieg ist 
nämlich ein unerträglich hoher Preis 
bezahlt worden: Beide Regierungs- 
parteien haben die Novellierung des 
erst seit April 1998 geltenden neuen 
Energiewirtschaftsgesetzes auf ihre 
Fahnen geschrieben. Dieses hat den 
Spielraum der Stromkonzerne deut- 
lich vergrößert. So wie der Strom- 
markt gesetzlich konzipiert ist, führt 
er zu beschleunigten Konzentrati- 
onsprozessen und zur Verdrängung 
von Stadtwerken. Mit  gezielten, indi- 
viduell vereinbarten Dumpingpreisen 
- ihrer Hauptwaffe - brechen die 
Stromkonzerne in lokale Strommärk- 
te ein und nehmen Stadtwerken de- 
ren Großkunden weg. Auf der Strek- 
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nung nach dem KHG gibt es keine 
rechtlichen Änderungen. Der Gesetz- 
entwurf knüpft vielmehr an einen an- 
deren Sachverhalt an: Die Automatik 
des geltenden Rechts, wonach ein in 
einem Landeskrankenhausplan auf- 
genommenes Krankenhaus (,,Plan- 
krankenhäuser") auch zwangsläufig 
von den GKV-Trägern belegt werden 
muss, entfällt ab 2003. Eine GKV-Fi- 
nanzierungspflicht setzt vielmehr ab 
diesem Zeitpunkt zwingend voraus, 
dass ein Versorgungsvertrag mit den 
Krankenkassen abgeschlossen wor- 
den ist. Dabei gelten Krankenhäuser, 
die Anfang 2003 in den Kranken- 
hausplan eines Landes aufgenommen 
sind, zunächst als weiterhin durch 
Versorgungsvertrag zugelassen. 
Grundsätzlich werden damit Ab- 
schluss, Änderung oder Kündigung 
eines Versorgungsvertrages Verhand- 
lungsgegenstand von Krankenkassen- 
verbänden und Krankenhausträgern, 
ohne dass staatlicher Dirigismus wei- 
terhin Selbstverwaltungshandeln be- 
hindert. 

Als Grundlage für Abschluss, Än- 
derung oder Kündigung von Versor- 
gungsverträgen schliesst das Land mit 
den Krankenkassenverbänden bis 
Mitte 2002 einvernehmlich einen lei- 
stungsorientierten Strukturplan für 
Versorgungsverträge. Die Kranken- 
hausträger haben ein Anhörungs- 
recht. 

Zugleich mit lnkrafttreten der 
Rahmenvorgaben und mit der Ein- 
führung des Preissystems ab 
1 . I  ,2003 fällt der Kontrahierungs- 
zwang für die Kassen. Preise und Lei- 
stungsmengen der Krankenhäuser 
sind vertraglich zu vereinbaren. Das 
Land prüft  den Vertrag hinsichtlich 
der Einhaltung der in den Rahmen- 
vorgaben festgelegten Kriterien. Falls 
eine Kündigung eines bestehenden 
Versorgungsvertrages bzw. der 
Nichtabschluss die Rahmenvorgaben 
verletzen, hat das Land der Kündi- 
gung zu widersprechen bzw. den 
Versorgungsvertrag mit Wirkung für 
die Krankenkassen abzuschliessen. 

5.3 Übergang zur Monistik 
Mit  dem neuen Preissystem ab 2003 
erfolgt die Einbeziehung der heutigen 
Pauschalen, so dass ein Preis erzielt 
wird, der den gesamten Aufwand für 
eine Leistung mit Ausnahme der lang- 
fristigen Anlagegüter umfasst. 

Die Finanzierung der Pauschalin- 
vestitionsanteile in den Preisen erfolgt 
2003 durch die Länder (2,3 Mrd. DM) 
entsprechend ihrer Gesamthöhe im 
Jahre 1998 und wird in den Folgejah- 

ren um jeweils 20% abgeschmolzen 
(Endzeitpunkt 2007). Das leistungs- 
orientierte Preissystem, die verstärkte 
ambulante Leistungserbringung, der 
Abbau von Fehlbelegungen, die Öff- 
nung für Rehaabteilungen und die 
Rückführung stationärer Überkapazi- 
täten werden dazu führen, die Pau- 
schalen im Zeitablauf zu refinanzie- 
ren. 

Ab 2008 wird schließlich die Mo- 
nistik tatsächlich erreicht. Auch die 
großen Investitionen werden im Preis- 
system abgebildet. Die Zusatzbela- 
stung für die Krankenkassen (1998 
4,5 Mrd. DM) wird abgefedert durch 
die dauerhafte Übernahme der (versi- 
cherungsfremden) Leistungen für 
Sterbegeld und Mutterschaftsgeld 
durch die Länder (1998 2,84 Mrd. 
DM). 

VI. Gesundheitsreform, Sozial- 
staat u n d  Pressure groups 
Mi t  dem Übergang zu einem voll- 
ständigen leistungsorientierten Preis- 
system in einem durchaus ehrgeizi- 
gen - aber realisierbaren -Zeitraum 
bis Anfang 2003 und dem Übergang 
zu einer GKV-Kapazitätsplanung 
durch Länder und  Krankenkassen 
zum gleichen Zeitpunkt fällt der Kon- 
trahierungszwang des geltenden 
Rechts. Krankenkassen und Kranken- 
häusern werden auf diese Weise we- 
sentliche Instrumente zur ökono- 
misch rationalen Zukunftsgestaltung 
des stationären Sektors an die Hand 
gegeben. Die Länder bleiben recht- 
lich und faktisch dauerhaft ,,am 
Ball". Sie leisten über einen Zeitraum 
von rd. 10 Jahren über ihr finanziel- 
les Engagement bei der Kranken- 
hausfinanzierung einen Beitrag 
dazu, Beitragssatzstabilität in der 
GKV zu sichern. Es ist zu erwarten, 
dass 2008 alle Beteiligten soweit 
sind, dass die lnvestitionsfinanzie- 
rung der Länder, auch was die Finan- 
zierung der großen Investitionsvor- 
haben angeht, endet und die Kran- 
kenhäuser sich am Markt zu ver- 
gleichbaren Bedingungen bewegen 
können. 

Auch wenn sich die Krankenhaus- 
landschaft zu diesem Zeitpunkt mit 
erheblich mehr Flexibilität und Ratio- 
nalität weitgehend vom heutigen Bild 
abheben wird, muss die gleichwohl 
absehbare finanzielle Wucht dieses 
Übergangs in der GKV finanziell an- 
gemessen refinanziert werden. Dies 
zu nutzen, um die Frage der Bereini- 
gung der GKV von versicherungs- 
fremden Leistungen nach langen Jah- 
ren der Diskussion einer Lösung zuzu- 

führen, ist genauso sachgericht wie 
pfiffig. 

So wie durch das GKV-SolG die 
konstitutiven Prinzipien der sozialen 
GKV revitalisiert wurden, wird nun- 
mehr versucht, durch erheblich mehr 
Kompetenzen und Verantwortung für 
die unmittelbar Beteiligten im Kran- 
kenhausbereich das korporatistische 
Verhandlungsmodell als GKV-Struk- 
turelement endlich umfassend im Sy- 
stem zu etablieren. Wenn dies öffent- 
lich immer wieder als ,,Marsch in den 
Krankenkassenstaat" diffamiert wird, 
dokumentiert dies exemplarisch wie 
wenig in der aktuellen Debatte noch 
In halte zählen. Leistungsan bieter- 
gruppen - und vor allem deren Funk- 
tionäre - verwechseln die Verfolgung 
pekuniärer Partikularinteressen mit 
dem dringenden öffentlichen Interes- 
se an einer dauerhaften Stabilisierung 
des sozialstaatlichen Auftrags der so- 
zialen GKV. 

Die konkrete ~ e s t a l t u ' n ~  der Re- 
formprojekte Krankenhausneuord- 
nung und - ebenso demagogisch an- 
gegriffen - Globalbudget entscheidet 
deshalb nicht nur über Qualität und 
Halbwertzeit der GKV-Reform, sie ent- 
scheidet auch darüber, ob in dieser 
Wahlperiode sozialstaatliche Neuju- 
stierung durch eine SPD-geführte 
Bundesregierung gegen öffentlich 
massiv auftretende Pressure groups 
überhaupt durchsetzbar ist. S ~ W  

' Vgl. OECD, Wirtschaftsberichte Deutsch- 
land. 1997 
Interview in der Suddt. Zeitung, 22.1 
23.3.1 997, 5.  9 
Näher etwa Kruse, Sozialer Fortschritt 
1997, 5. 33 ff. 
BT-Drucksache 1411 245 
Eckpunkte zur Gesundheitsreform 2000 
vom 2.3.1999, Kap. 10 

V a h l e n  nach Gräb, in ArnoldIPaffrath 
(Hg.) Krankenhaus-Report '98, 1998, S. 
213 ff 

Die konkrete 
Gestaltung der 
Re formprojekte 
entscheidet auch 
darüber, ob sozial- 
staatliche Neujustie- 
rung gegen öffent- 
lich massiv auftre- 
tende Pressure 
Groups überhaupt 
durchsetzbar ist. 
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I I Decent Society" 
Tony Blair will Großbritannien zu ,,Anstandn und 
,,Bescheidenheitn erziehen 

von Uwe Wiedenstried* 

,,Wir brauchen ein System, das denen 
hilft, die es brauchen, und das gene- 
rell Leuten hilft, sich selbst zu helfen. " 
So umschrieb Tony Blair nach seinem 
Wahlsieg im Mai 1997 die Gesell- 
schaft, die die Briten unter der Regie- 

Die lron Lady 
erklärte die ,,Lösung 
des Gewerkschafts- 

problems" zur 
Hauptaufgabe ihrer 

Regierung. Wirt- 
schaft und  Politik 

finden seitdem ohne 
die Gewerkschaften 

statt. 

rung von New Labour zu erwarten 
hätten - die ,,decent society". Zu 
deutsch: die bescheidene, anständige 
Gesellschaft. Deren zentrale Werte 
seien Eigenverantwortung und ge- 
genseitige Pflichterfüllung. 

,,Ihr müßt euch bescheiden!" - 
Das haben die ,,kleinen Leute" acht- 
zehn lange Jahre unter den Tories 
immer und immer wieder zu hören 
und zu spüren bekommen. Hatte 
man dafür Labour gewählt, um vom 
Regen des Thatcherismus in die Trau- 
fe des Blatcherismus zu kommen? 
Die Tories haben Armut, Wohnungs- 
not und Obdachlosigkeit hinterlas- 
sen, dem Gesundheitswesen harte 
Bandagen angelegt und die Bildung 
den Profitinteressen der Wirtschaft 
ausgeliefert. 

Kein Jobwunderland 
Das Vereinigte Königreich ist alles an- 
dere als ein Jobwunderland. Die Ar- 
beitslosenquote von derzeit nur 6,1% 
haben die Tories mit statistischen Ta- 
schenspielertricks herbeigegaukelt. 
1997 habe es demnach nur 1,7 MiI- 
IionenErwerbslose gegeben; elf Jahre 
vorher sollen es mit 3,l Millionen fast 
doppelt so viele gewesen sein. Ar- 
beitslosigkeit halbiert, also? - Mit- 
nichten. Die Arbeitslosigkeit ist mehr 
als doppelt so hoch, wie die amtliche 
Statistikweismacht. Nach Berechnun- 
gen der größten britischen Geschäfts- 
bank, der HSBC, liegt sie bei 14 Pro- 
zent, sprich vier Millionen Arbeitslo- 
sen. Auf diese Zahlen kommt auch 
eine Studie von Stephen Fothergill, 

* Uwe Wiedenstried, Munstei; Politikwissenschaftler und Journalist 
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Professor an der Universität Sheffield 
Hallam. 

Seit 1979 haben die konservativen 
Regierungen das Statistik-Gesetz 
32mal geändert. Das Ergebnis ihrer 
Schönrechnereien fiel jedesmal niedri- 
ger aus. Mittlerweile zählt jeder, der 
auch nur eine einzige Stunde pro Wo- 
che arbeitet, nicht mehr zu den Ar- 
beitslosen. 

Darshini David, Autor der HSBC- 
Studie, hat deshalb alle Part-Time- 
Jobs zu Vollzeitäquivalenten addiert. 
Ergebnis: In Großbritannien sind nur 
78% der Erwerbsfähigen vollzeitäqui- 
valent beschäftigt, in Frankreich 81% 
und in Deutschland 84%. Andersher- 
um: Die Arbeitslosenquote Großbri- 
tanniens ist - ,,JobwunderU hin oder 
her - höher als im vielgeschmähten 
Standort D. 

Die Bank von England hatte schon 
im August 1996 fast den gesamten 
Rückgang der ,,offiziellen" Arbeitslo- 
sigkeit mit zunehmender ,,wirtschaft- 
licher Inaktivität" erklärt; Hunderttau- 
sende hätten es aufgegeben, nach 
Arbeit zu suchen. Ergo: Es mangelt 
nicht am Willen, sondern an der Gele- 
genheit. 

Ein Arbeitnehmerparadies ist die 
Insel schon gar nicht. Die Unterneh- 
men streichen traumhafte Renditen 
ein, nämlich 78 Pfennig Gewinn auf 
jede Mark Arbeitskosten, weil Marga- 
ret Thatcher und John Major Arbeit- 
nehmer und Gewerkschaften syste- 
matisch entrechtet und mundtot ge- 
macht haben. Hier ist der eigentliche 
Reformbedarf. Doch der neue Premier 
hält sich dezent zurück und tut nur 
das, was er unbedingt tun muß. 

,,Union exclusion" 
Die starke Position der Gewerkschaf- 
ten sei mitverantwortlich für die Krise 

der britischen Ökonomie, hatte Mar- 
garet Thatcher behauptet. Die lron 
Lady erklärte deshalb die ,,Lösung des 
Gewerkschaftsproble,ms" zur Haupt- 
aufgabe ihrer Regierung. Diesen Ge- 
neralangriff auf die Arbeitnehmer- 
rechte umschreiben die Briten mit  
höflichem Understatement als,,Union 
exclusion" - Gewerkschaftsausschluß. 
Wirtschaft und Politik finden seitdem 
ohne die Gewerkschaften statt. 

Die Tories boxten die Kommunen 
aus den Selbstverwaltungsgremien 
des ,,National Health Service (NHS)" 
und der ,,Personal Social Services 
(PSS)" unter anderem deshalb heraus, 
weil in ihnen viele Gewerkschafter 
vertreten waren. 

Sie lösten die ,,Manpower Senke 
Commission (MSC)" auf, in der neben 
Vertretern der Arbeitgeber und der 
öffentlichen Hand auch Gewerkschaf- 
ter über We~terbildungs- und Be- 
schäftigungsprogramme entschie- 
den, und ersetzten sie durch ,,Training 
and Enterprise Councils (TECs)". Das 
Gesetz garantiert Gewerkschaftsver- 
tretern keine Reprasentation mehr, so 
daß diese an vielen TECs gar nicht 
oder nur in geringer Zahl partizipie- 
ren. 

Seit 1 993 gibt es keine ,, Wages 
Councils" mehr, in denen Arbeitgeber 
und Gewerkschaften die Mindestlöh- 
ne in verschiedenen Industrien aus- 
handelten. Damit öffnete sich nicht 
nur die Bandbreite von Löhnen weiter 
nach unten; die Tories hoben auch 
jegliche Beschränkungen für befriste- 
te Arbeitsverträge auf. 

Thatcher schaffte das ,,Closed- 
shop"-System faktisch ab. Das ,,Clo- 
sed-shop"-System verpflichtete die 
Beschäftigten vieler Unternehmen, 
sich in einer Gewerkschaft zu organi- 
sieren. 

Is die rot-grüne Koalition im Stand des Jahres 1990 festzuschrei- A Oktober 1998 das gemeinsa- ben, ist die Zielmarke der internatio- 
me Regierungsprogramm er- nalen Klima-Konvention. Beide Ziel- 

arbeitete, gab es schnel Übereinstim- marken werden mit Sicherheit weit 
munq der Reqierunqsparteien dar- verfehlt. Deshalb wittern die Atom- 
uber, daß ein Konsens der Regierung kraftbetreiber Morgenluft, indem sie 
mit den Atomkraftbetreibern zu ei- ihre CO,-freie Stromproduktion ins 

Konsens über 
II Atomausstieg" - 
ein Bumerana für 

J 
nem Ausstieg aus der Atomenergie Feld führen und einen raschen Atom- 
gesucht werden soll. ausstieg aus Klimagründen als unver- 

Beide Regierungsparteien haben antwortlich erklären. Da aber die Be- den Einstieg in die 
unabhängig voneinander den Aus- 
stieg aus der Atomenergie seit Jahren 
in ihrem Programm: die SPD seit ih- 
rem Bundesparteitagsbeschluß von 
1986, der dies innerhalb von zehn 
Jahren nach Regierungsantritt vorsah; 
die Grünen seit ihrer Parteigründung 
als ultimative Forderung ohne Wenn 
und Aber. Die Unterschiede zwischen 
den beiden nunmehrigen Regie- 
rungsparteien und innerhalb beider 
Parteien lagen darin, wie schnell ein 
solcher Ausstieg realisiert werden 
könnte. Zwei Fragen sind dabei von 
Interesse: 

1 .  Die erste ist, wie lange man 
brauche, um den ein Drittel der deut- 
schen Stromversorgung ausmachen- 
den Atomstrom durch andere Ener- 
gieträger zu substitutieren, also die 
Frage nach der Alternative. Einigkeit 
besteht darin, daß das Abschalten der 
Atomkraftwerke nicht zu einer Steige- 
rung von CO,-Emissionen führen 
darf. Etwa zeitgleich mit der pro- 
grammatischen Forderung der SPD 
nach Beendigung der Atomenergie- 
nutzung hatte weltweit die Debatte 
über die globalen Klimaschäden 
durch Verfeuerung fossiler Energien 
begonnen. Nach dem GAU des 
Atomreaktors Tschernobyl im April 
1986 war die Atomenergie in der öf- 
fentlichen Meinung erledigt; der Aus- 
stieg aus der Atomenergie wurde 
mehrheitsfähig. 

Spätestens seit der Weltklimakon- 
ferenz 1988 in Toronto ist aber auch 
die fossile Energienutzung weltweit 
im Verruf. Die Weltzivilisation, so die 
globale Message dieser Konferenz, 
praktiziere mit ihrem weit überdimen- 
sionierten fossilen Energieverbrauch 
ein Klima-Experiment, das in seinen 
Folgen denen eines globalen Atom- 
kriegs gleichkomme. Seitdem geht es 
auch um den Ausstieg aus fossilen 
Energien: zwar nicht mit Ausstiegsfri- 
sten, aber dafür mit zeitlich festgeleg- 
ten Zielen, die Treibhausgase zu redu- 
zieren. 

Eine Reduktion von 25% bis 2005 
war die offizielle Zielmarke der Kohl- 

treiber atomarer und fossiler Kraft- 
werke weitgehend identisch sind, ha- 
ben sie sich die Begründung selber or- 
ganisiert, warum ein Atomausstieg 
aus okologischen Gründen nicht zu 
verantworten sei: Je erfolgreicher sie 
die Einführung von Kraft-Wärme- 
Kopplung und Erneuerbaren Energien 
blockieren, desto mehr hoffen sie auf 
eine neue Akzeptanz in der Öffent- 
lichkeit und bei politischen Entschei- 
dungsträgern für eine Weiterführung 
der Atomenergienutzung - zumin- 
dest dafür, daß ein Abschalten der 
Atomenergie kurzfristig nicht möglich 
sei. 

Offensichtlich hatte diese Strate- 
gie der Stromwirtschaft einen Teiler- 
folg: Der Ausstieg aus der Atomener- 
gie wird immer noch in der Öffent- 
lichkeit mehrheitlich befürwortet, 
aber mit mehr Verständnis für lange 
Ausstiegsfristen. Die Grünen sind von 
ihrer Forderung nach Sofortausstieg 
Iängst abgerückt; die SPD hat ihre 
Zehn-Jahres-Forderung längst ad acta 
gelegt. 

2. Die zweite Frage ist, welche 
rechtlichen Möglichkeiten eine Regie- 
rung und Parlamentsmehrheit hat, 
ein Abschalten von Atomreaktoren zu 
erwirken - bevor diese aus Gründen 
der Betriebssicherheit ohnehin abge- 
schaltet werden müssen, wofür als 
Faustregel eine Laufzeit von etwa 30 
Jahren gilt. Wie kann man einen 
Atomkraftwerksbetreiber, der eine 
unbefristete Betriebsgenehmigung 
hat und alle Sicherheitsauflagen er- 
füllt, zu einem vorzeitigen Abschalten 
veranlassen? Eine diesbezügliche poli- 
tische Entscheidung ist zwar jederzeit 
möglich, aber die sichere Folge wäre, 
daß dann Entschädigungsleistungen 
in vielfacher Milliardenhöhe auf den 
Staat zukommen, die von den Atom- 
kraftwerksbetreibern auf dem Ge- 
richtsweg erzwungen würden. 

Konsensgespräche: die Lösung 
des gordischen Knotens? 
Das Regierungsprogramm der Rot- 
Grünen hat sich den Atomausstieg 

ökologische Ener- 
giewende? 

Der politische Preis eines Konsenses über den 
Atomausstieg ist unbezahlbar 

von Hermann Scheer* 

aktoren erfolgen, und selbstverständ- 
lich soll es keine neuen Atomreakto- 
ren mehr geben. Der Ausstieg selbst 
soll so organisiert werden, daß keine 
Entschädigungsforderungen auf die 
Staatskasse zukommen können. 

Dies sind die beiden Eckwerte des 
Atomausstiegs der neuen Bundesre- 
gierung. Da aber die Stromwirtschaft 
an der Atomkraft festhält -teilweise 
prinzipiell, teilweise mindestens bis 
zum Ende der ,,Normallaufzeit" ihrer 
Reaktoren -, ist die scheinbar logische 
Konsequenz, daß diese beiden Eck- 
werte nur über einen Konsens mit 
den Atomkraftbetreibern erreichbar 
sind. Deshalb bestand Einhelligkeit 
zwischen beiden Regierungparteien, 
daß Verhandlungen mit der Strom- 
wirtschaft über Ausstiegsfristen statt- 
finden müßten. Daneben ist es Regie- 
rungsprogramm, den Einstieg in Al- 
ternativen zu forcieren. 

Mittlerweile liegt, nach monate- 
langen zähen Verhandlungen, ein 
Zwischenergebnis der Konsensver- 
handlungen vor, das im wesentlichen 
von Bundeswirtschaftsminister Müller 
mit vier von fünf Atomkraftbetreibern 
ausgehandelt wurde: eine maximale 

Die entscheidende 
Frage ist, ob  der 
hohe politische Preis 
für den Atomkon- 
sens bezahlt werden 
darf. Meine Antwort 
ist: Der politische 
Preis ist entschieden 
zu hoch. 

Regierung, die Ende der 80er Jahre ,,so schnell wie möglich" vorgenom- 
* Hermann Scheer Mdß ist Präsident der europäischen Sonnenenergieverei- 

für Deutschland festgelegt wurde; men. Der Ausstieg soll vor dem Ende nigung Eurosolar und Mitglied im SPD-Parteivorstand. Der Text erschien 
globale CO,-Emissionen auf dem der ,,normalenM Laufzeit der Atomre- zuerst in der Zeitschnft ,,Solarzeitalter", Nr 2/1999. 
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,,Leider habe ich es 
am 7 2. September 

nicht geschafft, 
einen Ratsposten i m  

'schwarzen Büren ' 
z u  erobern. Zumin- 

dest ist es mir gegen 
den Trend gelungen, 

ein paar Prozent 
zuzulegen. " 

Dirk Witthaut, 19 
Jahre, Ratskandidat 

in Büren 

eine ,,JugendparteiU werden. Doch 
das kann für die SPD nur ein sehr 
schwacher Trost sein. 

Das ,,Persönliche" muss wieder 
,,politisch" werden 
2. Die Beteiligung an Wahlen ist nur 
eine (die niedrigschwelligste) Form 
des politischen Engagements, zu- 
dem eine sehr diskontinuierliche, da 
sie an unterschiedlichen Terminen 
auf unterschiedlichen Ebenen statt- 
finden. Zudem hat der Wahlkampf 
der Parteien seine öffentliche Son- 
derstellung längst eingebüßt, da in 
der Werbegesellschaft die potentiel- 
len Kunden immer und überall um- 
worben werden. Und da ist das Ge- 
schäft klar: Cash gegen Ware, wenn 
die nicht gefällt, kann sie umge- 
tauscht werden. Eine einmal abge- 
gebene Stimme legitimiert für vier 
bis fünf Jahre Politik im Namen derer, 
die die Stimme abgegeben haben - 
und das ohne Umtauschrecht. 

Gerhard und TINA 
oder die Alternativlosigkeit sozialdemokratischer 
Regierungspolitik 

von Arno Brandt* 

,,Natürlich ist es 
richtig, langfristig 

den Haushalt zu 
sanieren. Kurzfristig 
wird Eichels Konsoli- 

dierungspolitik die 
Arbeitslosigkeit aber 

nicht beseitigen, 
sondern erhöhen." 

Paul Krugman 

* Arno Brandt, Hannover 
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NA steht für ein Stereotyp aus 
den Tagen der Maggy Thatcher T -Ära: ,,There Is No Alternative". 

Damit sollte sich jede gesellschaftliche 
Diskussion über den offiziellen Regie- 
rungskurs erübrigen. Politik galt als 
Sachzwang, Regierungshandeln als 
Naturgesetz. 

Ganz ähnlich Gerhard Schröder 
zu seinem Sparprogramm heute: 
,,Dazu gibt es keine, aber auch gar 
keine Alternative." Nach den Wahlde- 
bakeln in Brandenburg, Saarland, 
Thüringen und NRW gehört schon ei- 
niger Mut  dazu, alle Weisheiten die- 
ser Welt im Bundeskanzleramt zu wis- 
sen. Da wir es in Deutschland zur Zeit 
mit einer stotternden Wirtschaftskon- 
junktur zu tun haben, kommen ande- 

In den Vordergrund müssen 
andere Formen (gesellschafts)- 
politischen Engagements gerückt 
werden: Jugendstadtteilarbeit, Ju- 
gendparlamente, Internetprojekte, 
Sportprojekte, etc. Das ,,Private", 
das ,,Persönliche" muss wieder po- 
litisiert und der gesellschaftlichen 
Egomanie entrissen werden. Je- 
doch: das ist fast eine Herausfor- 
derung kulturrevolutionären Aus- 
maßes. Das verweist aber darauf, 
dass wir Jusos stärker denn je un- 
sere eigene Verankerung in den 
unterschiedlichen Jugend-Milieus 
zum Ausgangspunkt auch unserer 
politischen Reflexion und des Han- 
delns machen müssen. ,,Juso-Sein" 
darf nicht eine ,,ausser-private" 
Sphäre sein (oder im schlimmsten 
Falle völlig damit zusammenfal- 
len), sondern muss aus dem per- 
sönlichen Umfeld heraus immer 
wieder motivieren und verknüpft 
werden. 

re Beobachter der wirtschaftspoliti- 
schen Szene in Deutschland zu einem 
ganz anderen Schluß. Nobelpreisträ- 
ger Robert Solow, einer der eher fort- 
schrittlichen Ökonomen in den USA, 
formuliert seine Kritik hart: ,,Deutsche 
Politiker handeln falsch, wenn sie nun 
den Haushalt konsolidieren, ohne die 
aktuelle wirtschaftliche Situation zu 
berücksichtigen. Es gibt für den Staat 
eine gute Zeit zum Sparen und eine 
schlechte Zeit. Nun ist dafür ein 
schlechter Zeitpunkt." 

Der künftige Nobelpreisträger 
und zur Zeit wohl meist zitierte Wirt- 
schaftswissenschaftler Paul Krugman 
sieht die Dinge auch nicht anders: 
,,Natürlich ist es richtig, langfristig 
den Haushalt zu sanieren. Kurzfristig 
wird Eichels Konsolidierungspolitik 
die Arbeitslosigkeit aber nicht besei- 
tigen, sondern erhöhen." Auch Os- 
kar Lafontaine hatte eine andere Vor- 
stellung von Finanzpolitik. Zuerst 
wollte er die Konjunktur in Schwung 
bringen, um anschließend mit einer 
längerfristig angelegten Konsolidie- 
rungsstrategie anzusetzen. Im Ge- 
gensatz zur prozyklischen Politik 
Schröders und Eichels nennt man 
das eine antizyklische Haushaltspoli- 
ti k. 

Die jetzige Bundesregierung hat 
voraussichtlich nur noch bis zur Land- 
tagswahl in Nordrhein Westfalen Zeit, 
auf der Basis von politischen Erfolgen 

Trotzdem: Parteien müssen ihre 
Attraktivität für Jugendliche stei- 
gern und moderne, zielgruppenge- 
rechte Anspracheformen finden. 
Dabei geht es wohl in erster Linie 
nicht einmal darum, massenhaft 
Jugendliche als neue Mitglieder zu 
gewinnen. Authentizität und 
Glaubwürdigkeit stehen als ,,Orien- 
tierungswerte" bei Jugendlichen al- 
len Unkenrufen zum Trotze hoch 
im Kurs - sie sind ein Maßstab, an 
dem sie Politik messen. Nicht zu- 
letzt deshalb äußern Jugendliche in 
einer der bereits zitierten BRAVO- 
Umfragen, dass sie erwarten, dass 
die Parteien mehr auf ihre Jugend- 
organisationen hören sollten. Erst 
dann folgt in der Rangfolge, dass 
Politiker direkt mit  Jugendlichen re- 
den sollten. Verzweifeltes Zucken 
von Alt-Politikern in Discos wirkt 
eher lächerlich bis abstoßend. In 
der Umfrage wird davon mit Nach- 
druck abgeraten. SPW 

die Mehrheitsfähigkeit der SPD unter 
Beweis zu stellen. Ohne eine deutli- 
che Senkung der Arbeitslosigkeit wird 
dies nicht gelingen. Die jetzigen Wei- 
chenstellungen in der Haushaltspoli- 
tik machen es wenig wahrscheinlich, 
daß der Arbeitsmarkt positiv reagie- 
ren wird. Weder Beschwörungsfor- 
meln noch Machtworte helfen da 
sonderlich weiter. 

Nachfrage: Wie will die SPD ei- 
gentlich die nachdenklichen Teile der 
Neuen Mitte für sich gewinnen, wenn 
der politische Kurs ohnehin für alter- 
nativlos erklärt wird SPW 

Die Premierministerin schrieb Ur- 
abstimmungen vor Streiks vor und 
verpflichtete die Gewerkschaften, 
Streiks vorher den Arbeitgebern anzu- 
kündigen. Konflikte um staatliche Un- 
ternehmen, die privatisiert werden 
sollen, gelten als politische Streiks 
und sind verboten. Solidaritätstreiks 
sind strafbar, ebenso die Aufstellung 
von Streikposten. Arbeitgeber kön- 
nen illegal Streikende ohne Schwie- 
rigkeiten entlassen. Sie können sogar 
die Gewerkschaften haftbar machen, 
wenn durch Streiks Schäden und Pro- 
duktionsausfälle entstehen. Seit Mitte 
der neunziger Jahre hat Großbritanni- 
en eine der niedrigsten Streikraten in 
Europa. 

Arbeitgeber sind nicht verpflich- 
tet, mit Gewerkschaften oder ande- 
ren Arbeitnehmervertretern zu ver- 
handeln, sei auch der größte Teil der 
Mitarbeiter eines Betriebes organi- 
siert. Ein Arbeitgeber braucht weder 
mit ihnen über Löhne und Arbeits- 
bedingungen zu debattieren, ge- 
schweige denn, daß er Tarifverträge 
abschließen muß. Betriebsräte sind 
nicht üblich. Nur 48% aller Betriebe 
(1 998) erkennen die Gewerkschaf- 
ten als Verhandlungspartner an. Für 
nur 47% aller Arbeitnehmer (1 995) 
gelten Tarifverträge. Jeder zweite 
Chef setzt also die Höhe der Löhne 
autonom fest; seine Beschäftigten 
geniessen weder Schutz noch Re- 
präsentation. Die Arbeitsbedingun- 
gen regelt die Unternehmensfüh- 
rung in Kollektivverträgen mit der 
Belegschaft, oder der Arbeitgeber 
handelt sie individuell mit  seinen Ar- 
beitnehmern aus. Großbritannien 
ist das einzige Land in Europa ohne 
ein Gesetz, das die Arbeitzeiten be- 
schränkt. 

Funktionäre des britischen Ge- 
werkschaftdachverbandes TUC (Trade 
Union Congress) schildern der Süd- 
deutschen Zeitung (SZ) einige Fälle, 
die die Folgen dieser Politik illustrie- 
ren: ,,Eine 19jährige Friseuse ... arbei- 
tet nun schon seit 13 Monaten ohne 
Unterbrechung 42 Stunden die Wo- 
che für 1,31 Pfund (3,93 DM) die 
Stunde. Sie bittet um zwei Wochen 
bezahlten Urlaub. Gewährt wird ihr 
eine Woche, aber am Samstag muß 
sie arbeiten. Eine Verkäuferin in ei- 
nem Sportgeschäft muß sich seit sie- 
ben Jahren mit einem unveränderten 
Stundenlohn von 3,06 Pfund begnü- 
gen. Eine andere Verkäuferin be- 
kommt seit Jahren gar nur drei Pfund. 
Nun droht ihr die Entlassung, weil sie 
sechs Wochen krank war. " (SZ; 4. 4. 
1997, S. 23) 

Ist es ein Wunder, daß sich die Ge- 
werkschaftsphilosophie unter diesen 
Umständen ändert? TUC schreibt seit 
1991 allen Mitgliedsgewerkschaften 
,,Social partnership at work" vor. Die 
Gewerkschaften begreifen sich mehr 
und mehr als Ratgeber und helfende 
Hand der Beschäftigten in allen Fra- 
gen der täglichen Arbeit. Sie sehen 
sich nicht als Gegenspieler der Arbeit- 
geber, sondern als deren Partner (SZ; 
ebenda). 

Gewerkschaften und Labour 
,,Union exclusion" war und ist auch 
die Politik der Labour-Party. Noch in 
Oppositionszeiten distanzierte sie sich 
von den Gewerkschaften. Tony Blair 
brauchte Stimmen aus der middle 
class. Im Buhlen um die ,, Neue Mitte" 
hält die Labour-Party ihr Image eher 
für hinderlich, eine Gewerkschaftspar- 
tei zu sein. 

Seit 1989 nahm Labour eine For- 
derung der Gewerkschaften nach der 
anderen aus dem Programm, z.B. das 
Bekenntnis zur Verstaatlichung von 
Industrien oder die Rücknahme der 
gesamten Arbeitsgesetzgebung der 
Konservativen. Die Gewerkschaften 
beugten sich diesem ,,Emanzipations- 
prozeß". Seit 1993 gibt es in der La- 
bour-Party keine,, Block-Votes" mehr. 
,, Block-Votes" bedeuteten ein Kollek- 
tivstimmrecht der Gewerkschafts- 
funktionäre, das ihnen enormen Ein- 
fluß auf die Auswahl von Parlaments- 
kandidaten innerhalb der Partei si- 
cherte. 

Die Arbeitnehmer liefen den Ge- 
werkschaften scharenweise davon. 
1995 waren nur noch 32% aller Ar- 
beitnehmer Mitglied einer Gewerk- 
schaft, weniger als je zuvor in der 
britischen Geschichte. Verständlich, 
was sollen Arbeitnehmer in einer 
Gewerkschaft, die in der Labour-Par- 
ty das Handtuch wirft, kein Ver- 
handlungsrecht in den Betrieben 
hat und nur noch im Auftrag der Ar- 
beitgeber als Gouvernante tatig ist, 
die sich um die alltäglichen kleinen 
Sorgen der Beschäftigten kümmern 
darf? Der Strukturwandel tat sein 
übriges. Der Arbeitsplatzabbau be- 
traf größtenteils Männer, die in der 
Industrie arbeiteten. Die ,,neuen" 
Beschäftigten sind überwiegend 
Frauen im Dienstleistungsbereich, 
die oft  nur in Teilzeit oder befristet 
erwerbstätig sind. Kaum die Klien- 
tel, die eine Gewerkschaft für sich 
gewinnen kann. 

Die Gewerkschaften konnten nur 
auf eines hoffen: New Labour muß an 
die Regierung. Nur so ließen sich viel- 

leicht ihre Forderungen eines Tages 
umsetzen: Wir wollen wieder einen 
Mindestlohn, und wir wollen, daß Ar- 
beitgeber uns in allen Betrieben als 
Verhandlungspartner anerkennen 
müssen. 

Die Gewerkschaften übten sich 
damit schon in der neuen Tugend 
,,Bescheidenheit". Dafür, daß sie sich 
aus der Partei zurückgezogen hatten, 
um deren Wahlchancen zu erhöhen, 
hätten sie mehr verlangen können; 
Wiederherstellung ihres Streikrechts 
zum Beispiel. Blair gehen schon diese 
Minimalansprüche etwas zu weit. 

,,No favours" - Keine Gefälligkei- 
ten unter Freunden 
Ende Mai 1998 legte Tony Blair ein 
Papier vor mit dem Titel ,,Fairness am 
Arbeitsplatz". Danach erhalten die 
Gewerkschaften zwar ihr Vertre- 
tungs- und Verhandlungsrecht in den 
Betrieben zurück, jedoch nur, sofern 
mindestens 40% der Belegschaft dies 
befürworten oder die Hälfte der Be- 
schäftigten Mitglied der Gewerk- 
schaft ist. Pferdefuß Nummer zwei: 
Unternehmen mit bis zu zwanzig Be- 
schäftigten fallen nicht unter das 
neue Gesetz. 

Tony Blair stellte schon im Vorfeld 
klar, daß es das Repräsentationsge- 
setz nur geben werde, wenn die Ar- 
beitgeber dieses mittragen. TUC solle 
sich um Konsens mit den Arbeitge- 
bern bemühen. Außerdem sollten die 
Gewerkschaften vorher glaubhaft si- 
gnalisieren, daß sie ihre neue Macht 
weder zu starken Lohnforderungen 
noch zu Arbeitskämpfen nutzen wer- 
den. ,,Fairness am Arbeitsplatz" be- 
deutet also: Die Gewerkschaften ha- 
ben zwar Rechte, sollen aber weitge- 
hend darauf verzichten, diese wahr- 
zunehmen, gar mit Streiks einzufor- 
dern. Blairs Botschaft an die Arbeit- 
nehmer ist die gleiche wie die Maggie 
Thatchers: ,,Kusch!" 

Wenigstens für einen Punkt, in 
dem Margaret Thatcher Arbeitneh- 
mer um ihr Recht brachte, heißt es 
bald, ,,Es war einmal". Beschäftigte 
sollen in Zukunft schon nach einem 
Jahr und nicht erst nach zwei Jahren 
Betriebszugehörigkeit Einspruch ge- 
gen eine ,,unfaire" Kündigung erhe- 
ben können. Bis 1980 konnten sie 
dies bereits nach einem halben Jahr. 
Von den über 5,5 Millionen Teilzeit- 
kräften bleiben etwa zwei Millionen 
ohne Kündigungsschutz und haben, 
wenn sie höchstens sechzehn Stun- 
den in der Woche arbeiten, erst nach 
fünf Jahren Rechte auf Mutterschafts- 
und Krankengeld, Rentenanwart- 

,,Fairness am 
Arbeitsplatz" 
bedeutet für Blair: 
Die Gewerkschaften 
haben zwar Rechte, 
sollen aber weitge- 
hend darauf 
verzichten, diese 
wahrzunehmen, gar 
m i t  Streiks einzufor- 
dern. 
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W a h l b e t e i l i g u n g  b e i  de r  Europawahl 1999 in Deutsch land  n a c h  

A l te rsg ruppen  und Geschlecht  

schaften oder Arbeitslosenversiche- 
rung. 

Arbeitnehmer; höchstens droht eine 
Gesamtbuße von 5.000 Pfund. In- 

Blair definiert sein Verhältnis zu spektoren sollen darüber wachen, 
daß die Arbeitgeber sich auch brav 
ans neue Gesetz halten. ~ o n y '  Blair 
bietet dafür gerademal 11 5 Ord- 

ElmarAltvater/Birgit Mahnkopf 
Grenzen der Globalisierung 
1999 - ca. 550 S. 
DM 58,OO - OS 423 - SFR 52,50 
ISBN 3-929586-75-4 

den Gewerkschaften mit den Worten: 
,,Fairness not favours". - Keine Gefäl- 

Altersgruppen 
70 und mehr k9,2 

ligkeiten, also 
nungshüter auf; sie können jeden Ar- 
beitsplatz im Schnitt nur einmal in 
dreißig Jahren kontrollieren. Die Auf- 

Mindest löhne - Hungerlöhne 
Seit dem 1. April 1999 gibt es einen ,,Elmar Altvater und Birgit Mahnkopf 

setzen gegen den Zeitgeist vom Ende 
der Geschichte eine beeindruckende 

gesetzlichen Mindestlohn. Britische lage, daß jeder Unternehmer seine 
~n~este l ' l ten schriftlich auf den Min- 
destlohn hinzuweisen habe, ließ er 

Arbeitnehmer haben, wenn sie älter 
als 21 sind, Anspruch auf mindestens 
3,60 Pfund (1 0,80 DM) die Stunde; 
18- bis 21 jährige auf lediglich 3 Pfund 

Analyse der Weltentwicklung und tre- 
ten dafür ein, ein neuartiges Verständ- 
nis von wissenschaftlichem wie politi- 

wieder streichen. Eine überflüssige 
Maßnahme, welcher Arbeitnehmer 
pocht schon auf seinen Mindestlohn, 
solange das Kündigungsunrecht der 
~hatcher-Ära (siehe oben) gilt? 

schem Handeln zu entwickeln." 
Reinhard Grienig Utopie kreativ 

(9 DM) -vorausgesetzt, sie wissen um 
ihr neues Recht, ihr Arbeitgeber hält ,,Den Wahlkampf 

habe ich eigentlich 
als sehr positiv 
erlebt. Die meisten 
Jugendlichen haben 
mir gesagt, dass sie 
es gut finden, daß 
auch mal  eine junge 
Frau für den Rat 
kandidiert. Vor allem 
bei  Jugendlichen, 
die selbst aktiv sind, 
z.B. irn städtischen 
lugendrat oder in  
der Schülerarbeit - 
hat meine Kandida- 
tur für Interesse 
gesorgt. " 
Britta Lenz, 20 Jahre, 
Ratskandidatin in 
Meckenheim 

sich daran und zahlt. 
Noch während die Low-Pay- 

Commission aus Vertretern der Re- 
gierung, der Arbeitgeber und Ge- 

Gewerkschaftsvertreter aus der 
Low-Pay-Commission schätzen, daß 
deshalb 200.000 Briten nicht in den Claudia Fröhlich/ 

Michael  Kohlstruck (Hrsg.) 
Engagierte Demokraten 
Vergangenheitspolitik in  
kritischer Absicht 

1999-314 S. 
DM 48,OO - ÖS 350 - SFR 44,50 
ISBN 3-89691 -464-2 

werkschaften über den Mindestlohn Genuß ihrer neuen Rechte kommen 
werden. Professor George Bain, Chef 
dieser Expertenrunde, erwartet „mi- 

verhandelte, verkündete Tony Blair, 
keiner Vorlage zuzustimmen, welche 
die Arbeitgeber als Wettbewerbshin- nimale" Auswirkungen auf Beschäf- 
dernis ansehen. Nicht die beste Ver- 
handlungsposition für die Gewerk- 
schaften, es gleich mit drei Gegnern 

tigung, Löhne oder gar das Zinsni- 
veau. (FR; 3 1.3.1999, 5.14). Unison, 
die Gewerkschaft des öffentlichen -- -- - + 

0,o 10,O 20,O 30,O 40,O 

Wahlbeteiligung in % 

aufnehmen zu müssen: Kapital, Kon- 
junktur und Kabinett. Die Gewerk- 
schaften hatten vier Pfund ( I  2 DM) 
die Stunde gefordert. Die Einkom- 

Dienstes, nennt den neuen Mindest- 
lohnsatz einen ,,Hungerlohn" (FR, 
ebenda). 

1999 - 50 Jahre Bundesrepublik. Der 
Umgang mit dem Nationalsozialismus 
ist seit 1945 ein Thema, an dem sich 
stets aufs Neue Konflikte über das de- 
mokratische Selbstverständnis der Re- 
publik entzünden. Dieser Band stellt in 
einer Reihe von Portraits Personen vor, 
die - in den 50er und 60er Jahren als 
„Nestbeschmutzer" beschimpft - mit 
ihren Initiativen zur Durchsetzung der 
demokratischen Kultur beigetragen 
haben. 
Es schreiben z.B. Thorsten Bonacker 
über Theodor W. Adorno, Angelika 
Ebrecht-Laermann über Margarete und 
Alexander Mitscherlich, Erika Wein- 

mensuntergrenze für einen Vollzeit- 
beschäftigen hätte damit bei 160 
Pfund (480 DM) in der Woche gele- 

Kombilöhne au f  brit isch 
Mindestlohn or not - Großbritanni- 
ens Arbeitsmarkt hat unter den To- 

einigen Unterbezirken eine Erstwähle- 
rlnnenbrief-Aktion organisiert, durch 
die Ca. 100.000 Jugendliche direkt 
angeschrieben wurden. 

der Jugend favorisierte Partei war, 
konnte sie bei den jüngsten Wahlen 
ihre größten Zugewinne bei Jung- 
wählerlnnen z.B. im Saarland und 
Brandenburg verbuchen. Für Nord- 
rhein-Westfalen wird erwartet, dass 
deutlich mehr als 50% der Erstwäh- 
lerlnnen CDU gewählt hätten - und 
das, obwohl die CDU ihr Wahlrecht 
demnächst wieder beschneiden 
wird, sollte sie die Landtagswahl im 
Mai 2000 gewinnen. 

Noch bei der Bundestagswahl ha- 
ben Jungwählerlnnen verstärkt rot- 
grün gewählt, weil sie sich einen Poli- 
tikwechsel v.a. bei den Themen Bil- 
dung, Ausbildung, Arbeitslosigkeit er- 
hofften - dieser ist nach einem Jahr 
Schröder ausgeblieben: 

Jungwählerlnnen wandern nicht 
zur CDU, sondern enthalten sich der 
Wahl; 

sozialdemokratisch orientierte 
Jungwählerlnnen sind besonders kri- 
tisch, anspruchsvoll, wählerisch und 
entscheiden sich bewußt gegen die 
Wahl. 

Die CDU hat z.B. in NRW die Kom- 
munalwahlen nicht mit besseren poli- 
tischen Alternativen gewonnen, son- 
dern auch im Jugendsegment besser 
ihr Wählerpotential mobilisiert. In 
manchen rot-grün regierten Städten 
werden hingegen Radwege zurück- 

gebaut, Schülerfahrkarten wieder ab- 
geschafft, Jugendzentren geschlos- 
sen, Leistungen in der Jugendarbeit 
insgesamt reduziert. Das alles ist für 
Jugendliche wenig attraktiv - warum 
also sollen sie SPD wählen? 

Die Ursache für diesen scheinba- 
ren Konservativ-Trend bei Jugendli- 
chen liegt deshalb wohl darin, dass 
die SPD auch hier /hr Potential in kei- 
ner Weise ausgeschöpft hat. Eine 
weitere These, die künftig mal einer 
qualitativ-empirischen Untersu- 
chung unterzogen werdne sollte, ist 
die, dass auch Jugendliche in einer 
biographischen Orientierungsphase 
nach einem ideologischen ,,Anker8' 
der Bewahrung des Vorhandenen 
suchen, nach ,,Kontinuität und 
Schutz im Wandel",wenn sich schon 
eine deutliche Verbesserung ihrer 
persönlichen Situation nicht realisie- 
ren lässt. 

Es gibt heute also keine eindeuti- 
ge ,,Jugendpartein, auch weil sämtli- 
che Parteien die Zielgruppe Jugend 
sträflich vernachlässigt haben und 
kein glaubwürdiges Personalangebot 
aufweisen. Diese Entwicklung kön- , 
nen auch Jugendorganisationen der 
Parteien nicht auffangen. Eine Partei, 
die wie die CDU den 16 - 17jährigen 
die Wahl-Reife und politische Beteili- 
gung abspricht, wird zudem niemals 

gen. Kate Barker, Chefökonomin des ries ein ausgeprägtes Billiglohnseg- 
ment entwickelt. Die Renditen stie- 
gen, weil die Löhne fielen. Der Stun- 

Unternehmervekbandes CBI, konter- 
te Ende August 1998 mit einem neu- 
en ,,Wettbewerbshindernis": „Wir er- denlohn für Jobs in diesem Bereich 

liegt häufig unter zehn DM. Eine Fa- 
milie Iäßt sich davon nicht ernähren. 

Es g ibt  keine Jugendpartei! 
Im Folgenden wollen wir uns ab- 
schließend mit zwei Fragen beschäfti- 
gen: 1. Welche parteipolitischen Prä- 
ferenzen lassen sich erkennen? 2. Wie 
können Jugendliche für ein stärkeres 
(partei)politisches Engagement ge- 
wonnen werden? 

1. Das Thema „Jugendr' verbin- 
den 44% der Jugendlichen zw. 14 U. 
18 Jahren mit der SPD, nur 16% mit 
der CDU (Grüne: 25%, FDP: 5%, 
BRAVO-Emnid-Umfrage, Juni 1999). 
Auf die Frage, „Wer vertritt die Inter- 
essen der Jugendlichen am besten?" 
nennen 36% der 14 - 18jährigen die 
SPD, nur 16% die CDU (Grüne: 1 OOh, 
FDP: I%, BRAVO, Juni 1999) interes- 
sant: Das heißt: Jugendliche erwar- 
ten am ehesten von der SPD, dass sie 
v.a. in den Feldern Bildung, Ausbil- 
dung und Arbeit ihre Interessen ver- 
tritt. Die Grünen, die mit  dem Um- 
welt-Thema in den 80er Jahren zur 
Jugendpartei avancierten, haben da- 
gegen das Vertrauen der Jugendli- 
chen verloren. 

Obwohl die CDU gemäß Umfra- 
gen und Jugendstudien nie die von 

warten, daß das Wirtschaftswachs- 
turn in  den nächsten drei Quartalen 
zu einem Stillstand kommt. " (Frank- 
furter Rundschau = FR; 28.8.1 998, 
5.1 3) Seit fünfeinhalb Jahren habe 
die Industrie keine niedrigere Auf- 
tragslage gehabt. 

Mit  Sozialhilfe stehen sich viele bes- 
ser. Sie stecken in der ,,poverty trap", 
zu deutsch: Armutsfalle. New Labour 
will dagegen vorgehen. - Hurra, zier1 über Hermann Langbein, Andreas 

Nachama über Heinz Galinski, Helmut 
Tony zwingt die Arbeitgeber also 
doch, ihre Beschäftigten anständig 
zu entlohnen. - No, Sir; die Gemein- 

Kramer über Barbara Just-Dahlmann, 
Claudia Fröhlich über Fritz Bauer, 
Hanno Beth über Rolf Hochhuth, Al- 
fons Söllner über Peter Weiss, Andreas 
Wö11 über Wolfgang Staudte, Rita 
Thalmann über Beate Klarsfeld, Joa- 
chim Perels über Eugen Kogon, Eckart 
Spoo über Otto Köhler, Bernd Rother 
über Willy Brandt. 

Tony parierte, zögerte die Ver- 
handlungen heraus und drückte ge- 
meinsam mit den Unternehmern ein ,,Wahlniederlage hin schaft soll blechen 

oder her; 6s geht 
weiter!!! Ich bin 
zwar nicht i m  Rat, 
aber zumindest als 

sehr niedriges Niveau durch. Zwar be- Schatzkanzler Gordon Brown hat 
eine britische Variante des Kombi- 
lohns konzipiert, bei der die Steuer- 

günstigt das neue Gesetz etwa zwei 
Millionen Arbeitnehmer, die bis zum 
1. April weniger verdienten, doch Pa- zahler - überwiegend Arbeitnehmer - 

den größten Teil des Unternehmerrisi- 
kos tragen, den ,,Working Families Tax 
Credit (WFTC)". Ab Oktober 1999 sol- 

Sachkundige 
Bürgerin in ein bis 
zwei Ausschüssen 

pier ist bekanntlich geduldig: Viele 
Gastronomen verbieten ihren Kell- 
nern, Trinkgelder wie bisher selbst zu 

und  Fraktionsmit- behalten. Stattdessen werden die 
,,TipsU, die zehn bis fünfzehn Prozent 
ausmachen, in einen Topf eingezahlt 

len Arbeitnehmerfamilien mit einem 
niedrigen Einkommen eine Art Steu- 
ergutschrift erhalten, die mit ihrer 

glied. Damit kann 
ich erstmal eine 

WESTFALISCHES 
DAMPFBOOT 

Menge Erfahrung für und später verteilt. So werden Trink- 
gelder Teil des Gehaltes. Waiter und 
waitress verdienen de facto zwar kei- 
nen Penny mehr, de iure allerdings 

Einkommenssteuer verrechnet wird. 
Der WFTC soll so zusammen mit Kin- 
derfreibeträgen und Erleichterungen, 

die nächste Kommu- 
nalwahl sammeln. " 
Sabine Kuhl, 19 die sich aus der geplanten Steuer- Dorotheenstr. 26a.  48145 Münster 

Tel. 025116086080 . Fax 0251 I6086020 
e-mail: dampfbootQ loginl .com 

http://www.loginl .com/dampfboot 

Jahre, Ratskandida- steigt ihr Einkommen. Arbeitgeber, 
die nicht so tricky sind, haben wenig 
zu befürchten: Die Strafe für Verstöße 
beträgt nur 7,20 Pfund pro Tag und 

und Sozialversicherungsreform erge- 
ben, ein Familieneinkommen von 520 tin in Viersen 

DM in der Woche garantieren. Das 
Einkommen setzt sich also aus dem 
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Warum überhaupt 
noch Wählen 
gehen? 
von Barbara König u n d  Reinhold Rünker* 

B ei den nordrhein-westfälischen 
Kommunalwahlen durften 
nicht nur erstmals EU-Auslän- 

,,Ich b in  über die 
Liste gewählt 

worden und nun das 
jüngste Mitglied im 
Bonner Stadtrat. Es 

g ib t  für die SPD jetzt 
viel z u  tun: Die neue 

CDU-Mehrheit hat 
schon angekündigt, 

viele Fahrradwege 
wieder abzubauen. 

Ich möchte versu- 
chen, diesen 

Rückschritt zu 
verhindern und  
hoffe dabei auf  

massive Unterstüt- 
zung von vielen 

Schülerinnen u n d  
Schülern. " 

Angelo Vallone, 22 
Jahre, Ratsmitglied 

in Bonn 

derlnnen, sondern auch 16jährige 
wählen gehen. Vorausgegangen war 
ein mehrjähriges innerparteiliches En- 
gagement vor allem der Jusos, das 
erst mit der rot-grünen Koalition von 
Erfolg gekrönt wurde, weil auch die 
Bündnisgrünen in NRW auf die Aus- 
weitung des Wahlrechts drängten. 
Die Skepsis in der politischen Land- 
schaft blieb jedoch. Die CDU plädierte 
sogar für eine Rücknahme des Wahl- 
rechts. 

Wählen gehen? 
Das Ergebnis für die NRW-SPD war 
niederschmetternd, zum Teil vernich- 
tend. Nicht nur, dass ehemalige 
Hochburgen geschleift wurden, auch 
in der Fläche wurde die SPD auf den 
Stand der 60er Jahre zurückgewor- 
fen. So verwundert es auch nicht, 
dass die Jusos, die kandidiert haben, 
es nur in Ausnahmefällen schafften, 
in die Kommunalparlamente gewählt 
zu werden. Insgesamt dürften es bei 
über 300 Gemeinden in NRW viel- 
leicht etwas mehr als hundert aktive 
Jusos sein, die ein Mandat erhalten 
haben - insgesamt verfügt die SPD 
über fast 4200 Sitze - 1300 weniger 
als bislang. 

Landesweite Zahlen lagen bei Re- 
daktionsschluß für NRW nicht vor. 
Aus dem Ergebnis der Stadt Düssel- 
dorf Iäßt sich aber eine deutliche 
Tendenz feststellen: die Wahlbeteili- 

* Barbara König, geb. 1969, Politikwissenschaftlerin, lebt in Bonn, 
Reinhold Rünker; geb. 1964, Historiker; lebt in Leichlingen, beide arbeiten 
im Juso-Landesbüro NRW und sind Mitglied der spw-Redaktion 

gung von Jung- und Erstwählerlnnen 
lag nochmal mindestens 15 Prozent- 
punkte unter der allgemeinen Wahl- 
beteiligung, obwohl wir den Ein- 
druck haben, dass die Düsseldorfer 
Jusos einen engagierten Wahlkampf 
gemacht hatten. 

Schon bei den hessischen Kom- 
munalwahlen, wo ebenfalls 1 6jährige 
erstmals wählen durften, war 1998 
die Wahlbeteiligung deutlich niedri- 
ger ausgefallen als bei anderen Alters- 
gruppen. Dass dies kein Einzelfall war, 
belegen Erstwählerlnnen-Analysen 
fast aller Wahlen in den 90er Jahren 
sowie aktuell der Landtagswahlen im 
Saarland, Brandenburg und Thürin- 
gen. 

Die größte Jugendpartei ist die 
der Nichtwählerlnnen 
Ebenso wie bei älteren Wählerlnnen 
gibt es eine bewusste Wahlenthal- 
tung als souveräner, demokratischer 
Akt (z.B. als Protest gegen die herr- 
schende Politik, aktuell gegen die 
Bundespolitik) oder aber aus der 
Überzeugung heraus, dass Politik so- 
wieso nichts verändert (verändern 
kann oder gar will). Diese resignativ- 
bewusste Wahlenthaltung scheint 
unter Jugendlichen zuzunehmen. Sie 
wird unseres Erachtens auch da- 
durch gefördert, dass Politik wahl- 
weise Versprechungen macht, die sie 
anschließend schleichend wieder 
kassiert, um doch die Politik der ab- 
gewählten Regierung wieder aufzu- 
greifen (siehe Schröders Regierungs- 
politik), oder aber den Jugendlichen 
wird suggeriert, dass sie selbst 
schuld an der eigenen Misere (Aus- 
bildungsplatzmangel, Jugendar- 
beitslosigkeit, etc.) sind, weil sie 
nicht flexibel genug sind - so Cle- 
ment nach den Kommunalwahlen in 
einer Rede in Bielefeld . 

Aber es gibt auch verstärkt eine 
unbewusste Wahlenthaltung, weil 

keine politischen Alternativen zwi- 
schen den Parteien erkennbar sind; 

Jugendliche in dieser Altersphase 
nach Orientierung suchen und mit ih- 
rem eigenen Leben voll auf beschäf- 
tigt sind; 

Jugendliche (insbesondere bei 
Wahlalter 16) in Schulen, etc. nicht 
umfassend informiert wurden; 

Jugendliche keinen Bock auf Par- 
teienpolitik haben. 

Kommunal ist nicht egal ... 
Natürlich hat sich der Juso-Landesver- 
band im Vorfeld der Kommunalwah- 
len bemüht, überzeugende Angebote 
zu entwickeln, um möglichst viele Ju- 

gendliche zur Stimmabgabe zu über- 
zeugen und nicht zuletzt die eigenen 
Aktiven für ein entsprechendes Enga- 
gement zu rüsten. Das Angebot be- 
stand aus drei Elementen: 

Erstmals wurde das lnternet of- 
fensiv als lnformationsmedium einge- 
setzt. In Zusammenarbeit mit der KöI- 
ner Internet-Agentur barracuda wur- 
de die homepage www.ab16.de ent- 
wickelt, auf der sich Jugendliche um- 
fangreich über die Kommunalwahl, 
junge Kandidatlnnen, aber eben auch 
über lokale Projekte von Jusos infor- 
mieren konnten. Die Seiten wurden 
sehr gut angenommen, von der Fach- 
presse gelobt und erzielten zeitweise 
über 50.000 Hits pro Woche. Ähnli- 
che Seiten wurden durch den Landes- 
jugendring NRW (www.ab-I 6.de) 
und von der Landeszentrale für politi- 
sche Bildung (www.16plus.de) ange- 
boten. Die anderen Parteien in NRW 
hatten keine vergleichbaren Initiati- 
ven. 

Mehr an die ,,interne1' Ziel- 
gruppe Jusos richtete sich die Neu- 
gestaltung des Web-Angebotes 
,,www.nrw.jusos.org". Neben einem 
völlig neuen Layout wurde u.a. ein 
,,Werkzeugkasten" im Testlauf ein- 
gerichtet, aus dem sich die Userln- 
nen bedienen können, um maßge- 
schneiderte Druck-Vorlagen (Flyer, 
Broschüren, etc.) erstellen zu kön- 
nen. Verfügbar ist zur Zeit ein Arti- 
keldienst, der als Steinbruch für lo- 
kale Materialien dienen kann. Im 
ausgebauten Zustand soll der Werk- 
zeugkasten zudem gängige Juso- 
Schriftarten, Formatvorlagen, lcons 
und Gestaltungsraster beinhalten. 
Außerdem soll eine Aktionsdaten- 
bank aufgebaut werden. 

Das zweite Element bestand aus 
der Produktion eines ,,Pocketheftes", 
d.h. einer 8seitigen Broschüre im 
Postkarten-Format in einer Auflage 
von 150.000 Stück. Inhaltlich be- 
schäftigte sich dieses Heftchen mit 
den Möglichkeiten der lokalen Mit- 
bestimmung für Jugendliche, d.h. 
also auch über den Wahltag hinaus. 
Das Neue des Mediums bestand dar- 
in: in Kooperation mit Parteigliede- 
rungen wurden die Hefte über eine 
Agentur an Cafes, Kneipen und Ju- 
gendzentren verteilt - Orte mithin, 
die von Jugendlichen besucht wer- 
den und in denen Zeit sowie Muße 
vermutet werden darf, angebotene 
Informationen anzunehmen. Die 
Restauflage wurde bei Juso-Veran- 
staltungen eingesetzt. 

Als drittes Element wurde mit 
dem Bezirk Westliches Westfalen und 

Hungerlohn zusammen und aus einer 
,,Negativen Einkommensteuer". Neu 
ist diese Idee nicht. Der WFTC löst den 
,,Family Credit" ab, den die Tories ein- 
geführt haben. 

Wer einen Billiglohnjob hat, min- 
destens sechzehn Stunden in der 
Woche arbeitet und wenigstens ein 
Kind hat, kann Family Credit beantra- 
gen. Zur Zeit erhalten etwa 750.000 
Haushalte Family Credit. Das sind 
etwa 70% der Berechtigten. Viele 
scheuen aus Scham oder wegen des 
umständlichen Antragverfahrens 
den Gang zum Sozialamt, das den 
Family Credit auszahlt. WFTC soll da- 
her der Arbeitgeber zusammen mit 
dem Lohn auszahlen. New Labour 
will WFTC großzügiger gewähren. 
Experten nehmen an, daß WFTC 
fünfzig Prozent mehr Briten erreicht 
als der Family Credit. Deshalb werde 
WFTC pro Jahr vier Milliarden DM 
mehr kosten; der Aufwand für Fami- 
ly Credit liegt bei sieben Millarden 
DM. (vgl. Die ZEIT; 20.8.98, S. 18) 
Wieviel WFTC tatsächlich kosten 
wird, hängt von der Höhe des Min- 
destlohns ab. Je niedriger der ist, de- 
sto weniger mussen die Arbeitgeber 
zahlen und können ihre Lohnkosten 
externalisieren, sprich: der Gemein- 
schaft aufdrücken. 

Einen Ausweg aus der Armutsfal- 
le bieten weder Family Credit noch 
WFTC. ,,Der Family Credit macht es 
interessant, einen Billigjob für genau 
7 6 Stunden in  der Woche anzuneh- 
men, denn da ist der Zuschuß hoch. 
Je mehr der Betroffene durch längere 
Arbeitszeiten verdient, desto gerin- 
ger der Zuschuß des Staates und de- 
sto weniger rechnet es sich", erläu- 
tert Klaus Jürgen Gern vom Kieler In- 
stitut für Weltwirtschaft. (FR; 
17.8.98, 5.7) 

Geringverdienende Familien ha- 
ben keinen Anreiz, besser bezahlte 
Jobs anzunehmen, die sie von Family 
Credit oder später WFTC unabhängig 
machen. Denn bei steigendem Ein- 
kommen muß der Kredit zurückge- 
zahlt werden. Mi t  WFTC spielt Blair 
den Arbeitgebern in die Hände. De- 
ren Arbeitnehmer bleiben in der Ar- 
muts-, und Großbritannien bleibt in 
ihrer Billiglohnfalle. 

From welfare to work 
Schade, dabei hatte sich der inzwi- 
schen gegangenwordende sozialpoli- 
tische Chefideologe Blairs, Frank Field, 
noch im März 1998 Britanniens Zu- 
kunft so hübsch ausgemalt. Unter 
dem Titel ,,Neue Ambitionen für un- 
ser Land: Ein Neuer Wohlfahrtskon- 

trakt" hat er einen Plan für die näch- 
sten zehn bis zwanzig Jahre vorge- 
legt. Zuckerbrot und Peitsche sollen 
die Arbeitslosen von der ,,Kultur der 
Abhängigkeit" befreien. 

,,From welfare to work - aus der 
Wohlfahrt in  die Arbeit" lautet die 
Botschaft des ,,Fjeld-Reports". New 
Labourzwingt den Arbeitslosen einen 
,,New Deal" auf; einen Handel, der 
sich für die Betroffenen wohl als win- 
diges Geschäft erweisen wird. Der 
Staat verpflichtet sich in diesem New 
Deal, genug Arbeit zu schaffen, für 
die, die arbeiten können. Er fordert 
vom einzelnen dafür die Eigenverant- 
wortung ein, unabhängig vom Staat 
seine Familie zu unterhalten und für 
sein Alter vorzusorgen. Das klingt 
nicht nur nach Sozialabbau; genau 
das hat Field gemeint: Sozialausga- 
ben reduzieren, Hilfe auf die,,wirklich 
Bedürftigen" konzentrieren, Sozial- 
mißbrauch bekämpfen und mit Druck 
und stärkeren Anreizen Arbeitslose in 
die Billigjobs drängen. 

Das haben wir doch schon 'mal ir- 
gendwo gelesen, sagten sich Großbri- 
tanniens Arbeitslose, Renter und So- 
zialhilfebeziehende. Richtig: Field hat 
bei Margaret Thatcher abgekupfert. 
In einem ,,Green paper" von 1985 
hatte die lron Lady den Vollversor- 
gungswohlfahrtsstaat als ,,Gleichma- 
cherei" gegeißelt, weil ihm ein Bür- 
gerrecht auf Sozialleistungen zugrun- 
delag. 

Wenn es den Tories schon nicht 
gelungen war, ihren Teil des Deals zu 
erfüllen - vorausgesetzt, sie wollten 
das überhaupt-, darf man bezweifeln, 
daß es New Labour mit derselben Po- 
litik gelingen wird, Arbeitsplätze in 
ausreichender Anzahl zu schaffen. 

Die Rentner-Verbände kritisierten, 
sie hätten eine Rentenerhöhung und 
das Versprechen einer soliden Alters- 
sicherung erhofft. 

Die Behinderten-Verbände arg- 
wöhnten, daß die Erwerbsunfähigen 
als Sparpotential herhalten müßten, 
indem neue Antragsteller stärker als 
bisher durchleuchtet werden. Ihr 
Mißtrauen ist berechtigt. (Ex-)Sozial- 
ministerin Harriet Harman hatte 
schon Ende 1997 keine mickrigen 
11 5 sondern - sage, und schreibe - 
250.000 Inspektoren in Marsch ge- 
setzt, um die Empfänger von Behin- 
dertenhilfe auf tatsächliche Bedürftig- 
keit zu überprüfen. Harman wollte 
nämlich die Behindertenhilfe besteu- 
ern oder zeitlich begrenzen. 

Alleinerziehende Sozialhilfeemp- 
fängerinnen sollten nach diesem Kon- 
zept ab April 1998 auf 30 DM pro 

Woche verzichten, wenn sie ein Ar- 
beitsangebot wegen ihrer Erzie- 
hungspflichten ablehnten. New La- 
bour wollte im Gegenzug dafür sor- 
gen, daß gemeinnützige Einrichtun- 
gen zusätzlich 50.000 Kindergärtne- 
rinnen ausbilden und beschäftigen, 
die sich um die lieben Kleinen küm- 
mern, während Mutti für 3,93 DM 
die Stunde wieder im Salon von Mon- 
tag bis Samstag schneidet, wäscht 
und legt. 

Siebzig Labour-Abgeordnete des 
linken Parteiflügels haben in einem 
offenen Brief gegen diese Maßnah- 
men protestiert. 

Zauberwort ,,Employabilityn 
Der Zwang zur Arbeit gehört zum 
Kern der Sozialpolitik von New La- 
bour. , Employability" heißt das Zau- 
berwort, das zu mehr Beschäftigung 
führen soll - ,, Beschäftigungsfähig- 
keit ". 

,,Welfare to work", dies ist auch 
der Name eines Beschäftigungspro- 
gramms für Arbeitslose unter 25 Jah- 
ren, die Iänger als sechs Monate ar- 
beitslos sind und für ältere Arbeitslo- 
se, die Iänger als zwei Jahre nicht be- 
schäftigt waren. Unter dieses Pro- 
gramm fallen 500.000 Menschen. Es 
wird 10 Milliarden DM kosten, die 
eine Sondersteuer auf Privatisierungs- 
profite einbringen soll. Teilnehmer 
müssen eines der folgenden Angebo- 
te annehmen: 
1. Sechs Monate in einem privaten 
Betrieb arbeiten. Der Arbeitgeber er- 
hält einen Lohnkostenzuschuß von 60 
Pfund (1 80 DM) in der Woche. 
2. Sechs Monate in einer gemeinnüt- 
zigen Einrichtung arbeiten oder in ei- 
ner Umwelt-Initiative (,,Environment 
Task Force"); will heißen, Vater Staat 
Iäßt Bataillone von Sozialhilfebezie- 
henden in Wald und Flur Spaten und 
Rechen schwingen. 

Der Zwang zur 
Arbeit gehört zum 
Kern der Sozialpolitik 
von New Labour: 
,, Employability" heißt 
das Zaubenuort, das 
z u  mehr Beschäfti- 
gung führen soll - 
, Beschäftigungsfä- 
higkeit". 
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Ist das Tafelsilber 
einmal verscherbelt, 

richtet wieder 
,,Master Schmal- 

hans" i m  Namen der 
Regierung das letzte 
Wort an  die ,,kleinen 

Leute": ,,Die 
Gentlemen bitten 

zur Kasse." 

3. Zwölf Monate an einer 
Vollzeit(aus)bildungsmaßnahme teil- 
nehmen. 

In einer Einführungsphase sollen 
die Teilnehmer die Wahl zwischen 
den verschiedenen Angeboten tref- 
fen. Wer sich für keines entscheidet, 
erhält zunächst zwei, dann vier und 
schließlich bis zu 26 Wochen keine 
Unterstützung mehr. Laub fegen, 
Müll sammeln oder ähnliche Tätigkei- 
ten in einer,, Environment Task Force" 
tragen nichts dazu bei, die ,,Employa- 
bility" zu erhöhen. Dies ist Pflicht-Ar- 
beitsdienst, nichts anderes. Eine 
sechsmonatige Beschäftigung in ei- 
nem privaten Betrieb birgt die Gefahr 
hoher Mitnahmeeffekte, d.h. damit 
Personen zu fördern, die ohnehin Ar- 
beit gefunden hätten. Bis Ende Au- 
gust 1998 haben 148.100 junge Ar- 
beitslose an ,,Welfare to work" teilge- 
nommen. Davon sind noch 100.000 
in der Einführungsphase. 42% haben 
sich für eine subventionierte Beschäf- 
tigung in einem Betrieb entschieden, 
23% wählten eine der Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen und 34% be- 
suchen die Bildungs- und Ausbil- 
dungskurse. Alle drei Angebote sind 
keine neuen Instrumente der Arbeits- 
marktpolitik. Sie hießen unter den To- 
ries nur anders: ,,Training for work", 
,,Community Action" oder ,,Project 
Work". 

New Labour hält damit an der 
Politik der Konservativen fest, die 
den Bezug von Sozialleistungen an 
eine aktive Arbeitssuche koppelte, 
um die ,,Selbstverantwortung" des 
Arbeitslosen zu stärken. Im Oktober 
1996 ersetzten die Tories das Ar- 
beitslosengeld (,,Unemployment Be- 
nefit") und die Arbeitslosenhilfe 

(,,lncome Support'') durch die 
,,/obseeker's Allowance" (JSA = 

Vergütung für Jobsuchende). JSA 
erhalten Arbeitslose nur, wenn sie 
einen Arbeitssuchvertrag, das sog. 
,,Jobseeker's Agreement", mit ihrem 
Arbeitsamt abschließen. Der Ar- 
beitslose stimmt in diesem Vertrag 
,,selbstverantwortlich" einer bis zu 
26 Wochen dauernden Bezugssper- 
re seiner JSA zu, sollte er ein Ar- 
beitsangebot ablehnen. 

New Labour geht aber doch neue 
Wege. Auf diesen simplen, wie genia- 
len und billigen Einfall sind die Tories 
nie gekommen: Das Arbeitsministeri- 
um verkauft seit Anfang April 1998 
Wecker an junge Arbeitslose, damit 
sie Bewerbungsgespräche am frühen 
Morgen nicht mehr verpassen. „Wir 
tun alles, damit es keine faulen Ausre- 
den bei der Arbeitssuche mehr gibt", 
sagte ein Mitarbeiter dem Boulevard- 
blatt The Sun (FR; 8.4.98, 5.2). - Der 
Schlaf der Vernunft gebiert die Unge- 
heuer. 

Tony Blair im Abschwung - 
Wohltaten für's Image 
Ob die Angst vor einer sozialen Ex- 
plosion Tony Blair bewogen haben 
mag, Ende Juli 1998 von seinem 
Sparkurs abzuweichen? Die Schere 
zwischen Arm und Reich weitet sich 
immer mehr. Reiche und Arme be- 
nutzen unterschiedliche Schulen, 
Krankenhäuser und Verkehrsmittel. 
Jedes dritte Kind lebt in Armut. In je- 
dem fünften Haushalt lebt kein einzi- 
ger Arbeitnehmer. In den Arbeitslo- 
senghettos von Newcastle oder Liver- 
pool hat keiner eine Chance auf ei- 
nen Job. l ,2 Millionen Menschen ha- 
ben seit ihrem Abgang von der Schu- 

Solarenergie für 
Cubas Schulen 

Ein Solidaritätsprojekt des  Vereins zur 
Förderung der politischen Kultur e .V.  und 

des  spw-LeserInnenforums Rheinland 

Kontakt: Kulturverein, Postfach 210606, 50531 Köln 

Mit den Spenden wird die polytechnische Oberschule "Georgii Dimitrov" unter- 
stützt. Sie liegt etwa 40 km westlich von Havanna. Die gesamte Gegend ist von 
Stromabschaltungen betroffen; auch in der Schule fehlt mehrmals pro Woche für 
Stunden der Strom. Wir wollen daher eine Photovoltaikanlage finanzieren. Sie wird 
eine Leistung von 1.000 Watt haben und die Beleuchtung der Schule sicherstellen. 
Mitarbeiter von EUROSOLAR montieren z.Zt. in Deutschland die zentrale elektro- 
nische Einheit; in Kürze wird sie nach Cuba transportiert und installiert werden. 

le noch nie gearbeitet. Jeder vierte 
Haushalt erhält einkommensabhän- 
gige Sozialleistungen. Denn Arbeit 
schützt vor Armut nicht: 22% aller 
Beschäftigten verdienen weniger als 
50% des Durchschnittseinkommens 
von 1993, meldet ,,The Guardian" 
am 28. April 1997. Nach der Ar- 
mutsdefinition der EU-Kommission 
gehört damit jeder fünfte britische 
Arbeitnehmer zu den ,,working 
poor". 

Fast täglich ist im  angeblichen 
Jobwunderland von Arbeitsplatzver- 
lusten die Rede. Die Gasgruppe Bloc 
will 500 Leute entlassen. Siemens feu- 
ert über 1.000 Arbeitnehmer einer 
Chip-Fabrik in Tyneside. Rover setzt 
1.500 Leute auf die Straße. 

Tony Blair sitzt in der Klemme. 
Und was macht ein Regierungschef, 
der in der Klemme sitzt? Er Iäßt Köpfe 
rollen und tut 'was für's Image. Am 
27. Juli 1998 hat Blair sein Kabinett 
umgebaut. Frank Field mußte gehen. 
Der Schotte Alistair Darling übernahm 
den Posten von Sozialministerin Har- 
riet Harman. 

Der ,,eiserne1' Schatzkanzler Gor- 
don Brown hatte plötzlich etwas fürs 
murrende Volk übrig: 19 Milliarden 
Pfund sollen bis zum Jahr ZOO2 in das 
Bildungssystem fließen, 21 Milliarden 
in den staatlichen Gesundheitsdienst, 
2.5 Milliarden in die Rente. Die Polizei 
soll höher dotiert werden, der soziale 
Wohnungsbau auch. Es soll etwas 
mehr Entwicklungshilfe geben, Be- 
schäftigungsprogramme für struktur- 
schwache Regionen und einen ko- 
stenlosen Sehtest für Pensionäre. 

Die laufenden Ausgaben für die 
neuen Wohltatsollen preisbereinigt 
um 2,3% pro Jahr steigen; schneller 
als die Wirtschaft wächst. Brown be- 
kommt also Probleme mit der Ge- 
genfinanzierung. New Labour rnuß 
deshalb in großem Stil staatliches Ei- 
gentum privatisieren. Zum Verkauf 
stehen Beteiligungen an der nationa- 
len Luftraumüberwachung, an der 
Münzpresse und am öffentlichen 
Pferdetoto sowie der Hafen von Bel- 
fast. Schließlich könne man weder 
die Steuern erhöhen, noch die Reser- 
ven schröpfen oder gar neue Schul- 
den machen. Der Abschwung der 
Wirtschaft macht einen Strich durch 
diese Milchmädchenrechnung. New 
Labour wird die Steuern erhöhen 
und neue Schulden machen müssen. 

Ist das Tafelsilber einmal verscher- 
belt, richtet wieder ,,Master Schmal- 
hans" im Namen der Regierung das 
letzte Wort an die,,kleinen Leute": „Die 
Gentlemen bitten zur Kasse. " SPW 

neuerung der Fraktion ist mit  Heiko Sen. Erleichtert wird dies auch durch P.S.: Napoleon verlor als Kaiser bei 

Maas als Fraktionsvorsitzendem, vie- den Wegfall eines schwierigen The- Leipzig, wurde nach Elba verbannt, 
len frischen und jungen Kräften auf mas des verlorenen Wahlkampfs: kehrte für 100 Tage zurück und erleb- 

gutem Wege. „Die Saarlandpartei" Über den Bergbau wird beim näch- te Waterloo. Auf St. Helena blieb er 

wird sich einen neuen Namen geben sten Mal nicht mehr zu reden sein. bis zum Schluss. Zum Wohle seines 

und neu einen Namen machen müs- Der Blick richtet sich auf 2004. Landes. SPW 

I m November letzten Jahres war die 
SPD-Welt in Dortmund noch in 
Ordnung. Hatte man doch bei der 

Bundestagswahl gerade erst - auch 
für heimische Verhältnisse - ein 
Traumergebnis erzielt. Die Vorberei- 
tungen für die Kommunalwahl liefen 
bereits auf Hochtouren. Die Wahl- 
kreiskandidaten für den Stadtrat wa- 
ren in den Stadtbezirken bereits no- 
miniert und auch für den ersten direkt 
zu wählenden Oberbürgermeister 
hatte sich eine Lösung gefunden. 
Sollte doch der bundesweit bekannte 
Oberbürgermeister Günter Samtlebe 
aus Altersgründen abgelöst werden. 
Um die neue hauptamtliche Doppel- 
spitze war die Schlacht schon 1997 
abschließend geschlagen. Der Sieger 
und zukünftige Kandidat, Franz Josef 
Drabig, hatte erfolgreich alle seine 
Gegner ausgeschaltet oder anderwei- 
tig versorgt. Drabig erreichte daher 
ohne Mühe eine eindeutige Nominie- 
rung durch den Unterbezirksparteitag 
in Dortmund. 

Skandale in Serie 
Nach den Plänen sollte er schon An- 
fang Dezember 1998 den Oberbürger- 
meister und Oberstadtdirektor ablösen 
und den Wahlkampf aus der neuen 
Position heraus bestreiten. Eine nächt- 
liche Polizeistreife durchkreuzte jedoch 
seine Pläne, als er im Sperrbezirk mit 
einer Prostituierten erwischt wurde. 
Seine Erklärungsversuche, es handele 
sich nur um eine Anhalterin, belustig- 
ten das Publikum und zeigte fehlende 
Sensibilität in Problemsituationen. Auf- 
grund des Rotlichtvorfalles ordnete der 
Dortmunder Parteichef Bernhard Rap- 
kay Probeabstimmungen in der Rats- 
fraktion an. Gleich zwei Probeabstim- 
mungen gingen schief. Dennoch wur- 
de die Wahl des neuen Oberbürger- 
meisters nicht von der Tagesordnung 
der Ratssitzung Anfang Dezember 98 
gestrichen. Prompt fiel Drabig auch 
hier durch. Mindestens fünf SPD Rats- 
verteterlnnen hatten nicht für ihn ge- 
stimmt. Der nächste öffentliche Skan- 
dal war da. Der dritte folgte sogleich. 
Denn die Amtseinführungsfeier für 
den designierten Drabig, neues Brief- 
papier und neue Möbel waren bereits 

Wochen vorher geordert worden. Die 
Rechnungen ergaben schließlich 
300.000 bis 400.000 DM Aufwand für 
Oberbürgermeister Drabig, der keiner 
wurde. 

Die Dortmunder SPD hatte jetzt ein 
weiteres Problem. Neun Monate vor 
den Wahlen war der Kandidat abhan- 
den gekommen (dass es für die Kölner 
noch schlimmer kommen sollte, wus- 
sten wir noch nicht), denn die große 
Mehrheit der Partei war zur Überzeu- 
gung gekommen, dass man nun mit 
Drabig nicht mehr antreten konnte. Er 
sollte jedoch den Fraktionsvorsitz be- 
halten. Nun kam es doch noch zu ei- 
ner Kampfabstimmung. Der bisherige 
Stadtdirektor und Kämmerer Dr. Lan- 
gemeyer setzte sich knapp mit 152 zu 
142 gegen Günter Wegmann, Rechts- 
anwalt und stellvertretender Parteivor- 
sitzender durch. Dies war auch eine 
Entscheidung zwischen dem Weiter so 
und einem neuen Politikansatz. Dass 
Langemeyer kein Kandidat der Partei 
war und auch keine Kenntnis vom Zu- 
stand der Parteiarbeit in den Ortsverein 
hatte, zeigte er während des gesam- 
ten Wahlkampfes. Ungeschickte Äu- 
ßerungen des Kandidaten förderten 
genauso wenig die Stimmung der Par- 
tei wie die Politik und Öffentlichkeitsar- 
beit der neuen Bundesregierung. 

In dieser Situation wurde Anfang 
August bekannt, dass der Fraktionsvor- 
sitzende Drabig seit Jahren keine Steu- 
ererklärung abgegeben und wohl sei- 
ne Aufsichtsratsvergütungen nicht ver- 
steuert hatte. Dass in dieser Situation 
der Parteivorsitzende nicht auf einen 
sofortigen Rücktritt Drabigs drängte, 
sondern genau das Gegenteil versuch- 
te, vergrößerte den Schaden. Da wun- 
dert es kaum, wenn eine repräsentati- 
ve Umfrage den CDU-Unternehmer 
Geers zu diesem Zeitpunkt bei 55% für 
die OB Wahlen ausmachte. Ein Schock 
für die Genossen, die doch sonst im- 
mer sichere Mehrheiten hatten. Dass 
letztendlich am 12. September Lange- 
meyer auf immerhin 42% und Geers 
,,nur" auf 45% kam, war schon ein Er- 
folg. Das jedoch im Stadtrat die Frakti- 
on der CDU um 0,7% vor der SPD- 
Fraktion lag, war noch ein größerer 
unerwarteter Schock. 

Debakel in der 
I I  Herzkammer 

der SPD" 
von Andreas Bach* 

Konsequenzen stehen noch aus 
Die ersten Analysen des Wahlergebnis- 
ses zeigen, dass nur 100.000 Bürgerln- 
nen die SPD gewählt hatten gegen- 
über 200.000 bei der Bundestagswahl 
98 und 177.000 bei der letzen Kom- 
munalwahl, die zusammen mit einer 
Bundestagswahl stattfand. Die Wäh- 
lerwanderungen bestätigen weiterhin, 
dass die SPD im Wesentlichen an die 
Nichtwähler verloren und nur unbe- 
deutende Abgaben an CDU und Grü- 
ne aufzuweisen hat. Die Grünen ha- 
ben geringere Verluste zu verzeichnen 
und die CDU konnte ihr gesamtes Po- 
tential mobilisieren. Da in Dortmund 
noch eine Stichwahl ansteht (nach Re- 
daktionsschluss), hat innerhalb der 
Dortmunder Partei noch keineausführ- 
liche Analyse stattgefunden. Viele Ge- 
spräche zeigen jedoch, dass drei 
Hauptgründe der Wahlniederlage in 
Dortmund diskutiert werden. Erstens: 
Die Politik der neuen Bundesregierung, 
von der ein bedeutender Teil der 
Stammwähler tief enttäuscht ist. Zwei- 
tens: Die Drabig-Affären und der da- 
zugehörige Filz zwischen SPD und Ver- 
waltung. Drittens: Ein sehr unprofes- 
sioneller Wahlkampf gegenüber einer 
Marketingglanzleistung von CDU - 

Mann Geers. 
Für die Zeit nach der Stichwahl 

wird eine Diskussion vielleicht sogar 
eine Zerreissprobe zwischen den Akti- 
ven, die einen neuen Politikanfang in 
Dortmund durchsetzten wollen, und 
der Fraktion, die trotz Mehrheitsver- 
lust ohne grundlegende Änderungen 
weiter machen will. SPW 

Drei Hauptgründe 
der Wahlniederlage: 
1. die Politik der 
neuen Bundesregie- 
rung, 2. die Drabig- 
Affären u n d  der Filz 
zwischen SPD und 
Verwaltung, 3. ein 
sehr unprofessionel- 
ler Wahlkampf. 

* Andreas Bach ist Vors~tzender eines SPD-Ortsvereins in Dortmund. 
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II Gegen die CDU 
wäre es leichter 
gewesen." 
Ein Rückblick auf die Saarlandwahl 
am 5. September 1999 

von Ulrich Commercon* 

G erhard Schröder konnte am 1. 
März 1998 bei der Wahl des 
Niedersächsischen Landtages 

einen grandiosen Wahlsieg erringen. 
Mit 47,9 Prozent lag er stolze 3 Punk- 

Gegen den Bundes- 
trend, gegen 

Gerhard Schröder 
und gegen Oskar 

Lafontaine zugleich 
ist keine Wahl zu 

gewinnen. 

* Ulrich Commercon, Politikvi 
Stands Saarland 

te über den Umfragewerten der Bun- 
des-SPD. Reinhard Klimmt musste am 
5. September 1999 bei der Wahl des 
Saarländischen Landtages eine ver- 
nichtende Niederlage einstecken. Mit  
44,4 Prozent lag er schwache 12,5 
Punkte über den Umfragewerten der 
Bundes-SPD. 

Am 27. September 1998 wurde 
Helmut Kohl nach 16-jähriger Kanz- 
lerschaft abgewählt. Die saarländi- 
sche SPD hatte mit 52,4 Prozent bun- 
desweit mit großem Abstand das be- 
ste Ergebnis aller Parteien aller Bun- 
desländer erzielen können. 

Alles wird gut 
Gerhard Schröder wurde Bundes- 
kanzler, der Parteivorsitzende Oskar 
Lafontaine Bundesfinanzminister und 
Reinhard Klimmt endlich Ministerprä- 
sident. Die saarländische SPD war sich 
gewiss, die nächste Landtagswahl sei 
bereits gewonnen. 

Auch die Saar-CDU glaubte bis im 
Frühjahr 1999 nicht im Entferntesten 
daran, die absolute SPD-Mehrheit an 
der Saar zu brechen. Ihr stellvertre- 
tender Landesvorsitzender gab sogar 
öffentlich bekannt, die CDU müsse 
sich auf das Jahr 2004, die übernäch- 
ste Landtagswahl vorbereiten. Jetzt 
sei nicht der Hauch einer Chance zur 
Machtübernahme da. 

Kurz: Alles wird gut. 
Doch es kam anders: „Die Saarland- 
partei" - so selbstbewusst die SPD 
Saar über sich selbst - lag am 5. Sep- 
tember 1999 mit 1 , I  Prozentpunkten 
knapp hinter der CDU. Aber knapp 

/issenschaftlel; Mitglied des SPD-Landesvor. 

vorbei ist auch daneben. Gewonnen 
hatte niemand: In absoluten Stim- 
rnenzahlen ausgedrückt verloren die 
CDU rund 12.000 oder 10 Prozent, 
die Grünen rund 20.000 oder die 
Hälfte, aber die SPD rund 90.000 
oder mehr als ein Viertel ihrer Stim- 
men von 1994. 

Zweieinhalb Faktoren der 
Niederlage 
Die beiden großen Sieger der Bundes- 
tagswahl, Gerhard Schröder und Os- 
kar Lafontaine, zwischen die nach ei- 
genem Bekunden ,,kein Blatt Papier" 
passte, hatten den Grundstein für die 
Folge von Wahlpleiten gelegt. Es 
braucht nicht viel Analysefähigkeit, 
um zu erklären, was an der andert- 
halb Jahrzehnte lang ,,rotenu Saar ge- 
schah. Im Wesentlichen waren es 
zwei Faktoren, personifiziert durch 
die beiden September-Sieger des Jah- 
res 1998, plus die halbe Portion des 
damaligen CDU-Oppositionschefs: 

Zum einen schlug der schlechteste 
Bundestrend seit den fünfziger Jahren 
durch. Zwar konnte Reinhard Klimmt 
mit dem Kampf gegen den Wortbruch 
der Bundesregierung bei Rente und 
Vermögensteuer die Hälfte der bei der 
Kommunal- und Europawahl im Juni 
des Jahres ,,AbtrünnigenJ' zurückge- 
winnen. Möglich war dieses Stemmen 
gegen die eigene Bundesregierung nur 
durch die unbestrittene Glaubwürdig- 
keit, durch das hohe Ansehen Klimmts 
und durch einen unglaublich engagier- 
ten Wahlkampfeinsatz der gesamten 
Partei vom Landesvorsitzenden bis zu 
den Ortsvereinen. Der Wind drehte 
sich spürbar zu Gunsten der SPD. Die 
erneute Verteidigung der absoluten 
Mehrheit schien trotz aller widrigen 
Umstände zu gelingen. Als in der letz- 
ten Wahlkampfwoche jedoch bekannt 
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Fragwürdige 
Parallelen 

Atomare Abschreckung in Südasien 

Von Rolf Mützenich * 

wurde, dass Schröder nun auch noch 
Schreiner - den letzten Saarländer im 
,,Reich" - vor die Tür setzen werde, 
war alle Mühe vergebens. 

Zum anderen kostete der Rücktritt 
Lafontaines gerade an der Saar viel 
Vertrauen. ,,Enttäuschte Liebe" be- 
schreibt wohl am besten das Verhält- 
nis vieler ehemaliger Bewunderer des 
,,großen Zampano" nach dessen ver- 
antwortungslosem und selbstsüchti- 
gem Eintritt in den vorzeitigen Ruhe- 
stand. Schlimmer noch als der Rück- 
tritt selbst waren jedoch die stets zün- 
gelnden Gerüchte und Episoden aus 
dem ,,Exil". Angefangen bei den ersten 
Auftritten auf dem SPD-Landespartei- 
tag und der Saarbrücker Maikundge- 
bung über die Ankündigung des „Bu- 
ches der großen Abrechnung mit 
Schröder" zur Frankfurter Herbstmesse 
bis hin zum Züricher Gourmet-Vortrag 
- w o  auch nur sein Name auftauchte, 
stahl Lafontaine Klimmt die Show und 
riss Wunden wieder auf. 

Vor diesem Hintergrund hat die 
saarländische SPD noch das Bestmögli- 
che herausgeholt. Im Vergleich mit den 
Landtagswahlen in Brandenburg, Thü- 
ringen und Sachsen, aber vor allem mit 
der NRW-Kommunalwahl ist das der- 
zeitige Optimum erreicht worden. Aber 
das reicht eben nicht. Gegen den Bun- 
destrend, gegen Gerhard Schröder und 
gegen Oskar Lafontaine zugleich ist kei- 
ne Wahl zu gewinnen. Allein gegen die 
Saar-CDU wäre es leichter gewesen. 
Aber auch das ist ein schwacher Trost. 

Was bleibt? Ein kurzer Ausblick 
Die Genossen konnten die Saar zum 
wiederholten Mal nicht halten. Die 
CDU hat trotz, nicht wegen ihres 
,,jungen Milden" Müller die Mehrheit 
der Mandate. Und dennoch sind die 
Aussichten nicht schlecht. Die Er- 

m Ende des Jahrhunderts A steht fest: Das Zeitalter.der 
Großen Kriege wird in Euro- 

pa nicht mit einer Abrüstungsdekade 
enden. Vielmehr waren die vergange- 
nen Jahre eine Phase der verpassten 
Abrüstungschancen. Nach dem Zu- 
sammenbruch des Warschauer Pakts ist 
der Abrüstungsprozess praktisch zum 
Erliegen gekommen. Rüstungskontrolle 
und Abrüstung sind aus den Schlagzei- 
len der Tageszeitungen verschwunden. 
Heute wird das Für und Wider militäri- 
scher Eingriffe in zwischen- und inner- 
staatliche Konflikte erörtert. Kein Tabu 
wird mehr ausgeklammert: Der Gene- 
ralinspekteur der Bundeswehr philoso- 
phiert öffentlich über die Einsatzmög- 
lichkeit der Streitkräfte in der Kriminali- 
täts- und Terroristenbekämpfung. Die 
Remilitarisierung der Sicherheits- und 
Innenpolitik ist in vollem Gang. Gefor- 
dert werden größere Mobilität der 
Streitkräfte, punktgenaue Waffenwir- 
kung und höhere Offensivfähigkeit. 
Qualitative Kriterien für den Rüstungs- 
kontrollprozess oder Konzepte zur De- 
fensivorientierung sind von der Tages- 
ordnung genommen. 

Tücken der Rüstungsbegrenzung 
Selbst günstige Entwicklungen bei der 
Rüstungsbegrenzung haben ihreTücken: 

Zwar werden in Europa Waffen- 
bestände aus Zeiten des Kalten Krie- 
ges vernichtet; ein Teil wird allerdings 

in andere Länder exportiert, wo Krie- 
ge oder Bürgerkriege wüten. 

Die USA und Russland beginnen 
mi t  den START Ill-Gesprächen, 
während das START Il-Abkommen 
noch gar nicht vom russischen Par- 
lament ratifiziert worden ist. Und 
die USA verknüpfen die Gespräche 
mi t  einer Aufkündigung des ABM- 
Vertrages. 

Der von Nicht-Regierungsorgani- 
sationen initiierte Vertrag zum Verbot 
von Landminen ist ein großer Erfolg. 
Problematisch bleibt dagegen, dass 
die großen Produzenten dem Ab- 
kommen nicht beitreten wollen. 

Die Chemiewaffen-Konvention ist 
in Kraft getreten. Allerdings verfügt 
die Kontrollbehörde noch über wenig 
Kompetenzen und Daten. 

Gelungene Beispiele 
Es gibt nur wenige rundum positive 
Beispiele: 

Der Abrüstungsvertrag zwischen 
den Konfliktparteien im ehemaligen 
Jugoslawien ist ein Modell dafür, wie 
Rüstungsverrninderung und Rü- 
stungsbegrenzung die Friedenskon- 
solidierung stärken und wie Rü- 
stungskontrolle von außen erfolgreich 
angeregt werden kann. 

Die Vernichtung von Kleinwaffen 
kann, wie irn Falle EI Salvadors, den 
innerstaatlichen Befriedungsprozess 
unterstützen. 

Während in Europa über Eingreif- 
konzepte und die (Neu)Ausrüstung 
der Streitkräfte debattiert wird, findet 
in anderen Weltregionen klassische 
Aufrüstung statt. 

Hervorzuheben ist Asien, das von 
ganz verschiedenen Prozessen berührt 
ist. Die Staaten der südostasiatischen 
ASEAN-Gemeinschaft zählten bis zur 
Wirtschaftskrise zu den Ländern mit der 
höchsten Steigerungsrate im Bereich 
Militär und Rüstung. Die nationalen 
Verteidigungsbudgets wuchsen jährlich 
zwischen 10 und 20 Prozent. Auch die 
VR China rüstete alle Teilstreitkräfte in 
großem Umfang auf. Auf der koreani- 
schen Halbinsel kann jederzeit ein be- 
waffneter Konfliktausbrechen. Letztlich 
vollzogen auch lndien und Pakistan in 
den vergangenen Jahren einen umfas- 
senden Aufrüstungsprozess. Gemein- 
sam ist allen vier Regionen ein Mix aus 
Territorial- und Ideologiekonflikten. 

Der südasiatische Konfliktraum 
Der südasiatische Konfliktraum ragt aus 
dem Bild heraus: lndien und Pakistan 
dokumentierten im Mai 1998 durch 
Kernsprengungen und den Test von Trä- 
gersystemen ihre Atomwaffenfähigkeit. 
Ein nukleares Wettrüsten infolge der 
Entwicklung, Produktion und Dislozie- 
rung von Sprengköpfen und Trägerwaf- 
fen steht bevor. Im Gegensatz zum b e  
kannten Ost-West-Konflikt handelt es 
sich in Südasien um einen mehrdimen- 
sionalen Konflikt. Das zentrale Motiv in 
lndien ist die Rivalität mit China. lndien 
beansprucht aufgrund seiner Geschich- 
te, Größe, Bevölkerungszahl und öko- 
nomischen Entwicklung einen Status 
als Ordnungsmacht über den Subkonti- 
nent hinaus. Es fordert einen ständigen 
Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Na- 
tionen und eine entsprechende Be- 
handlung als Atomwaffenmacht durch 
benachbarte Staaten. Da die internatio- 
nale Rangordnung auch heute noch 

Das Zeitalter der 
Großen Kriege wird 
in Europa nicht mit 
einer Abrüstungsde- 
kade enden. 
Vielmehr waren die 
vergangenen Jahre 
eine Phase der 
verpassten Abrü- 
stungschancen. 

* Dr. Rolf Mützenich, Politologe, Lehrbeauftragter für internationale 
Beziehungen an der Universitat Koln 
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mit dem Besitz von Kernwaffen verbun- 
den ist, ziehen die Entscheidungsträger 
in Neu Dehli hier eine entsprechende 
Parallele. Der Aufbau einer indischen 
Kernwaffenoption datiert seit der er- 
sten chinesischen Atomexplosion. Hin- 
zu tritt die historische Erfahrung einer 
militärischen Niederlage während des 
indisch-chinesischen Grenzkonflikts. In- 
dien sieht sich durch die Stationierung 
von atomar bestückten Kurzstreckenra- 
keten in Tibet und die Entwicklung von 
mobilen Langstreckenraketen bedroht. 
Die Errichtung einer chinesischen Mari- 
nebasis in Myanmar unterstreicht, dass 
der Indische Ozean nicht der südasiati- 
schen Macht überlassen werden soll. 
Weiterhin erkennen indische Politiker in 
der nukleartechnischen und militäri- 
schen Zusammenarbeit zwischen der 
VR China und Pakistan ein weiteres Be- 
drohungsmoment. 

Letztlich waren es aber innenpoliti- 
sche Gründe, die die Machthaber in 
Neu Dehli veranlassten, die nuklearen 
Kernsprengungen zu verlassen. Beglei- 
tet von einem innergesellschaftlichen 
Konsens zugunsten einer offenen Nu- 
klearisierung ordnete die von der hin- 
duistisch-nationalistischen BJP geführte 
Koalitionsregierung die Tests an. Paki- 
stan wiederum reagierte angesichts der 
konventionellen Überlegenheit Indiens 
mit dem Aufbau einer Nuklearrüstung. 

Es ist zu Die Kernsprengungen und der Test von 
tun, sei die Trägersystemen folgten der bekannten 

Verhaltensweise des Nullsummenspiels. 
kung in Südasien der Beide Staaten, verfangen in einem 
Weg der Konfliktbe- mehrschichtigen Konfliktgeschehen 

arbeitung. und einem innenpolitisch instrumenta- 
lisierten Glaubenskampf, haben also ih- 
rem umfangreichen konventionellen 
Rüstungspotential eine nukleare Kom- 
ponente beigefügt. Sie schließen im Fall 
eines weiteren Krieges auch den Einsatz 
von Nuklearwaffen nicht aus. Derjüng- 
ste Konflikt in Kaschmir hat die Eigendy- 
namik derartiger Konfliktmuster ein- 
dringlich vor Augen geführt. Die Ge- 
fahr, dass Akteure, die nicht in militäri- 
sche Befehlsstrukturen eingebunden 
sind, einen Krieg provozieren können, 
ist groß. 

Neben den regionalen Aspekten 
wiegen die internationalen Folgen der 
Atomwaffentests ähnlich schwer: Ande 
re Proliferationskandidaten könnten sich 
ermutigt fühlen, vergleichbare Schritte 
zu unternehmen. Für die Rüstungskon- 
trolle stellen sich Fragen und Herausfor- 
derungen. Bisher wurde lediglich auf b e  
stehende internationale Regime, wie 
den Nichtweiterverbreitungs-Vertrag 
(NVV) und den Vertrag über das Umfas- 
sende Verbot von Nuklearversuchen 
(CTPT) verwiesen. Derartige Regelwerke 

sind wichtig. Ob sie allerdings der Ver- 
trauensbildung in Südasien dienen, 
bleibt zu bezweifeln. Wichtiger wäre das 
direkte Gespräch zwischen den asiati- 
schen Kernwaffenstaaten. An dessen 
Ende müsste eine rüstungskontrollpoliti- 
sche Verabredung stehen. lndien und 
Pakistan versuchen erst seit wenigen 
Monaten einen solchen Dialog, der im- 
mer wieder von gewaltsamen Auseinan- 
dersetzungen am Siachem-Gletscher 
unterbrochen wird. Auch der indisch- 
chinesische Dialog hat erst begonnen, 
offensichtlich erfolgreicher. Die Gesprä- 
che könnten eine Voraussetzung für eine 
notwendige Vertrauensbildung sein. 
Zum Prozess der Verständigung und des 
Aufbaus von Verfahren, Verhaltensmu- 
stern und Institutionen gibt es auch in 
Südasien keine Alternative. 

Abschreckung als Lehrmeister? 
Lehren aus dem Entstehen internatio- 
naler Regime während des Ost-West- 
Konflikts könnten daher förderlich wir- 
ken. Politische Entscheidungsträger 
sollten entsprechende Erkenntnisse 
weitergeben. Allerdings zeichnet sich 
in der Gemeinde der westlichen Sicher- 
heitsexperten eine ganz andere Ten- 
denz ab: Die aus der Macht- und Sy- 
stemkonfrontation bekannte Ab- 
schreckungsdoktrin wird einfach auf 
das Konfliktgeschehen in Asien über- 
tragen. Gerald Segal, Direktor des ein- 
flussreichen Internationalen Instituts 
für Strategische Studien, fragte ein 
Jahr nach den Kernwaffentests in 
,,Newsweek, ob nukleare Waffen die 
Abschreckung und Stabilität in regio- 
nalen Konflikten steigern können. In- 
direkt bejaht er die Frage und schließt 
mit der Feststellung, dass von den 
südasiatischen Demokratien (!) keine 
Gefahr drohe. Theo Sommer zog in 
der Wochenzeitung „Die Zeit" ver- 
gleichbare Schlussfolgerungen. 

Derartige Erwägungen sind ein- 
seitig, spekulativ und tollkühn: 
1. Eine Theorie der Abschreckung im 
Ost-West-Konflikt wurde erst entwik- 
kelt, nachdem beide Seiten durch die 
Kuba-Krise an den Rand eines Nuklear- 
krieges geraten waren. Es dauerte Jah- 
re, bis ein Abschreckungssystem er- 
richtet und alle Komponenten aufein- 
ander abgestimmt waren. 
2. Das Abschreckungskonzept be- 
stand aus einer Vielzahl von militäri- 
schen und politischen Reaktionsebe- 
nen. Es gab ,,Heisse Drähte" und eige- 
ne ,,Aufklärungssysteme" Entschei- 
dend war die Möglichkeit, im Fall eines 
Nuklearkrieges noch genügend eigene 
Systeme zu besitzen, um den Gegner 
ebenfalls zu erreichen. 
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3. Die atomare Abschreckung wurde 
durch eine nukleare Rüstungskontrol- 
le und den Aufbau internationaler Re- 
gime gestützt. 
4. Die Konzepte beachteten dieTren- 
nung zwischen nuklearer und kon- 
ventioneller Kriegsfü hrung. 
5. Die Akteure und die Gesellschaf- 
ten wussten um die Zerstörungskraft 
atomarer Waffen. Es gab eine anti- 
nukleare Bewegung in zahlreichen 
westlichen Staaten. 
6. Die Konfliktformation des Ost- 
West-Konflikt bestand in einem 
Macht- und Systemantagonismus. 
Territorialkonflikte gab es keine. 
7. Die nukleare Absckreckung fand in 
einer zweiseitigen Bedrohungswahr- 
nehmung statt. Die Führungsmächte 
der Blöcke waren Gestaltungsmächte 
der internationalen Politik. 

Keines der genannten Kriterien fin- 
det in Südasien seine Entsprechung. 
Zwischen den Konfliktbeteiligten wird 
es niemals ein Abschreckungsgleichge- 
wicht geben. Neben der VR China wird 
voraussichtlich nur lndien demnächst 
über die Fähigkeit zum atomaren 
Zweitschlag verfügen. Das pakistani- 
sche Potential wird dagegen immer ver- 
letzbar bleiben. Militärische und politi- 
sche Entscheidungsträger könnten 
dann frühzeitig zum Einsatz nuklearer 
Mittel greifen. Die Bedrohungsvorstel- 
lungen sind ganz unterschiedlich. Indi- 
en bezieht dies auf die VR China, wäh- 
rend Pakistan allein lndien als Gegner 
betrachtet. Zwischenstaatliche Abkom- 
men zur Rüstungskontrolle und Ver- 
trauensbildung gibt es so gut wie keine. 
Und wichtige regionale Regime schlie- 
ßen alle Beteiligten bisher aus. Darüber 
hinaus gibt es einen innergesellschaftli- 
chen Konsens zur militärischen Nuklea- 
risierung in allen drei Staaten. 

Fazit 
Es ist also einfältig so zu tun, als sei die 
nukleare Abschreckung in Südasien 
der Weg der Konfliktbearbeitung. Das 
Ziehen von Parallelen ist fragwürdig. 
Gleichzeitig wird die Weiterverbrei- 
tung der Atomwaffen schöngeredet, 
anstatt Abrüstung auch von den 
Atomwaffenmächten einzufordern. 
Im übrigen bleibt die Ungewissheit, ob 
die Abschreckung tatsächlich das sta- 
bilisierende Element der Ost-West-Be- 
Ziehungen war. Bis zum Zeitpunkt, wo 
andere Dokumente der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden, ist die 
Vermutung naheliegender, dass die 
Abgrenzung und Anerkennung der 
Einflusszone das entscheidende Mo- 
ment war, weshalb der Welt ein Nukle- 
arkrieg erspart blieb. SPW 
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SPD 2000 - NRW 2010: ,,Die 
Zukunft der Arbeit" 

Zum Diskussionsforum „Die Zukunft 
der Arbeit" lädt der Einladerlnnen- 
Kreis SPD 2000 - NRW 2010, dem 
u.a. Svenja Schulze MdL, Christoph 
Zöpel MdB, Jürgen Schmitter (GEW 
NRW) und Sebastian Jobelius (Juso- 
Landesvorsitzender) angehören, ein. 
Das Forum findet am 23. Oktober, 
von 10.30 bis 16.00 Uhr in  der Zeche 
Zollverein in  Essen statt. Im Vorder- 
grund steht die Suche nach Sozialde- 
mokratische Antworten auf Erwerbs- 
losigkeit und  Jugendarbeitslosigkeit 
in  NRW. Die Teilnehmerlnnen sind 
eingeladen, die Politik der Landesre- 
gierung kritisch in den Blick zu neh- 
men, Anforderungen an das Land- 
tagswahlprogramm zu formulieren 
und mit Jugendlichen über ihre An- 
forderungen an Arbeit und Leben 
diskutieren. An der Abschlußdiskus- 
sion nehmen u.a. Andreas Schmidt 
(DGB-Jugend NRW) und Roland 
Mecklenburg (Landesjugendring 
NRW) teil. Kontakt: Jusos NRW, Bar- 
bara König, Tel.: 021 1 / 136 22 - 
323, eMail: Barbara.Koenig.nrw@ 

Leitfaden (nicht nur) für Arbeits- 
lose 

Am 1. August 1999 ist das 2. Ände- 
rungsgesetz zum Sozialgesetzbuch I11 
in Kraft getreten. Dadurch hat sich im 
Arbeitslosenrecht viel verändert. Mit 
dem lnkrafttreten der Änderungen ist 
die 16. Auflage des Leitfadens für Ar- 
beitslose erschienen. Durch ihn infor- 
miert die Fachhochschule Frankfurt 
am Main Arbeitslose verständlich und 
auf dem allerneuesten Stand. Arbeits- 
losenprojekt TuWas: Leitfaden für Ar- 
beitslose, 16. Aufl., 508 Seiten, 20,- 
DM (inkl. Versandkosten). Bestellung 
(mit Postkarte oder Fax) gegen Rech- 
nung beim Fachhochschulverlag, 
Kleiststr. 31, 6031 8 Frankfurt am 
Main, Tel. 069-1 5332820, Fax 069- 
15332840, eMail: fhverlag@verlag. 
fh-frankfurt.de 

Noch ein Zusatztipp: Im lnternet 
gibt es eine frei zugängliche Daten- 
bank zum Personal- und Arbeitsrecht, 
die von der AOK zur Verfügung ge- 
stellt wird und über die vielfältige Ge- 
setzestexte und andere Vorschriften, 
Kommentare und Urteile in tiefer 
Gliederung verfügbar sind und ge- 
sucht werden können. Leider bisher 
nur Stand Ende April 1999, aber 
trotzdem unbedingt markieren. Die 

Adresse ist http://www.sbb.aok.del 
cgi-binlcntaok 

Arno KlönnelEckart Spool 
Rainer Butenschön (Hrsq.) 

Buch ,,Der lange Abschied vom 
Sozialismus" 

Am 16.-18.04.99 führten die Bürger- 
initiative für Sozialismus, die Zeit- 
schriften Sozialismus und spw und 
Kasseler Hochschullehrerlnnen ge- 
meinsam einen Kongreß ,,Jahrhun- 
dertbilanz Sozialdemokratie" durch. 
Jetzt ist im VSA-Verlag das Buch auf 
Grundlage der Beiträge zu diesem 
Kongress erschienen: Arno Klönnef 
Eckart Spoo/Rainer Butenschön 
(Hrsg.): Der lange Abschied vom So- 
zialismus. Eine Jahrhundertbilanz der 
SPD, Paperback, 226 Seiten; DM 
32,80. Inhaltliche Schwerpunkte sind 
die SPD und der Krieg, die SPD und 
die Linke, die SPD und die Wirtschaft, 
die SPD in Geschichte und Ge- 
schichtsschreibung. Das Buch kann 
versandkostenfrei bei uns bestellt 
werden: spw-Verlag, Fresienstr. 26, 
44289 Dortmund, Tel. 023 1-40241 0, 
Fax 0231 -40241 6, eMail: Verlag@ 
spw.de 

Eine Jahrhundertbilanz der SPD 

Kritik und Alternativen zum Sparpro- 

gramm und zum ,.Schröder-Blair-Papier" 

Dazu sind in den letzten Wochen eine Reihe interessanter und materialreicher Papiere erschienen, 
auf die wir hinweisen möchten. Auf alle genannten Papiere, bei denen keine Internet-Adresse da- 
beisteht, gibt es Links auf der Internet-Seite http://www.jusos.org, über die man die Texte bequem 
finden und runterladen kann. Das Sparprograrnm im Original findet sich unter http:// 
www.bundesfinanzministerium.de, das Schröder-Blair-Papier unter http://www.spd.de/politik/er- 
neuerung/perspektiven/ 

Das Papier ,,Soziale Gerechtigkeit bleibt unsere Aufgabe - Kurshalten statt Neoliberalismus" der 
acht SPD-MdBs Barthel, Hiksch, Richter, Röspel, Rossmann, Skarpelis-Sperk, Veit und Wiesehügel, 
das insgesamt ca. 40 MdBs unterschrieben, erhältlich bei: Uwe Hiksch MdB, Tel. 030-2279 4017. 

Benjamin MikfeldfUwe Krerner/Thomas Westphal haben vorgelegt: ,,Linke Angebotspolitik. In- 
novationsstrategien für den Strukturwandel", dokumentiert in der FR, über http://www.spw.de 

Die Antwort von Gregor Gysi auf SchröderfBlair: ,,Gerechtigkeit ist modern", http://www.pds- 
online.de/partei/aktuelI/9908/gysi-thesen.htm 

Das Papier der Grundwertekommission beim SPD-Parteivorstand: Dritte Wege - Neue Mitte. So- 
zialdemokratische Markierungen für Reformpolitik im  Zeitalter der Globalisierung, http:// 
www.spd.de/politik/erneuerung/grundwerte/ 

Das Sondermemorandurn der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (Postfach 330447, 
28334 Bremen): ,,Arbeit, Umwelt, Gerechtigkeit - Beschäfiigungspolitik statt Sparbesessenheit". 

Die Beurteilung des DGB zum Sparprogramrn findet sich unter http://www.dgb.de/idaten/ 
wipo7-99.doc 

Der Juso-Bundesausschuss hat einstimmig ein umfangreiches Papier verabschiedet: ,,Esgibteine 
Alternative! Neuer Gesellschafisvertrag statt Secondhand-Neoliberalismus". 
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Notizen und 
Hinweise zu 
Veranstaltungen 
und Materialien 

SPD-Linke im Frankfurter Kreis 
wollen stärker eingreifen 

Das Herbsttreffen des Frankfurter 
Kreises am 17.11 8.09.99 in Berlin dis- 
kutierte kritisch über das Sparpaket 
der Bundesregierung und verabschie- 
dete eine,, Berliner Erklärung: Die drit- 
te Phase sozialdemokratischer Regie- 
rungspolitik einleiten: Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit und neuer 
Gesellschaftsvertrag", in der mehr so- 
ziale Gerechtigkeit und Initiativen 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit sowie 
zur Verbesserung der öffentlichen 
Einnahmen gefordert werden. Der 
Text steht auf unserer Website bereit 
(http://www.spw.de) und kann beim 
Büro Detlev von Larcher MdB ange- 

Fachhochschulverlag 
MRVLRLAG ma mcrwnNorEwirrwscHarrm 

fordert werden (Tel. 030-22773659, 
eMail: detlev.larcher@bundestag.de). 
Um die inhaltliche und organisatori- 
sche Modernisierung der SPD-Linken 
voranzubringen, soll in Kürze ein ein- 
getragener Verein ,, Forum 2 1 " ge- 
gründet werden. Auf der Frühjahrsta- 
gung 2000 soll erste Bilanz gezogen 
und das weitere Vorgehen beraten 
werden. 

Zu einem bundesweiten Seminar 
,,Für ein linkes Projekt: Zukunft" la- 
den bayerische Parteilinke für den 
23.124.10.99 i n  die Frankenakade- 
mie Schloß Schney bei  Lichtenfels 
ein. Inhaltliche Diskussionspunkte 
sind die Aufgaben der Linken in der 
SPD und die Perspektiven sozialde- 
mokratischer Friedenspolitik. Weitere 
Info und Anmeldungen bei Uwe 
Hiksch MdB, Tel. 09261 -9541 7, 
eMail: uwe@hiksch.de 

spw-Herbsttagung zur Zukunft 
des Sozialstaats 

Der inhaltliche Schwerpunkt der dies- 
jährigen Herbsttagung der Zeitschrift 
spw lautet ,,Dritter Weg und neue 
Mitte - Sozialstaatliche Gestaltung im 
Jahr 1 der rot-grünen Bundesregie- 
rung". Sie wird am 30.131.10.99 in 
Hattingen an der Ruhr stattfinden. In- 
teressierte sind herzlich eingeladen. 
Weitere lnformationen zur Tagung 
und Anmeldung bei Joachim Schu- 
ster, d o  ispw, Brokstr. 58, 28203 Bre- 
men, Tel./Fax 0421 -74923, eMail: 
Schuster@bremnet.de. 

3. Kongress der Gewerkschafts- 
linken 3.14.12.99 in Stuttgart 

Der 3. Kongress der Initiative für Ver- 
netzung der Gewerkschaftslinken fin- 
det am 03.104.1 2.99 in Stuttgart zu 
den Themen Mitbestimmung, Sozial-, 
Tarif- und Arbeitzeitpolitik statt. Der 
erste Kongress dieser längerfristig an- 
gelegten Initiative fand am 15.1 
16.04.99 in Oberursel/Frankfurt mit 
Ca. 140 Gewerkschafterlnnen aus der 
ganzen Republik statt und vereinbarte 
weitere gemeinsame Arbeit: Genaues 
Programm und weitere Infos bei: 
Heinz-Günter Lang, Tannenburger Str. 
15, PF 1201, 64660 Alsbach-Haehn- 
lein, Tel.: 06257-1468. Im lnternet 
gibt es umfangreiche lnformationen 
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unter der Adresse http://www. 
la bournet.de 

Tagung ,,Der Krieg -Analyse 
eines Exempels" 
Veranstalter dieser Tagung, die unter 
verschiedenen Gesichtspunkten eine 
Bilanz des Kosovo-Krieges und seiner 
medialen und politischen Behand- 
lung ziehen sowie friedenspolitische 
Perspektiven diskutieren soll, ist ein 
breites Spektrum friedenspolitisch 
engagierter Organisationen und In- 
itiativen. Sie findet statt am 
08.10.99, ab 19.00 Uhr, und 
09.10.99, 09.30 - 16.30 Uhr, in der 
Hochschule für Wirtschaft und Poli- 
tik, von-Melle-Park 5 in Hamburg. 
Kontakt: Naturwissenschaftlerlnnen- 
Initiative, Tel. 0231 -575202, eMail: 
ines-nat@t-online.de 

Tagung ,,Ein Jahr Rot-Grün - 
Neue Chancen für die Jugend?" 

Unter diesem Titel führt des Bundes- 
verband der Jungsozialistinnen und 
Jungsozialisten in der SPD am 
24.10.99 eine Tagung in Berlin durch. 
Mehr lnformationen und Anmeldun- 
gen beim Juso-Bundessekretariat, 
Wilhelmstr. 140, 10551 Berlin, Tel. 
030-25991 -365, eMail: jusos@ 
spd.de 

Frauennetzwerk diskutiert zu 
,,Frau und Beruf" 

Bitte schon mal vormerken: Das 
Frauennetzwerk veranstaltet am 
Samstag, den 13.11.99, 13 - 18 
Uhr im Jugendgästehaus Berlin ein 
,,Werkstattgespräch Frau und Be- 
ruf". Bei der Tagung sollen die von 
Juso- und spw-Frauen erarbeiteten 
Konzepte der ,,Doppelten Umvertei- 
lung" mit  den von Gewerkschafte- 
rinnen und Wissenschaftlerinnen 
entwickelten Vorstellungen und 
Strategien zur gleichberechtigten 
Teilnahme von Frauen am Erwerbs- 
arbeitsmarkt ausgetauscht und zu- 
sammengeführt werden. Zugesagt 
haben bereits Vertreterinnen der IG 
Metall und HBV, angefragt sind dar- 
überhinaus eine Vertreterin der ÖTV 
sowie Heide Pfarr und Margaretha 
Steinrücke. Weitere lnformationen 
über Büro Andrea Nahles, Platz der 
Republik 1, 11 01 1 Berlin, Tel.: 0301 
22777682, eMail: andrea.nahles@ 
bundestag.de 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 
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S eit kurzem eskalieren bewaffne- 
te Auseinandersetzungen zwi- 
schen der islamistischen Guerilla 

und der russischen Armee im Grenz- 
gebiet der russischen Kaukasus-Repu- 
blik Dagestan zu Tschetschenien. Erst- 
mals seit Ende des Tschetschenien- 
Krieges 1996 sind starke russische Mi- 
litärverbände in diese abtrünnige 
Kaukasus-Republik einmarschiert. Sie 
sind auch als Antwort auf verheeren- 
de Bombenanschläge in Moskau zu 
verstehen, für die Tschetschenen pau- 
schal verantwortlich gemacht wer- 
den. Als Reaktion auf die Bombardie- 
rung tschetschenischer Dörfer hat de- 
ren Präsident Maschadow inzwischen 
die Generalmobilmachung angeord- 
net. In Dagestan selbst dehnen sich 
die Kämpfe auf immer mehr Landes- 
teile aus. 

Begonnen haben die Kämpfe 
durch den Einmarsch bewaffneter 
Einheiten des selbsternannten Kom- 
mandeurs der dagestanischen Erhe- 
bung, Schamil Basajew, aus Tschet- 
schenien. Unterstützt wird er von 
dem militanten jordanischen Glau- 
benskämpfer und Wahhabiten al 
Chattab. Basajew ist Ex-Kommunist 
und ein ehemaliger, enger Mitstreiter 
des gemäßigten tschetschenischen 
Präsidenten Aslarn Maschadow. Ge- 
gen dessen erklärten Willen brach Ba- 
sajew diesen Konflikt vom Zaun. Das 
dürfte kaum Folgen haben, weil Ma- 
schadow sein Land auch nur noch 
halb unter Kontrolle hat. 

Was wollen die Aufständischen, 
wo liegen die Gründe für den Ein- 
marsch und die überaus heftige mili- 
tärische Reaktion Moskaus? 

Islam und Öl in Dagestan 
1. Die lslamisten um Schamil Basajew 
wollen die Abspaltung von Russland. 
Sie streben einen heiligen islamischen 
Bund der Kaukasusprovinzen an und 
träumen von einem Gottesstaat, der 
wie zu Zeiten des legendären Na- 
mensvetters Schamil im 19. Jahrhun- 
dert Tschetschenien und Dagestan 
umfassen soll. Awar Schamil war der 
bedeutendste Führer des antirussi- 
schen Widerstandes im 19. Jahrhun- 
dert. Die Losungen des Heiligen Krie- 
ges und der Durchsetzung der Scha- 
ria verband er mit  egalitären Zielset- 
zungen, die auch gegen die zum Teil 
mit Russland kooperierenden kaukasi- 
schen Eliten gerichtet waren. Im Jahre 
1834 errichtete er eine revolutionäre 
Diktatur, die den Feudalherren jegli- 
che Macht entriß und Tausende von 
Bergbewohnern aus der Sklaverei 
oder Hörigkeit erlöste. Karl Marx 
nannte ihn deshalb den ,,Garibaldi 
des Kaukasus". Sein Porträt hängt 
heute in jeder dagestanischen Amts- 
Stube. 

Der Traum von einem wirtschaft- 
lich halbwegs überlebensfähigen 
Gottesstaat Iäßt sich nur dann erfül- 
len, wenn die lslamisten über die ÖI- 
und Gasvorräte in diesem Teil des 
nordkaukasischen Erdölgürtels verfü- 
gen oder zumindestens in großem Stil 
daran teilhaben können. Mit  Tschet- 
scheniens Vorräten könnte die Eigen- 
Versorgung sichergestellt und zudem 
erheblich beim Export verdient wer- 
den. Demgegenüber sind Dagestans 
Vorräte, die vor allem am Küstenstrei- 
fen des Kaspischen Meeres ausgebeu- 
tet werden, nicht so bedeutend. Da- 

Unruhen 
in Dagestan 

Zu den Hintergründen der Konflikte 
im Nordkaukasus 

von Detlef Bimboes* 

gegen scheint es auf dem Meeres- 
grund vor Dagestans Küste reiche 
Vorkommen zu geben. Für diese be- 
sitzt der russische Ölkonzern Lukoil 
eine Lizenz und plant den Bau einer 
Pipeline durch Dagestan an Tschet- 
schenien vorbei. Aktuell und wichti- 
ger und von strategischer Bedeutung 
ist aber für die lslamisten etwas ganz 
anderes in Dagestan: nämlich Rus- 
sland die Kontrolle über die von Baku 
in Aserbeidschan zum russischen 
Schwarzmeerhafen Noworssijsk füh- 
rende Erdölleitung zu entreißen. Die- 
se Ölpipeline, auch als Nordroute be- 
kannt, führt ab der Grenze Aserbeid- 
schans zu Russland durch ganz Dage- 
stan über Tschetschenien nach No- 
worssijsk. Zugleich ist sie mit der da- 
gestanischen Hauptstadt Machatsch- 
kala am Kaspischen Meer und ihrem 
Ölhafen sowie der tschetschenischen 
Ölraffinerie in Grosny verbunden. Da- 
mit ist klar, was die lslamisten brau- Ohne Teilhabe an 
chen, wenn sie ihre Ziele verwirkli- den Ölvorräten der 
chen wollen: eine Pipeline für den Region ist ein 
ÖItransport (auch zur Erhebung lu- islamischer Gottes- 
krativer Gebühren bei der Durchlei- staat nicht überle- 
tung kaspischen Öls aus Baku!) und bensfähig. 
Lager-/Umschlagskapazitäten, die zu- 
gleich für den Import und Export ge- 
nutzt werden können, sowie Verar- 
beitungskapazitäten. All das würde 
die industrielle Basis für den Gottes- 
staat abgeben können. 

Gerade diese Ölpipeline ist aber 
auch von hoher strategischer Bedeu- 
tung für die russische Außenwirt- 
schaftspolitik und spielt eine wichtige 

* Dr Detlef Birnboes, Wiesbaden 

5 7 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 109. 1999 



SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG I N HALT 

eiträge zur 
~zialistischen Politik 

Flüchtlinge, Migration 
und lnteqration 
Europäische Fiüchtlingspolitik und der Kosovo-Krieg; 
Demontage des Asylrechts; Exportwirtschai? und Ver- 
treibung in Kurdistan; Arbeitsmigration Mexiko - USA; 
Personenfreizügigkeit und Sozialdumping Schweiz - 
EU; Integration, Staatsbürgerrecht; Frauenhandel und 
Illegalisierung von Migrantinnen; Ausländerpolitik und 
Apartheid in der Schule 

H. Dietrich, C. Roth. M. Holzberger, Ch. Parnreiter, 
M.-C. Caloz-Tschopp, J. Dietziker, B. Lüthje, A. Sancar, 
Ch. Scherrer. H. Baumann, M. Le Breton, S. Prodolliet, 
I. Wallerstein, H. Heinoid, G. D'Arnato, U. Loppacher 

Diskussion 

P. Hug: Friedens- und Sichheitspolitik statt NATO-Krieg 
S. Kappeler: Militärmachismo und Frauenbewegung 
P. Lock: Nachkrieg in Südosteuropa 

Marginalien / Rezensionen / Zeitschriftenschau 

Rolle im internationalen Pipeline-Po- 
ker. Durch die Pipeline wird schließlich 
Öl von am Kaspischen Meer tätigen 
internationalen Ölkonsortien (s.u.) 
gepumpt. Das und ein insgesamt dro- 
hender Einflußverlust in der gesamten 
Region erklärt die Heftigkeit der russi- 
schen Reaktion auf den Einmarsch 
der Islamisten. So ist seit der Eröff- 
nung der Ölpipeline von Baku zum 
georgischen Schwarzmeerhafen Sup- 
sa (Westroute) im Frühling diesen Jah- 

Die Loyalitäten in res ist die Abhängigkeit von Ölliefe- 
Dagestan -anders rungen durch russisches Territorium 

als in Tschetschenien erheblich gesunken. Bekanntlich ge- 
- liegen bislang hören Aserbeidschan und Georgien 

weitestgehend auf nicht mehr zu Russland. Hinzu 
Seiten der russischen kommt noch, dass die Transportge- 

Föderation. bühren auf dieser Nordroute zehnmal 
höher als entlang der Westroute sind. 
Allerdings bleibt die neue Westroute 
nur so lange ein Trumpf im Gerangel 
von Macht und Preisen, als sie die 
steigenden Fördermengen des von 
BP-Amoco dominierten AlOC ÖIkon- 
sortiums (an dem elf internationale 
Konzerne, darunter die russische Lu- 
koil mit 10% beteiligt ist) aufnehmen 
kann. Sollte die Leitungskapazität 

nicht ausreichen, wird das AlOC wie- 
der auf die russische Nordroute ange- 
wiesen sein. 

Bislang hat sich das AlOC dafür 
entschieden, das Öl über diese bei- 
den Pipelines an die Schwarzmeerkü- 
ste zu pumpen. Würde der Abtrans- 
port über die Nordroute aber dauer- 
haft gefährdet, könnte dies den 
Druck erhöhen, die von den USA und 
Aserbeidschan favorisierte Route von 
Baku über Georgien nach Ceyhan an 
der türkischen Mittelmeerküste doch 
früher als angedacht zu bauen. Sie 
wird bislang als unwirtschaftlich an- 
gesehen. Sollte sie vor diesem Hinter- 
grund nun doch bald gebaut wer- 
den, wäre erreicht, was die USA 
schon so lange wollen. Nämlich die 
Energierohstoffe des Kaspischen 
Meeres und ganz Mittelasiens unab- 
hängig von Russland auf die Welt- 
märkte gelangen zu lassen. 

Der Einmarsch der Guerilla in Da- 
gestan ist deshalb möglicherweise 
nicht zufällig in dieser Situation er- 
folgt. In jedem Fall hat er Russland an 
einer national und geopolitisch hoch 
empfindlichen Stelle getroffen. Eine 
Abspaltung Dagestans würde Rus- 
sland größtenteils vom Kaspischen 
Meer und den dortigen ÖI- und Gas- 
vorräten abschneiden und zudem sei- 
ne territoriale Integrität in hohem 
Maße treffen. Nur vor diesem Hinter- 
grund kann die heftige militärische 
Reaktion Moskaus und der enge 
Schulterschluß von Politik und Militär 
(was im tschetschenischen Konflikt 
ganz anders war) verstanden werden. 
Die Abspaltung Dagestans von Rus- 
sland würde den Druck erhöhen, die 
Ölroute nach Ceyhan bald zu bauen. 

Ausländische Geldgeber für die 
lslamisten 
2. Angaben des russischen Geheim- 
dienstes scheinen der Wahrheit zu 
entsprechen, wonach die lslamisten 
von Saudi-Arabien und anderen isla- 
mischen Ländern unterstützt werden. 
Immerhin sind die Kämpfe in  Dage- 
stan in Gebieten begonnen worden, 
in denen die Wahhabiten an Einfluß 
gewonnen haben. Diese ultrakonser- 
vative islamische Bewegung mit be- 
sonders harter Auslegung der Scha- 
ria-Gesetze ist über Söldner während 
des Krieges nach Tschetschenien ge- 
langt. Ihr Oberhaupt ist der bereits er- 
wähnte, aus Jordanien stammende 
Millionär al Chattab, der verschiedene 
Ausbildungslager für die Anhänger 
der Bewegung finanzierte. Da der 
Wahhabismus die Staatsreligion Sau- 
di-Arabiens ist, liegt es nicht fern, 

dass von dort auch Unterstützung für 
die lslamisten kommen könnte. Im 
übrigen fehlen noch Beweise dafür, 
dass Basajews Truppen über ver- 
schwiegene Kanäle aus den USA und 
England finanziert werden. Das ist 
nicht völlig auszuschließen. Schließ- 
lich hat Basajew für die Durchsetzung 
seiner Ziele mehr das Öl als den lslam 
im Kopf und scheint sich der Wahha- 
biten eher zu bedienen. Inzwischen 
ist diese Glaubensrichtung in Dage- 
stan verboten worden. 

Dagestan und Rußland 
3.  Dagestan heißt übersetzt ,,Berg- 
land" und charakterisiert damit die 
Geländeverhältnisse in der föderati- 
ven russischen Republik im Nordkau- 
kasus. Sie bieten ideale Voraussetzun- 
gen für den Guerillakrieg. Auf einem 
Gebiet von der Größe Niedersachsens 
und etwa 1,8 Mio Einwohnern leben 
über 30 Völker in unterschiedlichen 
Siedlungsgebieten. Den wichtigsten 
Identifikationsfaktor bildet der lslam 
sunnitischer Ausrichtung. Radikale 
Formen des lslam wie die Lehre der 
Wahhabiten sind den Gläubigen im 
Nordkaukasus fremd. Der Anteil der 
Russen beträgt lediglich etwa neun 
Prozent der Bevölkerung. Dennoch ist 
die Umgangssprache russisch. Die 
Loyalitäten liegen bislang weitestge- 
hend auf Seiten der russischen Föde- 
ration. Das war bereits so zu Zeiten 
der Sowjet-Union. Ein wesentlicher 
Grund dafür ist, daß Dagestan im Ge- 
gensatz zu Tschetschenien nach der 
Rückeroberung des Kaukasus durch 
die Rote Armee im Jahre 1944 nicht 
Stalinschem Terror ausgesetzt und 
von brutalen Zwangsumsiedlungen 
nach Mittelasien betroffen war. Die 
Deportationen erfolgten, weil Tschet- 
schenien bis in die vierziger Jahre 
nicht ganz in den Sowjetstaat inte- 
griert werden konnte und eine Hoch- 
burg des islamischen Nakschbandiye- 
Ordens (ein Derwischorden) war. Das 
ganze Volk wurde vertrieben, obwohl 
sich die überwiegende Mehrheit am 
Verteidigungskrieg gegen den Fa- 
schismus beteiligte und nur ein klei- 
ner Teil mit ihm kollaborierte. Dieses 
düstere Kapitel der stalinschen Natio- 
nalitätenpolitik erklärt im Gegensatz 
zu Dagestan den starken Willen der 
Tschetschenen nach Unabhängigkeit 
von Russland. Vor diesem Hinter- 
grund ist es derzeit schwer vorstellbar, 
das in Dagestan eine Entwicklung wie 
in Tschetschenien droht. Zudem glie- 
dert sich die dagestanische Gesell- 
schaft noch in Clans, die sich um na- 
tionale Führer und einflußreiche Ge- 

Thomas Westphal 
..................................................................................................................... kurzum 2 

MAGAZIN 

.......................... Notizen u n d  Hinweise auf  Veranstaltungen u n d  Materialien : ...... 4 

Ulrich Commercon 
,,Gegen die CDU wäre es leichter gewesen." 

..................... ....................................................... ~aarlandwahlen am 05.09.99 ... 6 

Andreas Bach 
Debakel in  der ,,Herzkammer der SPD" .................................................................... 7 

Barbara König, Reinhold Rünker 
Warum überhaupt noch Wählen gehen? ............................ ............ ........................... 8 

Arno Brandt 
............................ ........................................................... Gerhard und TlNA ............ 10 

Hermann Scheer 
Konsens über ,,Atomausstieg" - 

............................ ein Bumerang für den Einstieg in  die ökologische Energiewende? 11 

Kai Burmeister 
Volle Kraft für Schleswig-Holstein? ................... .. ................................................. 14  

Bettina Kohlrausch 
........................................... Alles wie gehabt - zur Ausbildungsplatzsituation 1999 16 

Ole Erdmann 
........................................... Ein wichtiger Schritt - das Buch zur Bildungs-Offensive 17 

KOMMUNALE POLITIK 

Stefanie Gerszewski 
.............................................. Kommunale Politik. Einleitung zum Heftschwerpunkt 19 

Stefan Grönebaum 
. . 

.................... ......................................................... SPD-Kommunalpolitik wohin? .. 21 

Wilfried Klein 
.................................................... Reformerische Potentiale auf kommunaler Ebene 25 

Horst Peter 
................... .................. Kooperative Kommunalpolitik als linkes Aktionsfeld .... 28 

Olaf Schade 
.......................... Das fünfte Rad am Wagen? Kommunalpolitik und neue Steuerung 31 

lngeborg Junge-Reyer 
Eine Regionale Beschäftigungsagentur 

............................. ........ Das Sozialamt als größter Arbeitgeber der Kommune :._._._.._ 3 4  

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

Ralf Krämer 
............................................... ,,Es gibt keine Alternative." - Dummes Geschwätz! 38 

Detlev von Larcher 
. . 

.................................................................................. Alternativen der Steuerpolitik 42 

Christopher Hermann 
.................................. Die Gesetzliche Krankenversicherung am Ende der 90er Jahre 4 4  

DRllTER WEG - WOHIN? 

Uwe Wiedenstried 
.................. ............................................................................. ,,Decent Society" ... 50 

SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

Rolf Mützenich 
Fragwürdige Parallelen. Atomare Abschreckung in Südasien .................................... 55 

Detlef Bimboes 
Unruhen in  Dagestan .......................... ... ............................................................. 57 

sow. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 109, 1999 



SCHÖNE NEUE WELTORDNUNG 

von Thomas Westphal 

Es ist einer dieser Montage, an de- 
nen heftig über die Folgen der 
Wahlniederlagen der SPD speku- 
liert wird. 

In der SPD herrscht Katerstim- 
mung. M i t  den niederschmettern- 
den Zahlen aus allen Wahllokalen 
in Ost- und Westdeutschland steigt 
innerhalb der Partei der Eindruck 
von der Götterdämmerung für die 
Politikstrategie der ,,neuen Mitte" 
auf. Bei allen Durchhalteparolen, 
die auch an diesem Montag wieder 
zu hören sind, ist allen Beteiligten 
und Beobachtern längst klar, dass 
die SPD zur nunmehr dritten Neu- 
ausrichtung ihrer Regierungspolitik 
gezwungen ist. 

Die im Koalitionsvertrag nach- 
zulesende erste Startausrichtung 
war noch beseelt vom Wahlerfolg 
und von der siegreichen Politikstra- 
tegie, die den Gleichklang von In- 
novation und Gerechtigkeit in Sze- 
ne setzte. 100.000 Job-Programm, 
Steuerbereinigungsgesetz, Doppel- 
te Staatsbürgerschaft und die Ord- 
nung auf dem Arbeitsmarkt, das 
waren die bestimmenden Themen 
dieser Zeit. 

Operative Hast, Zerfall des in- 
szenierten Gleichklangs in diversen 
Klientelpolitiken, Fehleinschätzun- 
gen hinsichtlich des Konfliktpoten- 
tials, das in der Einwanderungsfra- 
ge steckt, die Wahlniederlage in 
Hessen und schließlich der Rücktritt 
von 0 .  Lafontaine haben diese er- 
ste Strategieausrichtung politisch 
erledigt. 

Nach den Anfeuerungsrufen 
aus der Wirtschaft, nun die zweite 
Chance zu nutzen, und persönlich 
gestärkt durch den Kosovo-Krieg, 
krempelte Schröder die innenpoliti- 
sche Tagesordnung komplett um. 
Rentenanpassung, Sparpaket und 
das SchröderIBlair- Papier zur Zu- 
kunft der europäischen Sozialde- 

mokratie rückten in den Vorder- 
grund. Diese Ausrichtung ist nun 
ihrerseits durch die Wahldesaster 
bei der Europawahl, in Branden- 
burg, dem Saarland, Thüringen, 
NRW und Sachsen höchst plebiszi- 
tär von den Wählern umgekegelt 
worden. 

Kurzum: Die Rückkehr von Franz 
Müntefering als Zentrums-Manager 
der Partei signalisiert zweierlei: 1 .  
Allen ist klar: Die dritte Strategiean- 
Passung der Regierungsarbeit ist 
fällig. 2 .  Die Strecke führt bis zur 
Landtagswahl in NRW im kommen- 
den Mai. Entweder bis dahin exi- 
stiert ein auch in der Substanz halt- 
barer neuer Regierungskurs oder 
aber Schröder wird nach Kiesinger 
der zweite Übergangskanzler in der 
Geschichte der (erweiterten) Bun- 
desrepu blik. 

Aber ein einfaches Remake der 
Wahlkampfschlager aus dem letz- 
ten Jahr ist nicht die Antwort auf 
diese Situation. Dafür ist der ent- 
standene Glaubwürdigkeitsverlust 
zu nachhaltig und die Kluft zwi- 
schen dem Innovationsdiskurs, der 
Austerititätspolitik und dem An- 
spruch nach sozialer Gerechtigkeit 
zu groß, um durch politisches Mar- 
keting zugedeckt werden zu kön- 
nen. 

Die beteiligten Matadoren müs- 
sen schon genauer klären, worin der 
,,dritte Kurs" nun bestehen soll. 

So wie die Dinge derzeit liegen, 
müssen mindestens drei Kernstücke 
bearbeitet werden, um ein schlüssi- 
ges Ganzes zu ergeben: 

1 .  Wenn es der Sozialdemokratie 
nicht gelingt, die notwendigen öko- 
nomischen und sozialen Verände- 
rungen. in einer historischen Linie 
mit  den sozialen Integrationserfol- 
gen der Nachkriegsgeschichte zu 

verbinden, dann wird sie kaum in 
der Lage sein, ihre Kernkompetenz 
der sozialen Gerechtigkeit wieder 
glaubhaft vertreten zu können. Mit  
den Metaphern des Bruchs und der 
Diskreditierung der eigenen histori- 
schen Politikleistungen, wie sie noch 
im Schröder/Blair-Papier auftauch- 
ten, wird für morgen nichts gewon- 
nen, aber die Leistung von gestern 
geschmäht. 

2 .  Der Innovations-Kurs muß 
mit vorwärtsgerichteten Reformen 
der sozialen Sicherungssysteme 
(Rentenstruktur) und der Steuerge- 
rechtigkeit verbunden werden und 
darf nicht länger als Klientelismus- 
Politik für das junge Unternehmer- 
tum und die Kultur der Selbstän- 
digkeit daherkommen. Wenn je- 
doch weiterhin die notwendige 
Modernisierung etwa in den Sozial- 
versicherungen vom geistigen 
Blickwinkel der Kultur der Selbstän- 
digkeit aus betrieben wird, dann 
werden Einzelinteressen zum Ge- 
meinwohl erhoben. Das politische 
Ergebnis ist der Verlust des Volks- 
parteicharakters der SPD, wie in 
Sachsen. 

3. Das Konzept-Karussell rund 
um den Aspekt des Niedriglohnsek- 
tors, Billigjobs usw. muß angehalten 
werden. Stattdessen ist eine solide 
Untersetzung des Bündnisses für Ar- 
beit mit konkreten Brancheninitiati- 
ven zur Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen dringend gebo- 
ten. 

Kurzum: Nur wenn dauerhaft der 
Eindruck vermieden werden kann, 
der Kanzler betreibe eine Politik nach 
dem Drehbuch des Films ,,Lola 
rennt" und seine Politikansätze seien 
immer das Ergebnis zufälliger Ereig- 
nisketten, ist es überhaupt möglich, 
den Trend zu stoppen. Also: ,,Demo- 
kratische Modernisierung" statt 
,,Schröder rennt"! SPW 

schäftsleute gruppieren. Weder Ge- 
schäftsleute noch islamische Würden- 
träger denken an eine Abkehr von 
Russland. Auch die rasche Aufstel- 
lung von Freiwilligenverbänden (zu 
den Initiatoren zählt u.a. der Chef der 
Ölgesellschaft Dagneft) zum Kampf 
gegen die Aufständischen zeigt, daß 
Basajew mit erbittertem Widerstand 
aus der Bevölkerung rechnen müßte. 
Fremden Boden zu erobern - und sei 
es unter der Losung einer ,,Befreiung 
von den Ungläubigen" - gilt im Kau- 
kasus von jeher als schweres Verbre- 
chen. 

Der Widerstand könnte aber 
auch umschlagen und sich nicht nur 
gegen Eindringlinge, sondern eben- 
so gegen die Zustände und ihre Ver- 
antwortlichen im eigenen Land rich- 
ten. Schließlich sind die Wurzeln für 
die blutigen Unruhen nicht nur bei 
den Wahhabiten, sondern gerade 
auch in der katastrophalen wirt- 
schaftlichen und sozialen Schieflage 
Dagestans zu suchen. So sind Drei- 
viertel der erwerbsfähigen Bevölke- 
rung arbeitslos! Zugleich wird das 
kleine Land durch unkontrollierte 
Binnenwanderung, starke Flücht- 
lingswellen aus Tschetschenien und 

wachsende Kriminalität erschüttert. 
Das könnte zum Flächenbrand füh- 
ren, wenn die militärische ,,Hau- 
drauf-Mentalität" der derzeit poli- 
tisch führenden Elite Russlands nicht 
durch diplomatische Geschmeidig- 
keit (wie im Falle Tschetscheniens 
durch Ex-General Lebed) und lei- 
stungsfähige Wirtschaftshilfe abge- 
löst wird. Die Militäraktionen treffen 
schließlich immer wieder viele un- 
schuldige Bewohner in den Kampf- 
gebieten und zerstören deren müh- 
selig erworbenes Hab und Gut sowie 
die Landwirtschaft als wichtigem Er- 
werbszweig. Die Überreaktion Mos- 
kaus ist natürlich nicht ausschließlich 
geopolitischen Empfindlichkeiten 
und energiewirtschaftlichen Interes- 
sen geschuldet, sondern hat dane- 
ben zugleich handfeste innenpoliti- 
sche Gründe. Schließlich stehen am 
19. Dezember diesen Jahres die Par- 
lamentswahlen an. Und solch ein 
Konflikt Iäßt sich eben immer auch 
nutzen, um dem politischen Gegner 
Wählerstimmen abzujagen. Die Fort- 
setzung dieser Politik Russlands wird 
im Kaukasus den Widerstand nur 
noch steigern. Das oberste Ziel in der 
Kaukasus-Region kann nur darin be- 

stehen, in einem ersten Schritt einen 
umfassenden Gewaltverzicht durch- 
zusetzen. Er ist überhaupt Voraus- 
setzung dafür, dass das Tor zum Frie- 
den geöffnet werden kann. Ob hier- 
für nach den Parlamentswahlen bes- 
sere Voraussetzungen vorliegen, 
bleibt abzuwarten. SPW 
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